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100 Jahre Kongokonferenz 5.IS 

Vor 100 Jahren begann in Berlin die sog_ 
Kongokonferenz der Weltmächte_ Sie läute­
te die koloniale Restaufteilung Afrikas ein. 
Das Deu lSche Reich teilte kräftig mit. Die 
Völker des Südlichen Afrika tragen noch 
immer schwer an den kolonialen Ketten des 
Aparthcidsystems, an dessen Stützung 
durch die BRD und andere NATO-Mächte. 
Wir halten Rückschau auf die Kongokonfe­
renz. Und wir berichten von der Kölner 
Konferem: zum Südlichen Afrika \'om Ok­
loberd .J . 

Zimbabwe 5.26 

Der kürzlich veranstaltete Kongreß der Re­
gierungspartei ZANU bestätigte den Kurs 
\'on Premier Robert Mugabe. Als Auftrag 
rur die 90er J ahre wurde der übergang zum 
Sozialismus formuliert. Doch noch hält das 
große Kapital die wirtschaftliche Macht in 
Banden. Und die Krisenmomente häufen 
sich. 
Was ist das Rezept der ZANU? Wir schät­
zen ein und dokumentieren. 

MItteiamerika 5. 63 

Duarte verhandelte mit der salvadoriani­
schen H.ILN/ t--OR. Die Contadora-Gruppe 
legte einen neuen Friedensplan vor. Die EG 
beschloß. die mittelamerikanischen Länder 
stärker zu unterstützen. Die Gespräche zwi­
schen Washington und l\Ianagua gehen wei­
ter_ Und in lIonduras regt sich Widerstand 
gegen die US-Truppen. 
Stehen in Mittdamerika die Zeichen jetz l 
auf Frieden? Oder will Reagan Nikaragua 

~~~~~~~ .... und die FMLN / FDR mit Verhandlungs. 
~ tricks in die Knie zwingen? 
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Aktueller Kommentar: Ausländerpolitik wohin? 

"lIier bin ich nicht mehr in meiner Hei­
mat, sondern die haben sie mir in einer 
ganz bestimmten Weise geklaut. Die gan­
ze Umgebung ist mir rremd geworden. 
Das rangt beim Geruch an und geht b is 
zur Straße." 

Wer da so plastisch rassistisch-diskrimi­
nierende Plal ,ilüden gegen Ausländer be­
schwört, ist kein geringerer als der fUrdic 
Ausländerpolitik Westberlins zuständige 
Innensenator Heinrich Lummer (CDU). 
Er ist immerhin mitverantwortlich rur 
den tragischen Todesstur~ Kemal AI· 
tuns, eines Asylbewerbers, der fur sich 
nur noch im Freitod einen Ausweg sah. 

Vorreiter Ausländerrech t 

In der Aussage H. Lummen wird die 
Spielweise der von den Herrschenden zur 
Durchselzung ihrer unmenschlichen 
Ausländerpolitik verbreiteten ausländer­
feindlichen und menschenverachtenden 
Ideologie deutlich: Ihre Rechtferti­
gungspropaganda knüpft diffizil an be­
reits vorhandene Vorbehalte der "klei­
nen Leute" gegen "Fremdes" an und 
verknüpft diese gezielt mit eindeutigen 
Schuldzu.weisungen an die Adresse der 
ausländischen ~"itbürger, z.B. bezüglich 
der ~assenarbeits[osigkeit und der vor­
anschreitenden neuen Dimension von 
Verarmung in der BRD. Dazu nochmals 
Originalton H. Lummer: "Die Auslän­
derentwicklung ist ein Faktor, der die 
Arbeitslosigkeit nachhaltig beeinflußt, 
das ist klar." 
Klar ist zumindest das Ziel der Kampag­
ne: Die Zustimmung zur, zumindest aber 
die stillschweigende Duldung der bruta­
len "Ausländer raus"-Politik, wie sie von 
der Bundesregierung vorexeniert wird 
und durch die geplante Änderung des 
Ausländergesetzes im schlimmeren Um­
fang zu beftirchten ist, soll von der 
"deutschen" Bevölkerung erschlichen 
werden. 

Die verantwortlichen Ressortminister 
singen dazu im Chor den genauso abge­
droschenen wie verlogenen Ohrwurm 
von der hinsichtlich des Ausländeranteils 
bereits erreichten oder sogar überschrit­
tenen Belastbarkeiugrenze in der BRD. 
Nun haben aber andere Länder in Euro­
pa (z. B. Schweden) einen höheren Aus­
länderanteil an der Gesamtbevölkerung, 
ohne deshalb größere Notals in der BRD 
leiden zu müssen. Und weit ärmere 
Länder der sog. Dritten Welt nehmen 
weit über I Mio Flüchtlinge auf (z. B. An­
gola,J ordanien, Libanon). 
Dann kann es also nicht liegen. Auf­
schlußreich ist hingegen der Weg. den die 

Bundesregierung zu gehen bereit ist, um 
dem Vorhaben der geplanten Gesetzes­
änderung. die Ausländerzahl um jeden 
Preis zuli.ickzudrängen, gerecht zu wer­
den. 
Kur~gefaßt lauten die Prämissen des vom 
Bundesinnenministerium ausgearbeite­
ten Gesetzesentwurfes so: 
• Seit langem in der BRD lebende Aus­
länder und ihre Familien werden ,.inte­
griert", besser wohl: ,.assimiliert". 
• Der weitere Zuzug\'on Ausländern. so 
auch der Nachzug von Familienmitglie­
dern, wird weiter begrenzt bei gleichzei· 
tiger Förderung der "RückkehrwilJig­
keit". 
• Die Möglich keiten der Ausweisung 
"unliebsamer" Ausländer "zur wirksa­
men Bekämpfung von Extremismus und 
Kriminalität" werden erweitert. 
Diese Punkte zeigen an: Das Leben in der 
Bundesrepublik soll den ausländischen 
Mitbürgern aus Nicht-EG-Staaten "zur 
Hölle" gemacht werden. 

Doch die neuen Gesetze werden nicht 
nur den Status von Ausländern als Men­
schen 2. und 3. Klasseweiterverschlech­
tern und fordern so bereits den Wider­
stand jedes humanistisch denkenden 
Menschen heraus. Sie stellen mehr noch 
einen direkten Angriff auf demokra­
tische Rechte in der BRD dar. Be-sonders 
entlar.>end ist hier der Plan, die Auswei­
sungsmöglichkeit von politisch unbe­
quemen Ausländern zu erwei tern. 

Zimmermanns 
Entwurf nicht vom Tisch 

Die Ausländergesetzgebung hatte näm· 
lich hierzulande immer auch e ine Vorrei­
terfunktion. So wurde das "alte" Aus­
länderrecht von 1965 etwa zeitgleich mit 
den sog. "kleinen Notstandsgesetzen " 
beschlossen, die ihrerseits auch eine 
psychologische Vorbereitung auf die 
1968 in Kraft ge tretenen "eigentlichen" 
Notstandsgesetze waren . Und: Die Dis­
kriminierung und Benachteiligung bei­
spielsweise von ausländischen Arbeitern 
schwächt die Gewerkschaftsbewegung, 
die Kriminalisierung von politisch akti­
ven Ausländern den Kampf gegen Demo­
kratie- und Sozialabbau. 
Alle demokrat ischen Kräfte des Landes 
sind daher gefordert, gegen die den Men­
schenrechten hohnsprechenden Maß­
nahmen von Bundes- und Landesregie­
rungen mit ganzer Kraft anzugehen. 

Am 28. September d.J . begann der 
MARSCH gegen Rassismus und auslän­
derfeindl iche Politik, der von zahlrei­
chen Initiativen und Einzelpersonen ge-

tragen wurde ("gl. den Aufruf in AlB 
10/1984, S. 42-43). 
In zwei Marschsäulen zogen die Teilneh­
mer des Marsches - 63 Ausländer und 
Deutsche bildeten cüe Kerngruppe -
durch die BRD. Sie besuchten über 50 
Städ te. um dort gemeinsam mit ört li­
chen Initiativen die Öffentlichkeit über 
die Hintergründe der Ausländerproble­
matik zu unterr ichten. 

Auf der Abschlußkundgebung am 13. 
Oktober d .J. in Köln konnten die Veran· 
stalter vor 3.000 Teilnehmern erklären: 
"Das Ziel des Marsches, eine breitere 
öffentlichkeit über die Praxis herrschen· 
der Ausländerdiskriminierung zu unter­
richten und weitere Unterstützung für 
eine Politik der uneingeschränkten 
Gleichberech t igung zu gewinnen. wurde 
hiermit erreicht." 
Nicht zuletzt durch die öffentlichkeits­
arbeit der MARSCH-Teilnehmer konnte 
auch im PrOtest vieler demokratischer 
Kräfte der BRD - Gewerkschaften, Par­
teien und auch Kirchen - ein erster Teil­
erfolg errungen werden: Anfang Okto­
ber d .J. scheiterten die von Innenmini­
ster Friedrich Zimmermann (CSU) pro­
pagierten Ausländerpläne vorerst an der 
in dieser Frage zerstrittenen Regierungs­
koalition. 
Zudem lassen die Vereinbarungen zur 
Ausländerpolitik zwischen SPD und 
Griinen in Hessen, die für viele- Ausländer 
spürbare Erleichterungen bringen wer­
den und ein wichtiges Gegengewicht zur 
Bonner Wendepolitik bilden, hoffen. 

Doch der Ausländergeseuentwurf ist da­
mit noch nicht vom Tisch. Derzwischen 
FDP und CDUjCSU erzielte Konsens, 
das Nachzugsalter fiir Kinder und den 
Ehepannemachzug nach den Zuzugs­
zahlen der nächsten Monate zu bemes­
sen, ist ein fauler Kompromiß. Endgültig 
kann nur ein starkes und weitverankertes 
Bündnis a ller demokratischen Kräfte -
der parlamentariSChen wie deraußerpar­
lamentarischen - den notwendigen Er­
folg in der Ausländerfrage erkämpfen. 

Andreas Krajczek 
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Wolfram Brünner 

Die ganz andere Afrikakonferenz 
Im Herbst 1884 wurde auf dcul5chem 
Boden, in Berliß , vo n den Großmächu~n 
die sog. Kongokonferenz eröffnet. Sie 
diente dem Zweck, sich untereinander 
über die koloniale Auf teilung Afrikas zu 
arrangieren. Reichskanzler QllO von Bis­
maTCk verhieß, als er jene Gipfelkonfe­
fenz erö ffnete, den Nationen Afrikas. 
man werde ihnen, den "Eingeborenen", 
"Zivili.ution ", sprich "Handel " und 
"Unterweisung" bringen (siehe Bdtrag 
von J .Ostfowsky). 
Namibia war imglcichcn J ahr zum ersten 
Ko lonia lerwerb des deutschen Kaiser­
reichs geworden . Und die Untaten der 
"Schutz"truppe in "Deutsch-Südwest" 
so llten im Vorfeld des I . Wel t kriegs trau­
rige Berühmth eit erlangen: Dem llandel 
des Bremer Kaufmanns Lüderitz war in 
den Jahren 1904-07 die Ausrottung ei­
nn Gulteils des namibischen Volkn au f 
dem t"uß gefolgt. 
Bismarcks Phraseologie von der "Zivili­
sation" entpuppte sich so als Tarnung rur 
eine ungehemmte Ausbeutung und Un­
terdrückung der kolonisierten Völker 
Afrika s. Im Südlichen Afrika hinterlie­
ßen der britische und deutsche Imperia­
lismus, quasi als kulturelle Sonderlei­
st ung (siehe Beitrag von H. Melber), ein 
System der Rassentrennung, der Apart ­
heid. 
Im Herbst 1984 , knapp IOOJahre nach 
dem Aufteilungsakt von Berlin, erinner­
te die bislang größte bundesdeutsche 
Solidaritätskonferenz zum Südlichen 
Afrika in Köln-Rodenkirchen an die be­
sondere Verantwortung jener Kolonia l­
mächte und heutigen neo kolonialen 
Vormächte, der StaatsfUhrungen West­
europas und Nordamerikas. 
In Kö ln se tzten entschiedene Cegnervon 
Apartheid und imperialist ischer Vor-
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herrschaft in Afrika "ihre" Regierungen 
auf die Anklagebank als eigentlich Schul­
dige dafür, daß die Völker Namibias und 
Südafrikas noch immer der kolonialen 
Fremdherrschaft unterworfen sind. 
Konferem:motto: "l"rieden fUrdas Süd­
liche Afrika ! Solidarität mit dem Befrei­
ungskampf der Völker von Siidafrika 
und Namibia! Solidarität mit den Front­
staaten!" 
Im Widerspruch zur Entkolonialisie­
rungs-Deklaration der Ui"O von 1960 
verweigert das weiße Minderheiuregime 
in Pretoria den Völkern Namibias und 
Südafrikas noch im mer das Recht auf 
nationale Selbstbestimmung, fUhrt es 
Krieg gegen die Völker Namibias, Süd­
afrikas und - wenngleich vorübergehend 
unterbrochen - gegen die .-rontstaaten 
(Angola, Mo~ambique, Zimbabwe, 
Sambia, Botswana und Lesotho). 

Apartheid ist nich t rcformierbar 

Waren auf der Berliner Kongokonferenz 
die Völker Afrikas bloße Verhandlungs­
masse, so stand die Kölner Konferenz 
vom 12.-14. Oktober 1984 unter der 
Schirmherrschaft des Ucfreiungskomi­
tees der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU). Blieben auf der Kongo­
konferenz die "Eingeborenen" als auser­
korene Opfer der Kolonisierung ausge­
schlossen , so fungierten auf der Kölner 
Veranstaltung die Befreiungsbewegun­
gen Südafrikas und Nam ibias offiziell als 
Unterstützer. 
Mehr noch, es traten rur sie auf dem 
Forum in Köln Führungspersönlich­
keiten tonangebend und richtungswei­
send in Erscheinung, rur den Afrikani­
schen Nationalkongreß (ANC) sein 

Generalsekretar Alfred 1'\zo und rUf die 
Südwesta frik anische Volksorgan isa tion 
(S\\'AI'O) llidipo lIamutenya, ihr [nfor­
mationssekretär und Zentralkomitee­
mitglied. Ihnen wurde auch bei der For­
mulierung der Tagungsdokurnente, der 
Abschlußerklärung und des Aktionspro­
gramms (siehe Kästen), eine aussch lag­
gebende Einflußnahmeeingeräumt. 
Waren auf der Berliner Konferenz die 
Interessen der von der Kolonisierung be· 
troffenen Völker gar nicht gefragt, so 
stellten auf der Kölner Konferenz Reprä. 
sentanten und Beobachter aus Afrika 
den Großteil der insgesamt 68 ausländi­
schen Teilnehmer, welche sich im l'le­
num wie den 18 Arbeitsgruppen rege am 
Diskussionsprozeß beteiligten. 

Die Deleg-.I.tionsleiter der Befreiungs­
bewegungen, Alfred Nzo und Uidipo 
Hamutenya, hoben einerseits hervor, 
daß es ungeachtet der neuerdings von 
Pretoriil zur Schau gestellten .. Frie­
dens·" und •• Reform"wilJigkeit ruuie in 
Sachen Se1bnbestimmung keinen Kom· 
prorniß mit dem Apartheidsystem geben 
könne. 

Sie verwiesen darauf, daß gerade in 
jüngster Zeit die Aggressivität des Botha· 
Regimes angesichts des Stärkezuwachscs 
des Volkswider5tands in Südafrika und 
Namibiil eher zugenommen habe. Das 
Desaster der Wahl farce vom August l 
September dJ. zum Drei-Rassen-Parla_ 
ment habe, so Nzo, einmal mehr erwie­
sen, daß es mrdie unterdrückte i\ lehrheit 
seines Landes (von 32 i\lio Einwohnem 
Süd afrikas sind 23,4 Mio Schwane, 2,8 
Mio Farbige und 0,9 Mio Inder) keine 
Reformaltemative gebe. 
Das Apartheidsystem lasse sich nicht re· 
formieren, es müsse vollständig beseitigt 



werden. Für den ANC und seinen be­

warfneten Arm Umkhomo We Sizwe 
gehe es heute darum. im Zuge eines sich 
explosiv verbreiternden Massenwider­
$Iands das Land unregierbar zu machen. 
Von einer ,.explosiven Situ at ion in Na· 
mibia und Südafrika" sprach auch Laban 
Oyaka (Tansania). Repräsentant des 
OAU.Bcfreiungskumitees. " In Namibia" 

- so brachte Oyaka die Grundkonstella­
tion im Südlichen Afrika auf den Punkt 
- "geht es um die Streitfrage Uhuru 
(Unabhängigkeit) und Souveränität. In 
Südafrika geht es um die Ausrotlungder 
Apanheid und die Errichtung der Mehr­
heitsherrschafl. Im Südlichen Afrika all­
gemein dreht es sich um das Problem der 
AchlUng der territorialen Integrität der 
Frontstaaten SeitenS des Rassistenregi· 
mcs ... 
Die Verbindung ('Iin kage') der Präsenz 
kubanischer Truppen in Angola m it der 

Unabhängigkeit Namibias, das sog. kon­
struktive Engagement (Politik der Rea­
gan-Administration; d. Red.), die Ei n­
schüchterung der Frontstaaten unter 
dem Vorwand der 'Verfolgung heißer 
Spuren'. die sog. Verfassungsreformen 
sind unbedeutend für die Lösu ngderex­
plosiven Situation im Südlich en Afrika . 
Die Völker Namibias und Süd afrikas 
ruhren einen harten Kampf gegen die 
militärisch und fina nziell machtvolle: 
Apanheidautoritäl. Sie brauchen die 
Unterstützung der in ternationalen Ge­
meinschaft." 
Dieses Grundanliegen fand bei den insge­
samt 450 Teilnehmern der Kölner Kon· 
ferenz einhellige Zustimmung - und 
selbst in strittigen, wicht igen Punkten 
Ergänzungen bzw. Präzisierungen . 

Das Kulturabkommen muß fallen 

So gaL es bei allen Vorbehalten gegen­
über den Abkommen Mo'Wambiques 
(März 1984) und Angolas (februar 
1984; siehe nachstehendes Interview mit 
Präsident dos Samos) Einigkeit darin, 
daß diese "Friedens"offensive Pretorias 
und seiner neokolonialen Verbündeten 
(USA, Westeuropa, Japan) nichts am 
Festhalten an den internationalen For­
derungen nach durchgängigen Sanktio­
nen ändern dürfe. 

Ferner wies rnan - so in der Abschluß­
erklärung - ,jeden Versu ch zurück, die 

E.inheit zwischen den Frontstaaten ein· 
sch ließlich Lesothos u nd den Befreiungs­
bewegungen ANC und SWAPO zu zer· 

stören". und versicherte ihnen eine "un· 
erschütterliche Solidarität " . 
Unter Bezugnahme aufdie Berliner Ko n · 
gokon ferenz machte das Kö1ner Forum 
die NATO-Mächte als eigentl ich Verant· 
wortliche dafUr fest, daß das Apartheid­
regime und mit ihm der K riegszustand 
im Südlichen Afrika fortbestehe. Ihre 

SChluDbetrachtung von Manfred O. Hinz 

Zeichen auch der Stärke 
Prof. M:mfrt'd O. Hinz (S PD), " remer Afri­
kan;,t und VOf>landsm;tglil"d der Ant;­
Apart lu:;d-8cwcgung (AA8 ), hiel t auf der 
Kö lner Konferenz im Auftrag der bunde .... 
deutschen Solida ritatsgru PI)("1I 1.um Siid· 
lichen Afrika die Schlußbetrachtung. 

Der Cntc Bliek un<ercr Analysc hat sichcr­
lieh ni<ht immer ein sehr horfnungl"olles 
Bild gczeigt. Wir mußtcn zur Kenntnis neh· 
men, ~uf ",dche Weise das rassiSli<che Süd­
afnka durch ,"ielfahige Machens~haf[en sich 
bemUht. gut Weuer tu schaffen. um damit 
"on den Aufg-.lhen des Befreiungskampfes 
abzuknken, ihn zu untergraben. 

Wir haben VOn " Reform'·'ersu.;h("n in Sud· 
afrika gehört. Wir haben ,"on den vielfahigen 
Ver,uchen gehört, 'n Namibi.l heute einen 
neuen Anlauf tU einer sog ... internen w· 
>ung" durch die \'ielparteienkonferem; hof­
fahig 7.U machen. 
Dies ~chein! flir eine geschwächte Position 
im Befreiungskampf zu sprechen - aber nur 
~uf den ("rsten l!lick. Denn auf eine andere 
Weise reflektieren diese Versuche Südafrik~s 
auch eme eigene reJ.lpolitisch~ [mü<:hle' 
rung. die damit "lu<;ommenlldngt, daß man 
des Krieges liberdrussig zu werden beginm; 
sei e" weil die Kosten "olkswirnchaftlich 7.U 

hoch gehen; sei es. weil ein w~,h~nder Teil 
auch innerhalb der weißen Be"ölk~rung ihn 
zu rurchten beginnt und gerne loskommen 
möchte "on dem u"geliebten Krieg in 
Namibia und Angob. 

Ernüchterung selbst in Südafrika 

O"her sieht es so aus, als ob diese Schw;iche 
auf den ersten Blick auch ein Stuck Swrke 
der Befreiungsbewegung auf der anderen Sei­
le und der um ihre Befreiung kilmpfenden 
\'ölker reflektiert. Eine Starke, die ,ich darin 
au.druckt. daß "ur der anderen Seite auch 
eine SWAPO heute hoffahig wird für Süd· 
afrika. 
Ich erinnere in diesem Zusammenhang an d'e 
Gespr-.iche, die die südafrikanische Admini­
,tralion durch den namibischell General· 
admini,;trator van Niekerk in Lusaka geftihrt 
hat (im Mai 1984; siehe AlB 7·8/1984, S. 
I t fr.). Und ich darf weiter daran erinnern, 
Dufwelch" Weise das sildafrikanische Kalkul 
mit der Vielparteiellkonf"ren~ (sie trat erst· 
mals im No\"ember 1983 unter Beteiligung 
vOn 7 n .. mibischen Gruppierungen, freilich 
ohne SWAPO, zusammen; d. Red.) Land zu 
gewinnen, nach himen losgegangen ist. Dies 
gih imuweit. al. die entscheidenden Grup­
pen im Lande, die bis dato nicht unbedingt 
als SWAPO· nahe galten, sich auf die Seite der 
SWAPO gestellt haben; oder bes<tr gesagt : 
auf die Seite der Resolution des U:-\·Sicher-

militärisch e. wirtschaftliche und poli­
tisch-diplomatische Unterstützung Pre:· 
torias ziele letztlich darauf ab. den Be· 
freiungsprozeß in Nam ibiafSüdafrika zu 
verzögern, um eine neokolon iale Lösung 
unter Ausschaltung von SWAPO und 
ANC an zubahnen sowie über die Desta~ 

bilisierung der FronlStaate:n d<:ren e igen­
ständigen (teils sozialrevolutionären!) 

heitsrat~ 43~f 1 9i8 (Wortlaut ebenda. 5.13; 
d. Red.) . 
Wenn wir den Blick In unser Land wenden, 
so sehen wir - denke ich _ ein durchaui 
"ergleichbares Ergebnis. 
Auf der einen Seite mußten wir bedauernd 
zur Kcnmnis nehmen, daß unsere Regierung 
seit der beriihmten Wende (1982; d. Red.) 
.. erstarkt versucht, in den von Südafrika be· 
triebenen reformini"Chen Prozeß einzutre­
ten. Und erneut wurde auch heute in dieser 
Sitzung darduf binge ..... iesen. daß unsere Re­
gierung über venchiedene Institutionen '"CI'­

~ucht, EIlI ..... icklungshilfeprojektc in Nami­
bia durcbzuführen. 
Dies scheint wiederum auch eine Schwäch" 
uns"res Anliegens zu sein. Ich wurde s~gt"n. 
es ist aber auch ein Zeichen der Starke, denn 
nur d;.lIln . ..... enn eine Situation gef"hrlich zu 
..... erden beginnt rur imperialisti~che Interc~' 
5en. werden diese wach und wirken auf die 
Situation mit eigenen ~taßnahmen ein. 
Schauen wir auf das Ergebnis unserer Konfe­
renz. Was waren die Aufgaben und baben wir 
sie erruHt? 
Inwieweit ein Durchbruch in die Landsehaft 
unserer Medien mit dieser Konferem; gelun­
gen ist und weiterhin gelingen wird, wird 
man abwarten müssen. ( ... ) 
leh glaube, es war fur jeden, der an Konferen­
zen dieser Ar! schon froher teilgenommen 
hat - etwa der ICSA-Konfe1<;nz in Frankfurt 
(vom November 1981; d. Red.)-, ein er­
staunliches Zeichen, in welcher Weise die 
Teilnehmer breiter geworden sind, welche 
verschiedenen Orlentierungen in unsere 
Konferenz F.inS"~ng gefunden h~ben und wie 
sehr die Meinungen, die aus diesen ~erschie· 
denen Ecken der Solidaritätsarbeit kommen. 
das Ergebnis dieser Konferenz befruchtet 
haben. ( ... ) 
Ich denke auch, daß wi.r himichtlich der 
dritten .... ufgabe. der Koordination der poli­
tischen und materiellen Solidarit~t, ein gutes 
Stück weitergekommen sind. 

Weg zu untergraben. 

Die Bundesrepublik wurde wegen ihrer 
Vorreiterrolle bei der Stützung des 
Apartheidstaates verurteilt. Als Aufwer­
tungsversuch und Krisenhilfe rur das 
Botha-Regime wurde dessen Empfang 
im J uni d.J . in Bon n du rch Bundeskanz· 
ler Kohl gewertet. 
Immerhin liegt die BRD in den Wirt-
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schaflsbeziehungen mh Südafrika neben 
den USA vorn. Hinsichtlich der Waffc:n­

lieferungen hält sie ebenso einsam die 

Weltspilze wie mit dem einziganigen 

Kulturabkommen (Detailbeiträge hienu 
folgen in AlB I und 2/1985). Füh~nd ist 

die BRD außerdem an der Verzögerung 

der UN-Lösung rur Namibia beteiligt. 
Dies u.a. mit ihrem Festhalte n an der 

westlichen Kontaktgruppc: und der 

Förderung sog. Entwicklungshilfepro· 
jekte im okkupierten Namibia. 

Da nimmt es nicht Wunder, wenn die 

Teilnehmer der Kölner Konferenz, erin· 

nernd an die deutschen Kolonialverbre· 

ehen 1884·1915 in Namibia, die "Tat· 

sache (verurteilen), daß die Bundesrepu. 
bUk eine der Hauptstützen der illegalen 

Besatzer in Namibia und des rassisti· 

sehen Minderheilsregimes in Südafrika 
ist. Diese Kollaboration erstreckt sich 

auf wirtschaftliches, militärisch·nuklea· 

res, kultundl·wissc:nschaftliches und 
politisches Gebiet". 

Erhöhtes christliches Engagement 

Daraus wird die besondere Verantwor· 

tung von bundesdeutschem Volk und 
Solidaritätsbewegung abgeleitct, dic 

Aktivitäten zur Isolierung des Apart· 

heidregimes und zur U nterstützung der 

Befreiungsbewegungen und Frontstaa· 

ten des Südlichen Afrika zu verstärken. 

Bemerkenswert ist, daß im Forderungs· 

katalog des Aktionsprogramms nunmehr 
die Kampagne zur Kündigung des Kul· 

turabkommens ga nz obcn rangiert. Da· 

neben soll materielle Soforthilfe rur die 
flüchtlingslager von ANC und SWAPO, 

deren bewaffneter Kampf ausdriicklich 

als .,legitimer Kampf" anerkannt wurde, 
geleistet werden. 

Die klare antiimperialislische und ak· 

tionsbezogene Ausrichtung der Kölner 
Konferenz ist umso höher zu bewerten, 
als sich auf ihr das bislang breiteste Spek. 

trum von Apartheid·Gegnern einfand. 
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Abschlußerklärung 
,.Apartheid i~t ein Verbl't('hcn gegen die 
Menschlichkei!." Die Konferenzleilnehmcr 
unlersti.ltzcn einmütig diese UN·Kom·ention 
'·on 1973, die an die .. Vcrbn:ehcn gegen die 
Menschlichkeit dn Biller·Regimes" erin· 
nert, so wie sie 1946 bei den Nurnbcrger 
Prozessen ,·..,rurteilt wurden. Die Teilneh· 
mer stellen dabei fest, daß das Volk der 
Bundenepublik. Deuuchland eine be.on· 
dere Verantwortung tl'';gl im Kampf gegen 
das ,·ölkermöroerischc System kolonialer 
Ausbeutung, gegen institutionalisierte Ras· 
sendiskriminierung, gegen Zwangsumsied· 
lungen und politische Unlcrdnidmng, aus· 
geubt und noch verstarkt durch staatliche 
Gewalt und Brutalität. 
Apanheid i~t ein Ausdruck de5 RÜ,cll. Die 
Konferenz untentreicht, daß das ApiOn· 
heidsystem moralisch nicht gereehtfertigt 
,,".,cd<:n kann und VOll allen Religionen der 
Welt als Ausdruck des Bösen verurteilt wor· 
den i~t. Dari.aber hinaus ist du rassistische 
Konzept des ,.Olri5tlichen Nationalismus'· 
einmutig ,on den christlichen Kirchen im 
Wcltkirchenrat, vom Lutherischen Welt· 
bund und dem Weltbund reformierter Kir· 
ehen als IIMesie ,·erurleih und yon der 
katholischen Kirche völlig ab~lehnt wor· 
den. 
Aparthdd i.t eine Bedrohung des Weltfrie· 
dens. Die Konferenz "erurteih das Pretoria· 
Regime als Quelle \'on Unterdrückung, 
Zwietracht und Gewalt in Slidafrika, '·on 
illegaler Kolonisierung und militäriSCher Be· 
set:wng Namibias, von Banditc:ntum, wirt· 
schaftlieher Sabolage, militärischer Aggres· 
.ion und politischer De~tabilisierung der 
unabhängigen Staaten im Südlichen Afrib, 
Apartheid ist ,·on Natur .lUS expansicni· 
.tisch. Von ihr geht die Gefahr aus, daß der 
afrikanische Kontinent und die ganze Welt 
in eine,! alomaren Holocaust hincin~zogen 
werden. 

Apartheid ist Kolonia lislllus. 1884, auf der 
berüchtigten Berliner Kongo·Konferenz, 
unterleilten die europalschen Kolonial· 
m~chte fasl den sr,am ten afrikani>ehen 
Kontinent nach ihrem Gutdiinken. D~mals 
begann für das namibische Volk die grau· 
same und bittere Kolonialze it unter dem 
deuhchen Kaiserreich. Sie fUhrle zu Untcr· 
drtkkung, Ausbcutung und Ausrottung ~un 
Teilen des namibischen Volke.. 
Heute leben die Völker Namibias und Sild· 
afrikas noch immer unter einer kolonialen 
Fremdherrsehaft, die fortw;ihrend fiir den 
Nazifuchismw. typische Fonnen annimmt. 
Unter Mißachlung der UN·Deklaralion :tur 
Un~bhängigkeit von Kolontalländern und 
·völkem aUI dem J ahre 1960 fiihr! das 
Aparlheidregimc Krieg Ittgen die Völker 
Namlbia~ und Südafrika~, d"ntn noch im· 
mer das Recht auf Selbstbe<1immung .'n· 
wehrt wird. 
o"r Kampf R<"g~n dieS<"~ v~rbreeherische 

Regime ist ein legitim~r Kampf. Die Verlet· 
zungen der Mens ... hcnrnhte und dr~ Völ· 
kerrechts durch Prcwria sind eine Auffor· 
dnung an alle friedliebenden, antikolonia· 
kn, demokratischen und antifaschisti<;ehen 
Kräfte der Welt, .,ich im Kampf für die voll· 
sündige Beseitigung de. Apartheidsystems 
zUl<lmmen:tu .. ;:hli~·ßen. 
Die Konferenz .I.-ll! mit großer Sorge ft,q, 
daß den Strdtegen der Apanheidpohtik 
1984 eine neue Melhode z,u Aufrechle·rhal · 
lung und w~itercn FeStigung dn AI)arthcid 
..infiel: Botha~ "frit'dcm".orren,; i,'e. 

Eineneits muß die. gcoehen werden ah 
Antwort au f die sich ~erschärfende Wirt· 
schaftskrise des Regimes, den wach.enden 
Widerstand der Völker Südafrikas und 
Namibias, auf die fortgesetzte Abwehr der 
rassistischen Aggression und De5labilisie· 
rung dureh die unabhängigen Staaten im 
Südlichen Afrika, $Owie ab Reaktion auf 
die wachsende inlernationale Bewegung 20m 

bolierung des Apartheid<taates. 

Andererseits ist diese "Fricdell5"-Offensive 
Te il des weltweiten. neokolonia1en Kon· 
zepts, das von den USA angefiihrt wird. Es 
soll damit versucht werden, mit Hilfe dei 
lI:mplVerbundeten der USA in dieser Re· 
gion. dem Pretoria·Regime, auch in Afrika 
die Bewegung '·on Unabhängigkeit. Selbst· 
bestimmung und Blockfreiheit zuriiduu· 
dr'~ngen. Die Unter>:eichnung des Nkomati· 
Abkommens ~Om 16.3.1984 :twi.ehen 
Mopmbique und Südafrikd muß in diesem 
Zu>ammenhang ge>ehen werden. 
Stidafrika und .eine Vubiindelen wollen 
mit dieser "Friedens"·Offensive den ANC, 
die SWAPO und die Organisation für Afri· 
kanische Einheit zerschlagen, die Bemuhun· 
gen der SOllthem African De,·elopmenl 
Coordination Conference (SADCC) lorpe· 
dleren, intern.lIionale Anerk.ennung rur das 
Apartheidregime erreichen und der inter­
nationalen Forderung nach Sanktionen ent· 
gegenwirken. 
Die Konfere~tcilnehmer weisen entschie· 
den jeden Versuch ZUnick, die Einheit zwi· 
;ehen den Frontstaaten einnhließIi"h Lero· 
Iho. und den Befreiungsbewegungen ,\.. .... C 
und SWAPO zu zerstören. und erklären ihre 
uner.;chünerliche Solidar;tit.t mit ihnen. 
Die Konferenz ,leUt mil groß~r Sorge fest, 
daß 1984 in Südafrika und Namibia tagtit.g­
lieh in steigendem Maße festzustcllen ist, 
daß dort absolut kein Friedl' hen·seht. 
Mit dl'r $Og. Verfassungsreform hat die Mili· 
tJrisiemng de. Regim~s neue Dimension~n 
errei"ht. Oie neue Verf~sung iSI j~tzt da· 
durch gekennui"hnet, daß das Militär in 
all~n Sehltisoelpositionen des politischen 
F.nt~~heidungsprozesses im Staat die effek· 
tive Kontrolle ~usilbt. Der Staalshaushalt 
1984/85 sieht eine 21%ige Erhöhung der 
direkten Militnausgaben vOr. Die ge.chätz· 
tcn GCS3mlaUSg"Jben für d~s Mditär über· 
schreiten S Mrd Rand da, sind mehr als 
26% des Ge,amthaushalts. Mit der neu~n 
Verfassung .ind der Staabpr'~sident und der 
NJtionale Sicherheitsrat die einzigen Ent· 
,~hl·,dung'trag.-r der ""'d.,fril:dnischen Polio 
ti\.:. 
K~mmnn fiir "Colourl'd~" {Farbige; d. 
Red.) und .,Inder·' im bis Seplember 1984 
rcm welßcn Parlament in Kapstadt unter· 
.tr~ichen den ra>si.ti.chen Charakter der 
neuen Aparthe,dverfassung. Diese haben 
k~inen wirk.lich~n Einfluß auf den Enl· 
nh~idungsprouß . Die~ VerLlSsung wurde 
nicht nur den "Colouuds'· und "Indern·' 
aufgezwungen, sondern S<.hlieBt auch die 
schwar>:e Bnölkerungsmchrheit ,·ollkom· 
men aus. Widerstand aller Bevölkef!lngsteik 
g<:gen diese r...,sistische Verfa.sungsf,m:e in 
Siidafrika wurde mit brutalem Mord, Ver· 
h~ftungen und SChikanen beantwortet. 
Di~ Konfnenz begrußt dit: Juß~r"rdentli· 
chen Erfolge ,'on Miinncrn und Frauen, Ar· 
beittrn, Schiikrn und Sludenten, yon Kir· 
Lhen· und Fr~u<"norgani.,'lion"n und ;",de· 
rer bci der Zuriickweisung der mit Schmei· 
ehdelell g.'tarnlcn MJnö~er Both~.. Oie 



Konferenz zollt dem Hddemum, dem 
außergewöhnlichen Mut und der Sdbnauf· 
opferung all jener ihre Hochachtung, die es 
wagten. dem bewaffneten Feind mit bloßen 
lLInden (ntgegenzutreten. 
Die Kampagne gegen die Wahl umer dem 
Banner der UDF wurde dadurch zu einem 
überwältigenden Erfolg. daß CI da~ Volk ge. 
gen das "Teile·und.l!ernche·'·Prinzip der 
Regierung noch ~tärker einte. 18% der Kgi· 
strierten Wahl~rechtigten Unler den "In· 
dem" und "Coloureds" nahmen am 22. 
und 28.8.1984 an den Wahlen ~uf Grund' 
lage der neuen Verfassung teil. 

Besonders muß der enorme Fort,chriu an 
der Streikfrom der Arbeiter in Sudafrika 
hervorgehoben werden. Schon heute ubcr­
Steigt die Zahl der Streik> 1984 bei weitem 
die der~e!ben Zeitspanne der letzten Jahre. 
Die Konferenzteilnehmer begniBten auch 
den Schulboykott sowie die Demonstratio· 
nen und Streiks der Schuler gegen da, Wahl· 
manöver de~ Regimes. 
Ocr Widerstand von nahezu 2 Mio Schülern 
und Studenten "'uroe mit Polizeieinsätzen, 
PlUgeln, Ankla8'=n, Tr.inenga~, Polizeihun­
den und Schüssen beantwortet. Hunderte 
"01'1 ihnen wurden getötet oder verwundet, 
Tau ... nde \'erhaftet. In Verbindung mit den 
~bssc:nak lionen steigerte der bewaffnete 
Fluge! des ANC. Umkhonto \\'e Sizwe, sei· 
ne militarischen Akionen innerhalb Südafri· 
kas und demonstrierte dadurch, Wo Au'­
gangspunkt und Zid s .. iner Operation .. n Ho:­
g .. n. 

JunI IO~4 ß"nd .... ~.n'l.r t-;.ohl .mpfinl! 1I00ha 11.1 in 

"'"" 
Trotz der Entlas,ung von Andimbo Toi."o 
)'a Toi,·o, Ml1begriinder der SWAPO, au~ 

du tbft in Robben lsJand 1m MJrz 1984, 
bleibt da, Apartheidregime unversöhnlich 
und b..,harrt mit durch,ichugen Von,anden 
auf dcr Weigerung, die t:N·Sicherhei,,· 
rahr..,><)lution 43~ fur dte übertragung der 
Macht an d4' namibls..he Volk in die T.u 
umzu,..,t7.en. Von den l 'SA angeniftet, be· 
st(hl Pretoria auf dem Ruckzl.lg der kubam· 
schell Truppen au, I\ng"la al. Vorbedin· 
gUIiS fur die Unabhangigk .. it N~mibias. Di.., 
Konfncnz wei>! vorbehalt~los di..,scs Junk· 
tim ah belanglo. und abwegig zurutk und 
welgcrl ~i~h, d..,n Rauchvorh~nK hinzun .. h· 
men, hinH,. .km dilS Regime fortrahrt. ,-nt· 
""g"n den Ford"rungcn der \lneimen Na· 
ti011..,n, NamibIa ,lkgal bc:>Ctzt zu h~lt"n, 
Na~hd"m der Bankrott der Kon taklgruppe 
oftemichtlich geworden ist, ><:tze'\ die Rca· 
gan·Admini<Lrdtion, die andef<'n Kontakt· 
grupp..,nmitgli,·der und das }'f<'tori~·Regim,-

ihre V .. r~Ög<:rungstaktik und ihr .. Au,fluch· 
te fort. 
Si .. "ersuchen damit, die UN·Sicherheits· 
ratsresolution 435 zu umgehcn und mit Hil· 

f .. von Marioneuen, d .. r Mehr·Parteien·Kon· 
ferenz, eine neokoloniale Altemati.'" zu 
find .. n. 
Der Imperialismus plimdert onter flagranter 
Verletzung de. Dekrets Nr. I des UNO· 
Rates für Namibia ", .. iterhin die naturlich .. n 
Ressourcen Namibias aus. And .. rerseits in· 
tcnsivi .. rt .. r seine Bemühungen, sog. Ent· 
wicklungshilfeprojckte inn .. rha!b Namibias 
zu förd .. rn. und unterstützt '0 das illegale 
Kolonialsystem; hierbei spielt die Bund .. .!· 
Il'pubJik .. in .. führende Rolle. 
Die Konferenz drückt ihr .. "olle Unterstut· 
zung rur den BefKiungskampf der Völker 
Sudafrikas und Namibias unter der Führung 
von AIIlC und SWAPO ~us. 
Ikzüglich der Fronbt~~ten druckt die Kon' 
ferenz ihr .. große Empörung uber Sudafri· 
kas fortge;;ctzte Deslabilisierungspolitik 
JUS. Sudafrikanische Trupp .. n sind noch im· 
mer in Sudango]a, UNITA· und MNR·Ban· 
diten ",erden \'on Pre toria offen unterstiltZI 
und nach Zimbabwc "'eroen weiterhin auS, 
gebildet .. Di~sidenten geschickt. Länder w;" 
Lesotho und Bots,,'an3 stehen unter wach· 
s .. ndem Druck aus Pll'toria, sog. Friedens· 
Verträge abzuschließen. Das Apartheid· 
regime v .. rsucht. die unabhangigcn Staaten 
im Sudlichen Afrika zu Satelliten zu ma· 
chen. 
Die Konferenz verurt .. ih die "Frieden· 
Rcform"·Offensiv .. des AparthddregimC5 
als konzertierte Aktion mit dem Ziel. Aner· 
kennung und l<'gitimilät zu erreich .. n, der 
w ... chsenden holienlOg entgegenzuwirken, 
die winschaftlich.. Destabili'ierung d .. r 
Nachbarstaat .. n zu IIlt .. nsivicll'n und in den 
Reihen d ... Widcntandes in N~m,bia und 
Sudafrika Spaltung zu provozieren. 
Di .. Einladung von Bundeskanzl .. r Kohl _ 
und die anderer weHlicher Regierungen -
an Botha eröffnete dem illegitimen Apart· 
heidregime siinstige Gelegenh";ten, seine 
wachsende Isolierung zu durchbrech .. n und 
die wirtschaftliche und finanzielle Kris<: zu 
mildern. Ungeachtet der verbalen Verurtei· 
lungen der Apartheid wahrend BQthas 
Rundreise durch 7 europäische Staat .. n ging 
die KoilaboratiQn mit d .. m Ap~Tlheidregi. 
m .. v .. rstärkt weiter. Die Konferenz verur­
teilt auf da, schärfste die Unterstützung 
durch di .. ", Staaten. ohn .. die da> Apart· 
heidregimc langst zusammcngebroch .. n 
ware. 
Iksonders tm Licht .. des IOO.Jahrestages 
der Ikrliner Kongo·Konf .. rcnz, mit der die 
brutale Kolonialherrschaft d ... deutsch .. n 
Kai",rreichs rur das namiblsche VQlk be· 
/Cann, .'erurleil .. n di .. Teilnehmer die TJt· 
sache, daß di .. Rundurcpublik eine der 
n"uplStÜtzcn der iJleg~lcl1 Besatzer in 
Namibia und cle, u.,islischen Mtnderhcit$· 
rcgimd in SUdafrik~ ,st. Die..., KolJabor~' 
tion e",treckt sich "uf wirts~haftlkhe., 
m il;täriich·nu k leares, kultu rcll·wi ISen· 
<chaftlichc, und poJitis.;ht.l Gebiet. 
Die Teilßt'hmcr sind sich dcr besonderen 
Verantwortung des Volkes der Bundesrepu­
blik Deutschland bewußt, die auf d .. r Er· 
fahrung mit den dunkelsten Kapiteln der 
men'Chlichen Geschichte vor 100 und ~or 
50 Jahren b .. ruht; .ic unterstreichen ihre 
Entschloss.:nheit, keine Muhe zu s(heuen 
im Kampf rur die ,oUstandige hohemng 
dc' Apartla'idrcgimes und für eine, erstark· 
te Ulllerstiluung de~ ßdreiungskampfes 
dn Völker Sudafrika, und Namibias ",,,ie 
der Front'ldJten cins~hlieBlidl Lesolhos. 

Von seiten der internationalen Beteili· 
gung fiel neben der Vielzahl europäi. 
scher und afrikanischer Gäste die starke, 

aktive Präsenz von Verlretern der UNO 
und - erstmals - des Wcltkirchenrats 
auf. 
Denkbar weitgefaßt geriet auch der zur 
Konferenz-Vorbereitung gebildete 
Trägerkreis, dem 19 bundesdeutsche Or· 
ganisationen bzw. Bündnisse angehör· 
ten, von der Anti·Apartheid·Bewegung 
(AAB), dem Anliimperialistischen Soli· 
daritätskomitee (ASK), den Vereinigten 
Deutschen Studentenschaften (V DS) , 
der Arbeiterwohlfahrt - Bundesjugend· 
werk, d en Jungsozialisten in der SPO bis 
hin zum Bundeskongreß entwicklungs· 
politischer AktionsgTuppen - BUKO, 
zur Internationalismus·AG der Grünen 

und zur Christlichen Arbeiterjugend 
(letztere als Beobachter). 
Abgesehen von der Beteiligung auch eini· 
ger Bundestagsabgeordneter der SPD 
und der Grünen, ist an dem bundesdeut· 
sehen Teilnehmerfeld die deutlich höhe· 
re Anzahl lokaler Komit ees bzw. Grup­
pen (42) sowie die vergleichsweise starke 
Teilnahme christlicher Kräfte h .. rvon;u· 
heben. 
Dies kam darin zum Ausdruck, daß die 
kirchliche Arbeitsgruppe die wohl best· 
besuchte der Tagung war. Und dies 
scheint auch ein Reflex auf das gewach· 
s .. ne Engagement der Christen des Süd· 
lichen Afrika (Symbolfiguren: Bischof 
Tutu oder UDF-Präsident Boesak) im 

Widerstanclskampf gegen die Apartheid 
zu sein. 

Um in der Zusammenfassung des brei· 
ustmöglichen Protestpotentials gegen 
das Apatheidregime und seinen Bonner 
Freundeskreis noch ein Stück weiter vor­
anzukommen, bedarf es einmal einer 
stärkeren Gewinnung bzw. Einbezie· 
hung der DGB·Gewerkschaften. Zum an· 
deren wäre eine Ausweitung der gemein· 
samen Aktivitäten und des Dialogs mit 
der Friedensbew .. gung wünschenswert. 
Auf jeden Fall verspräche beides ftir die 
1985 angepeilten Aktionen vor Rü· 
stungsexport.Betrieben, wie Blockaden 
oder Menschenketten, eine größere 
Wirksam keit. 

Kontakt zur Friedensbewegung 

Die Diskussion mit Vertretern der Frie· 
densbewegung (A. Zumach/Aktion 
Sühnezeichen, A. MaskejKofaz u.a.), die 
in Ansätzen auf d .. r Kölner Konferenz 
geführt wurde, könnte auch hinsichtlich 
des vielleicht größten Schwachpunktes 
der Kölner Konferenz Abhilfe scha ffen. 
Denn sichtlich zu kun; ge kommen, ist im 
Diskussionsverlauf wie den Schlußdoku· 
menten die Einordnung der Rolle des 
Apartheidregimes in die konfrontati."e 
Globalstrategie Washingtons und seiner 
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Aktionsprogramm 
In Kenntnis 
1. der UNO·Konvention von 1973 ;,ibcr die 
Verfolgung und Bc~(rafung der Apartheid­
n:rbre<.:hcn, 
2. der Verurteilung alkr (htotogi ~chen Bc­
gri.indungcn I'on Apartheid; sie i5t eine 
christliche Irrl(Ohrc, 
3. der Apartheid als Bedrohung des lI'elt­
friedens gemäß § Vil der UNO-Charta , 
4. der besonderen Verantwortung des Vol­
kes der Bundesrepublik Deutschland gegen­
über dem Kampf gegen Rassismus und Fa­
!Ichismus aufgrund seiner Erfahrung mil 
dem Hitler-Regime, 
5. der besondcr<:n Venl.nlwortung des Vol­
kes der Bundesrepublik Deutschland im 
Kampf des namibischcn Volkes gegen Kolo­
nialismus und militärische Besatzung auf­
grund der grausamem Kolonialhl'rrschaft 
des deutschen Kaiserreiches in .,Deutsch­
Stidwcuafrika" ,'on 1884 bis 1915, 
6. der Re iOlution 58/59 der UNO,Volh-er' 
sammlung vom 5.12.1983. die 'I'U umfa,sen­
den Sanktionen gegen Südafrika auf­
ruft, ( ... ) 
fordern wir, die Teilnehmer der Konfereru: 
"Frieden rur das Südliche Afrika ! Solidari­
tat mit dem Befreiungskampf der Völker 
von Südafrika und !';amibia! So lidaritat mit 
den Fronmaaten !". die \'on den Befrei­
ungsbewegungen Ahic .. n National Congress 
(ANC) und South West Africa Peo ple's Or­
ganisation (SWAPO) von Namibia untcr· 
stüt'l't wird, ~on ICSA (Imernalionaks Ko· 
mitee ge~n Apartheid, Rassismus und Ko­
lonialismus im Südlichen Afrika ) initiiert 
wurde und unter der Schirmherrschaft des 
Befreiungskomitee~ der Organisation rur 
Afrikanische Einheit steht und die vom 
12,·14. Okto ber 1984 in Köln/ Bonn statt­
fand. 

die Regierung der Bundesrepublik Deutsch­
land auf. 
t. die UNO·Konvention ~on 1973, die 
Apartheid ab ein "Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit" verurteil!, 'I'U unteneich· 
nen, 
2. jegliche finan~iel!e und wirtschaftliche 
Unterstützung für das Apartheidregime, wie 
z.B. das Doppclbesteuerungsvermeidungs­
ahkommen und die Vergabe "on Ikrmes­
krediten, zu beenden, 
3. das Kulturabkommen mit Südafrika zu 
kündigen. 
4. jegliche kon~cntionell-militiiris<;he und 
nuklear·militärische Zusammenarbeit mit 
dem Apartheidregime zu beenden, 
5. umfassende, bindende Sanktionen gegen 
das Apartheidregime zu ''erhängen, 
6. die südafrikanische Regierung aufzufor­
dern, alle politischen Gdangenen aus Süd· 
afrika und Namibia freizulassen. 
7. alle Importe aus Namibia. vor allem die 
Uranimporte. 'I'U unterbinden und das De· 
kret Nr. I de, UNO-Rates tur Namibia zu 
respektieren. 
8. wirk$3m zur Umsetzung der UNO·Si· 
cherheiHrats·R~solution 43:. zur Unabhän· 
gigkeit Namibi.a~ beizutragen, 
9. jegliche direkte und indirekte Hilfe für 
Projekte innerhalb Namibias und Südafrikas 
zu beenden. 
10. da. Zusanprotokoll 1 ~on 1977 der 
Genfer Konvention zur Behandlung von in· 
haftierten Freiheiukämpf~m als Kriegsge· 
fangene zu unleneichnen und Sildafrika 
auf7.ufordern ein gleiches zu tun, 

1 L die ßefreiung!bewegungen A:"IC und 
SWAPO aru:uerkennen und großzügig zu 
unterstützen, 
12. den Frontst",aten im Sildlichen Afrika 
und ~nderen unabhangigen Staaten im 
Südlieben Afrika. di~ unter den Aggres­
sionsaklen Südafrikas leiden. umfassende 
Unte~tutzung zukommen zu lassen; 

Gewerkschaften. Kirchen. politische Par­
teien. Parlamentarier. Frauen, Wissemchaft· 
ler, Kunstler, Sportler. Solidaritätsgruppen. 
humanitäre und antifaschistische Gruppen. 
Organisation~n der Friedens· und Okologie· 
bewegung auf, 
I. kontinuierlich, schnell und detailliert In· 
formationen üb~r die wirkliche Situation 
im Südlichen Afrika zu verbreit~n, 
2. immer mehr Tatsachen über di~ wirt· 
schaftliehe, militltr1sch·nukleare, kulturell· 
wissenschaftliche. diplomatische Kollabora· 
tion zwischen der ßundesrepublik Deutsch· 
land und Südafrika/ Namibia aufzudecken, 

5. ihre Kampagne für die "ollständige Iso· 
lierung des Apartheidregimes auf allen Ge· 
bieten zu ~entärken. insbesondere 
- Kündigung d~s Kulturabkommens, 
- un.enilgliche ße~ndigung jeglicher mili· 
tarisch·nuklearer Zusammenarbeit. 
- Kündigung des Doppelbesteuerungs,·er· 
meidungsabkom mens, 
- Vergabestopp für Hermeskredite. 
_ Beendigung des Managens durch und die 
ßeteihgullg von bundesdeutschen Banken 
an Anleihen und Krediten für Südafrika, 
- un"enügliche Beendigung jeglicher 
Kohleimporte aus Südafrika, 
_ Unterstüt~ung eines Olembargos gegen 
Südafrika. einschließlich der Ein$1ellung al· 
ler .Aktivitäten an SASOL, 
4. gegen die Aktivitäten der Pro·Apartheid· 
Kräfte in der Bundesrepublik ~onugchen, 
wie z.B. UNlTA. M~R. Namibia Informa· 
tions·Büro. Inkatha USW., 
5. ihre Aktionen zur Freilassung von Nd· 
son M~ndda. Benjamin Moloise. der nami­
bischen ~larienthal·Gefangenen und aller 
anderen politischen Gefangenen in Süd· 
afrika und Namibia ~u verstärken. 
6. der von Bonn angeführten Offensive zur 
Unterstützung Von Pro,ekten innerhalb Na. 
mibias entgegenzuwirken, 
7. für dic Anerkennung und Verwirkli· 
cbung des Dekretes Nr. I des UNO· Rates 
mr Namibia ell11.usetzen und den StOPP jeg· 
licher Urdnimporte aus Namibia cinzutre­
ten, 
8. als Priorität sich fur die Verwirklichung 
der UNO-Sicherheiurats·Rcso lution -'35 für 
die Unabhiingigkeit Namibias einzusetzen 
und hierfur Um~rschriftenkampagncn. 
SI,o,'APO-Rundreisen und Spend~nsammlun­

gen fur die SWAPO dur<:hzuftihren. 
9. fur d~s Verstandni$ ein~utreten. daß de r 
bewaffnete Kampf des ANC und der 
SWAPO ein legitimer Kampf ist. 
10. umflIssende Solidarität mit politischer, 
materidler und finanzieller Unterstut:tung 
rur die Bcfreiungsbrwegungen ANC und 
SWAPO zu üben. 
11. die FronutlJten und Lesotho in ihrem 
Kampf gegen dic südafrikllnische Destabili· 
sierungspolitik 7.U unterStützM, 
12. in dn Öff~ntlichkeit d~n untrcnnbaren 
Zusammenhang zwischen dem Kampf um 
Frieden und Befreiung. um Gerechtigkeit 
und Frieden weiter zu ~erankcrn. (". ) 

NATO-Verbündeten. Was folgt beispiels­

weise aus der Benennung Afrikas als 

NATO-Interessenssphäre (neben dem 

Nahen und Mittleren Osten) in Air Land 
Battle 2000 , der gemeinsamen bundes­

deutsch-amerikanischen Fassung der 

neuen US-Kriegftihrungsdoktrin vom 

Jahre 1982 (siehe AIB-Sonderheft 

2{ 1984)? Inwieweit beeinnußt oder ver­

ändert die neue Pentagon-Richtlinie der 

globaleren Atornkriegsvorbereitung und 

der "horizomalen Eskalation" (C. Wein­

berger) die Ausgangslage im Südlichen 

Afrika? 
Dtesen Fragen nachzugehen, hteße, stch 
die Erfahrungswerte der Friedensbewe­

gung stärker zu eigen zu machen und 

zugleich deren Interesse am Spannungs· 

herd Südliches Afrika - ähnlich wie b e­
reits in fortgeschrittenem Maße mit de r 

Krisenregion Mittdamerikageschehen ­

zU wecken. 

Alles in allem überwogen an der Kölner 
Konferenz zum Südlichen Afrika die be­
stärkenden, hoffnungerweckenden Zei­

chen. Weder das positive Resümee \'on 
Manfred Q. Hinz (siehe Kasten) noch die 

Würdigung dieser Konferenz seitem A. 
Nzos, H. Hamutenyas oder des G enfer 

UN·Vertreters A. Khan als unerwartet 

erfolgreich, als beispielhaft rur die Inter~ 

nationale der Apanheidgegner scheinen 

insofern überzogen. Die Orientierungs­

punkte von Köln dürften jedenfalls ge­

eignet sein. um eine Mobilisierung d e r 

öffentlichen Meinung, einen noch mas­

siveren Druck auf Bonn in Szene zu sel­

zen. 
Was vor 100 Jahren die Berliner Kongo­

konferenz einleitete, die koloniale End· 

auf teilung Afrikas, will die ganz andere 

Konferenz von Köln endgültig mitbesei· 

tigen helfen, durch die kräftige Beihilfe 

zur Entkolonisierung auch des Südlichen 

Afrika. 

ASK - HINTERGRUND 

~ 
I 

NAMIBIA 

Ein Jahrhundert nachdem da5 Deuuche 
Kaiserreich das Gebiet des heutigen Nami· 
bia zum "Schutt~biet" erklärt hatte, ist 
Namibia immer noch Kolonie. 
Der ASK·Hintergrund Namibia benennt die 
Verantwortlichen. Er infonniert über die 
wirtschaftliche, so~ial" und politischc Lage 
des Landes. Er skizziert und dokumentiert 
den Befreiungskampf der SWAPO. Ab· 
sehlidlend enthält die Broschüre eine Ana· 
iyse dcr Völkem:ehulagc, die Resolution 
385 des UN-Sicherheitsrats sowie eine chm­
nologische Obersicht. 
Preis: 2 DM; Umfang 32 Seiten. Bezug: So­
lidaritiitsshop Dritte Welt, Hamburger Allee 
52,6000 FTlinkfurt 90 
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Nzo (ANC) 

Südafrika wird von einer Welle des 
Volkswiderstandes gegen das Apartheid­
system von nicht erwartetem Ausmaß 
überrollt_ 
Hunderte und Tausende unserer Männer 
und Frauen, Arbeiter (unter ihnen mehr 
als 70_000 Bergarbeiter) und Studenten 
leisten Widerstand_ Mehr als 100.000 
Studenten aller Rassen im ganzen Land 
boykottieren den Unterricht. Zehntau­
sende Arbeiter waren in Streikaktionen 
einbezogen. Ganze Gemeinden in vielen 
Gegenden haben mit gewaltigen Massen­
protesten gegen schwane Gemeinderäte 
demonstriert. 
Mehr als 80% der farbigen und indischen 
Wähler haben sich geweigert, die Wahlen 
zu dem Drei-Rl'ssen·Parlament zu legi­
timieren. Die Kampagne, die neue Apart­
heid-Verfassung zu boykottieren, hat 
überzeugend den entschlossenen Wider­
stand des Volkes gegen die Legitimie­
rung des Regimes der Apartheid, der ko­
lonialen Ausbeutung und rassischen Un­
terdriickung gezeigt. 
Wk üblich hat Pretoria mit noch mehr 
Gewalt und Brutalität, dem Einsatz des 

ist • hte[J1 
Militärs und stark erhöhter Repression 
geantwortet. Es hat den Gebrauch von 
Knüppeln, Peitschen, Hartgummikugeln, 
Schrot , Tränengas in kleinen und großen 
Dosen und gepanzerter Fahrzeuge gegen 
unbewaffnete Männer. Frauen und Kin­
der erlaubt. Mehr als 80 (d ie meisten 
Kinder) wurden getötet - offiziell; 
nichtoffizielle Schätzungen gehen we­
sentlich höher. 

Hunderte wurden verletzt - viele von 
ihnen ernsthaft. Viele Hunderte wurden 
festgenommen. Die meisten Führer der 
Vereinigten Demokratischen Front 
(UDF) sind in Haft. Versammlungen 
wurden gebannt. Im Land herrscht der 
Ausnahmezustand. 

Aber das Volk hat sich nicht einschüch­
tern lassen. Mit unnachgiebigem Helden­
tum wächst seine Ablehnung des weißen 
Minderheitenregimes. Die bewaffneten 
Aktionen des kämpfenden Flügels des 
Afrikanischen Nationalkongresses 
(ANC) werden stärker und fördern den 
Kampfgeist des Volkes. 

Das Regime bleibt Gefangener einer sich 

vertiefenden und nicht zu lenkenden 
Krise. Die Menschen haben erkannt, daß 
die Freiheitscharta, angenommen auf 
dem historischen Kongreß des Volkes 
1955. den einzigen Ausweg zeigt. Der 
landesweite Aufstand spiegelt ihre For­
derung danach wider, daß die Macht von 
dem undemokratischen weißen Minder­
heitenregime an das Volk übergeht. 
In diesem Rahmen muß die Größe des 
Kampfes aller Teile des Volkes von Süd­
afrika unter der Führung des ANC und 
der Kampf um die Macht verstanden 
werden. 
Verurteilt von den Religionen der Welt 
als Übel (von den christlichen Kirchen 
als Häresie) und von der internationalen 
Gemeinschaft als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit (wie die Grundsätze der 
Nazis), bleibt das üble und kriminel1e 
Regime dabei, die Politik und Praxis der 
Apartheid zu vervollständigen. 
!\Iehr noch, der Apartheid"frieden", ver­
stärkt durch die atomare Kapazität, hat 
nicht nur den Frieden im Südlichen 
Afrika gebrochen, bleibt nicht nur eine 
Bedrohung des Friedens im Südlichen 
Afrika und in ganz Afrika, sondern ist 
offensichtlich eine ernstha fte Bedro­
hungdes Weltfriedens. 

Die Bonner Regierung 
braucht Massendruck 

Wir sind zutiefst überzeugt, daß diese 
Konferenz in der Bundesrepublik 
Deu tschland die Anstrengungen der 
Menschen intensivieren wird, die öffent­
liche Meinung zu mobilisieren und Mas­
sendruck zu erzeugen, um sicherzustel­
Ion 
A. daß die Regierung der Bundesrepu­
blik Deutschland 
I. der UN-Konvention zur Verfolgung 
und Bestrafung des Verbrechens der 
Apartheid beitritt; 
2. das Kulturabkommen mit dem Apart­
heidregime au fkündigt; 
3. jede militärisch-atomar-technologi­
sehe Kollaboration mit dem Regime 
stoppt; 
4. Bankanleihen und Kredite und alle an­
deren Formen der finanziellen Unter­
stützung oder Verbindungen mit dem 
Staat von, halbstaatlichen und privaten 
Institutionen in Südafrika unterbindet; 
5. die Kampagne rur die totale Isolierung 
des bösartigen und kriminellen Regimes 
und rur die Einsetzungvon umfassenden 
und verbindlichen Sanktionen durch den 
UN·Sicherheitsrat in Form des Kapitels 
VII der Charta unterstützt und wirksame 
Maßnahmen ergreift. 
B. daß Regierung und Volk jede morali­
sche und praktische Unterstützung rur 
den nationalen Befreiungskampf des 
Volkes von Südafrika unter der Führung 
des ANCleisten. 
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Hidipo Hamutenya (SWAPO) 

"Friedensprozeß" 
- ein Mythos 

Zu der Zeit, in der das Jahr 1984 seinem 
Ende zugeht. ein Jahr. das 100 Jahre 
kolonialer Unterdrückung und helden­
haften Widerstandes in unserem Land 
kennzeichnet, bleiben die Aussichten ftif 
die sofortige Unabhängigkeit Namibias 
düster. Ungeachtet aller tendenziösen 
und wilden Beschwörung "einer sog. Fri('· 
densoffensive im Südlichen Afrika ster­
ben und leiden die Menschen Namibias 
weiterhin unter der Brutalität der illega­
len und rassistischen südafrikanischen 
Besatzung unseres Landes. 

Doppeljunktim Südafrikas 

6 Jahre, nachdem die UN-Sicherheits­
rats-Resolution 435 angenommen wur· 
de, zeigt der Apartheidstaat nicht die 
Spur der Bereitschaft, dem namibischen 
Volk sein unveräußerliches Recht auf 
Selbstbestimmung und nationale Unab­
hängigkeit zu gewähren. 
Jedes Mal, wenn die SWAPO, unterstützt 
von den Frontstaaten und der UNO, ein 
Zugeständnis macht, um eine der viden 
Hürden Pretorias zur Unabhängigkeit 
Namibias auszuräumen, ist das rassisti­
sche Regime sehr schnell dabei. eine Rei­
he weiterer vorgeschobener Probleme 
aufzuwerfen. 
So kommt es. daß wir heule neben dem 
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Junktim zwischen der Unabhängigkeit 
unseres Landes und der Anwesenheit ku­
banischer Streitkräfte in Angolajetzt ein 
weiteres Junktim haben: J etzt besteht 
Südafrika darauf. daß sein vielbeschwo­
renes Versprechen, seine Truppen aus 
der Volksrepublik Angola zurückzu­
ziehen, nicht einlösen kann, solange die 
SWAPO nicht einer unilateralen Beendi­
gung des bewaffneten Kampfes zu­
stimmt und alle feindlichen Propaganda­
angriffe auf Südafrikas illegale und bru· 
tale Besatzung unseres Landes beendet. 
Darum sind die südafrikanischen Trup­
pen 8 Monate nach dem südafrikan i­
schen Versprechen, seine Angriffs- und 
Destabilisierungstruppen innerhalb von 
30 Tagen aus Angola zurückzuziehen, 
nach wie vor in Angola. 
Von einigen Seiten wollte man uns raten, 
die Absicht Südafrikas zu testen. indem 
wir einer Beendigung unserer bewaffne­
ten Aktionen und unsere feindliche Pro­
paganda gegen Südafrikas Besatzung un­
seres Landes einstellen. 
Wenigstens rur eine ku ne Zeit könnte 
dies getan werden, meinten diese Rat­
geber. Sie meinten. die SWAPO könne in 
dieser Zeit abwarten und sehen, welche 
Antwort Südafrika auf diese Geste des 
guten Willens geben würde. Wir haben 
diesen Ratgebern geantwortet, daß die· 
jenigen. die uns Ratschläge geben, von 

Pretoria herausfinden müssen, was Süd­
afrika bereit ist, seinerseits rur eine Zu­
stimmung der SWAPO zu einem unilate­
ralen Niederlegen der Waffen zu geben . 
Die Antwort Südafrikas ist, daß Pretoria 
auch dann noch immer nicht bereit ist, 
die UN-Sicherheitsrats-Resolution 435 
durchzuführen. bis die kubanischen 
Truppen aus Angola abgezogen sind. 
Stattdessen möchte Südafrika die 
SWAPO einladen, an dem "friedlichen. 
ordentlichen, demokratischen politi­
schen Prozeß, der jetzt in Namibia statt­
finde", teilzunehmen, d.h. Bantustan­
Verwaltungen und die Marioneltenpoli­
tik der sog. Vidparteienkonferenz. 
Die Wahrheit über unsere Region ist, ent­
gegen dem Mythos, daß im Südlichen 
Afrika ein "Friedensprozeß" im Gange 
sei. daß Südafrika mit seiner Destabili­
sierungspolitik venucht, die benachbar­
ten unabhängigen afrikanischen Staaten 
in die Knie zu zwingen. Und mit dem 
Aufzwingen von ungleichen "Nichtan­
griffs"-Verträgen arbeilet das Regime 
aktiv daran, einen Keil zwischen diese 
Staaten und die Befreiungsbewegungen 
von Südafrika und Namibia, namentlich 
den ANC und die SWAPO, zu treiben. 
Das kurzfristige strategische Ziel dieses 
Vorgehens Südafrikas ist ganz offen­
sichtlich die Isolierung der Befreiungsbe­
wegungen. Das langfristige Ziel ist es, 
den Apartheid-Faschismus in Südafrika 
und den Kolonialismus in Namibia auf­
rechtzuerhalten. 
Das ist die nackte Wahrheit über die sog. 
Friedensoffensive im Südlichen Afrika. 
Und deshalb sind diejenigen, die Pretoria 
und Washington zu ihrer "Friedensini­
tiative" im Südlichen Afrika beglück­
wünschen und bejubeln, entweder ex­
trem naiv oder sie schwelgen bewußt in 
Spitzfindigkeiten. Es ist eine Tatsache, 
daß die sog. Nichtangriffsverträge, die 
Pretoria versucht, als Beweis für eine sog. 
Normalisierungzwischen sich und seinen 
Nachbarn zu verkaufen, den Nachbar­
staaten mit dem Gewehraufdiktiert wur­
den. Diese Staaten haben weder die Ab­
sicht noch die militärische Stärke, An­
griffe gegen Südafrika auszuftihren. 

Ebenso scheinheilig und rur das tiefe 
Verlangen des namibischen Volkes frei 
und unabhängig zu sein höchst gefahr-

SWAPO·Guerille.os ,m tnn .... n N.m,b, •• 
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lieh, sind die derzeitigen Manövergewis­
ser prosüdafrikanischer Kräfte im Euro­
päischen Parlament, der Europäischen 
Gemeinschaft und der herrschenden 
Kreise in westeuropäischen Ländern vor 

der Unabhängigkeit E.ntwicklungshilfe 
flir Namibia bereitzustellen. 
Die Scheinheiligkeit dieser Kräfte war 
und ist glasklar rur uns in der SWAPO. 

Für uns bedeutet das Vorhaben, Projekte 

im besetzten Namibia aufzubauen, 
nichts als einen vorsätzlichen und be· 
rechneten Akt der Kollaboration mit 
dem illegalen siidafrikanischen Besat­
zungsregime in unserem Land. Keine 
noch so große Zahl von humanitären Fal­
len kann diese Tatsache der Kollabora­
tion vor uns verbergen. 
Die Tagesordnung und die wirkliche 
Priorität rur das namibische Volk, seine 
Freunde und alle UN-Mitgliedsstaaten ist 
die, jede Anstrengung zu unternehmen, 
um dem Land Freiheit und Unabhängig­
keit zu bringen. Diejenigen, die der sog. 
Hilfe Priorität einräumen, versuchen ge­
schickt, die Aufmerksamkeit vom 
Kampf um Namibias Unabhängigkeit ab­

zulenken. 

Nein zur EG-"Entwicklungshil fe" 

Indem sie sich nurfUr eine Erleichterung 
der Leiden unseres Volkes einsetzen, an­
statt die Wurzel des Leidens - die kolo· 
niale Unterdrückung - zu beseitigen, 

versuchen sie der südafrikanischen Besat· 
zung unseres Landes ein menschliches 
Gesicht zu verleihen. Damit entlasten sie 
das Apartheidregime nicht nur, sondern 
sie unterstützen Südafrika aktiv dabei, 

seine Besatzung fortzuftihren. 

Darum lehnen wir diese Manöver, deren 
vernehmbarste und aktivste Beftirworter 
hier in der Bundesrepublik Deutschland 
sind, ab und verurteilen sie. Gleichzeitig 

freuen wir uns über die Regierungen, Or· 
ganisationen und Einzelpersonen, die be­
schlossen haben, die kämpfenden nami­
bischen Patrioten unter der Führungder 
SWAPO zu unterstützen und Solidarität 
zu zeigen. 
In diesem Zusammenhang möchten wir 
diejenigen, die den namibischen Men­
schen helfen wollen, ihre Unterstützung 
aber nicht über die SWAPO leiten wol· 
len, sagen,daß es einen UN-Apparat gibt, 
der humanitäre Hilfe rur die Namibier 
weiterleitet. Es gibt ~uch bekannte Orga­
nisationen in Namillia, die in klarer Op­
position zu der kolonialen Unter· 
drückung in unserem Land stehen. Diese 
Organisationen können direkt unter­
stützt werden, solange diese Unterstüt­
zung nicht dazu benutzt wird, die Zu­
sammenarbeit mit dem Apartheidregime 
und die kapitalistische Ausbeutung, die 
dit"scs Regime erhält, zu rechtf~rtigen. 

Ein Geheimdokument bestätigt 
Die SWAPO ist allgegenwärtig 

Die sudafrikanische Armee sieht sich einer 
eTn!ten Krise der inneren Sicherheit gegen­
über. Dies geht aus einem Geheimdoku· 
ment hervor, das die Sudwestafrikanische 
Volksorganisation (SWAPO) dem Observer 
übergeben hat. 
Das Protokoll einer zweitägigen Konferenz 
von Orfizieren dn militäriseh~n Spiona~· 
abwehr. die im Mai d.J. in Windhoeck, der 
l-laupUitadt Namibias. stangefunden hat, 
enthüllt die große Beunruhigung darüber, 
daß die SWAPO prJ.ktisch in aUen 8e~i­
ehen des Lebens in Namibia ge~nwänig 
ist. 
Sorgen bereiten den Militärs u.3. auch der 
amerikanische Geheimdienst CIA und der 
MI6 (britischer Geheimdienst; d. Red.), 
rechtgerichtete weiße: Saboteure, der ver· 
Märkte Drogenkonsum bei Wehrpflichtigen 
und die Infiltration durch den rivalisieren· 
den zivilen Nationalen Nachrichtendienst, 
den früheren BOSS. 
Als eine besondere Bedrohung wird in dem 
Protokoll der .. nachHissige Umgang mit und 
die ineffektive Kontrolle über Geheimdoku' 
mente und ·informationen" benannt. J ede 
der zehn Seiten ist mit dem Afrikaans,Wort 
"Geheim" .wgestempelt. 
Vorsitzender der Konferen~ war Oberst 
W. OJckers, der 1978/ 79 eine Reihe von 
Artikeln über die Sicherheit in der Annee 
für die offizielle Zeitschrift der Streitkräfte 
Paratus, verfaßt hat. Weitere Teilnehmer 
dürften höhere Spionageabwehroffiziere 
und Vertret.~" des Hauptquartiers in p~. 
toria gewesen sein. 

Fachm ännische SWAPO·Aktionen 

Zwar fehlen einige Seiten des Protokolls, 
trotzdem zeichnet e~ ein zuverlassiges Bild 
der Stimmung der Militärs nach dem Ab. 
kommen mit Angola, das darauf abzielt, zu 
verhindern, daß die Guerillakämpfer die 
Nordgrenze überschreiten. Es läßt keinen 
Zweifel daran. daß die SWAPO so gut orga· 
nisiert ist, daß si~ fiir ein wachsendes Ge­
ruhl der Unsicherheit verantwortlich ist. 
Unter der überschrift "Spionage" ist in 
dem Protokoll zu lesen: "Die SWAPO i~t 

intern in einem großen Gebiet auf verschie­
denen Ebenen organisiert und ,erfügt über 
die notwendige Infrastruktur, um ein brei­
tes Sp.ektrum von Informationen .ammeln 
zu können ... Sie hat ein dusg.:dehntes Nach­
richtem~·stem, in das die Öffentlichkeit, 
jnsbe~ondere Hunderte von 'cuca shops' 
(Kneipen) in O'~J.mbo und Kavango (wo der 
Buschkrieg hauptsächlich, ausgetragen 
wird), einbe7.og~n ist und das .ie über die 
Be"egun~en der Sicherheitskrllfte auf dem 
Laufenden hält." 
Und weIter heißt eS: "Aufgrund der Ver­
bindungen zwischen der SWAPO lind dem 
Afrikanischen NationalkongTeß (ANC) und 
imtornationakn Terroristenorganisationen 
muß man d:tvOTl aUlgehen. daß die SWAPO 
über eine ttochnisch hoch entwickelte Aus· 
nistun~ rur Sabotageakt ionen verfiigt. Es 
gibt Anzekhen dafür, daß die SWAPO in 
der Lage ist, Spreng'lloff fa"hmäm\i~ch in 
Fahrzeugen zu verstecken." Das Protokoll 
be~tatigt, daß "es i1ändig zu Sabotagt:akten 

der SWAPO und ande~r link~r und rechter 
Gruppen kommt". 
Die Südafrikaner sind der Meinung, daß 
"das ideologische Konzept der SWAPO auf 
dem Kommunismus basiert", daß sie aber 
auch das ausnützt, was als "vorhandene 
Normen und Infrastruktur der Demokratie 
in Siidwestafrika" bezeichnet wird. 
Dann folgt eine Liste von 20 "bestehenden 
Institutionen", die angeblich von der 
SWAPO benützt w~rden. An ihrc;r Spitze 
stehen der Windhock Observ~r, :;ein Her· 
ausgeber Hannes Smith ... und sein politi· 
scher Redakteur, Gwen Lister. Die Wochen· 
zeitung, die von den südafrikanischen Be­
hörden voriibergehend verboten wurde. sei 
- laut Protokoll - in leuter Zeit b~i toten 
Kämpfern und in SWAPO-Lagern gefunden 
worden. 
"Das wirklich Beunruhigende", fahrt das 
Protokoll fort, "ist die Zerstörung von mi· 
litärischer Ausrüstung dun;;h Militarange· 
hörige, was auf Sabotage hindeuten könnte, 
insbesondere, wenn mlUl die negative Ein· 
stellung bestimmter Wehrpflichtiger berück­
sichtigt." Hier "spielt die politische über· 
zeugung eine Rolle". 
Weiter wird vor "dem ansteigenden Kon· 
>Um ~on ~Iarihuana und anderen Drogen. 
~or allem bei Wehrpflichtigen", gewarnt. 
"weil solche Menschen fur eine Beeinflus· 
sung durch den Feind empfanglicher sind". 
Eine weitere warnende Bemerkung gilt "al­
len Formen der Unmoral". Obwohl nicht 
ausdriicklich genannt. bezieht sich dies 
wohl auf sexuelle Beziehungen zwischen 
weißen Soldaten und schwarzen Nami· 
bierinnen. Die Rolle. die Frauen bei der 
Spionage spielen, so sagte man den Offi· 
zieren. sollte nicht unterschätZ! werden. 
An einer Stelle spricht du Dokument von 
Versuchen seitens der SWAPO, eine Beteili· 
gung der Republik Südafrika am "Projekt 
Forrester" nachzuweisen. und von ihren 
überlegungen, wie diese Zusammenarbeit 
gestört werden kann. Dies scheint sich auf 
die Untersti.itzung zu beziehen. die Süd· 
afrika Jonu Savimbi gewahrt, dessen 
UNITA-Rebe!len die angolanische Regie· 
rung bek.impfen. 
Ein Teil dieser Zusammenarbeit be'teht da· 
rin, zur Finanzierung "on Savimbis Aktivi· 
taten wertvolles Holz aus Angola wegzu· 
schaffen, das auf Lastwagen durch Namibia 
transportiert wird. 
Es verwundert nicht. daß man "ersucht hat, 
die Arbeit von Spionen aus dem sowjeti­
schen Lager in der Region aufzudecken. In 
Sambia. Angola und Botswana wurden 93 
russische und 61 ostdeuuche "mulmaß· 
liehe Agenten" aufgespürt. 
Der CIA, der britische MI6 und der west­
deutsche Nachrichtendienst "versuch .. n 
ständig, Informationen zu beschaffen", 
wird geklagt. Die Südafrikaner sind äußerst 
besorgt dariiber, daß ihre Truppenbewe­
gungen von amerikanischen und sowjeti· 
sch~n Satelliten überwacht werden. 
Bei diesem Verfolgungswahn bt niemand 
unverdächtig. Ausländi~che Besucher. die 
unter dem Vorwand wis:;enschaftlicher und 
anthropologischer Forschungen ,.subversiv 
tätig ,ind", müssen im Auge behalten wer­
den. Denis Herbstein 
(Quelle: The Observer. London, 9.9.1984) 
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Friedensnobelpreis 1984 
für Bischof Tutu 

Der Friedensnobelpreis 1984 wurde am 
16. Oktoberd.J. an den 53jährigen angli. 
kanischen Bischof von johannesburg, 
Desmond Tutu, rur seine - so das nor· 
wegische NobeJpreiskomitee - "einigen­
de Rolle in der Bewegung zur Lösung des 
Apartheid-Problems in Südafrika " ver· 
liehen. 

Weiter erklärte das Verleiherkomitee, 
der Preis sei nicht nur als Geste der An­
erkennung ruf Bischof Tutu und den 
Südafrikanischen Kirchenrat zu sehen. 
Er sei auch als Anerkennung aller Indi­
viduen und Organisationen in Südafrika 
aufzufassen, die sich ruf Menschenwür-

Desmond Tutu 1978 Generalsekretär 
des Südafrikanischen 
(SACC). Diese Funktion 
noch inne. 

Kirchenrates 
hat er heute 

Der SACC, dem etwa 40 Kirchen und 
kirchliche Einrichtungen mit ca. 15 Mio 
Mitgliedern angehören, wurde in den 
letzten Jahren zu einem wichtigen 
Sprachrohr der süd afrikanischen Opposi­
tion. 

Als sein Generalsekretär begrüßte Tutu 
die Entscheidung des Weltkirchenrates, 
die Befreiungsbewegungen des Südlichen 
Afrika :l;U unterstützen und das " Pro­
gramm zur Bekämpfung des Rassismus" 
einzurichten. Er unterstützte wiederholt 
die Boykottforderung gegen Südafrika 
und beschuldigte ausländische Investo­
ren in Südafrika, sie seien Nutznießer 
und Unterstützer der Apartheid. 

Konsequenter Apartheidgegner 

Internationale Sanktionen bezeichnete. 
Desmond Tutu als eine entscheidende 
Möglichkeit des gewaltfreien Oben,-in­
dens der Apartheid. 
Er bezog konsequent Position gegen die 
Inszenierung der sog. Verfassungsreform 
und das Drei-Rassen·Parlameut im Au-

gtlSt/September d.J. (siehe AlB 
10/1984, s, 25ff.), Und er bezeichnete 
das Apartheidregime als eines der 
schlimmsten der Menschheitsgeschichte, 
vergleichbar mit dem nationalsozialisti­
schen Faschismus. 
Bischof Tutu begründet seinen Wider­
stand gegen das Regime in Pretoria aus 
seiner christlichen überzeugung heraus, 
Er repräsentiert damit einen wichtigen 
Teil des südafrikanischen Widerstands, 
Seine Schirmherrschaft über die Verei­
nigte Demokratische Front (UDF) hat 
ihn und das Spektrum. das er vertrilt, 
enger. mit der Avantgarde des südafrika· 
nischen Befreiungskampfes, dem Afrika­
nischen Nationalkongreß (ANC) zusam­
mengeftihrt. 
Desmond Tutu ist nach dem ehemaligen 
Generalsekretär des ANC, Alberth Lu­
thuli (1961), der zweite Südafrikaner, 
der mit dem Friedensnobelpreis ausge· 
zeichnet wird. 

Schirmherr der UDF 

Die Verleihung an e inen der weltweit 
anerkannten "'ührer des südafrika· 
nischen Widerstandes gewinnt gerade in 
e iner Zeit an Bedeutung, in der der Wi­
derstand im Lande stärker wird. Außer­
dem werden dadurch die Versuche Pre­
torias erschwert, die UD r durch Verhaf­
tungen ihrer Führer zu schwächen und 
ein Verbot dieses breiten demokrati­
schen Bündnisses durchzusetzen. 
Sie ist aber nicht nur eine Unterstützung 
des Kampfes gegen die Apartheid in 
Südafrika selbst, sondern zugleich Auf­
forderung an die Wcltöffentlichkeit, das 
Rassistenregime in I'retoria endlich zu 
isolieren und so wirkungsvoll zu seiner 
Überwindung beizutragen. M, Kolt er 

deo Brüderlichkeit und Demokratie ein­
setztn. Diese Würdigung des Wider­
standswillens und -rechts gegen die 
Apartheidpolitik entspricht auch der 
Haltung des Preis trägers. 

ANC-Erklärung zur Nobelpreis-Verleihung 
an Bischof Tutu 

Desmond Tutu wurde am 7. 10.1931 in 
der Provinz Transvaal geboren und 1960 
zum Priester geweiht. Er wurde 1975 
Dekan von Johannesburg und fungierte 
1976-78 als Bischofvon Lesotho. 
Tutu beteiligte sich maßgeblich an den 
Bemühungen. eine größere Einheitlich­
keit der südafrikanischen Kirchen gegen 
das Apartheidregime zu erreichen. Eine 
konsequentere Haltung der Kirchen bil­
dete sich mit der Radikalisierung des 
Widerstandes in Süd afrika in den 70er 
J ahren heraus. 
In Anukennung seiner hervorragenden 
Verdienste beim Zusammenschluß und 
der Entwicklung der Kirchen zu einem 
gewichtigen Faktor in Südafrika wurde 
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Der Afrikan;'che Nalionalkongreß (Al"C) 
hat mit tiefer Freude ,·on der Verleihung de .• 
hiedensnobelprei",s 1984 an Bi~~hof Oe>· 
mond Tutu. den GeneralsekrelM de. ,ud­
afrikani.chen KIr< henrate!. erfahren. 
Die>e hen'orragende Anerkennung der per­
~onlichen Tapferkeil und des großzugigcn 
Opfers Bi>chof Tutu' im lnlere'", eIße> frei­
en und demokratischen Sudafrika, frei ,·on 
ras,i.ti>chem Haß und t;merdriJckung, ist 
zugleich eine eindeutige Anerkennun,: der 
Rdfe. Au,dauer und lIkn.chlichkcil, die uno 
>Cf Volk angesicht- der ungeheuren Herau,· 
forderungen und brutalen Repre_,ion der 
herncheuden Oique Iß Sudafrika zeigl, 
E. i51 .. in .. Anerhnnung des wahren ehri· 
'I.'mums und tiden PJlriotismu>, ditO di., 
Kinhe in Sudafrib trit"l1 und Millionen ,In­
re~<'", den Kampf ~ell.'n Ras~ismus und 
Fanall5mu< in "idralti~<"f Weise fOrl~Uruh· 

r .. n. 

Der ANC und das Volk \'on Sudafrika rufen 
in ihrer Freude über die Verleihung die mler· 
rulllonale Gemeinschafl auf. diese Verle i· 
hung _inn"01l Zu crg'dnzen durch die Verhan· 
gung umfa,sendtr Sanktionen und die \'011 

kommene [,olierung dc' ra'<I>tischcn Regl· 
mes in Pretoria. Oie, i,t da, Gebot Alberl 
l.uthuJis und Oe.mond Tutu<. 

Wir \\ icd .. rhokn den Aufruf umere' Vulke, 
~n dic imemationak Gem('lßschaft. durch 
sofuru~ und wirkung>\olk Sanktion .. n die 
Kr;tft der demokrati,chcn Bewegung ;11 
Sudafrika zu ~tärkcn, 01 .. ;0.·' uhle Sy.tcm ~u 
überwinden und:w zcrl1ö!"t'n und ein frein, 
demukrati,ch.,s und friedli"h .. , Siidafrikazu 
crri~ hlen, da. si"h grundel auf dlt· <olle Anc ... 
hnnung d.'r fundamClltalen Re~hte all >ei· 
ner Burga, 
Abtei!un~ fiir In formation und OffcnrliLh· 
hil""rb'·I1.d~n 17.10.19SI 
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Pan._B.such.< .los SI.,OS und Frankrei<hs Prl,iden' Mm""",nd 

Gespräch mit Jose Eduardo Dos Santos 

Die illegale Besetzung 
Südangolas dauert an 

Im Februar d.). hatten sich die Regierun· 
ge n Angolas und Südafrikas in Lusaka 
(Sambia) auf einen WaffenstiUstand und 
einen Abzug der Truppen Pretorias aus 
dem Süden Angolas geeinigt. 7 Monate 
danach zog der angolanische Staatschd 
jose Eduardo dos Santos, der Frank· 
reich, Spanien und Italien besuchte, 
Bilanz, inwieweit diese Vereinbarungen 
eingelöst wurden und wie die Position 
seines Landes zur Namibiafrage aussieht. 

( ... ) F~AGE: Angola befindet sich in 
einer wirtschaftlich ziemlich schwierigen 
Lage. Erlaubt es Ihnen die Last Ihrer 
Schulden, bei ausländischen Investitio· 
nen noch zuzuzahlen? 

Die Lusaka-VereinbarungeinJö sen 

E. DOS SANTOS: Sicher, die wirtschaft· 
liehe Situation ist schwierig, da Angola 
seit seiner Unabhängigkeit einem Klima 
der Gewalt, das von außen geschürt wird, 
und der Sabotage der winschaftlichen 
Einrichtungen ausgesetzt ist. 
Wie in jedem Land gibt es eine Auslands· 
verschuldung, jedoch ist deren Umfang 
nicht so, daß dadurch die Beziehungen 
zu den westlichen Ländern beeinträch· 
tigt werden könnten. 

fRAGE: Sie sprdchen eben von den 
Kämpfen, die sich auf Ihrem Territorium 

abspielen. Im Februar d.). wurde eine 
Vereinbarung in Lusaka getroffen, die 
den Rückzug der südafrikanischen Trup· 
pen vorsah. 
Pretoria unterhält jedoch weiterhin zwei 
Bataillone auf Ihrem Boden. Kann diese 
Situation in absehbarer Zeit entschärft 
werden? 
E. DOS SANTOS: In der Tat, die Situa· 
tion ist noch immer angespannt und ge· 
fahrlich. In Lusaka war vorgesehen, daß 
sich die südafrikanischen Kräfte vor dem 
30. Män d.J. zuruckziehen. Keine der 
Ausreden, die von Pretoria vorgeschoben 
werden, um die Truppenst;:.tionierung zu 
rechtfertigen, ist annehmbar, da Angola 
ein unabhängiges und souveränes Land 
ist. Es handelt sich um einen überfall, 
eine illegale Besetzung eines Teiles unse· 
res Territoriums, die allen Regeln des 
internationalen Rechts widerspricht. 

Angola hat seit 1978 mehrere Vorsehlä· 
ge zur friedlichen Lösung der Probleme 
des Südlichen Afrika im allgemeinen und 
des Namibia· Konflikts im besonderen 
gemacht . In letzter Zeit haben wir eine 
Reihe von Vorschlägen vorgebracht, die 
von unserem guten Willen zeugen. In 
dem Maße. in dem Südafrika und die 
USA ihnen zustimmen werden, werden 
wir die Situation entkrampfen können. 
Wie Sie wissen, haben Angola und Kuba 
in einer gemeinsamen Erklärung (vom 

25.3.1984, Wortlaut in AlB 5/ 1984; d. 
Red.) die Bedingungen des Abzugs der 
kubanischen Truppen bekanntgegeben : 
I) Rückzug der südafrikanischen Trup· 
pen aus Angola; 
2) Unabhängigkeit Namibias gemäß der 
Resolution 435 des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen (von 1978, Wortlaut 
in AlB 7-8 / 1984;d. Red.); 
3) Einstellung der Unterstützung, die 
Pretoria und seine Verbündeten den be· 
waffneten Banden der Nationalen Union 
rur die Vollständige Befreiung Angolas 
(UNITAl gewährt. 
Wir sind bereit. die I'rinzipien der ango· 
lanisch·kubanischen Erklärung flexibel 
anzuwenden. 
FRAGE: Kann man z. B. die Namibia· 
Frage gesondert lösen? Sind die Süd· 
afrikaner nicht dabei, ihre Präsenz dort 
zu verstärken, was bedeuten würde, daß 
die Aussichten auf Verhandlungen sich 
nicht verbessern sondern immer schiech· 
ter werden? 
E. DOS SANTOS: Zur Zeit gibt es zwei 
Bataillone, aber in Zeiten erhöhter Span. 
nung können es bis zu runf sein. Der 
Dialog wird trotzdem fortgesetzt, da es 
seit Januar 1984 keine Kämpfe mehr 
zwischen unseren angolanischen Kräften 
und den südafrikanischen gab. 
Südafrika rechtfertigt die Anwesenheit 
seiner Truppen mit den erh öhten militä· 
rischen Aktivitäten der Südwestafribni· 
sehen Volk$Organisation (SWAPO) in 
Namibia. Die Vereinbarung von Lusaka 
zwischen Luanda und Pretoria bezieht 
sich jedoch nur auf ango lanisches Terri· 
torium und nicht auf Namibia. Die Lö· 
sung dieses Problems betrifft Südafrika 
und die SWAPO. 

Namibia -
kein gesondertes Problem 

Wenn wir von Flexibilität reden, so wol· 
len wir damit zum Ausdruck bringen, 
daß wir bereit sind, Vereinbarungen aus· 
zuhandeln, die die Interessen Angolas 
berücksiChtigen, unsere Unabhängigkeit, 
die Unversehrtheit des Territoriums und 
die Sicherheit unserer Grenzen garantie· 
ren und die gleichzeit ig die Probleme 
Namibias auf der Basis der Resolution 
4351öscn. 
Selbstverständlich ist fUr Angola eine 
Garantie des Friedens und der Stabilität 
nur gegeben, wenn eine definitive und 
auf internationaler Ebene anerkannte 
Lösung des r\amibia·Problems gefunden 
wird. 
fRAGE: Es ist schwer vorstellbar, daß 
eine Regierung wie die Pretorias, die über 
eine beachtliche militärische und wirt· 
schaftliche Macht verfUgt, einem Ven rag 
mit einem ihrer Nachbarn zustimmt, 
ohne daraus nennenswerte Vorteile zu 
enielen. 
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Glauben Sie nicht, daß unter die$en Be­
dingungen nur ein Komprorniß über den 
Status Namibias schließlich zu einer brei­
teren Vereinbarung zwischen Angola 
und Südafrika fUhren kann? 
E_ DOS SANTOS: Mein Standpunkt ist 
der, daß die Bedingungen zur Lösung des 
Namibia-Problems klar sind. Sie wäre ein 
sehr wichtiger Schritt zur Verringerung 
des SpannungslUstandes, der im Südli­
chen Afrika aufgrund des Apartheidregi­
mes besteht. 
FRAGE: Es gibt jedoch keinerlei Anzei­
chen dafUr, daß Südafrika bereit wäre, 
das Apartheidregime aufzugeben. 
E. DOS SANTOS: Gewiß_ Das ist jedoch 
kein Grund, die Apartheid, ein Verbre­
chen gegen die t> lenschheit, begangen 
von einem Regime, das nach rassisti­
schen Kriterien die große Mehrheit der 
südafrikanischen Bürger diskriminiert, 
nicht zu verurteilen_ 
Wir wissen, daß es ein anderes Südafrika 
gibt und daß die siidafrikanhche Regie­
rung sich in Schwierigkeiten befindet, da 
sie den Kampf, der große Bedeutung ge­
wonnen hat, nicht verhindern kann. An 
diesem Kampf nehmen nicht nur die 
Schwarzen teil, sondern alle südafrikani­
schen Bürger, die die soziale Ungerech­
tigkeit und die Rassendiskriminierung 
ablehnen. 

Unterschied USA-Frankreich 

FRAGE: Mo~ambique hat vor einigen 
Monaten ein Abkommen mit Südafrika 
getroffen. BefUrworten Sie dies? 
E. DOS SANTOS: Dieses Abkommen ist 
Sache der unabhängigen Regierung von 
Moryambique. Es steht uns nicht zu, zu 
beurteilen, ob es den Interessen des Vol­
kes von Mo~ambique dient oder nicht. 
Wir wünschen, daß Südafrika sich genau 
an den vereinbarten KompromiB hält. 
Unsere Situation ist sehr verschieden von 
der Mo~ambiques. 
FRAGE: Die USA. speziell der Staats­
sekretär fUr afrikanische Angdegenhei­
ten (Chester Chrocker. d: Red.), sind 
sehr aktiv in der Suche nach einer lö­
sung des Namibia-Problems_ Wie schät­
zen Sie die Rolle der USA in der Rcgion 
ein? Sehen Sie die Möglichkeit einer 
Normalisierung Ihrer Beziehungen zu 
den US .. \ ? 
E. DOS SANTOS: Die USA haben die 
Führung der Gespräche über Modalitä­
ten. die zur Anwendung der Resolution 
435 fUhren können. monopolisiert. Sie 
nahmen teil an der sog. "Kontaktgrup­
pe", die ihre Aufgabe errtillt hat. da die 
Diskussionen über die Modalitäten zur 
Anwendung dieser Resolution dank des 
Generalsekrctärs der UNO zum Ziel 
fUhrten. 
Zwischenzeitlich versuchten die USA je­
doch, eine Verbindung henustellcn. ein 
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.,!inkage". wie sie sagen, zwischen der 
Unabhängigkeit Namibias und der An­
wesenheit der kubanischen Truppen in 
Angola_ 
Es ist klar, daß sie auf jeden Fall nicht die 
Interessen Angolas oder Namibias, son­
dern ihre eigencn strategischen Ziele \'er­
teidigen_ Die so hergestellte Verbindung, 
die nichts mit der Resolution 435 zu tun 
hat, ist der lIauptgrund für die Verzöge­
rung bei der Anwendung dieser Resolu­
tion_ 
FRAGE: Wie beurteilen Sie die Rone 
Frankreichs in der Namibia-Angelegen­
heit und allgemein in Fragen des Süd­
lichen Afrikas? 
E. DOS SONTOS: Frankreich hat bei der 
Suche nach einer Lösung des Namibia­
Problems eine wichtige Rolle gespielt. 
Innerhalb der .. Kontaktgruppc" lehnte 
nur Frankreich die amerikanische Vor­
stellung des .. Iinkage" ab. Frankreich hat 
öffentlich erklärt, warum die Gruppe 
ihre Aktivitäten einstellen mußte, da alle 
I'robleme, die sie vorgefunden hatte, 
praktisch gelöst waren. 
Zudem ergriff es öffentlich Partei fUrdie 
berechtigten Forderungen des namibi­
schen Volkes, sowie al1er afrikanischen 
Völker, die die sofortige Durchftihrung 
der Resolution 435 verlangen. 
FRAGE: Was die UNITA angeht, wie 
groß sind die Gebiete, die sie tatsächlich 
kontrolliert? Haben Sie den Eindruck, 
daß die militärische Situation sich zu­
gunsten der Regicrung vcrändcrt? 
E. DOS SANTOS: Wie Sie wissen, ist die 
UNITA ein Instrument Südafrikas. 
FRAGE: Mit einer starken ethnischen 
Basis._. 
E. DOS SANTOS: In der Vergangenheit 
war die UN ITA ein Instrument der por­
tugiesischen Gehcimpolizd und der 
Kolonialtruppen. 

Einflußvcrlust der UNIT A 

Ihre wichtigste Basis ist das illegal dureh 
Südafrika besetzte Namibia. Und in den 
Provim.en in der Nähe Namibias hat sich 
die Ul\'1T A festgesetzt. Von dieser Zone 
aus fUhrt sie Sabotage- und Terrorakte 
gegen angolanische Siedlungen und ge­
gen die Bevölkerungdurch. 
Sie erhält massive Unterstützung dun::h 
Südafrika in Form von Waffen. Muni· 
tion, Transportmittel und Experten_ 
Daran beteiligen sich auch portugiesi­
sche Offiziere, die im Kolonialkrieg gc­
gen Angola gekämpft und sich nach der 
Unabhängigkeit nach Namibia oder 
Südafrika zurückgezogen haben. 
Die UNITA vertritt wedere;n Volk noch 
eine ethnische Gruppe. Sie mobilisiert 
Bauern mit Gewalt, die dann nach Nami­
bia oder Südafrika gebracht werden, wo 
sie eine militärische Ausbildung erhal­
ten. 

Durch die Verbreitung einer Lügenpro­
paganda, die sich auf den Haß gegen die 
UdSSR und Kuba stützt und in Ausnut­
zung ihres niedrigen Niveaus der Schul­
bildung, des Bewußtseins und der Kennt­
nisse werden die meisten dieser Leute 
durch die Ul\'ITA betrogen und lehnen 
es ab, die Realitäten der angolanischen 
Situation wahrzunehmen_ 
Es gibt kein ethnisches Problem in Ango­
la. Unsere Regierung integriert die Ele­
mente der verschiedenen Regionen des 
Landes. 

FRAGE: Wie haben Sie auf die Tatsache 
reagiert. daß die Tschechoslowakei 
direkte Verhandlungen mit Savimbi über 
die Befreiung der Geiseln gefUhrt hat? 
E. DOS SANTOS: Die tschechoslowa· 
kische Regierung erklärte uns, daß sie 
ausschließlich aus humanitären Grunden 
handelte, um die Befreiung der zivilen 
Techniker zu erreichen, die in Angola 
von der UNITA entfUhrt worden waren. 

FRAGE: Wie stark sind Ihres Erachtens 
augenblicklich 
UNITA? 

die Truppen 

E. DOS SANTOS: Das wissen wir nicht. 
fRAGE: Sie haben aber doch eine ge­
wisse Vorstellung ... 
E. DOS SANTOS: Wir wissen, daß es sich 
um Banditengruppen handelt, die in 
Südafrika ausgebildet wurden, die sich 
hauptsächlich in der Provinz Cuando­
Cubango festgesetzt haben. von Zeit zu 
Zeit Terrorakte durchfUhrcn und wirt­
schaftliche Einrichtungen angreifen. 
Aber wir haben keine Ahnung über ihre 
Stärke. 
FRAGE: Verliert die UNITA an Einfluß 
oder ist die Situation gleichbJeibend? 
E. DOS SANTOS: Die UNITA verliert in 
letzter Zeit zunehmend an Einfluß_ Es ist 
aufschlußreich, ihre Propaganda zu ver­
folgen. 
1980 gab sie als ihr Ziel. Menongue. die 
Hauptstadt der Provinz Cuando-Cuban­
go, an, mit Luanda als Endziel. Sie sind 
weder bis Menongue noch nach Luanda 
gekommen_ 1983 erklärte die UNITA 
ihre Absicht, die Macht in Luanda zu 
übernehmen_ 
So soll sie uns doch sagen, welche Haupt­
stadt sie kontrolliert. Ich rede nicht von 
unserer Hauptstadt, sondern VOll irgend­
einer wichtigen Stad t. 
Wif müssen "lugeben. daß es Militäraktio· 
nen gibt, sie sind offensichtlich. Aber die 
Bedeutung, die ihncn im Ausland zuge­
messen wird, en\.liprichl ni cht den Tat­
sachen. Wir kontrollieren das Land von 
Cabinda bis Cunene, bis auf die von mir 
erwähnten Gebiete. 
Dies ermöglicht das Funktionieren unse­
rer Regierung. unserer Wirtschaft, und 
daß wir in diesem Umfang mit dem We­
stcn und den Ländern des Ostens zusam­
menarbeiten. ( .. _1 
(Quelle: Le Monde. "aris. 13.9.1984) 



I Jürgen 

100 Jahre Berliner 
Di~ koloniale AuHe 

I 

"Was tun, spricht Zeus, die Welt ist weg­
gegeben", heißt es bei Friedrich Schiller 
( .. Die Teilung der Erde"). Gemeint war 
damit zwar das Pech des verspätet auf 
den Plan getretenen Poeten, doch gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts bezeichnete 
das Zitat zutreffend auch den Zustand 
der kolonialen Aufteilung der Welt unter 
die Großmächte und eine Anzahl von 
Staaten wie Portugal, Belgien oder die 
Niederlande. 

in die Phase des Ubergangs der ent, 
wickelten europäischen Nationen in ein 
neues Stadium, vom Kapitalismus der 
freien Konkurrenz zum monopolisti­
schen Kapitalismus, dem Imperialismus. 
Ausgelöst durch eine langanhaltende 
Wirtschaftskrise 1873 verschärfte sich 
der Wettlauf um gesicherte Absatzge­
bielt' und Rohstoffqudlen_ Wo bislang 
im südlich der Sahara gelegenen Afrika 
effektive Kolonialherrschaft nur eine 
verhältnismäßig geringe Rolle gespielt 
haue, wurden ab Mitte der 70er jahre 
zunehmend Gebiete direkter Kontrolle 

unterworfen, wurden die noch nicht er­
oberten Regionen vereinnahmt. 
Expeditionen waren Wegbereiter vieler 
solcher Aktionen - waren es von 1851 
bis 1870 erst 56 Erkundungsuntemeh­
men gewesen, so stieg ihre Zahl von 1871 
bis 1890 auf 131 an. Eine davon war die 
Expedition des US-amerikanischenj our­
nalisten Henry Morton Stan1ey, der 
1877, \Ion der ostafrikanischen Küste 
kommend, nach mehreren jahren die 
KongomÜlldung erreicht hatte: Es gab 
einen Wasserweg quer durch den Konti­
nent! 

Ein gehöriges Stück hatte zu dieser Ent­
wicklung die sog. Kongo-Konferenz bei­
getragen, die vom 15. November 1884 
bis zum 26. Februar 1885 in Berlin ge­
tagt hatte - beweihräuchert ~ls "Hurna­
nitätsintervention" gegen die Sklaverei 
in Zentralafrika und nostalgisch verklärt 
ab möglicher "An5a1Z einer gewissen 
friedlichen Solidarität der europäischen 
Nationen in der afrikanischen Kolonial­
politik", so der einflußreiche Historiker 
Hans Herddd noch 1966. 

Rede Blsm.rcks Verpflichtung, der Humanität zu dienen 

Auslöser Kongo-Okkupation .. , 

Auslöser der Konferenz war der bdgi­
sehe Vorstoß nach Zentralafrika gewe­
sen, genauer: die "Erwerbung" umfang­
reicher Gebiete in Zentralafrika durch 
die 1876 in Briissel gegriindele Associa­
tion Internationale Africaine, eine Pri­
vatgesdlschaft, die unter der Losung 
agierte, den Afrikanern die "Zivilisa­
tion" zu bringen, und unter der Kontrol­
le des bclgischen Königs LCopold 11. 
stand. 
Die Okkupation des Kongo-Gebiets fiel 

Bei der Einladung zu der Konferenz hat sich 
die Kali><:rliche Regierung \Ion der überzeu­
gung leilen!assen, d3ß alle dngdlldenen Re­
gierongen den WUlllich teilen, den Eing<:bo­
Tenen Afrika~ den Anschluß an die Zivilisa­
tion zu ermöglichen, indem da, Innere dieses 
Kontinents rur den Handel erschlossen wird, 
indem man ~einen Bewohnern die (notwen­
digen) Bi!dungsmöglkhkeilen \er.lchdft, in­
dem man die Mi~~ionen und Unternehmun­
gen in der Rkhtung ermutigt, die notwendi­
g~n Kenntnisse zu verbreilen, und indem 
man "orbereitende Maßnahmen uifft, die 
Sklaverei, \'or alkm den Sklavcnhandd mit 
Schwarzen (Eingeborenen), zu be§.Citigen, 
de""n .~hrillwcise Abschaffung schon auf 
dem Wien<:r Kongreß von 1815 als eine hei· 
lige Verpflichtung dler M.tchle verkillldet 
worden i_I. (_ .. ) 
Di" nalurliche Entwi~kJung des nandds in 
Afrika laßt den dur~hau~ legitimen Wunsch 
aufk .. mmen, die zur Stund" noch unn, 
for,~hte" und noch nkht In 8cSlIz genom· 
n"'n~n Gebiete rur die Zi,·ih .... tion zu er­
schließen. Cm Au\cinJnden<:lzungen zu ,a­
meiden. die sich ~u. d~r Tat\ache einer neu-

en Besitzergreifung ergeben könnten. 5ind 
die Regierungen Frankreichs und Dcuu.:h­
lands der ~Ieinung, daß eszweckmaßig w~re, 
zu einer Cbereinkunft uber die Beachtung 
.-on Formalit>llen Zu gelangen, damil neue 
Besitzergreifungen an den Ku.ten Afrikas al, 
(recht>-)wirksam an!r=&Chen werden kön­
nen_ (. __ ) 
Meine llerren. das [mere»<:, das alle auf dIe­
§.Cr Konfere~ .-ertretenen :>lationen an der 
Entwicklung der Zivilisation in Afrika neh­
men - ein lnteres.e, das unaufhörlich durch 
kuhne Forschung.unternehmung, durch die 
Bewegung des Handels und durch die Opfer 
und Anslrengungen bekundet wird, die jede 
Nation für eines dieser Ziele erbringt -, bie· 
tet uns Gewähr für einen erfolgreichen Ver­
buf der Arbcllen, die wir untemehmen, um 
die llanddsbeziehun~en zu regeln und zu 
entwickeln. die unsere Nationen mit diesem 
Kontinent unterh.llten, und um gleichzeitig 
der Sache des Frieden_ und de, Humanit;;t 
zu dienen. ( .. _) 
(Quelle: ßremn Afrika Archi\, Hrsg .. D,e 
Protokolle der Kongo-Konferenz, BeTlin 
1884 bis 1885. Bremen 1984) 
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In zwei weiteren ausgedehnten Expedi­
tionen (1879-81 und 1882-84) raffte 
Stan1ey im Auftrag der belgisehen Asso­
ciation ein gewaltiges Territorium zu­
sammen. 
Mit einer Vielzahl von Verträgen mit dn­
zeinen Häuptlingen, deren GrundmUSter 
Täuschung und Betrug waren, war 1884 
im wesentlichen das Gebie t unter den 
Einfluß Leopolds 11. gebracht worden , 
das sich später als Kongo-Staat, respek­
tive Kolonie Be1gisch-Kongo in Zentral­
afrika breitrnachte - eine Landmasse 
von der achtzigfachen Größe Belgiens_ 
Der belgische Vorstoß rief die Konkur­
renz auf den Plan, namenliich Frank­
reich und England. Im Oktober 1880 
war eine französische Kolonialexpedi­
tion unter Savorgnan de Brazza Stanley 
zuvorgekommen und hatte sich am 
nördlichen Kongo-Ufer festgesetzt -
dort, wo die heu tige Hauptstadt der 
Volksrepublik Kongo. Brazzaville, liegt. 
Stanley antwortete mit der O kkupation 
des Südufers und legte den Stützpunkt 
Leopoldville an (das heutige Kinshasa)_ 
Aber auch Portugal, das südlich des Kon­
go seine Kolonie Ango la mil Mühe unter 
Kontrolle zu bringen versuchte, meldete 
Anspruche an_ Leopold - immer unter 
der Flagge .,Kampf der Sklaverei" se­
gelnd - sah de~ Zugang des sich bilden­
den Kongo-StaatS zum Atlantik durch 
diese Vorstöße gefahrdet, zumal. als sich 
England mit Portugal auf einen Vertrag 

Generalalt1e der Kongokonlerenz 

w.I:".· .. ,~1'!f:. ":.;:;::;'~'I'.,!~.::' ::::!::i, ~=: 
• • • ~oI~ • ••• " N' u ••••• , ." .. ","~, "" .; ... "" 
1!,'~'''' ' ,,, .. w.o<t<I' 0" .... , .... 1:0,,_<1. "" .. W'I'''' 
Ik • ••• , •••• .': ........ ,.. ", ••• ,., ,., s,""W",1\'''k' ••• 
• ","10. 0" ", .... " Ik. ;;"'.j"' ..... ""hl Jlrt "'1"," 
to, ••• i,'" ... 1kT" ....... '"'I,n'" N' ... , ...... , ........ , 
~. .il"," , •• 3 ..... , , •• , W." .. , ........ N' ~I" •. 

'"TI .. '-c.:'. ~:,~::it:;!'.~':!:.~';,~'!":~:\~;,;::':: 
~., •• ",., "" . ", ....... " .. i<', I,,", 11.,. .. , ...... " 
... e",.. ..... ft' ....... , ..... )< .••• ,!<,", W.",.. '"" .. ~.,. 
." Oll ....... , .... , ~ ..... .. , 101 •• " 11,,,,,,. ,,,,_ ." to .... " "I Irr 
., .. ,,!o ••• ,. t-~'" "' .... " .;~r •• I·· ..... !!"""':1" 
~,r.::.i' "~·~: n~~·';,';"~,,,It:·iZ~~'::,"·,.1· ';:l~~':':"~';:' 
100II';4I!O" . .. .... , ,,,.,,1011,' !;:mI .......... "nl •• ,,.. 
t'd." ••• ~ ... "', .... """ ..... ~ .. tI •• Id>< .rl~"'. "ion'-
~:~~~~~~~:"~!~:":;'I",';~~r~"::~:;, i.~~~ : .. ~~.:::! 
" •• ".""" • • 1 .. "" I" f>,'''" OrT !'hll'" .. 0 •• ,m,l .. _Ilo,n ... " ..... ".,. f,U,t\doo"" .... 110, ,"Ik ••• ~" " '"" ., ..... '"i''''''' 1:."' .... "'1""" '. <t" .. '" .... ~"' • ... ,. .. , ..... 'rt ~.OOV:iI\4of •• , •• I"r .. ,,, ..... ~,.,. Q',o-
I., ••• 1k\<Illt(, •. l" )'"'"':1_ "0' ... In"I" I!'nt .. I" .". 
!o .... , .... "" ....... " .... " ' ... n" ...... 1' ...... 

11 "" .~ ...... Ikn"". to,1I",,",' ." t-o. .. ". ta'" 
~.i:;: ..... ~~i'" .r.,,;,: ·;:!~ .. ;..::,!'W"~'l~~~ 
J< ..... ~'". 

V) :'..~' •• ".!.. ';:,"t I:;'~~:.~· .. ~~::~::'(:: .. " ';..;::~ 
l"1. """ 

81 "" (t,", ..... 'n"~,,,' ..... ,,, .. I"" .......... I .... 
...... '1 .. " '1'''''''' " .... nlk ... (fn''',,('''1 

• • ,lOd \"I 

.'ni ..... .. ,,' ... ...... ",,01011" .,., . .... " . "'oll, ,. ". 
(. 1,. ~ . ..... U ..... ' .... ' .. 11 .. ' ....... 1 ;U ..... 

• 1<'11 • • 11 .... "" ...... ,. ,(,/01" 1ft .... ,,, ... _. 

1In,~' so. 

.i,..'t~~ .. I%:.':t. -;::, ... ~,t-:I'.!"".:~:'~~', ~~ 
-nit" '~.t'I" 'ift. ~I "~It. .... "14<. ... "" " .. 
~~~d:' C~t':;" ~" ... ~ jf:;.,~~n:: ':.: :: 
",.,. . . .. 1I1! '" " ... ............. "'-~' ... "'k: r.::; r:.. ~="'~~~ ::t::: •• :,; ;:~':';. ~' ..... 

.,,, ~I" 

't .. ....... <I!i.foI. ' " "',,_'!!!" Kft, .. nI ..... ' n . ... 

::-:':''''':''~'' '::d~":"~' ::.-!::::.,,": ,,~t:'"t'~';.,~·-
~..... ...."" 11< ....... "fO mNn.., ,. ... , •••. ,,,<b<''''''&' 
~"Oo.lkl ....... 'tu4lt<ro ........ u .., ..... 111 ....... 1"'- .... 011 ' 
f" ''''"' ."" ... n _n... ~ \oll' .... 

I. 

Ko",o 1907: .f,...i~h"nISma6uhme" abgnchla,one 
Hl nd. wegen IU goring", K . .. ' schkab, abe 

einigte, der die portugiesischen Ansprü­
che auf d ie Kongomündung sanktionier-

". 
Mit diesem Vertrag erhielt England weit-
gehenden Einfluß au f den Handel im ge­
samten Kongogebiet und konnte dem 
französischen Vordringen in West- und 
Zentralafri ka einen Riegel vorschieben: 
Es hatte e inerseits niedrige Zolltarife für 
alle portugiesischen Afrikabesilzungen 
ausgehandelt und andererseit s rur den 
Kongo und den Sambesi die volle Han­
dels- und Schiffahrtsfreiheit in den Ver­
tragstex t fonnuliert, der freilich noch 
vom Parlament angenommen werden 
mußte_ 
Zugleich waren jedoch rur Spirituosen-, 
Waffen- und Pulvereinfuhren in das Kon­
go-Becken verhältnismäßig hohe Ein­
fuhr.lö lle vorgesehen. und damit wardn 
weilerer Konkurrent herausgefordert_ 
Im gerade erst 1871 gegründeten Deut­
schen Reich war es 1883 /84 der noch 
kleinen Gruppierung an Kolonien in­
teressier ter Kau fl eute und ihren Propa­
gandisten gelungen, die Regierung Bis­
marck vor allem mit dem Argument zu 
gewinnen, Ko lonien als Absatzgebiete 
könnten wirtschaftliche Krisen lindern 
und so letztli ch auch die sozialdemokra­
tisch eingestellte Arbeiterschaft kom­
promißbereiter stimmen_ 
Dieses erwachte Expansionsinteresse 
(,.Unter den afrikanischen Tropen darf 
der Deutsche deu tsch sein und bleiben -', 
schrieb im August 1884 eine süddeut­
sche Zeitung) ließ sich gut vereinbaren 
mit dem f"reihandelsin\t:resse gerade am 
Kongo-Gebie t. 

Deutscher Schnaps in den Tropen 

Höhere Zölle aufgrund des portugie­
sisch-britischen Vertrags hätten vor al­
lem den Handel deutscher Kaufleute 
dort getroffen_ Die größte am Kongo 
Handel treibende Firma war ein Roller­
damer Unternehmen, gefolgt von Häu­
sern aus LiverpooJ. 
J edoch stammten etwa 2/ 3 der von der 
"Nieuwe Afrikanische Handclsvennot -

lichap " und anderen hoJländiliehen Un­
ternehmen in den Kongo gelieferten Wa­
ren aus Deutschland. Und darunter nah­
men minderwertiger Kartoffelschnaps ­
von friedri ch Engels ru r Preußen als das 
bezeichnet, "was Eisen- und Baumwoll­
waren rur England sind, der Artikel, der 
es auf dem Weltmarkt repräsentiert" -
sowie Waffen und Munition die Spitzen­
positionen ein . 
Für die afrikanische Bevölkerung hatte 
der Schnapsimport verheerende morali­
sche und physische Folgen. Die Waffen­
einfuhren wiederum stärkten in erste r 
Linie kollaborationswillige Häuptlinge 
und ihre Stämme. die sich an der Unter­
werfung anderer Völker beteiligten. In­
sofern wäre dem englisch-portugiesi­
schen Zolltarif eine wenngleich unge­
wollte "humanitäre" Wirkung nicht ab­
zusprechen gewesen. 

"Freihandel " 
für Woermann , Lüderitz 

Ein lIauptprofiteur des Handels mit dem 
Kongo war die Hamburger Woennann­
Schiffahrtslinie. 
Ihr Inhaber, Adolph Woermann, forder­
te schon am 1. r-.Ur.r.: 188 3 in einer Ein­
gabe an die Berliner Regierung einen 
diplomatischen Protest gegen die portu­
giesischen Absichten, damit "die so SC'hr 
wichtige Kongomündung mit dem gro­
ßen bevölkerten Hinterlande ftir den 
deutschen Handel und die deutsche In­
dustrie" nicht "ganz verloren " gehe. Die 
Hamburger Handelskammer regte die 
Neutralisierung der Kongomündung an. 
Die Parole ,. t--reihandel·· hinderte jedoch 
Woermann nicht daran. 1883 ebenfalls 
fUrdeuts che Cebietsannexionen im Kon­
go- Becken einzutreten. Die "Afrikani­
sche Gesellschaft in Deutschland" er­
stellte im selben J ahr ein ganzes Pro­
gramm ftir eine deutsche Intervention, 
um "vornehmlich die südlich vom Kongo 
gelegenen Länder der deutschen Kultur 
zu crschließen" _ 
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"Deutsch· Ostafrlka" 
Neger muß sich fügen 

.. Man darf niemrus '·ergessen. daß die ganu 
Verwaltung von Kolonien nUr dazu da iSI, 
um ehen die Grundlal'(en rur wirtschaftliche 
Untemehmungen zu bieten. ( ... ) Die Verwal· 
tung der Kolonie soll nichts scin als ein Ap­
parat, um es möglich ~u machen. gewinn­
bringende Unternehmungen des MutlerL",· 
des durchzuführen ... ,. 
O~tdrika·Erob"rer Carl Peten. 
(Quelle: ehenda,S. 29) 

.. !lier im Innern des Schutzgebietes bt zur 
Zl'it noch Ruhe unter den Eingeborenen, 
jedoch ist dieser Ruhe nicht zu trauen. 
Die <ngcnannte Tributubeit, über deren 
Zeitdauer keine richtig strenge Kontrolle 
herrscht, haßI der Neger bis auh tidite. er 
muß ~ieh de ... dben jedoch fügen, sonst wird 
ihm 'ein Vieh fortgenommen und seine 
!lütte mit allem wai darin i~t verbrannt. Er 
hat kein Obdach für sich und die Seinen, sein 
Getrl'ide"orrat i.l vernichtet mit seinem 
Haus, und er kann dann in die Pori (ßu,ch) 
gehen und mit !lf:inem Weib und Kind "er­
hungern." 
W. ]{l'r Lkblingn. Bcrgwerk ~wia.:hter des 
o. tafrikaniK hcn Irang;,S~'ndika ts, am 3.10. 
1905 in einem Bericht an di~ Direktion der 
Di~onto·GI'Rlb(" ha ft 

(Quelle: F.F. Müller. Kolonien unter der 
Peitsche, 8erlin 1962, S,49) 

In den entstehenden Kolonialverbänden 
in Deutschland zeichnete sich der Ein · 
fluß des Finanzkapitals zunehmend 
deutlicher ab, nachdem die ersten kolo­
nialen VorstÖße noch stark von EinzeI­
initiativen geprägt waren - sei es die 
Inbesitznahm e von Angra Pequena an 
der südwest afrikanischen Küste durch 

den Bremer Kaufmann Lüderitz, sei es 
die Unterwerfung von Gebieten in Ost­

afrika durch den psychopathischen 
Kolonialisten Carl Peters. Als Vermittler 

Bismarcks in der Kongofrage agierte u.a. 
dessen Hausbankier Bleichröder. Den 
1882 gegründeten Deutschen Ko lonial­
verein beherrschten bereits neben Ari­
stokraten Vertre ter der Schwerindustrie 

und des Bankkapitals. 

Am 22. April 1884 erhielt der britisch­
portugiesische Vertrag d en Stoß, der ihn 
in Anbetracht des Widerstands Frank· 
reichs und Deutschlands zunichte ma­
chen mußte. 

Bismarcks diplomatischerTriumph 

Die Regierung der USA er kannte dit: As­
sociation als faktisch regierende Gewalt 
am Kongo an, nachdem Uopold ei n­
drucksvoll bekunde t haue, die Handels· 
freiheit in dem enlStehenden Kongo­
Staat zu garantieren. Neben dem Ex­
peditionslcitl'r Stanley hatte vor alh:m 
General II,S, Sanford, der ehemalige 
Botschafter Washingtons in Briissel und 
ein eingetragener Berater der Associa· 
tion, in den USA ru r eine geneigte Stirn-

mung im Kongreß gesorgt. 
Das Londoner Parlament und die Regie­
rung Englands sahen sich internat ional 
weitgehend isoliert, während Bismarck 
geschickt den französischen Wünschen 

entgegenkam und auch die Frage nach 
der Handelsfreiheit auf dem westa frika· 
nischen Nigerflu ß ins Spiel brachte, des­

sen unteren Lauf England und dessen 
übriges Einzugsgebie t FrankreiCh be­
herrschte. 
Portugal ruckte gleichfallS von dem Ver­
trag ab und befUrwortete nun eine inter­
nationale Konferenz, um zu verhindern, 
daß Frankreich " Herr des ganzen Fluß­
geb iets" werde, 

Diese BefUrchtung war nicht unbegrun­

det, denn Frankreich halle mit der Asso· 
dation eine Vereinbarung getroffen , die 
Erwerbungen Stanleys anZuerkennen, 
dafUr aber ein Vorkaufsrecht erhalten rur 
den Fall, daß die Association zusammen· 

brechen sollte. 
Dic Reichsregierung nutzte die Gunst 

der Stunde, vor allem Englands zeitwei· 
lige Schwächung. In Südwestafrika wur­

de im April, in Togo und Kamerun im 
Juli 1884 die Reichsflagge gehißt, um die 

-Re,eh.nluenh, .. ung,n Kam."'ß 1884 

kolonialen Anspruche zu untermauern. 
In Ostafrika verbreitete Carl Peters mit 
seim:n Kolonnen Schrecken - er wurde 
als "lIängepeters" berüchtigt - , und am 
27 . Februar 1885 erhielt auch dieses Ge­

biet den kaiserlichen Schu tzbrief. 
Ähnlich wie- in Ostafrika stießen die 
deutschen Kolonialherren auch in Kamc:­
run auf erbitterten Widerstand, nachdem 
dk betrogenen Einheimischen erkannt 
hatten, was es mit den Verträgen auf sich 
haue. Erst im Dezember 1884 konnten 
sich die deulSchcn Herren nach der Lan­
dung von Marineeinheiten und n ach 
einem Gemetzel unter den Einwohnern 

im Küstengebiet ftstSttzen . 
Da war die Kongo-Konferenz btreits im 

Gange. 
Eingeladen - und die Konferenz eröff­
net - hatte ßismarck in der Rolle des 
Vermittlers. Gefolgt waren Delegationen 
aus England, Frankreich, Italien, Öster­
reich-Ungarn und Rußland sowie aus den 

USA, Spanien, der T ürke i, Holland, 
Dänemark, Schweden und Norwegen so­
wie der beiden unmittelbaren Kontra· 
h enten Belgien und Portugal. 

Mitglied der deutschen Delegation - als 
"technischer Delegierter" - war Adolph 
Woennann. In der Delegation der USA 

Kolonlllprl ktiken In Klmerun 

Bei Widerstand 
vernichten 

In tinem auf Aktenmaterial gutüt~t~n Be· 
richt über EinsiitZ<" da deu tschen . .schutz· 
truppe" 1893 in Kamerun unter dem Kom­
mando Wehlan ~, dir sich gegen die unfugsa· 
mcn Bakoko und Mabca richteten, heißt et: 
.,Ober den weiteren Verlauf der Kämpfe 
hieß es im Gefecht>bcrieht Wehlam: 'Elwa 
eine Stunde .-or l\tajeS5C erhielten wir narkes 
Gewehrfeuer .-on beiden Seiten. Bald darauf 
stieß ich auf Fal lgruben, Glasscherben waren 
in Unmengen auf die Wege gestreut, ~pitzc 
Bambumabt in die Erde ge.toßen. Den Ab· 
schluß der 8efesligung bildete eme 12 Fuß 
hohe Pali~ade aus dicken St~mmen.Je naher 
wir an ~Iajesse herannickl<,n. desto heftiger 
wurde das gegnerische Feuer.' 
Als 4uch Majesse mit Hilfe der Artillerie g<:' 
nammen worden war, nieS Wehl4n bei Mbe­
le 'auf heftigen Widernand. Das Dorf wurde 
gamlieh zerstört. Jeneka, ein aus acht selb· 
stlindigen Teilen bestehendes Dorf, ver· 
mochte ieh eTU nach hart",;;ckigem Kampfe, 
wobei es zum regelrechten Handgemenge 
kam, Zu erobern. Bandi, ein wohlhabendes, 
au~ neun sdbständigen Teilen bestehendes 
Dorf. wurde dem Erdboden gleichgemacht, 
- eonige Gebngene ließ ich erhängen.' 
Dieser Vemiehtunpmarsch Wehlans daueT!e 
I i T~ge. Da! Ergebnis waren Hunderte von 
Toten und Verwundeten. "erbrannte Dörfer 
und vernichtete Plantagen. King Benga, das 
Haupt des Widerstandes, der wahrend der 
Klimpfe in Gefangenschaft geriet, wurde duf 
Befehl Wehlans umgebracht, 
Ferner wurde ebenfalls festgelegt. wie,iel 
Arbeiter jeder H..J.uptling für das Gouverne· 
ment .tellen und wicviel Kilo Kautschuk 
bzw. Elfenbein ;,1 , 'Strafe' gezahlt werden 
mußten. Bis ,\I'IIt: des Jahres 1893 hatten d'e 
Mabea an da~ Gou"ernement geliefert: 2.012 
kg Elft:nbein. 25.230 kg Wildkaubchuk und 
232 Arbeiter auf dn Jahr. Imgel-:lmt iJber· 
stieg~n die Forderungen der Koloniali~tt:n 
bei weitem die Leistungsfahigkeit der 
Mabea. Darauf wies ein mit den Verhältnis· 
sen des Stammel wohl .. ertrautn Missionar 
den Gouverneur in einem Schreibtn hin. on 
dem t:' hieß: 'Betreff~ der DurchfUhrbarkeit 
der mit den ~Iabeas abges.chlos~ent:n Frie­
dem'·cr1ragc, erlaube ich mir ergebenst zu 
bemerhn, ddß ich dieselben für undurch· 
führbar halte.' Der Hinweis "'urde bei der 
Eintreibung der weiteren Zahlungt:n nicht 
bcru~ksichtig1. "' 
(Quelle: R. Kae.elitz, Ko!onialeroberung 
und WideT5tandskampf In Südkamerun 
(1884·1907), Berli!) 1968, Bd.2, S. 16ff.) 
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ERNESTO CHE GUEVERA 

DER NEUE MENSCH 

ENTWÜRFE FÜR DAS LEBEN IN DER 
ZUKUNFT 
176 SEITEN. 12.80 DM 

Ghe Guevara. der "Revolutlonar 
ohne Grenzen". schloß s·'ch F'del 
Gastro rn dem Bewußtsem an. 
daß Jahrhundertelange UnterdrÜk· 
kung und Ausbeutung nicht 

durch soziale Re/armen, sondern 
al/em durch die grundlegende 
Umgestaltung der Gesellschaft 
beseitigt werden können. 
Revolution schien Ihm me Selbst­

zweck zu sem. sondern er sah In 

Ihr die emzfge Möglfchkelt zum 
Aufbruch m erne menschliche 
Zukunft. Aber das verlangt 
zugleich den "neuen Menschen" 
Ghe Guevaras Entwürfe für das 
Leben rn der Zukunft. d'e hier 
zum großen Tell erstmalS In deut­
scher Sprache erschemen, bieten 
wichtige Ansatze zur Diskussion 
über Chancen und Perspektiven 
emer menschenwürdigen 

GesellSChaft. 

Im Buchhandel 
erhäl t lich 

befanden sich auch zwei bekannte Ex­
perten: Stanley und Sanford, dic so rur 
die offiziell nicht vertretene Assodation 
wirken konnten - da die Hauptarbeit in 
den Ausschüssen stattfand, ein gedeih­
licher Umstand. 
Die belgische Position, also die Interes­
sen LCopolds, der sich der Interessenge-

gensätze der Großmächte geschickt be­
diente, war von vornherein günstig_ Denn 
sie bot eine Basis, die keine der rivalisie­
renden r-.tächte übervorteilte. 
Für Bismarck wurde die Konferenz zu 
einem diplomatischen Triumph. Sie 
stell te einen Kompromiß zwischen den 
verschiedenen Anspriichen dar, wobei 

Bibel und Flinte 

Was treiben wir Deutschen in Afri ka) 
Hört, hört! 

Die Sklaverei wird \"on uns allda 
tentört. 

L"ad wenn so ein KalTer \on uns nichts wilL 
Den machen wir tlugs auf ewig stiil. 

Piff paff_ piff paff, hurra! 
o glückliches Afrika! 

Wir pred'gen den Heiden das Christentum. 
Wie brav! 

L'nd wer's nicht will glauben, den bringen wir um 
Piff, paffi 

o stlig die .. Wilden", die also man lehn 
Die ~Christliche Liebe- mit Feuer und Schwert 

Piff paff, piIT paff, hurra! 
o glückliches Afrika! 

Wir haben gar ~schneidige ~liiSionär", 
Juchhei! 

Den Branntwein, den Krupp und das Mauserge .... ehr 
Die drei. 

So tragen wK ultur" wir nach Afrika. 
Geladen! Gebt Feuer! Halleluja! 

Piff paff, piff paff, hurra! 
o glückliches Afrika! 

Das Lied entstammt dem .. Demokratischen Liederbuch" . 
das 1898 in Stultgarl erschien. Melodie : "Es klappert die 
Milhle .. :· 



die Portugals nur mehr als Manövrier­
masse eine Rolle spielten, 
l..eopold halle für seine Position mit der 
Zusage geworben, der Kongo,Staat be­
sitze "internationalen Charakter'" und 
Neutralität, freien Handel rur alle Natio· 
nen, Zollfreiheit, Verbot des Sklaven· 
handels und die Zulassung jedweder 
christlicher Missionen versprochen. t\m 

Ende der Konferenz folgten die Teil­
nC'hmC'rstaaten dem Beispiel der USA 
und Deutschlands, das im Oktober 1884 
die Anerkennung der Association \'011-
zogen hatte. 

Das Sehlußdokument, die "Kongo. 
Akte" (siehe Faksimile) hob den Kongo­
Staat aus der Taufe, welcher freilich bis 
1908 ein reines Privatunternehmen des 
belgischen Königs bleiben sollte, und in 
dem sich auch etliche anden: schön klin­
gende Absichuerklärungen verflüchtigen 
sollten, 

Die Formulierung, daß die Kolonial· 
mächte "rur Frieden und Gerechtigkeit" 
eintreten sollten, war erst gar nicht in 
den Text der t\kte aufgenommen wor­
den. Zur Sklaverei hieß es lediglich, daß 
der Handel, um Sklaven rur den über­
seeischen ~-'larkt zu beschaffen, unter­
bunden werden sollte, nicht aber die "In­
stitution" der Sklaverei unter den Afri· 
kanern selbst - eine Forderung Bis· 
marcks. 
Noch Jahre später transportierte übri· 
gens die Woermann-Linie Sklaven und 
Kriegsgefangene des Königs von Daho­
mey in den Kongo, wo sie als Zwangsar­
beiter weiterverkauft wurden. 

Schacher der "Kongo-Akte" 

Ein weiteres Element der Konferenz war 
der Schacher mit Territorien. Portugal 
erhielt nördlich der Kongo-Mündung 
Cabinda zugesprochen, Frankreich rur 
sein Kolonialgebietgegen Entschädigung 
ein Teilstück des Kongo, Grenzen wur· 
den festgelegt, unter deren alle Gegeben. 
heiten ignorierendem Charakter die heu· 
tigen Staaten Afrikas immer noch zu lei­
den haben. 
Bismarcks Erfolg war dagegen die Schaf­
fung einer gewaltigen Freihandelszone in 
Zentralafrika, die auf 20 Jahre von allen 
Einfuhn:öllen befreit bleiben sollte, also 
auch rur preußischen Schnaps und Waf· 
fen. Sie umfaßte vor allem die Gebiete 
der heutigen Staaten Zaire (Kongo­
Kinshasa), VR Kongo, Uganda, Kenia, 
Tansania, Teile von Angola und Mot;am­
bique sowie Sambia und einige kleinere 
Staaten und Landesteile. 
Die Völker der betroffenen Gebiete wa­
ren selbstredend nicht gefragt worden, 
Sie blieben, vor allem im Kongo, dem 
Objekt dieser "Humanitäuinterven­
tion", Opfer von Zwangsverschleppung 

und -arbeit. 
188 7 schloß Stanley ausgerechnet mit 
dem größten arabischen Sklavenhändler 
im östlichen Kongo-Gebiet ein Abkom­
men, das diesen zum kongostaatlichen 
Gouverneur seines Einflußgebiets mach­

". 
In Deutsch-Ostafrika wurden der 
Deu tlich-Ostafrikanischen Gesellschaft 
(DOAG) bei der Ausfertigung des 
Schutzbriefs unmittelbar nach Konfe­
renzende erst gar keine humanitären 
Auflagen gemacht, obwohl ihr Tätig­
keitsgebiet sich mit dem in der "Kongo· 
Akte" definierten Gebiet überschnitt 
(die DOAG wurde erst in den 70er jah­
ren diesesjahrhunderts von einer "Kolo­
nialgesellschaft" in eine normale AG um· 
gewandelt). 

afrika (Namibia) auch erstmals die Here­
ro·Stämme gegen die Kolonialherren, 
1904 konnte die deutsche "Schutz­
macht" den Aufstand der Herero und 
Nama unter ihren Führern Maharero, 
Witboi und Morenga nur in einem Blut­
bad sondergleichen erst icken, Und der 
Unabhängigkeitskampf des namibischen 
Volkes in noch immer im Gange. 

Eine Intervention mit "humanitärem" 
Anstrich mußte der Kongo acht Jahr­
zehnte nach der Kongo-Konferen:z noch 
einmal über sich ergehen lassen: von 
1960 b is 1965 überzogen belgisches Mili­
tär, US-Bombenflugzeuge und Söldner 
aus verschiedenen Ländern das Land mit 
Gewalt und Terror. 

1888 bereits fUhrte das brutale Vorgehen 
der DOAG :zu einem der größten Auf· 
stände in der Geschichte der Kolonie. 

Der Zweck war ein ähnlicher: Den Kon­
go im Einflußbereich der Interessen :zu 
halten, die nun als "westliche" das neo­
koloniale Erbe der Weltaufteiler von da­
mals verwalteten . Im selben jahr erhoben sich in Südwest· 
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Aus,ehunsene Überlebende da Her.,okricgS. die >on den Truppen Trot~.' '" Scharen in die Tr""kengebie .. '<!IieMn ",urden 

Henning Melber 

Apartheid in Namibia -
eine deutsche Kulturleistung 

Das wohl am härtesten von der deutschen Kolonisierung in Afrika betroffene Volk 
ist das Namibias . Deutsc.: he "Schutztruppen" leistete n bereits vor dem I. Weltkrieg 
die "Vorarbeit " rur die bis heute andauemde Unterdrückung durch das südafrikani­
sche Besatzerregim e_ Henning Melber und Prof. Manfred O. Hinz von der Anti­
Apartheid-Bewegung legten dazu auf der Kölner Konferenz zum Südlic hen Afr ika 
aufschlußre iche Materialien vor. 
.,§ I. Der Reichskanzler und mit seiner Ge­
nehmigung der Landeshauptmann sind er­
mäc::htigt, bestimmte, innerhalb des südwest· 
afrikanischen Schutzgebietes gelegene, Ein­
geborenen gehörige oder der Regierung zur 
Verfügung stehende Ländereien für das unver· 
äußerliche Eigentum eines Eingeborenen­
stammes oder Verbandes von Stammen zu er· 
klären und zu Wohnplätzen für die zum 
Stamm oder Verbande gehörigen Personen 
vonubehalten (Reservate). Die hienu ge. 
schaffenen Reservate sind alsbald unter 
möglichst genauer Bezeichnung der Grenzen 
öffentlic::h bekannt zu geben. 
S 2. Die innerhalb eines Reservates gelegenen 
Grundstücke können, unbeschadet bereits er­
worbener Rechte Dritter. nur mit Genehmi­
gung des Landeshauptmannes Gegensta.nd 
vOn Rechtsgeschäften zu Gunsten Fremder 
bilden. Aus anderen Rechtsgeschäften finden 
Zwangsvollstreckung zu Gunsten Fremder 
weder in die Grund!lücke .dbn, noch in 
deren räumlich davon noch nicht getrennte 
Zubehörstücke stall. 
§ 3_ Kein Fremder darf ohne Erlaubnis des 
Landeshauptmannes in dem Reservat woh· 
nen, Land in Benutzung nehmen oder Handel 
und Gewerbe dortsdbst treiben. 
§ 4. Fremlk im Sinne dieser Verordnung 
sind alle nicht zu demjenigen Stamm gehöri­
gen Personen. rur welche das Resen·at nach 
§ 1 dieser Verordnung geschaffen worden 
ist."1 
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Apartheid ist in der öffentlichen Wahr­
nehmung untrennbar mit der spezifi· 
schen Herrschaftsform der südafrikani· 
sc::hen BUfen verknüp ft, und dennoch 
reicht deren Geschichte im Falle Nami­
bias weiter zurück_ Es war das deutsche 
Kuhursystem, das die Basis der Apart· 
heidstrukturen schu f und diese als Herr· 
schaftsmodell hinterließ. 

Zwangsumsiedlung in ResclVate 

Von der deutschen Kolonialverwaltung 
wurde bereits Ende des 19.Janrhun­
derts die Zwangsumsiedlung afrikani­
scher Stammesverbände in räumlich 
festgelegte ReselVate betrieben. Diese 
ReselVate beschränkten die Bewegungs­
freiheit der autochtonen Bevölkerungs­
grul;pen drastisch und ennöglich ten 
dem kolonialen Herrschaftsapparat eine 
besondere Kontrolle. 
Aufgrund de r deutsc::hen Pläne, 
"Deutsch-Südwestafrika·' zur Siedlungs­
kolonie auszubauen, wurde im Zuge 
dieser Resetvalsbildung allerdings sorg-

faltig darauf geachtet, daß bei Gebiets­
zuweisungen keine Kollision mit dem 
Eigeninteresse der deutschen Venval· 
tung entstand. So sprach der damalige 
Gouverneur Leu!\\'ein in einem Bericht 
vom 23. August 1900 an die Kolonial­
abteilung die Empfehlung aus: "Nie­
mals Plätze zum Resetvat erklären, bei 
welchen eine künftige Besiedlung durch 
Weiße zu envarten ist. "2 

1902/03 erfolgte die Bildung eines Re· 
servalS mit einer Fläche von 50_000 
Hektar (ha) rur die Angehörigen der 
Rooinasi e (" Rote Nation"), einem wei­
teren Nama-Verband, in Hoa c:: hanas.l m 
Juli 1902 wurden Vorschläge rur die 
Bildung von insgesamt vier Reservaten 
im Herero-Gebiet ausgearbeitet. Im De­
zember 1903 erfolgte die amtliche Pro· 
klamation eines 131.500 ha großen 
Gebietes bei Otijmbingwe zum Herero· 
ReselVat. 
Bei der "Ursac::henforschung" in bezug 
auf die anti kolonialen Kriege der Here· 
ro und Name zwischen 1904 und 1907 
wurde neben einer Reihe anderer Fak· 
toren auch immer wieder die Landfrage 
als eine der zentralen existentiel1en Be· 
drohun;;-en rur die schwarze Bevölke­
rung angeruhrt. 
Ganz sicher war die Resetvatspolitik als 
erste Maßnahme einer "getrennten Ent­
wicklung" einer dc r wesentlichen 



Griinde rur den landesweiten Wider· 

stand. 

Mit dessen brutaler und kompromißlo· 

ser Niederwerfung waren die letzten 
ReSte der traditionellen Existenzgrund. 

lagen der Stammesverbände endgültig 
zerstört. Auf den Trümmem der afrika· 
nischen Gesellschaftsformationen be· 
gann die Kolonialvenvah ung nun mit 
preußischer Systematik und Grund· 
lichkeit das neue System zu errichten, 
das, orientiert an den Bedürfnissen der 
we ißen Siedlerschaft un d des kolon ia· 
len Verwaltungsapparates, daran ging, 
die berei t s in Ansätztn praktizierte Ras· 
sentrennungspolitik in allen sozialen, 
politischen und kulturellen Bereichen 
rigoros durchzusetzen. 
Ein 1905 erlassenes Gesetz verbot die 
Schließung von Mischehen und veran· 
kerte somit die ohnehin bereits be· 
stehende soziale Trennung entlang der 
Hautfarbe auch im Bereich des gesetz· 
lichen Oberbaus. Weiterhin z ielte ein 
Großteil der bereits erlassenen Be· 
stimmungen neben der wirtschaftlichen 
Entmac~tung und dem dam it ver· 
bundenen Zwang zur Lohn arbe it bei 
den Weißen darauf ab, den Zusammen · 
hang der Stämme untereinander zu zer· 
reißen. 
1906 wurde allen Nicht·Ovambo der 
Zutritt zum Ovamboland verboten, im 

gleichen Jahr wurde im deutschen 
Reichstag von der Kolonialverwaltun g 
beschlossen, die besiegten A frikaner 
von Land und V ieh zu enteignen. Da· 
mit wurde den Stämmen die letzte 
Möglich keit genommen, eine - sei es 
auch nur bescheidene - Fortsetzung 
ihrer gewohnten Produktionsweise u nd 
Wirtsch aftsform zu praktizieren . 
Die Weichen waren gesteHt , d ie Domi· 

Aus: S!~rn 

Mlnfred 0, Hinz 

Der deutsche "Schutz"vertrag für Südwest 
Am 1. ~bi 1883- und am 2~. August 1883 
wurden die ersten sog. Kaufvermige über 
namibisehe. Land twischen dem Bremer 
",",ufmann F.A.E. Lüderitz, "ertreten durch 
Heinrich Vogd<ang, und Jo~f Frederiks 
aus Bethanien geschlossen. 
Sie dokumemiert .. n den "Lande""'erb" von 
Uideritz ungeachtet ihrer rechtlichen Frag· 
wurdigkeit: Ihr Inhalt "Landvukauf'" wi­
dersprach der lraditiondlen namibischen 
VUtl;tdlung. zudem wurde Frederiks untn 
Aumuuung eines Irrtums (der zweite Ver· 
trJ.g bemißt das abgetretene Land nach der 
"geogrJphi<ch~n" l\I~il~, die Frederiks fur 
gleichbedeutend mit der englischen hielt) 
auf eine funfma! großere Landabtretung 
festg~m;Kht. 
!Am 24. April 1884 wies Bi~marck den Kon· 
~ul deI deutschen Reiches in Kapsudt an, 
die Wderitzschen "Erwerbungen" in 
Sudwe>tafrika als unter deut.schem Schutz 
<Iehend tu erkl;"r~n. 

Am 28. Oktober 1884. "'enige Tage "or der 
ßerliner Afrika· Konf ...... m : (sie begann 3m 
15 . NO"ember 18lH und ,erabKhiedete mil 
ihrer Schlußakte em für Ordnung und G .. isl 
des Kolonialismus entscheidendes Doku· 
ment) <ehließlich schloß Dr. G. Nachtigall 
ab K:,(serlicher Generalkonsul und Kom· 
mi.>ar für die Westkusce von Afrika mit Jo· 
sef Frederiks einen "SChULZ' und Freund­
schahs,·ertrag'·. 
Auch wenn n aus unserer Sicht heute . in 
der noch immer allemhalben vom Liideritz­
<chen "Erwerb-' in dem Sinne die R .. de ist, 
daß man den Beginn der koloniakn Land· 
nahme Deutschlands in Namibia unter ei· 
nem Rechts"normalen" Titel Zu sehen ha· 
be, wichtig ist, die Qualität der verschiede· 
nen Kauf·, Schutz· und Freundschafts .... r· 
träge zU anal)'sieren. zu Beginn des Kolo· 
nialismus ging es mitnichten um eine Legi­
tim:uion in der bürgerlichen Recht<gelehr· 

nanz der weiß .. n Siedler in a llen Sphä. 
ren gesichert. Hau ptprob lem der kün ft i· 
gen Entwicklu ng war n un die Lösung 
der Arbeiterfrage, auf die sich d ie Ver· 

waltung vorrangig zu konzentrieren hat· 
te und die sich mit der Entdeckung der 
Diamanttnvorkommen 1908 und dem 
daraufhin einsetzenden Aufbau einer 
arbeitsintensiven 
noch zuspitzte. 

Diamanten industrie 

"Maßregeln" für Eingeborene 

Grundlage rur die künftige Versorgung 
mit Arbeitskräften waren die Verord· 

nungen vom 18. August 1907 ("Ordi. 
nan ce Nr. 82") - "Maßregeln zu Ko n· 
trolle der Eingeborenen". "Verordnung 
über Dienst· und Arb .. itsverträge" sowie 
die "Verordnung über die Paßpfl icht 
der Eingeborenen". Das Bündel an Ge· 
setzen umfaß te unter anderem ein Ver· 
bot des Landenverbs und der (Groß.) 
Viehhaitung rur Afrikaner sowie die 
Einftihrung der geregelten Kontraktar· 
beit und der Paßgesetze. Diese Maßnah· 
men knüpften unmittelbar an eine 1905 

samkeil. 
Die in der Berliner Afrika-Konferenz Ver· 
sammdten '·er.-tanden ~ich sehr deu tlich ab 
die Träger einer zi .. ili>alori5chen Mis.sion, 
deren offen au~gesprochener .selbsu·crstiind· 
licher Bestandteil wlrschaftliche Intue,sen 
waren. und die ein "Recht zur Koloniali­
sierung" begrundete. Demgegenuber ist das 
Sou\'eriini\Jtspathos das im oben erwähn· 
ten SchUtl· und Freundlchaft$"ertrag vOm 
28. Oktober 1884 "Seine Majestä t den 
großdeutschen Kai_er" und den "unabhän· 
gigen BehelTscher von Bethanien in Groß· 
Namaqualand" auf eine Stufe st~llt . in sei· 
ner Intu .. ssengebundenheit mehr als durch· 
sichtig. 
Bismarck selbst hat in anderem, aber ,·er· 
glcichba~m Zusammenhang (im Hinblick 
auf die "on Carl Peters in Oitafrika bewirk· 
ten \'ertu~e) "on dem mit "Negerkreuzen" 
"e .. ehenen Papieren gesprochen. die rur ihn 
aHeingenommen keineswegs politische oder 
re-chtliche .·olgen bc:dingten. Die Bedeu· 
tung Oll! dieser VertTäge la~ allein darin be· 
grundel. im Bedarfsfa!1 eine Einstic:gsmög· 
lichkeit in ein als Kolonie gewüß!;chtes Ter· 
ritn rium zu haben, und zwar mit der Folge, 
daß sie insbesondere den Austchluß anderer 
kolonialer 1 1\te~ssen erlaub te. 
In diesem J ahr. 100 Jahre nach 1884, i~t 

Namihia immer noch Kolonie_ Die heutige 
Kolonial macht Südafrika. die das Land 
trOlz unbestreitbar bindender Entscheidung 
der V~reinten Nationen widerrechtlich be· 
SetZt und in Abhängigkeit hält. versucht in 
jiingster Zeit im Sudlichen Afrika unter an· 
derem auch mille!s Verträgen, die den He· 
zug auf die Verträge der J ahre 1883 und 
1884 rechtfertigen, Namibia ~or du Unab· 
hängigkeit für die das namibische Volk 
streitet, zu "bewahren und zU schützen"', 
indem es diesen Kampf Zu neutralisieren 
sucht. 

n ach der Niedenver fung des Herero· 
Au fstan des erlassene Kaiserlich e Ver· 
o rd n ung über die "Ein beziehung von 
Verm ögen Eingeborener" an , die eine 
völlige E n teignung der Einheim ischen 
vor sah . 

Th .. odor Leutwein, zwischen 1895 und 
1904 als Gouverneur ,.Deutsch·Süd· 
westafrikas" höchster amtierender Ko­
lonialbeamter im Lande, sah mit de r 
von ihm maßgeblich betriebenen Reser· 

va!SpoHtik "die Hoffnung gegeben, die 
Eingeborenen allmählich an den be· 
stehenden Zustand zu gewöhnen . Von 
der alten Selbständigkeit mußte ihnen 
schließlich nichts mehr bleiben als die 
Erinnerung. Hand in Hand mi t einer 
solchen Friedenspolitik konnten in 
Fällen von Unbotmäßigkeit eine all · 
mähliche En twaffnung der Eingebore· 
nen, verbunden m it Auflösung der 
Stammes.Verbände, gehen" . "3 
Und am Ende seiner GouvemeuT5tätig. 
keit beschrieb Leutwein rüc kblickend 
in einer Den kschrift zur Reservatsfrage 
im Oktober 1904 seine Politik als "die 
Eindämmung der Eingeborenen in Re· 
servate und damit die räumliche Tren· 
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. ' MelD ' 
Vater ~" 

war"" ""'!!'" 
Holz händler 
Ich brauche keine Belehrungen über 
den deutschen Wald.« (Zimmermann) 
lI Neue Armut? Zukunftsaufgaoc der 
Famil ie!« (Geisslcr) 
_Arbeitslosigkeit? Ein Bildungspro­
blem! « (Bangemann) 

Die Linke ... 
haI der konservativen Systemreform 
bislang wenig entgegenzuserzen. In­
formationen, Analysen und Kommen­
tare sind Voraussetzungen für die Dis­
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kussion einer gc­
sellschaftspoliti­
sehen Alternative. 

Sozialismus 
ist ein Diskussions­
forum von Gewerk­
schaftern, Soziali­
sten, Sozialdemo­
kraten und anderen 
Kräften der Linken: 
z. B. U. Klase, L. 
Mahlein, O. Schily, 
R. Hickel, E. Ber­
linguer, N. Kinnock 

Monatlich 
60 Seiten 
DM 5,-
Probcheft anfar-
dem oder besser 
gleich 

Abonnieren! 
Jahresabo frei Haus: 
DM 50,- (+ Porto) 
Wer darüber hinaus 
die Zeitschrift wirk­
sam unterstützen 
möchte, zeichnet 
ein Förderabo: 
DM 100,-

VSA, } 
Postfach 50 1571, 
2000 Hamburg 

Nationalunion 
Namiblscher Arbeiter 

Kolonialbrutalität 
Die schwane Arbel!erkla~se Namibias. 
mehr als eine Viertelmillion Namibianer, -
die 40.000 weißen Angestellten (Schätzung 
1980) .erdienen kaum die Bezeiehnung 
"Arbeiter" - ist die fUhrende Kl'3ft unter 
den unterdrUckten Klassen Namibias. Die 
Tiefe ihrH KlasSf:nerfahrung geht in viden 
Fallen bis zur J ahrh,mdertwende zurück -
drei Generationen. 
Mit der "Wurde der Arbeit" wurden die 
"lens~hen Zentral- und Sudnamibias über 
Nacht und mit furdllbarer Brutalität be· 
kannt gemacbt. als da5 deutsche Kolonial· 
regime in einem Krieg des geplanten Völ· 
kermorde. 60% der lkvölkerung ausrottete 
und die Ober lebenden unter einem barbari-
5ehen Zwangsarbeits·System arbeiten lieS. 
Um 1910 wanderten uber 10.000 Ovambos 
jahrli<:h - das sind fast 10·15% der Er­
wachsenen m;"mliLhen Geschlecht> - aus 
den meistbevölkerten Bauerngegcndcn nach 
SUden. zu den Minen und Produktions· 
statten. 
Diese Zahl !lieg rapide nach der Weh wirt· 
schaftskrise (1929·33) auf etWa 35% in den 
SOer Jahren. lIeute blicken viele junge Ver· 
trags.arbeiter aus dem Norden auf zwei bis 
drei Generationen männlicher Verwandter 
zurück, die kaum eine andere Wahl halten, 
als den "Arbeits\'ertrag" al s ihre Möglich· 
keit zu leben anzusehen. 

nUI ',< der ""IISt!! ulld schwarzen Ras· 
sen .. n 

Rassismus ..... urde zum Bestandteil der 
offiziellen Staats ideologie. 
Das 1905 erlassene Verbot von "Misch­
ehen" wurde 1908 als § 17 in die 
Selbstverwaltungsordnung der Kolonie 
übernommen und hatte zu r Folge, daß 
davon betroffene Ehepaare und deren 
Nachkommen automatisch die bürgerli­
chen Ehrenrechle und damit auch das 
Wahlrecht verloren. 

Diese Regelung betraf auch Familien . in 
denen deutsche Siedler mit ab "Misch­
lingen" gehenden Rehobother-Frauen 
verheiratet waren. Einen Protest der 
Rheinischen Mission erwiderte der da· 
malige Gouverneu r \'on Lindequist in 
einem Brief mit dem Argument, ge· 
schlechtliche Beziehungen zwischell 
Europäern und Afrikanern seien "nicht 
nur ein Verbrechen gegen die Reinhal· 
tung deutscher Rasse und deutscher Ge· 
sittung ... , sondern könnten die Stellung 
des weißen Mannes hier überhaupt ge­
fahrde n".5 
Ihren komprimierten Ausdruck fand 
dieses bornierte Herrenmenschentum 
insbesondere in den kulturpolitischen 
Grundsätzen ruf die Rassen· und Mis· 
sionsfragen des ehemaligen Ansied· 
lungskommissars ftir "Deutsch-Süd­
west", Paul Rohrbach. Zu Rohrbachs 
kolonialer "Kulturphilosophie" gehörte 
als einer der Eckpfeiler die st rikte Ras­
sentrennung in allen Lebensbereichen. 

Reinhaltung deutscher Rasse 

Die Lehre \'on der "höheren" und 
"niedrigen" Rasse war die Wissenschaft 
Rohrbachs und Fundament seines Pro­
grammes. Darauf gestützt vertrat er die 
überzeugung. die Afrikane r seien 
durchaus nicht "Menschen wie wir" 
und aufgrund ihrer begrenzten biologi. 
sehen Entwicklungsfähigkeit nicht im· 
stande, die "Daseinsstufe der weißen 
Rasse" je zU erreichen. 
" Blutmischung" müsse deshalb die Wei­
ßen mit "prinzipieller Degeneration" 
bedrohen und ziehe den allmählichen 
Verlust ihrer "Rassenüberlegenheit" 
nach sich. Darüber dürfe weder "morali­
sierende Selbsttäuschung" noch 
"schwankende Sentimentalitä t" hin-

_D<u1S<h·SOd ... ~"-·AII",kl;on 1914: D;&rn& nl~nr. ld<c von Pornon. 
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O"n Ik.e.o-Nama.Aufstand "on 
1907 he ... 1t ... ·ortel .. die deutsche 
trupp,," unter G.,ncral Lou,aT "on 
mit Völk"rmordllraktikcn. 

7:>.000-80.000 N;U"''':II:b';';'',;o:;':.~:I::;.:;''~~ 1 
fUI die gesamt .. ,I 
Oktober 1904. nach da ,_ ... _._ ... _,., 

und ande.e Körptncik .b,~"h'""'~" 
wollen jetzt aUI Feigheit 
fen ... Das Volk der lIe fero muß 
land ver13ssen. Wenn das Volk 
tut, so werde ;<;h c. mit dem grOO! 

(Geschlil1.) dazu zwingen. Innerhalb 
deutschen Grenze wird jeder Herero, 
oder ohne Gewehr. mit oder ohne VI" ,h '''- I 
schoHen. Ich nehme keine Weiber und 
der mehr auf, lrI:ibe .ie tU ihrem Volk <!uniek 
oder la~,e auf sie schieß"n ... 

1 "',,'",''' General des machtig"n KOti,crs 
"onTrotha" 

(Qudle: Hinz/P~lcmann/Meier, Weiß 
Schwal"t, Berlin-West 1984, S.10 I) 

"Der w .. ißt: Kolonisator, der AfrikJ betritt, 
um ein Stuck davon rur .eine Nation Zu er­
werben, oder e~, nachdem irgendwdche for­
mellen oder materiellen Rechtsmittel fiirdie 
Erwerbung auf der Landkarte ge>ehaffen 
,,"d, zum ersten ~ble zu erKhlie6en, muß 
d<:m Neger gegenüber autoritativauftreten, 
d.h., er muß den Eindruck erwecken. daß er, 
der weiße Mann mit seinen Leuten. der 
stärkere, und d"ß ruf den Eingeborenen da· 
her die Unterwerfung d..s Gebotene ist." 
Paul k ohrbach. An,icdlung.kommissar in 
Südw<",! 1903·06 
(Quelle: Oie Kolonie, Frankfurt / M. 1907, 
5.63) 

wegtäu$chen. Aus dieser "Rassenüberle· 
genheit" der Weißen ließen sich rur 
Rohrbach auch deren "Herrenrechte" 
abldten. 6 

Es verwundert kaum, daß diese "Kul· 
turpolitischen Grundsät:ze" aus dem 
Jahre 1909 in ihren wesentlichen The· 
sen mit den "Rassenpolitischen Leitsät· 
zen zur deutschen.Kolonialpolitik·' der 
NSDAP und anderen faschistischen 
Veröffentlic hungen fast wörtlich üb<:f' 
einstimmten. Nicht umSOnst zählten 
Rohrbachs Schriften nach 1933 zu den 
programmatischen Dokumenten. 

Die Hinterlassenschaft des deutschen 
Kolonialismus in Namibia; 
Eine räumliche Trennung zwischen 
Europäern und Schwanen; Reservate, 
die dem Schwanen aufgrund seiner 
Stammeszugehörigkeit das Wohngebiet 
zuweisen; Einschränkung der Bewe· 
gungsfreiheit durch Paßgesetze: ein per· 
fektioniertes System der Kontraktar· 
beit; ein rigider juristischer Oberbau, 
der die Rassenwgehörigkeit zu einem 
dominierenden gesellschaftlichen Anta­
gonismus werden läßt - all dies sind 
Erscheinungsbilder einer rassistischen 
Klassengesellschaft, wie sie heute noch 
im Süden Afrikas existiert und wie es 
sie in Namibia bereits unter deutscher 
Kolonialherrschaft in ihren Anfangen 
gegeben hat. 
Es waren nicht die Buren Südafrikas, 
die ihr Apartheidsystem als exklusiven 
Exportartikel dem namibischen Volk 
oktroyierten. Es war der deutsche Ko· 
lonialismus. der diese Strukturen vor· 
bereitet und geschaffen hat. Strukt u· 
ren, die vom südafrikanischen Besat· 
zungsregime in der Folgezeit perfektio· 
niert und mit einer spezifischen Herr­
schaftsideologie versehen wurden. Das 
Modell war ein deutsches Fabrikat. 

Grundstein für die Apartheid 

So konnte auch Heinrich Vedder, ehe· 
mals Missionar der Rheinischen Mission 
im Lande und als Senator während der 
50er Jahre Symbolfigur der deutschen 
Kontinuität und Tradition in dem süd· 
afrikanischen Mandatsgebiet, am 18, 
Mai 1958 im Senat der Union von Süd· 
afrika mit Stolz und Genugtuung hin· 
sichtlich der deutschen Pionierleistung 
bei der zivilisatorischen Erschließung 
des Landes feststellen; 
"In Südwestafrika wurde die Basis der 
Apartheid vor ninzig J ahren gelegt. .. die 
deutsche Regierung begann hiermit. .. 
Südwestafrika ist das einzige Land in 
der Welt, wo Apartheid in steigendem 
Maße seit ninfzig Jahren besteht.,,7 

Anmukungen: 
I) Zit. nach; G. Sudholt, Die deutsche Ein· 

geborenenp~litik in Südafrika. Von den 
Anfangen bis 1904, Hildesheim und New 
York 1 97~, S.201-

2) Zit. nach: el)c,nda S.I~~ 
::I) Th. Leutwein, Elf Jahre Gouverneur in 

Siidwestafrika, Berlin 1906, S.242 
4) Zit, nach: G. Sudhoh, Di" deutsche Ein· 

geborenenpo!itik ... , a.a,O., S,163 
5) Zit. nach; H, und 1.. Helbig, Mythos 

Deutsch·Südw"st. Namibia und die Deut· 
sehen, Weinheim und Base! 1983. S.183 

6) P. Rohrbach, Kultutpolitisch" Grundsätze 
rur die Rassen· und Missionsfragen, Berlin 
1909, zit. nach: G. Weinberger, An den 
Quellen der Apanheid, Berlin (DDR) 
1975, S.12S 

7) Zit. nach: M. Scheer, Sehwar'J; und Weiß 
am Watt:rberg; Südwestafrika heute und 
gestern. Schwerin 1961, S.U3 

antimilitarismus 
information 

der MONATLICHE INFODIENST 

Die llmi erso:.:heint seil fiber 10 Jahren und 
berichtet laufend fiber: 

• Akturlk 
militiirpolilische Entwicklun&en 

KDV, Zivildienst, Bundeswehr, Militär­
bUndnisse, RUstungskosten, Kriege und 
Abrüstung ... 

• Neue jurbtbche TendeDun 
Im Bereich des Zivildienst·, KDV., 
Soldaten· und Aktionsrechts 

• Theorieresultllte 
aus der Diskus:sion llber Militarismus, 
Sicherheitspolitik : Kommentare zu 
aktuellen Problemen sowie üteratur 
rum Thema. 

• Friedtllsal'bcit 
Diskus:sionen in der Friedensbewegung, 
Strategien. Aktionen, Hinweise, Termine. 

Themenhtfte; Drei Hefte im Jahr sind 
Themenhefte mit doppeltem Umfang (ca. 
60 S.). in denen ein spezielles Thema aus­
führlicher behandelt wird. Zur Zeit liefer­
bar sind folgende Hefte: Militärherrschaft 
in der 3.Well - Alomwaffenruiken -
Wirtschaft und RlIslung - Friedensbewe­
gung im Banne der Nachrtlstung - Kon· 
ventionelle Rfistung - Rilstungscxpoil. 

Die lImi ist durch die Einteilung in Rubri· 
ken so aufgebaut, daß daraus ein 

IInlimllitarist1scbes Handbuch 
entSleht, in dem man alle Fakten und Vor· 
gange leicht wiederfindet. 

Das Abonnement der IIIDI kostet 
DM 26.2' im Jahr (incl. Pono); 
ein Einzelheft DM 2", 
ein Themenheft DM 4,'; 
ab 10 Ex. 30'. Rabau (+ Pono). 
Alle Preise ind. gesetzlicher Mwst. 

Kostenloses Probe­
exemplar; Abos 
und Themtn­
hefte: 
Venrieb 11m!. 
Deidesheimer Str. 3, 
I COO Herlin 33 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 

23 



"Den meist~n europäis.;hen His torikern b~­
deut~t ~i ~ nkht m~hr alsdne winzige Fußnote 
in d~n Annalen der europaiK hen Diplomatie. 
In den Augen der Afrikaner markiert sie je. 
doch e inen herausragenden und düst~ren Mei· 
lenstein in der Weltgeschichte, dessen unh~il· 
volle Auswirkungen auch ein Jahrhund~rt 
später noch spürbar sind." (S,68) 
Di~ Rede ist von der sog. Kongo·Konferenz, 
die vom I S. November 1884 bis zum 26. 
Februar 1885 in Berlin stattfand. Darstellung 
und Einschätzung di~ser Konferen>; finden bei 
RUlh Wein/Han. Mayer, Afrika den Euro­
päern ! Von der Berliner Kongo-Konferenz 
1884 ins Afrika der neuen Kolonisa tion, Peter 
Uammer Ver lag, Wuppertal 1984, 222 S. 
(Großrorm at), 28,80 0:\1 
breiten Raum. In Berlin wurde der offizielle 
Startschuß für den Wettlauf der europäischen 
Mächte um Afrika gegeben. Während 1880 
noch 90% Afrikas von Afrikanern regiert wur­
den, war der "Braten" Afrika bereits I S Jahrt 
nach der Konferenz unter den Kolon ialrnäch· 
ten aufgeteih und in Port ionen zerlegt. 
Die in Berlin begonnen~ Festlegung politischer 
Gren>;en quer durch Afrika in heute noch eine 
der driickendsten Lasten des "kolonial~n 
Erbes", d:u die afrikanischen Staaten zu be· 
wältigen haben. 
In Berlin haben die europäischen Under _ 
insge:<amt 14 - erstmalig \'ersucht, "die Be­
ziehungen zwischen Europa und Afri ka in kon· 
tinentalem Maßstab gesetzlich zu definieren". 
(S. 182) 90 Jahre später - so die Autoren -
versuchten sie es ein zweites Mal und unter· 
zeichnet~n 1975 das erste Abkommen von 
Lom~ diesmal mit Beteiligung von 
Afrikanern. Dazwischen lieg~n 90 J ahre, in 
denen Afrika und seine Menschen von den 
Europäern wirtschaftlich ausg~prtßt wurden. 
Koloniale Ausbeutung ha t sich - und dies gilt 
bis heute - in neokoloniale Abhängigkeit ver· 
wandelt. 
Genau diese Kontinuität auhuzeigen. ist das 
Anlieg~n von "hissfMayer. Sie tun dies am 
Beispiel des Kongo-Zaire, für dessen Enlst~· 
hung - ebenso wie fUr Nigeria - auf der B~ .... 
liner Konferen>; die Grundueine gelegt wurden 
und die inzwischen "die beiden größten und 
am meisten mit Konflikten beladenen Natio­
nalstaaten des heutigen Afrikas sind". (S.85) 
Die koloniale Landnahme im Kongobecken _ 
dort operierte von 1879·84 im Auftrag des 
belgischen Königs Leopold 11. e ine Expedition 
unter H.M. Stanley - enolgte nach der damals 
von allen europäischen Kolonial isten prdkti · 
zierten Methode: Mit betrügerischen Vertr'.i· 
gen, die den afrikanischen Häuptlingen abge­
gaunert wurden, sicherten sich private Kolo­
nia lgesellschaften Landbesitzrechte und Han­
dclskonzessionen. Anschließend übertrugen 
die Kolonialgesellschaft~n die oft gewaltsam 
erworbenen Hoheitsrechte der Regi~rung ih~s 
Heimatlandes, die den "Schutz" des Territo­
riums sichern mußte. Auf der Berliner Konfe· 
renz wurden die Formalitäten mrdiese Art der 
"effektiven Besetzung" vereinbart: Anzeige· 
pflicht, Einrichtung von Behörden. physische 
Prisen>;. 
Im SondenaU des Kongo - auch dies war ein 
Ergebnis von Bedin - konnte ein Privatunter· 
nehmen, die bclgische Interna tionale Kongo­
AS$o:r.iatioll, staatlich~ Hoheitsrechte behal· 
ten. 
Auf einem riesigen Territorium _ viel größer 
a1l das heutig..· Zaire - entstand der Freistaat 
des königlichen Privatuntern,·hm~ns. 
Dk gnadenlos betriebene Ausbeutung der 
Kau tschukvorkommen beschert.· in den fo l­
genden 20 Jahren den zur Zwangsarbeit ve .... 
pflichtete ll Afrikanern eine Todesrate von 
jährlich 100.000 Menschen ("Kongo·Greud") 
ond dem bdgischen König das größte PriY:lt­
,-crmögcn derdamalig.:n Zeit. Als derbclgische 
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Neuerscheinungen zu 
Staal 1908 den Kongo offu:icU als Kolonie 
übernahm, wurde das System der Konzessions· 
gese llschaften und einer diktatorisch~n Ver· 
waltung beibehalten. die letzten Formen der 
Zwangsarbeit erst 1954 abgcschafft. 
Die Geschichte des Kongo iu für di~ AUIOren 
vor allem auch ~in Lehrstück, wie geziel t Kolo· 
nialpolitiker humanitäre Phrasen zur Durch· 
setzung ihrer imperialiuischen In teressen ein· 
gese tz t haben. Es in schon ~ine Art diaboli· 
scher Geniestreich, wenn der bclgische König, 
dessen Zwangsarbeitssystem in 20 J ahren 
mehr Tote gefordert hab~n soll als der Sklaven· 
handel im gan>;en 18. J ah rhundert , mit der 
Inszenie rung der Brüsseler Ant isklavereikonfe_ 
renz von 1890 sich an die Spitze diese r Bewe­
gung setzt ! 
Weiss/Mayer entlarven auf hervorragende 
W~ise die diplomatisch·taktischen Ränke des 
belgischen Königs, die stellvertretend für die 
systematische Verlogenheit der europäischcn 
Unterdrücker stehen. Bei der dabei an den Tag 
gelegten Akrib ie, verlieren sie sich jedoch mit· 
unter in zu viele Details; .,Die hehren Ziele 
(der Ziyilisation und Humanität: d. Ven.) 
rcchtf~rtigten auch nach der Unabhängigkeit 
die .... iderwärtigs ten Methoden. Irn Kongo WUl'­

de alles ausprobiert: ,'on der Bestechung der 
Politiker über den Bürgerkr ieg, vom Militä .... 
putsch bis hin zur militärischen In tervention. " 
(S. 1I0) Nach der Liquidierung des progr~s­
sieen Premier! Lumumba und mehrjährigem 
Bürgerkrieg wird 1965 die CIA·~larionette 
Mobutu an die Macht g<:puucht: Seitdem ist 
Zaire feit im Griff internationaler Konzerne. 
Am Fallbeispiel des Kongo·Zaire (neben ande­
ren) demonstrieren Weiss/Mayer, wie multj· 
nationale Konzerne heute die Nachfolgc der 
alten Kolonialgesellschaften angetreten haben. 
Wirhame Kont roll~ dieser Unternehmen im 
Interesse des nationalen Wohles ist eine ihrer 
Empfehlungen an die afrikanischen National· 
51aaten. Doch Chancen, sich binnen abseh­
barer Zeit über wirtschaftlichen Druck _ ähn· 
lieh wie die ölexportierenden Entwicklungs· 
länder - aus der tödlichen Umklammerung der 
kapitalistisch~n Weltwinschafuordnung zu 
befreien. sind für die afrikanischen Under 
praktisch nicht gegeben. Die Sch .... äche d~r 
Organiation für dic Afrikanische Einheit 
(OAU) - deren Handlungsmöglichkeiten von 
den Autoren insg<:5amt sehr kritisch, dabei 
aber stets als Widerspicgclung nachkolonialer 
Schwierigkeiten gewiirdigt werden _ fUhrt zu· 
dem zu mang<:lndem politischen Durchset· 
zungsvermögen der afrikan i.ch"n Staaten. 
Welss/Mayer diskutieren diese Faktoren frei· 
mütig und hinterlassen damit beim Leser _ mit 
Blick auf die Zukunft Afrikas - viel Nach· 
denklichkeit. 

Ein ganz andern Ansatz des Be!!,"eifens '·on 
Geschichte findet sich bei 
Wilfried We.tphal. Geschichte der deuuchen 
Kolonien, Bertd,.,.,ann-Verlag, München 
1984,367 S., 36 DM. 
Westphal erzählt in seinem populälWissen· 
schaftlichen Buch die Ge~chichte der deut· 
schen Kolonien - (inschl i"Blich der asiati· 
schen Besitzungen - unte rteilt in d r",; Phasen : 
I. Die Zeit der ~nten Besitz~rgr<:ifungcn bis 
zur Berliner Kongo·Konferenz (ein Ercignis, 
das nur oberflächlich abgehanddt wird). 
2. Die gewaltsame Konsolidierung der deut· 
schen Hernehaft in den kolonialen Besitz­
tümern, die von der Nicdenchlagung zahl· 
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reiche r afrikanischer Aufstände geprägt war. 
3. Die Phase von etwa 1907 bis zum I. Welt· 
krieg. als di~ inzwischen etablierte Kolonial· 
macht daranging, .... eniger durch Ausroltung 
der Schwarten als durch ihre Nutzbarmachung 
als Arl>citskräfte die Fruchte de r Kolonialpoli. 
tik zu ern ten. Die Auflösung des deutschen 
Kolonialreiches im L Weltkrieg und die dar· 
auffolgendcn Jahrzehnte sind bei We$tphal 
gleichsam schon Nachspiel. 
Kolonialismus ist für Westphal in erster Linie 
die Errichtung der politischen und administra· 
tiven Herrschaft der europäischen ~Iächte auf 
fremden Kontinenten, die dem .. Streben nach 
Weltherrschaft" entspringt. (S.242) Die wirt· 
schaftliehe Seite des kolonialen Verhältnisses, 
die heute '0 lebend ig wk eh undje ist, vermag 
Westphal (oder er will es nicht) in ihrem Wesen 
nie richtig zu analysieren. Den Begriff "Neo· 
kolonialismu'·· wird man z.B. vergebens bei 
ihm suchen. 
Wenphal le idet unter einem ausgeprägten 
Schu!dkompICll. Die deutsche Schuld ist eine 
standig wiederkehrende Frage. 
Waren die Deutschen nun schuld iger als die 
anduen Europäer? War der Ka iser auch 
schuldig an de r Kolonialpolitik oder nur Bis­
marck? Und halten sich nicht gar die Afrika­
ner vor der europäischen Kolonialisierung 
au~h mit Schuld beladen? (, ... . in Afrika wurde 
dieser Hang zur natürl ichen Unmenschlichk~il 
noch y~r>tärkt durch den schädlichen Einfluß 
der Arahn"; und wenige Zeikn spater, wir 
schr~ihen dasjahr 1886: "Uganda war al~o der 
Inbegriff de r Barbarei .. ·', S.13~) 
Zum Schluß erfährt der Lcscr erleichtert: 
.. Nein, die Deutschen waren in guter Gesell· 
sch:lft ( ... ) Nein, die Deutschen brauchten sich 
nicht zu verstecken hinter den Greueln der 
anderen .. ... (S.318) 
Tatsiichlich 7.eieh net der Autor - Unler Vu" 
wendung z~h!reichcr Dokumcnlt' und Origi· 
n~lberichte - ein anschauliches Bild von der 
grausigen Wirklichkeit in dl'n Kolon;en. Doch 
bei ullcr ehrlichen Enehütterullg, d;e sit;h au~h 
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auf den Leser iillertr'';gt, wird man nie das 
Gefühl 105, W~lphal kann sich einen weniger 
brutalen. einen "aufgeklärten" Koloniali~mus, 
bei dem es vor allem um das Ge.chäft gehl, 
cig"ntJich ganz gUI vautellen. 
Dk Exponenten dieser Politik find<:n bei ihm 
wohh .. ollendc Charakterisicrungcn: .. Da~ 
Haus im Reich geordnet, ging Demburg (seit 
1907 Leiter dc< Reich,kolonialamtes) nuß dar­
an, auch in df"n Kolonien saubere Verhältnisse 
zu schaffen." (5.2:'5) Und der Hamburger 
Reeder und " Kolonialgtwinnlcr" Woermann 
J unior begegnet un~ ab "rühriger Kaufmann" 
(5.265). W<'Slphal schafft ni .. den Schritt aus 
d"r Geschichte, den Bruch mit der kolonialen 
Vcrg-,mgcnhcit. Immer wieder spekuliert e r, 
was goeweseß ware, wenn: "Wofür andere ... 
Jahrhunderte zur Verfügung han .. n, die .. r­
oben .. n Länder zu <"r~chließe n, wirtschaftlich 
zu nut.ze:n und schlie:ßlich auch eine kulturell .. 
Aufbauarbeit(!} zu leisten, daflir blieb den 
Deutschen nur eine kurte: Zeitspanne, die 
nicht ausrdchte, die nicht ausreichen konnte, 
das Werk, das sie begonnen halten, zu vollen· 
den." (S.2S3) 

Die~s ,.Standardwerk" (Vertagswerhung) 
rechtfertigt nicht de:n Kolonialismus, auch 
wenn es hie und da längst widerlegte Kolonial· 
lcgt'nden aufwärmt. Als Mas~nauf1age unters 
Volk ge:bracht ist es aber dn Buch (Peripherie 
1~/ 1 984! "dessen Veröffentlichung wohl kei­
nen grölkren Schaden anrichtet"), das mit sci· 
ner StillKhweigcndcn Legitimation neokolo· 
nialer Abhängigkeiten ideologische Strick· 
muster liefert, die heute ~icl aktueller - und 
dadurch besser - Zur Verteidigung gegcllwäni­
gt'r Kapitalintcressen eingesetzt Werden 
könncn. 

Fast schon anfaßhar konkret - und das lkgt in 
der Natur dcr Sache - wird di~ Geil;hichte bei 
J\bnr,..,d O. lI int. IIdgard Patemann. Amim 
Mder (Hrsg,). Wciß auf Sch"·ut. 100 JallR: 
Einmi~chung in Afrika - Deuucher Kolonia . 

li,mul und afrikanischer Widentand, Berlin 
1984. 1925. (Großformat), 24.80DM. 
Dits ist ein erneut überzeugendes "HildcrLe..e­
Buch" der Elefantenprus·Produktion zur 
gleichnamigen Ausnellung, die zunächst in 
Bremen angelaufen ist und die ab NO\lember in 
ßerlin steht. Neben den teilweise wirklich ex­
klusiven Ausstellungsgegenständen und einer 
ebenso reichhaltig wie sorgfältig reeherchier­
!en Sammlung von (Bild.)Dokumenten tragen 
über 40 Artikel \Ion faS! ebenso "ielen Autoren 
dazu bei. ein plastisches Bild des Kolonialis­
mu' \Ion der Vergangenheit bis in seine höchst 
aktuelle Gegenwart zu entwerfen. In drei Be-­
reichen ~tZtn die Herausgeber beliOndere Ak­
zente, \Ion denen die eigentliche Faszination 
dieses Gesam twerkes ausgeh t. 
Zum einen gelangen die Autoren zu einer dif· 
ferenzierenden Charakteristik auch der kolo­
nialisierenden Gesell\.chaft. Da is t z .B. ein ein­
fUhIs.amer Aufsatz von Prof. Manfred O. Hinz. 
der unter der - allerdings eher markigen -
Oberschrift "Humanistis<:her Wis~nschaftJer 
oder Kolonialagent? " den Bewußtseinsnöten 
mancher Afrika·Reisenden nachspürt. Selbst 
diejenigen nämlich - wie der heispielhaft por­
trätier!e Bremer Afrikaforscher Gerhard 
Rohlfs - die danmter liHen. "daß ihre Arheit 
und ihre persönlichen Fähigkeiten mehr oder 
weniger unausweichlich in den Dienst des 
Kolonialismus gezogen wurdtn". konnten sich 
nie aus diesem Dilemma befreien. Denn ru r alle 
diese "Forscher gah, daß sie in ihrer Heran­
gehensweise wesentlich einem Weltbild "er­
pfliehtet waren, das .. weder den GeiS! der 
Aufklärung ernsthaft rezipiert halle noch den 
Impulsen gerecht zu werden v .. rmochtt, die 
\Ion der Geschichtsphilosophie eines Hegel 
oder M.arx ausgingen." (S.26) 
Erst die marxistisch inspirierte Arbeiterbewe­
gung des ausgehenden 19. J :thrhunderts \'er­
mochte das noch hilflose Unbehagen der for­
schenden Einzelgänger in eindeutige Ableh­
nung der Kolonialpoli tik zu wenden. So 
schrieb die sozialdemokratische "Neue Zeit" 
zur Analyse des "Nord·Siid·Verhälmisses" 
1888: ,J e rechtloser d .. r Eingeborene in der 
deutschen Kolonie, desto barbarischer dit 
Bourgeoisie in Deutschland." (zit. aufS.120) 
Es i5\ eines der Verdienste dieser Ausstellung, 
auch die Geschichte des antikolonia!en Kamp­
fes in Deutschland aufgegriffen zu haben 
(siehe den Beitrag \Ion Armin Meier) - ein 
Aspek t des antiimpcrialistischen Kampfes der 
sicher in Zukunft e in eigenes Pro~kt rechtfer­
tigt::n sollte. 
Mit einer ausftihrlichen Würdigung des afrika­
nischen Widers tandes gegen die Kolonialisie­
rung in dem Kapitel "Widerstand und 'Befrie· 
dung' .. haben d ie Autoren einen zweiten her­
ausf'Jgenden Komple:< des Buches geschaffen. 
Vor allem der erst in den letzten J ahren ge­
nauer erforschte antikoloniale Kampf der 
Nama und Herero in ,,Deutsch·Südwest·Afri· 
ka" wird eindruck'\loll dokumentiert . Diesem 
Widerstand gebührt in der Tat \lerstä rkte Auf­
merksamkeit. Nicht nur weil damals im Volk 
eine \lielfahige ,,Kultur des Widerstandes" 
(S.92) gewachsen ist, von deren Traditionen 
noch heute die Befreiungsbewegungen Südafri· 
k:u (Afrikanischer Nalional konlr"eß - ANC) 
und Namibias (Siidwesl:tfrikanische Vol ks· 
organisation - SWAPO) zehren. Sondern be­
d~utsam auch fur uns: Nur wenn wir d iesen 
Freiheitskampf hi$lorisch rezipieren. nehmen 
wir d ie Opfer kolonialer Unterdrückun,e: über-

haupt erst als .. Subjekte der Geschichte" zur 
Kenntn is. Solangt:: im Süden Afrikas Schwarze 
noch um ihre Befreiung kämpfen müssen -
und zwar mit der Waffe in der Hand -, bleibt 
die Anerkennung dieses historischen Rechtes 
nicht nur VergangeIlheitsbewältigung, sondern 
eine ganz aktuelle Herausforderung. 
Für den dritten hervorzuhebenden Hestandte il 
des Buches steht der gelungene Versuch, sich 
dem Phänomen .,Neokolonialismus" neben 
dem politischen und wirtschaftlichen Aspekt 
vor allem über die Frage zu nähern, inwieweit 
sich koloniale und neokoloniale Strukturen in 
unserer heutigen Kultur und dem AUtagsbe­
wußtsein fe5lgeliClZt baben. Pro f. Brigitta 
Benzing entwirft in einem anspruchs\lollen 
Beitrag Thesen, die den historischen Wandel 
des Afrika·Bildes in Kunst und Massen(Un+ 
Kultur theoretisch benimmen. Geradezu eine 
Gänsehaut schaff! es aber, wenn der Leserl 
Betrachter mit einer wohl beliebig zu erwei· 
ternden Sammlung \Ion Gebrauchsgegenstän· 
den konfrontiert wird, die die Präsenz von 
rassistischen Oberlegenheitsmustern - mit 
durchaus variierenden ideologischen Schab­
lontn - in der gegenwärtigen (AU tags· )Kull\lr 
belegen. 
"Wohin mit einern Elefa.nten (dem Bremer 
Kolonialdenkmal; d . Verf.) der in de r Stad t 
steht und weint? .. fragen die Autoren/ Aus­
steller. Imm .. r wollen sie :turn Nachdenken an­
regen. ein breites Publikum finden. Z.B. mit 
den drei Dossiers üher die heute noch nicht 
befreiten Terri torien \Ion Süddrika, Namibia 
und der Westsahara. Wenn auch der " Insider" 
darin sicher n icht viel Neues finden wird, sind 
diese Beiträge rur ein solches Projekt jedoch 
unerläßlich. Insgesamt bleibt die Vielseitigkeit 
dieses Buches bestechend. 

Als eine ge lungene Ergänzung dazu und als 
bislang einmalige Länderstudie zur deutschen 
Kolonialpraxisanzusehen. ist der Titel 
HeJgard Patemann. Lembuch Namibia. Deut· 
sche Kolonie 1884- 191 5, H ammer Verlag, 
Wupperta l 1984.264 S. {Groß format). 19,80 
ml. 
Das Lernbuch wurdt ,'on der Bremer Uni ' ·ersi· 
tätsprojektgruppe "Politische Landeskunde 
Namibia" unter der Leitung \Ion Manfred O. 
Hinz und dem Lusakaer UNO-Institut rur 
Namibia gemeinsam erarbeitet, in enger Ab· 
stimmung mit der SWAPO. Ursprünglich hat­
ten d ie Beleiligten lediglich ein Schulbuch fUr 
namibianische Jugendliche im Auge. Schließ­
lich wurde auch ein Material ru r bundesdeut· 
liche Schulen daraus, genauer: die Bremer Bil· 
dungsbehörden erkannten das Lernbuch 
Namibia inzwischw offiziell als Lese- und Ar­
beitsbuch fürdit Säundarstufe I an. 
Es zeigt in einer geschichtl ichen Gesamuchau 
ungeschminkt die zerstöreri'chen. ausbeuteri· 
schtn Momente der deutschen Kolonialisi t· 
rung, vom .. Schuu"vertrag über Land- und 
Diamantengt::schäfte bis hin zu den Kolonial­
kriegen. Es zeichnet die Rolle der Deutsch· 
Namibier und bundesdeutscher Kap italin\'e· 
storen unter der anschließenden Apartheid· 
besatzung nach. Es stellt eingehend den nami­
bianischen Widerstandskampf \10m Aufstand 
der Hereros (1904) bis zum andauernden be­
waffneten Bdreiungskampf der SWAPO dar, 
und gibt Anregungen zur tätigen Solidarität 
mit den Betroffenen. 
Insofern ist dieses Lernbuch Namibia mehr als 
eine Empfehlung wert, man möge es auch in 
anderen Bundesländern je nach Möglichkei t in 
den Bildungsbetrieb einbringen. Es ist gerade 
auch w.;gen sc:iner Anschaulichkeit (ca. 500 
Abbildungen und dokumentarische Ausschnit­
te) für die Solidaritätsarbeit als Standard­
material bestens geeignet und überdies ein 
Muste r, ein Fallbeispid , das zur Nachahmung 
herausfordert. Christoph Sode mann 
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Hans Mayer 

Ja des ZANU-Kongresses 
zu Mugabes Linie 

- j r 

Als Premierminister Roben Mugabe am 
13. August cl.]. die Borrowdale-I'ferde­
rennbahn, ein c:Jegantes Uberbleibsel 
aus der britischen Kolonialzeit, verließ, 
konnte er mehr als zufrieden se in . 
Der zweite Kongreß der regierenden 
Afrikanischen Nationalunion von Zim­
babwe (ZANU), hatte ihn nicht nur in 
semen Parteiämtern bestätigt. Die 
6.000 Delegierten waren im Verlauf der 
einwöchigen Tagung auch voll seiner 
politischen Linie gefolgt. 

Zwangsjacke Lancaster 

1964 hatte die ZANU ihren erste n I'ar­
tcikongreß abgehalten. Noch im selhen 
J ahr war sie lIon dem gerade an die 
Macht ge kommenen lan Smith verbo­
ten worden. 16 Jahre lang ruhrte sie 
einen erbitterten politischen und 
schließl ich auch militärischen Kampf 
gegen das von lan Smith angeftihne 
weiße Rassistenregime im damaligen 
Rhodesien. 
Im Jahr 1980 erreich te sie schließlich 
ihr Ziel: aus Rhodesien wurde der un­
abhängige Staat Zimbabwe und aus der 
ZANU, nach einem überwältigenden 
Sieg bei den I'arlamentswah len vom 
Februar 1980 (siehe AlB 4/ 1980, S. 
20·23) e ine Regierungspartei. 
Auf dem Kongreß in Borrowdale soll-
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ten d ie Weichen rur die Zukunft gestellt 
werden. 
Es ist eine Zukunft, die nach Meinung 
der ZANU.Delegienen frei sein soll von 
den lästigen Beschränkungen der 1979 
als Bedingung ftir die Unabhängigkeit 
verabschiedeten Verfassung von Lan· 
caster House. Sie sei inzwischen über· 
flüss ig geworden, ja sie stehe dem Forl­
schritt des Staates im Wege. 
Gemeint ist in erster Linie die Garant ie 
des Privateigentu ms und eines r-,·Iehrpar· 
teiensystems. Heide sind in den Grund­
rechten der Verfassung von Lancaster 
]'Iouse verankert und können wegen der 
Sperrminorität der weißen Minderheit 
im Parlament vor 1990 praktisch nicht 
verändert werden. 

Leitmotiv Soz iali smus 

Die Zukunft Zimbabwes soll trotz die­
ser verfassungs mäßigen Hindernisse so­
zialistisch sein. 
Dieses Leitmotiv bestimmte weitgehend 
alle Diskussionen und Beschlüsse des 
Parteikongresses. 
Daran orientierte sich das neue Partei­
statut der ZANU, das längst überHill ig 
war. Denn seit 1964 haben sich die po­
litisch-gesellschaftlichen Verhältnisse in 
Zimbabwe grundlegend gewandelt. 
Heute verfUgt die ZANU in fast allen 

Landesteilen über Ortsgruppen. Sie hat 
eine Jugend- und eine Frauenorganisa· 
lion, die in das Zentralkomitee in te­
griert werden müssen. So wurde das 
Zentralkomitee auf 90 Mitglieder erwei­
tert, während die Parteipolitik in Zu­
kunft weitgehend von dem kleineren 
und neu geschaffenen Politbüro be­
stimmt werden wird. 
Das Parteistatut (siehe Kasten) ver­
pflichtet die Mitglieder auf die marxi­
stisch·leninistischen Prinzipien und den 
demokratischen Zentralismus. Alles in 
allem sind dies vergleichbare Strukturen 
zu den Bruderparteien der ZA;.IU in 
MO/iambique und Angola. 
Auch bei der Formulieru ng des Ak­
t ionsprogramms (sie he Kasten), das die 
wirtschaftlichen und politischen Leit­
linien rur die Entwicklung Zimbabwes 
festlegte, wurde die sozialistische Ziel­
setzung nicht aus den Augen verloren. 
Im Mittelpunkt stand hier die verstärk­
te Nationalisierung der Wirtschaft, die 
Ausweitung des staatlichen Sektors und 
der Aufbau von Staats- und Genossen­
sehaftsfarmen . 
Nicht zuletzt verabschiedete die Partei 
e inen Verhaltenskodex (siehe Kasten) 
Hir die in Staat und Partei tätigen Funk­
tionäre, der noch am meisten Oberra­
schung auslöste. Denn alle anderen Re­
solutionen wie auch die Forderung 
nach d em Einparteienstaat waren be-



reilS seit langem in der Öffentlichkeit 
diskutiert worden. 

Schaut man allerdings hinter die für 

bGrgerliche Ohren so erschreckenden 

Reizwörter "Politbüro", "demokrati· 

scher Zentralismus", "Einparteien. 

staal" und "Nationalisierungen", so 

läßt sich raSt:;h feststellen, daß die Wirk­

lkhkeit zumindest in absehbarer Zeit 

eine andere bleiben wird. 

Das liegt nkht allein an den Beschrän­

kungen der Verfassung von Lant:;aster 

House, sondern aut:;h an den wirtschaft­

lichen ~Iachtverhältnissen in Zimbab-

we. 

Industrie, Bergbau und Banken sind 
fast vollständig in der Hand von briti­

schem, südafrikanist:;hem oder US-ame­

rikanischem KapitaL Die Landwirt­

schaft wird nach wie vor von den ;.lach­

kommen der europäischen Eroberer 
kontrolliert. Nach anfanglichen Versu­

chen der Regierung, sich in Schlüssel­

sektoren der Wirlschaft einzukaufen, 

mußte mangels finanzieller Masse auf 

ein weitergehendes Engagement des 
Staate~ verlichte! werde:n, 

Auße:rhalb des Handelssektors, der Ver­

marktung von landwirtschaftlichen und 
mineralische:n Rohstoffe:n, die der Staat 

kontrolliert, ist de:r Einfluß de:r Regie­

rung auf die Wirtschaf t dahe:r ge:ring ge­

bliebe:n. Daran wird sich vorläufig we­

gen der auch in Zimbabwe herrschen· 

den WirtSchaftskrise kaum etwas än· 
dem, 

Am Vorabend der Eröffnung des 

ZANU·Parteitags hatte der Planungs­

und Finanzminister Bernard Chidzero 

einen Bericht über die wirtschaftliche 

Lage abgegeben, der alles andere als ro­

sig war. 

Wirtschaft in den roten Zahlen 

Gerade 2Jahre iSI es her, als Chidzero 

den e:l'Ste:n Nationalen Entwicklungs· 

plan veröffentlichte, der rur die Jahre 
1982-85 eine reale Wachstumsrate von 

24% vorsah. Heute wäre er hoch zufrie­

den, wenn er von einem Nullwachstum 

reden könnte. 
Tatsächlich ist die WirtSchaft Zimbab· 

wes nämlich tid in die roten Zahlen ge­

raten. 
Während 1980 und 1981 noch reale Zu­
wächse von über 10% verzeichnet wer­

den konnten, fiel das BrUtlosozialpro­

dukt (BSP) 1982 um 1%. Und fti r 1983 
wird ein Rückgang von bis zu 4% ange· 

nommen. 
Ein liauptgrund fUf diese En twicklung 

ist die anhaltende T rockenheit, die a l­
lein 1983 zu einem Rückgang der 

Agrarproduktion um 15% fUhrte. D urt:;h 
eine Abnahme der Marktproduklion 

von Mais \'on 2 Mio t im Jahr 1981 auf 

620,000 t 1983 ist Zimbabwe vom Ge-

Aktionsprogramm der ZANU 
I) Oie Parlei 
Da Partei und \'olk .eit Beg10n de' re"olu· 
tionären bewaffnelen KJ.mpfes und dann 
seil Erringung der Unabhängigkeit ~uneh· 
mend ein< wurden, i~1 e> rur die Ordnung, 
den Frieden und d'I\ \\'ohl erforderlirh, daß 
die fuhrende RoUe der ZANU festgeschrie· 
hen und die Politik der Partei kunfrig \"On 
allen ohne Au<n~hme durchge~e\;!:1 wird, 
E, i>l der fnle und uneT>"hülleTliche \\'ille 
des Volkes und seiner Partei, ~u gegebener 

Zeit und 10 ('bereimtimmung mit dem Ge· 
<eIl. und der Verfa,sung den Einparteien· 
MUt e;nzufuhren, Der demokratische Zen· 
trali,mu~ wird da~ Grundprin~ip der in· 
neren Tatigkeit und Leitung der Parte, s .. in. 
Um da< politische und ideologische Be­
wußt.ein ihrer Milglieder zu vertiefen sowie 
die Panei zu befahistn, ihrer A,·amgarde· 
rolle und ihrem Statu, weiterhin gere~ht zu 
werden, wird da; Chitepo College ruf 
~lar"ismu!·Lenini<mus in angemessener 
Zeit erri.:;htet und ,'on Staat und Partei ge· 
meinsam betrieben werden. 
2) Fried .. n und nationale Sicberheit 
Du Paneit,,\; begrußt die fene Em,chlo<' 
<enheit der Regi .. run~, Bandilentum, Vem.t 
und Sub"ersion in un<erem Lande auszu· 
merzen, fordert _ie auf. die Gesetze zur 
öffentlichen Sicherheit zu "erschärfen, das 
Trainingsprn~amm der Milil auf allen Ge­
bieten zU imenshieren sowie die Wehr· 
erziehung im Bildungswesen einzufuhrcn. 
und webl sie an, die Bedeutung der kollek· 
tiven Sicherheit in allen Bereichen durch 
die Mobili<ieTUng der Mas~n, der jugend· 
brigaden und spezieller Sehutzeinheiten zu 
betonen. 
3) Ausweitung und KOllsolidierullg des 
Sozi"lwe,..'nj; 
Die \'on der Panei gefuhne Regierung muß 
darauf hit\3rbeiten. Gesundhdt fur Jlle im 
jahre 2000 ~u erreichen. Die N,uion~le 

Alphabeti~ieTUngskampagne .011 strikt fon· 
g .. fuhrt werden, um zum Ende des jahr· 
~ehnts die funktionellen Fähigkeiten de! 
Lesens, Schreiben, und Rechnen~ allgemein 
durchzusetr.en. Politische: Bildung ~oJl als 
Pflichtfach vom Kmdergarten bl< ein· 
so:hließlich der lIo.::hschulebene umerrich· 
tel werden, um da, Verständni, der n~ch· 
folgenden Generationen [iir den "'iuen· 

schaftli~hen So~ialismu~ ~u sichern. Jede 
Familie in Zimbabwe ,oll bis zum J ahr 
2000 ein Obdach haben, 
4) Zum wirhchaftlichen Auf>chwung 
Oie Regierung muß die "erge.seJlschaftung 
der Wirtichaft intensi,ieren. Dazu sIIld 
staalliches Eigentum an den Produktions­
mitteln. Bildung und Selbst"eno,'a!tung der 
Arbeiler. kooperative Unternehmen in In· 
dustrie. Handel und Gewerbe, Kuntrolle 
der Banken und Versicherungen, die Aus· 
weitung des öffentlichen Seklors und die 
Bildung .taatlicher Induslfleunternehmen 
sowie die Ermutigung zu Investitionen au, 
nationalen und ausgewahhen auslandi.chen 
Quellen erforderlilh. 
5) Recht,· und Verfanungsangekgl'nhciten 
Die Regierung .011 ohne langen .... ufschub 
ein Präsidialsystem mit Exekuli'gew~lt ein· 
fuhren, auf eine Einkammer·Legislati'·e hm­
~rbeilen 'owie alle Gesetze abschaffen, die 
die Frauen diskriminieren. Alle ,'om Kolo· 
nialsystcm ererbten Recht'normen, die 
nicht un,erer Politik entsprechen. sind 
ohne Venögerung aufzuheben bzw, zu 
~ndern. 

6) Agrn· und Bodenreform 
Die Regierung belrachtet die Bodenreform 
als Schllis,eldement ihrer Stntegie. Sie in· 
te,ni,,;er t ihr umbngreiches Programm des 
Aufbau< "on Sl,latsgutern als ein .. m Arm 
der sozi.,lislischen Landwinschafl. Oie Ge· 
noS>en,chaften werden ~I, Ihr zweiter Arm 
gefördert. 
7) ~'atIlTres>oUTt;e:n 
Die Regierung muß die I::nergiequellen di· 
versifizieren und auf die energetische 
&lbsI\e",orgung hinarbeilen, ein Pro' 
gramm mit dem Ziel erarbeiten. da. Wasser 
de< Samhe,i· Flus$Cs in die Reichweite der 
Bewohner größerer Stadte zu bringen und 
für die Bew~sserung staatseigener Lmde· 
reien nutzbar zu machen, sowie die Auf· 
for<tung intensivieren, indem d,." Baum­
pnanzung-<progr:tmm in allen seinen A,pek­
len ausgeweitel wird, 
8) lnlernationak Beziehungen ulld Soli . 
daTiut 
Der Parteitag dankt den Front,taalen, der 
OAU, der UI'O und den Nichtp~ktgebun' 
denen für ihre politist:;he. diplomatische 
und materielle L'TlIerstützung ",~hrend uno 
,eru Unabhängigkeilskampfes. I::.r bnngt 
den sozialistischen Landern seinen beson· 
deren D~nk für die Lieferung I'on Waffen 
zum ALI.druck, mll denen wir unseren 
Kampf fuhrten. Er bekräftigt die Unterstüt­
zung der Partei für nationale Befreiungsbe· 
wegungen, Insbesondere grußt der Paneitag 
das Volk "on Namibia unter Fuhrung der 
SWAPO. 
9) Verkehrswesen 
Die Regierung muß sich auf einen weiteren 
Abschnitt der Elektrifizierung der Eisen· 
bahnen cin.tellen. Sie ,oll ebenso l~ndliche 
Gebiete elektrifizieren, wo die dringende 
Notwendigkeit belteht, Holz ah Brennstoff 
zu le,wenden. Sie muß sich um einen billi· 
gen zuverlässigen Landtransport. einst:;hließ· 
lieh um Haupt· und Zubringerstraßen sowie 
um ein Eisenbahnnetz kummern, 
10) Nationale ZANU·Fraucnkonfe",,'U 
Die Konferenz hat beschlossen, die Verfas­
sung dahingehend ergänzen zu lassen, daß 
Personen aufgrund ihres Geschlechts nicht 
diskriminiert werden durfen. Sie legte fest. 
daß im zivilen Bereieh rund 20% der Lei· 
tungsfunktionen ,'On Frauen be""tzl wer­
den, 
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Zimbabwe-Daten 
fcrritorium: ~90.622 qkm 
Bnul!.:cruns, i,54 Mio Ein,,-ohncr (198:!\ 
Ethnische II~UP\glupp.e n: M .. shona 74%; 
Matabclc 19%, Wciße2% 
HaU1H,tadt : Ih nr<:; 656.000 Einwohner 
(1982) 
KcliKion: vorwiegend Naturreligionen; IfS 
Christen 
Sprarhc: die Aml"prache iq Engli.ch; afT;' 
kanbdtc SprJchen ~ind \'or dllcm CiShon,1 
und hiNdebe!e 
Wahrung: Zimbabwt·Dolk.r; I Zimbabwe­
Doll:.,. -=2.3 1 D~I Ouo; 19M) 

Wir1>chafl und So:dales: I).!' BrUHQ,nzial · 
produ kt bClriigt 850 Don ... pro Kopf 
( 1982). Stru k tur de. Bruttoinlandspro­
dukl': I S% I.;.odwinschah. 25% VCr.lrbci· 
lende Indu,trl<:. 10% Bergbau, 50% Dic!1.I­
leistungen. Struktur cl<:. Be~h:.ftigten: 60% 
l.mdwirl,chdft; 1 YYO Indu>lrie; 25% Dien'l" 
leistungen. 
94% der lndu,tricproduktion wird in Pril"at· 
unt<'rnehm~n erleu):t. 
Struktur der Exporte: 71% Bergb.ou: 2S% 
Lmdwirtsch"ft; 4% \~rarb"itende [ndu,tr;e. 
Wichügste Außel\h~ndellpartner ([982): 
Südafrika 20.0 %. Großbntannicn 12,6%. 
USA 11.8%. KRD 8,1%. Außem"erschu[dun~: 
979,1 Mio Zimb .. b",,·Dolbr (September 
1983). Schuldendien.>t; 26% der Exporte 
1984. 
Arhe;t~lo~igkcit: 20-40%. Inflation 20% 
(1984) . Analphahelcnrale; 29.2% (1980). 
Lebemerwanung; 56 Jahre. 

Gesdli<;htc: 
1889 Beginn der Be.iedlunl1; durch Euro­

paer 
1923 Zimb .. bwe wird unter der Bezeich­

nung S;'l<lrh<><1e,ien britisch" Kron· 
kolonie 

1965 EinseItige I;n .. bh;;'n~gkci!->crklärung 
dun:h die weißen Siedler unter t. 
Smith 

1966 Beginn de~ bewaffneten K .. mpfc5 
durch ZA:'IIt! und ZArC 

1976 Gründung der Patrioti,chen From 
zwischen ZA!';C' und ZAI'U 

1979 V<'rhandlun~n zwi.\chen der hril;' 
schen Regierung, der I'atriotischen 
Front und der Marionellellrcginung 
Muzo~wa fuhren zum L .. n.:;",ter­
lIou>C·Ahkommen. r.s legl eine Ein­
stellung der K..mpfe, eine Verl .. ,sung 
und eine ("bergang~phase zur Unab­
h~ngigke;t fe,t 

1980 PMlamentswahlen. Die ZANU SC' 
winnt S7 ,-on 100 Sitzen, die ZArtT 
20. 20 Sitze ,ind den Weißen '·orbe· 
halten. Am 18. April wird die C'nnb· 
hangigkeit prokJo!miert. 
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treideexporteur zum -importeur gc:wor· 
den. 
Die Weltrezession hat zusätzlich zu ei­
ner Belastung der Handelsbilanz ge­
fUhrt. da die Preise und der Export von 
Rohstoffen zurückgingen. 
Ein Hoffnungsschimmer läßt sich auch 
in diesem Jahr nicht erkennen, weil kei­
ne wesentliche Erholung der Rohstoff­
preise eingetreten is t , und da die Bau· 
ern Zimbabwes zum dritten r-Ial in " 01-
ge mit geringen Niedench!ägen auskom­
men mußten. 
1983 war das schlechteste Jahr seit der 
Unabhängigkeit überhaupt. Quer durch 
alle Gesellschaftsschichten sind die Ein­
kommen gesunken. Im letzten Haus­
haltsjahr mußten auf Druck des Inter­
nationalen Währungsfonds (l r- I F) die 
N ahrungsm ittelsub\'entionen gestrichen 
we rden. MaismehL das Grundnahrungs­
mittel. verteuerte sich daraufhin um 
40%; Milch wurde gar um 50% teurer. 
Was eine Familie 1980 für 70 Zim­
babwe Dollar (ZD) an Nahrungsmitteln 
und anderen Gütern des täglichen Be­
darh erhalten konnte, daHir müßte sie 
heute umgerechnet etwa 125 ZD aus­
geben. Die staatlichen Minimallöhne ha· 
ben damit nicht Sehritt halten können. 
Auch in den ländlichen Gebieten ist die 
wirtschaftliche Situation Hi r die mei· 
sten Bewohner äußerst angespannt. Vor 
allem die Landrcform ist nunnehr lang­
sa m vorangekommen. Praktisch wurde 
das daHir vorgesehene Budget Hir das 
laufende Jahr halbiert. 
Die Verwaltung sieht sich derzeit nicht 
einm al in der Lage . die bereits reduzier­
ten Siedlungsprogramme verwaltungs­
mäßig korrekt abzuwickel n. 
Oftmals müssen die Neusiedler ohne 
eine angemessene Infrastruktur aus­
kommen, die ftir eine erfolgreiche 
Landwirtschaft unerläßlich ist. 

Landreform mit Verzögerung 

Ganz im Gegensatz zu den Regierungs· 
absichten bleibt Zimbabwe daher in 
extremer Weise weiterhin von den 
weißen Farmern abhängig. Noch ver­
heerender ist freilich die TalSache, daß 
das damit zusammenhängende soziale 
Problem der Landlosen sich zu einem 
Dauerproblem ausweitet. 
Bisher sind 33.000 ßauernfamilien an­
gesiedelt worden; etwa 150.000 weitere 
warten mit Ungeduld. David lias lock, 
ein Spre<:her der Farmer, schätzt. daß 
die Regierung 70% des fruchtbaren 
Landes umverteilen müßte, um diesen 
Menschen zu Ackerland und Wiesen 
verhelfen zu können. Das wiederum ist 
weder politisch noch wirtschaftlich 
durchsetzbar, solange das Abkommen 
von LancaSler House Gültigkeit besitzt 
(bis 1990). 

Ein lelf.<lIer J:.rwerb dieser riesigen 
Flächen ist selbst unter günstigeren 
I-Iaushaltsbedingungen des Staates völlig 
undenkbar. Allerdings befUrchtet lias· 
lock. daß die Regierung in I-Iarare unter 
dem Druck der .,povo" (Bauern) dem· 
nächst doch zu beschr'..inkten Enteig­
nungen übergehen könnte. 

Ein dtin,.nd.~ Probl.m bl.ib! die V'llQr,"npla,. 

Immerhin liegt dem Parlament ein neu­
es Gesetz vor, das dem Siedlungsmi­
nin er das Recht einräumt, Grund und 
Boden zu enteignen, der unzureichend 
genutzt wird. Kurz vor dem ZANU·I'ar· 
leitag erließ die Regierung außerdem ei· 
ne Verfügung, die solche Landbesetzer 
legalisiert. die schon über 5 Jahre auf 
fremdem Boden siedeln. 
Das alles mag der Regierung 1\Iugabe 
wenigstens in den ländlichen Regionen 
so viel Unterstützung eintragen, daß sie 
die nächsten Wahlen im April. 1985 
dort halbwegs unbeschadet überstehen 
kann. 
Fast erdrückend ist dagegen die Lage in 
den städtischen Gebieten. 
Ober 250.000 J ugendliche, die seit der 
Unabhängigkeit ihre Schulabgangszeug· 
nisse erhalten haben, sind arbeitslos 
und ohne Aussicht auf eine regelmäßige 
Beschäftigung in Industrie, Handel und 
staatlicher Verwaltung. 
Trotz der Versuche der Regierung, Ent­
lassungen gesetzlich zu erschweren. hat 
die Rezession im vergangenen Jahr so· 
gar zu einem Rückgang der Beschäftig­
tenzahlen geführt , die sich nun wieder 
dem Niveau von 1980 annähern. lI ätte 
sie keinen gesetzlichen Riegcl vorge-



schobcn, so wären allein in der verarbci­
tenden Industrie 1983 bis zu 15_000 
Arbeiter entlassen worden. 
Zimbabwe ist also weiter denn je davon 
entfernt, die Folgen des Bevölkerungs­
wachstums und der,Landnucht durch 
eine aktive Beschäftigungspolitik bewäl­
tigen zu können. 

Auch der Außenhandel gibt Anlaß zur 
Besorgnis. Trotz verstärkter Exportan­
strengungen übersteigen die Einfuhren 
seit Jahren die Exportleistungen. Nur 
durch eine verschärfte Devisenbewirt­
schaftung mit entsprechend negativen 
Auswirkungen auf den Kapitalzufluß 
und auf die Erneuerung des Produktiv­
kapitals sowie durch den Zufluß auslän­
discher Hilfsgelder konnte bislang das 
Schlimmste verhindert werden. 
Das jährliche Haushaltsdefizit hat sich 
dennoch seit 1980/81 nahezu verdop· 
pdt, und die Staatsschulden betragen 
zur Zeit insgesamt über 2,5 Mrd ZOo 
Allein im laufenden Jahr müssen 524 
Mio ZD fUr Schuldendienste ausgegeben 
werden. Zusätzliche Kreditaufnahmen 
wurden durch den Internationalen 
Währungsfonds (I M F) erschwert. 
Die Regierung Mugabe sieht sich aber 
ohnehin in einer Situation, die nach 
Kür.lUngen im Staatshaushalt verlangt, 
will sie nicht über kur.t oder lang Um­
schuldungsverhandlungen und das Dik­
tat des IMF heraufbeschwören. 
DafUr kommen vor allem die kosten­
trächtigen Bereiche Gesundheit und Er­
ziehung in Frage, die unmittelbar nach 
der Unabhängigkeit mit enonnen Mit-

tein gefördert und rur jedermann zu­
gänglich gemacht wunlen. 
Der politische Drock gegen Kürwngen 
bei diesen sozialen Ern.mgenschaften 
der Unabhängigkeit hat jedoch nach 
den Pl1':iserhöhungen bei Grondnah­
rungsmiueln im vergangenen Jahr noch 
erheblich zugenommen. 

Nicht nur unter der Masse der Bevölke­
rung wächst der Unmut über die Wirt­
schafts- und Sozialpolitik, auch inner­
halb der regierenden ZANU gärt es seit 
geraumer Zeil. 
Vielen ehemaligen Befreiungskämpf~rn 

iSl der Kurs der gegenwärtig~n Regie­
rung Mugabe allzu zahm und bürg~rlich. 
Das Stichwort \'on der K~nianisi~rung 
macht die Runde, denn was viele sich 
vom Sieg über das Rassist~ nregim~ er­
hoff ten, ist nicht eingetreten. Die Revo­
lution fand nicht statt, sie ist auf die 
lange Bank geschob~n. 

Selbst die Landfrage, eine der zentralen 
Anliegen d~s Befreiungskampfes, ist bis 
heute auch nicht annähernd gelöst. Von 
der Regierung geförderte afrikanische 
Kleinunternehmer machen sich breit 
und Monat HiT Monat tauchen neue 
Korruptionsfall~ auf. 
Als Sprachrohr der Unzufriedenen gel­
len der ehemalig~ Generalsekretär der 
ZANU, Edgar Tekere, und Justizmini­
ster Zvogbo. Z\'ogbo war früher Spre­
cher der ZANU und nach der Unabhän­
gigkeit mit der wichtigen Aufgabe der 
Reorganisation der lokalen Verwaltun­
gen betraut. Insbesondere dem integren 
J uslizminister wird zugetraut, daß er zu 
Premier l\lugabe eine personelle Alter­
native darstellen könnte. 
Vorläufig ist daran allerdings nicht zu 
denken, denn Zvogbo rutschte auf dem 
Parteikongreß erst einmal ins zweite 
Glied zurück. Nur mit Mühe konnte er 
in dem auf 90 Mitglieder erweiterten 
Zentralkomitee wieder Silz und Stim­
me erringen. Für das neu gebildete Po­
litbüro stand er erst gar nichl zur De­
batte. 

Ausnahmezustand in Matabele land 

Don blieben die Mugabe-Anhänger 
praktisch unter sich, nachdem es d~m 
Premierminister nach längeren Diskus­
sionen gelungen war, Wahlen Hir das Po­
litbüro zu verhindern und eine Nomi­
nierung durch die Parteiführung durch­
zusetzen. Wer in das Politbüro kam, lag 
damit in den Händen von Mugabe. 
Mugabc schätz t sich in der glücklichen 
Lage, daß er derzeit weder in seinem 
eigenen Lager noch außerhalb einen 
ernsthaften politischen Gegner besitzt. 
lan Smilh, der ehemalige Premier und 
Venreter einer unverbesserlichen wei­
ßen Minderheit, hat den Höhepunkt sei-

Statut der ZANU 
Auf ihrem 2. " artd!ag .. ,rahsehiede te d ie 
A frikan ische Nalion:t\union Zim hilbwes 
(ZANU) U.a. ein neuc~ Partcistatut. Im 
2. Kap itel werden die Ziele und d ie poli­
tische und i deologi~ch t Programmatik de r 
Partei fe.tgelegt. Au~zug:e: 

5. Die Ziele und Zwecke der Partei .ollen 
diese sein: 
• die nation~le Wirt~chaft in einer iolchen 
Weise umzu>truktuneren und wiederaufzu· 
bauen. daß der Sieg dei So:tialismm uber 
den Kapit3lismu~ g".Iichen wird; 
• da. nationale Bewußtsein und die Ein­
heit aller un>erer ).lenschen ungeachtet 
ihrer Stamme'·. Ra __ en·, Religion,-, G,,· 
,chlechtszugehörigkeit und ihrer Herkunft 
~u fördern: 
• eine gere~hte so:tialt Ordnung in Zim­
babwe Zu Khaffen und zu erha!!en; 
• die Entwicklung unstrer nationalen Kul· 
tur lU fördern; 
• einen loziali<tischen St;l.3t in Zimb~bwe 
zu "rrichten und zu untentutzen, der auf 
marxi,tis.:h·leninistischen Prinzipien be· 
ruht, <ich aber ftst auf unsere historischen, 
kulturellen und sozialen Erfahrungen 
grund"t, und in welchem die politi"he Ord· 
nung auf dem allgemein"n Wahlrecht der 
Erwadlsenen unter der Vorhutfilhrung der 
Arbeiter. Bauern und Intellektuellen be· 
ruht; 
• dk n ... tionalc Un .. blüngigkcit und Souvc-
1"' ... ni1.,t Zimbabwes ~u .\chützen, zu b .... wah­
ren und zu I·erteidigen; 
• mit allen patriotischen und demokrati· 
sehen Organisalionen innerhalb Zimbahwes 
:tul<unmenzuarbeiten. d'e die Vorhutrolle 
und Verantwortlichkeit der Partei anerken· 
nen; 
• einen Einparteicmtaat in Zimbabwe un­
ler der Vorhutführung der ZANt.; (PF) zU 
errichten; 
• allen Zimb~bwern ein hohei B"wußtscin 
für Di>ziplin. Fleiß. harte Arbeit und 
Selbstvertrauen beilUbringen; 
• sich entschlossen dem Tribalismus. dem 
Regionalismus. der \·etternwirhchaf!, dem 
Rassismus, dem Sexismus, der rdigiö-.:n 
Blindgbubigkeit. der Korruption und allen 
Formen der Ausbeutung des ).Jensch"n 
durch den Memchen zu witlersetzen; 
• .ich I·öllig im panafrikanischen Kampf 
für die I·ollständige Beseitigung de~ Sitdlq· 
turns, des Kolonialismus, des Neokolonialis· 
mus und d", Imperiali smus ;n Afrika zu 
engagieren und rur die afrikanisch" Einheit 
zu k;impfen; 
• mit allen patriotiKhen und revolutio· 
nären Befreiungsbewegungen in Afrika und 
ander~wo zUl<I.mmenzuarbeiten, deren Zie· 
le, Zwecke und Politik nieht denen der Par· 
tei entgegenstehen; 
• ein andauerndes Bundnis zwischen den 
Arbeitern, Bauern und Intellektuellen in· 
nerhalh Zimbabwes :tu Khmieden und zu 
untentütUTl und Loyalität und Einheit ge· 
genuller unser"r Nation zu schmieden; 
• die Interessen und Beitrebungen der 
"laslen Zimhahwes hochzuhalten. die Prin· 
zipien du Partei zu wahren und ihnen zu 
gehorchen sowie die Regierung der Parte; 
ent$chloslen zu unternutzen; 
• eine PoUtik der aktiven Nichtpaktgebun· 
dcnheit in unseren Außenbe~iehungcn zu 
verfolgen. sich den Kriegstreibern zu wider· 
sctzen und den internationalen Frieden und 
die Si,herheit wwie den sozialen Fort­
schritt in der ganten Welt zu fördern. 
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Verhaltenskodex für ZANU-Führer 
I'räam bel 

Da die Afrikanische :-Jationd!union von Zirn­
hab",o: eine ~ozidlisti~he Partei i~l . und 
da es im Hinblick auf die Sicherung deo auf­
kommenden Sozialismu;; in Zimbab,,<: nol­
wendig, wumchenswert und ratsam ;\1, den 
Führern einen <trikIen Verhahenskodcx auf­
zuerlegen, 
",ird hierdurch vom zweiten Vo!kskongreß 
der Afrikanischen Nationalunion \'01\ Zirn­
bab",o:. im weiteren ZANU, folgo:ndc< n:r­
fugt und angeordnet: ( ... ) 
4. Da. ZAl\'U·Zentralkomitee schützt und 
führt die Politik der p •• Tlei gcgenube, der 
Nation und der Fuh","g 3U>. Jeder F"hrn 
soU sich an die Verfassung und die Pohtik der 
Partei h~llen, einschließlich der vom Zentral­
komitee abgegebenen Direktiven: ( ... ) 

5. Die ZANU·Fuhrerschaft wll in ihren 
Gliederungen mit Aufrichtigkeit. Ehrlich­
keit und Di5"liplin .. u.geuht werden; ( ... ) 
6. Oie Partei hillt standhaft die Prinzipien 
der Gleichhell der Menschen hoch. Oe,halh 
darf ein FuhreT folgendes weder öffentlid! 
noch privat ,·erfechten oder prJ.kur.ieren: 
i) Trihalismus 
ii) Regionalismus 
iii) Partikulari;mus 
i..j Nepotismu< 
v) Rd<>i,mu>,und 
vi) Ge><:h1echterdiskrirnlIllerung. 
7. Die ZANU betrlchtel Korruption all eine 
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.s<:hlimmc unO oie Gesdl.chaft ;.eNörende 
Krankheit. ( ... ) 
8. Die ZA:-It ' glaubt. daB ein Führer. der 
sich .tUf den Erwerb '·on Besitz kouzentrierl, 
oder der ~ich persönlich an der AU$heutung 
des l\kn><:hen durch Mn ~Ien .... hen beteiligt. 
rai;Ch ein Verbundeter der Kdpitali>Lcn und 
ein Feind de, Sozi~li~Inu' ulld der ~LI,'lCn 
der Be,·ölkenmg wird. Sofern nichl in die· 
sem Abichnill ~"rge,chen, oder durch ,eine 
offizielle P()~ition erforderlich, Ist el einem 
Fuhreruntersagt : 
a) ein Ge,ch.if!. einen Gesch"ftsanteil oder 
eine BeteiligunI! in einem auf Gewinn Mbei· 
tenden Unternehmen zu be<itun; ( ... ) 
b) mehr al, ein Einkommen zu hJben; 
c) db Direktor einer privaten Firma oder 
eine, ,mf Gewinn arbeilenden Ge"h .. fts zu 
fungieren; 

d) Immobilien oder andere Be"tztumer, 
oder eine Beteiligung an Immobilien oder 
anderen Bcsitztum~rn Zu be,itzen, 'on deo 
nen ~r Mieten oder and~re Ge ..... innanteile 
erhalt; 
e) mehr ah ein Wohnhaus zu besi!zen; ( ... ) 
f) mit Au.nahme von Zin'einnahm~n dUS 

einem Geldguthaben b~j einer Sparka!ise 
oder eIner '·eTli:leichbaren Institution, Zill!;en 
oder ~ndere Einnahmen aus dem Verleihen 
von Geld zu bC"l.iehen; ( ... ) 
g) mehr als :.0 acre Land zu besitzen oder 
bei mehr als 50 acre einen Ant~il zu ha· 
hen. ( ... ) 

ner Macht längst überschritten. Weit 
über die Hälfte seiner ehemaligen 

Wählt:r hat das Land verlassen und von 

den Verbliebenen halten nur wenige 

Smith die Stange . 
Ein Großteil der Weißen hält sich poli­

tisch zurück oder hat sich, wie die \"on 

Smi th abgefallenen 13 unabhängigen 

Abgeordneten, mit den Verhältnissen 

arrangiert. i\ lan versucht, mit der Regie­

rung Mugabe einen konstruktiven Dia­

log zu ruhren. 

Der alte Gewer kschaftsfUhrer Joshua 

Nkomo, der an der Spitze der Afrikani­

schen Volksunion von Zimbabwe 

(ZA PU) steh t, ist nicht bereit, sich in 
eine Einheitspartei einzureihen, obwohl 

seine Partei zunehmend unter Dru<; k ge­

rät. Seit Ende 1982 herrscht in Matabe­

leland, der Hochburg der ZAPU, prak· 

tisch der Ausnahmezustand. Der 

Grund: l\larodierende Banden und D is­
sidenten, die zumindest teilweise aus 

Südafrika unterstützt wurden, finden 

sich dort. 

Das nach r.latabeleland entsandte Mili­
tär machte jedoch keinen Unterschied 

zwischen Zivilbevölkerung, ZA PU-Mit­

gliedern und Dissidenten. Wiederholt 

kam es zu Greueltaten an Dorfbewoh· 

nern und ZAPU-Mitgliedern, denen 

pauschal die Unterstützung der Dissi· 

denten vorgeworfen wurde. 

In anderen Regionen, wo die ZA PU bei 

den letzten Parlamentswahlen einige 

Sitze erringen konnte, verhängte die 

Regierung nach der Ermordung von 

zwei ZANU-Funktionären ein Ver­

samm lungsverbot. Und sie ließ ihre An­
hänger vor den Parteibüros der ZA I' U 

au fmarschieren, um den politischen 

Gegner auch mal mit den Fäusten e':i n­

zuschüchte':ITl. 

Viele': ZAPU-Mitgliedcr, darunter auch 

e':inige Minister, sind in den vergangenen 

Monaten aus OpPorlunitätsgrunden und 
weil sie mit der Weigerung Nkomos, 

sich mit der ZANU übe':r eine Vereini· 

gung der beiden PartC':ien positiv zu ver­

ständigen, nicht einverstanden waren, 

Im Buchh.ndel 
erhlltllc:h 
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bereits zur ZANU ubcrgclaufen. 
Nichtsdestotrotz ist es der ZAPU gelun­
gen, sich weiterhin zu behaupten. Bei 
Kommunalwahlen in der zweitgrößten 
Stadt des Landes~cr ZAPU-lIochburg 
Bulawayo, konnte die Partei Nkomos 

Anfang Oktober d.J . mit 83% der Stim­
men erneut alle Sitze der Schwanen er­
r ingen. 
Auf ihrem ersten Kongreß nach der Un­

abhängigkeit, der am l3.fl4. Oktober 
d.J. in Harau staHfand, sprachen sich 
die 6.000 Delegierten gegen einen Ein­
parteienstaat aus und wählten J. Nko­
mo erneut zum Parteivorsitzenden. 
Ein weiterer Gegner l\lugabe$ ist Bi­
schof Abel Muzorewa, der rur kurte 
Zeit mit lan Smith eine Koalitionsre­

gierung eingegangen war. Bei den ersten 
Wahlen zur Unabhängigkeit 1980 konn· 
te er zur Enttäuschung Sudafrikas nur 3 
Sitze gewinnen. 

l\luzorewa, dem staatsgefahrdende Um· 
triebe vorgeworfen wurden. war in die­
sem Jahr 10 Monate lang inhaftiert. In 
Harare sieht man zumindest die Gefahr, 
daß sich die rechten Kräfte um ihn 
scharen könnten. 

Allmählicher übergang 

Muzorewa war schon Immer der 
Knuppel, mit dem Südafrika bei Gek­
genheit den Regierenden in Zimbabwe 
zu drohen wußte. Zwar sind die beiden 
Länder in aller Stille übereingekommen . 
die Sicherheitsinteressen des jeweils an­
deren zu respektieren. 
Landwirtschaftsminiter Denis Norman 
t raf sich jüngst sogar in J ohannisburg 
mit Vertre tern Pretorias, um über Ver­
günstigungen in den gegenseitigen Han­
delsbeziehungen zu verhandeln. Aber 
die Erfahrung lehrt, daß Südafrika mit 
seinen Nachbarn auch anders Verfahren 
kann. 
Trotzdem war man sich am 2 l.J ahres­
tag der Gründung der ZANU, den die 
Ddegierten in Borrowdale auch feiern 
konnten, sicher, daß die Zukunft dem 
Einparteienstaat und der ZANU gehört. 
Und mit Stolz blickten die Delegierten 
auf die Befreiung des Landes mit der 
Waffe zurück. 

Wie und wann al lerdings die gesell. 
schaftlichen Machtverhältnisse zugun· 
sten der Arbeiter und Bauern Zimbab­
wes verändert werden sollen, darüber 
machte der Kongreß keine Aussagen. 
Noch herrsche in diesem Land der Ka­
pitalismus. heißt es lapidar in einer R e­
solution. Das Zid einer $ozialistischen 
Revolution werde nur allmählich zu er­
reichen sein. 

Für einen kleinen Unternehm er in Hara­
re ist dies nicht der richtige Moment, 
über Sozialismus zu sprechen: "W ir sind 
zu arm, es gibt nichts zu verteilen." 

Plädoyer 
für einen Kongreß gegen Krieg, 

Intervention und imperialistische Politik 
in der "Dritten Welt" 

Vide ~lenschetl in Europa Sind zunehmend besorgt wegen de r wachsenden KriegsGefahr. 
De;halb ist die Fric-dC-lllbcwcgung weiterlun eine starke gesdbchaftliche Kraft, obwohl sie ihr 
unmilldbarlHe\ ZIel. die Verhlnderun~ bl:w. :\b.chaffung der Pershing U und Cruise Missiles, 
noch nicht errekht hat. 
Die Men.,hcn in der ~og. ,,$. Welt" sind zunehmend VOn den Folgen der beispiellosen Aufru­
sJUng der let1.lenJ~hr .. betroffen. ~asl 150 off .. ne Kri .. ge in der ,,3. Weh" haben >c1\ Ende de' 
Z. Weltkriege; mdtr ~Ienschenleben gefordert "I. dies ... todbringendn .. aller bisherigen Kriege 
selbst. Z"hlreiche offene und imlirekte Int .. "ention .. n hab .. n 'tallg<'fundc-n. Un~:ihlige Men­
schen wurden Opfer wirhchahliLher, politi,cher. kulturell .. r Unterdruckung. 
Heute ,cncharfen siLh nicht nur die intern~tionJlen Spannungen. Oie Pohtik der l'SA und der 
anderen reichen :-IJtionen bringt den l..dndern der ,.3. Welt" neue, kaum noch lösbare Probleme 
und Abhangi~keiten. Auch die Bundesrepublik ist an die.er Entwicklungbeteiligt. Die Rolle der 
Sowjetuniun in der .. 3. Weh" hleibt nJch wie \"or um;tritt .. n. 
Die Solid.lritäl.bewegung ist in viele Gruppen. Komitee •• Orgilnisationcn und Per~onen aufge· 
splill~n, die oft nur wenig ,·oneinand .. r wi\.<en; (oft sehr) gegens.alzliche Positionen erschweren 
di .. Zu~,\mmenJ.Tbeil. 
:'\ichlwi.\,en ... mein~nd .. r, einand .. r nicht kennen und teilw .. i<e ungute Erfahrun~n d~r Vergan· 
genheit lJ,s .. n d~s Trcnnend~ ,Iark .. r hervurlreten ab das Gemein ... me. Dabei könnte .. in~ 
§tarke. ein .. SnlidaritahbcweKung. ein wichtiger Verbundeler der ~knschen in der ,,3 . Welt" bei 
ihr .. m Kampf g"K"n Krieg. Ill1cT\entiun und imj"Kriali.\ti'che Polilik scin. 
.... ueh in gToBen Teilen der Fri .. d .. nsbew"l:unw: wach,t die Eimicht, daß ein Friede, der "nur" 
:'\iLhl·Krieg in Europ~ bedeutet. ~uf tön.-rnen Fußen ~Iehl. 
Wir, die l'nterzeichner diescs Pladoy .. rs. wi"en uns in umerem pTakti.chen Enga~mcnt beid .. n 
"erbunden: der Frieden,· und der So!idarit,it'b .. wegung. Wir halten e< für möglich und nUl­
wendill, d~ß '\kn~chen aus allen politisch .. n Strömungen beidn Bewegungen miteinander in' 
Ge.pr.lch kommen. Wir wi"ell, dJß e' l;thllo.e rh",nen rur ein sokhe. Ge\pr~ch gibt. Wir 
schlJ):en ,·or. mit .. inigen dn dr'dng<'ndst .. n zu beginnen: 
I. Woh~r kommt dk sich ,erKhJrfend,' Kriegsgefahr? 
EiniK" von un~ Iknken. daß die Pulitik beider Großmachte das Ziel "erfolgt, große Teile der Wd t 
in Abhängis:kcit 'on ihreneig .. nen Interelsen zu halten. Die d.ll"3U' re'uhi .. rende Blockkonfron­
tation ist die Hauptqudl .. der Kri .. pgdahr. 
Ande ... );ehen d.1\"on au" dJß e~ di .. wirl'chaftlichen [meressen der kJpitaliSlischen Slaalen 
,ind, die auf die Beherrschung der ganzen Welt zielen. Zu deren Durchsctlung sind di .. 
1'\A TO·L,nder zu jedem milit.iri,chcn Abemeuer bereit. 
Wieder andere .ehen, daß sich die MilitärJPPJrJt .. inzwischen in eine eigene Dynamik hochge· 
schaukelt haben, die di .. Poliliker nichl mehr bremsen können oder wollen. 
2. \1 ellhe Rolle >pielt die Sowjetunion in der .• 3. \I'th"? 
[SI <ie 1UZl.lsagen automatisch ein l:reund oder zuminde~t Verbundet .. r der um ihre Frtiheit 
rin~nden Völker? Oder ist sie genauso deren Gegner wie die USA und die NA TO·I...ander? 
Od .. r haI sie mal di .. se, mal jene Roll .. , j .. nach d .. m. wie es g<:rade ihren gco'lralegischen 
Inter .. s~n nu tzt? 
3. Wdchc Roll<- s,,;c l! die ßundcsrepublik gcgcnuber der ,,3. Welt"? 
Hat sie t.iberhal.lpt eine eigen.t;;ndige ,,3. Welt"·Politik, oder folgt sie im weselltlichen den 
Vorgaben der t.;SA? Verfolgl sie eigenstandig<: impeTlalislilche Illteressen mit eigeneo Instru· 
memen (Emwicklung'hilfc. Rilstungscxporte, EG, We'leuropäische Union, u.a.) unabhangig 
da~on. ob diese US-Inter .. ssen .. ntgeg .. nlaufcn? Od .. r wäl"l': sie al, 'on beiden Großmächten 
mehr od .. r weniger bedrohtes oder abhängiges Land ein denkbare. Partner der ,,3. Weil"? 
Wdche Rolle ,piclen in diesem Pr01.eß die n:rschiedencn politischen Parl"'en? 
4. Welches Verhältnis haben wir ".. lb§t ZU den ßefreiung,,,roussen in der ,,3. Welf'? 
Wer ist eigenllich der Trager dieser Prozesse in der ,,3. Welt"? Muß unsere Solidarital eine 
\'olhtandige, b .. dingungsloS<' sein? Oder <ind die politischen RJhmenbedingung .. n uns .. res 
Landes die wesentlichen Bestimmungsmomente un:oeres Handeins? Wie muß dieses Handeln 
au.sehen? Können oder mussen wir sogar be\\immte Aktionsformen ausschli .. ßen - für uns 
und/oder die Menschen in d ... ,,3. Weil"? Können wir hier rur den Frieden und dort für den 
bewJffne\en Bef ... iungskampf dntret .. n? 
Wir wi5.eo, daß wir ume ... Frageo und Positionsbe,chreibungen weitgeh .. nd sehr schemati,ch 
und .kher unvollständig gemacht haben. Viele, viell<'ieht di .. m .. isten, denken nichl genau 
innerhalb der einen oder anderen Position. Wir "'ollen hier nur anreißen, in wcllhnpolitischen 
B ... ite und Offenheit wir uns einen Streit der Meinungen ,,"unscheII. Wir hab .. " keinem'e&, die 
Erw;trtung. daß seine solche Auseinander>ctlung di .. bestehenden DifferelUen bescitigen 
könnte. Ab .. r .. ;ne Klarungder Po,itionen untereinander ist Vomussctzung, um helluszufindell, 
wo Mensch was miteinander tun kann. Und wir glauben. daß die BeweKung m .. hr Gemeinsam· 
keiten hat, als die organisatori;che und politische Vielfalt manchmal glauben lassen. 
Wir rufen dazu auf. im kommend .. n Jahr einen Kongreß zu organisieren, der diese Frdgen 
behandelt. Wir wissen. daß eine ,olche Vcr,mstaltung nur erfolgreich sein kann, wenn in den 
Gruppen, an der lhsi., die ... r Dialog ebenfalls und ,'ur allem stattfindel - das ganze Jahr 
hinduRh und nichl nur einmJI auf einem Kongreß. Wir ford .. rn auf. diesen Vorschlag zu 
diskutieren uno zu unIerstÜtZen und so das Ge<präch zu b .. ginn .. n. 
Wir laden ein zu einem Vorbereitung"re!fen 3m 25.11 . [9t:14 in Bonn. 
Beginn 10.30 h, Gast'taue zur Sternenburg, Stem .. nburgerstr. 
Erstuntcr(cichncr U.a.: Andreas Zumach, Lukas Beckmann, Hans Bl"3uscheid, Werner Ley, 
Kl:t.us Schmidt. Mkhacl Röder, Peter Wahl 
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Tschad 

Lothar A. Heinrich 

Wie kam es zum 
Abkommen von Tripolis? 

Einem Kommuoique zufolge, das am 
17. September d.J . vom französischen 
Außenministerium und gleichzeitig in 
der libysch en Hauptstadt Tripoli veröf· 
fentlicht wurde, kamen die Regierun­
gen der beiden Länder überein, am 25. 
September mit dem Rückzug ihrer 
Truppen aus dem Ts<:had zu beginnen. 
Dieser Rückzug soll bis zum 15. No­
vember d.J. abgeschlossen sein. 

Die Regierung in Paris hatte unter der 
Bezeichnung "Operation Manta" Olm 

8.8.1983 über 3 .000 Legionäre in die 
ehemalige französische Kolonie ge­
schickt. Dies geschah, nachdem die von 
Libyen unterstützten Verbände der 
tschadischen Übergangsregierung der 
Nationalen Einheit (GUNT ) unter 
Führung von Goukouni Oueddci sich 
anschickten, aus ihrem Rückzugsgebie t 
im Norden des Landes nach Süden auf 
die Hauptstadt N'Djamena vorzustoßen 
und die dort am tierende Regierung un­
ler Präsident Hissene I-labre zu slürzen. 

Die GUNT war 1979 auf Betreiben der 
Organisation fUr Afrikanische Einheit 
(OA U) aus 11 tschadischen Fraktionen 
gebildet worden. Die relevantesten 
Gruppen waren aus der Nationalen Be-
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freiungsfront des Tschad (FROLINAT) 
hervorgegangen, die seit 1966 gegen die 
von Frankreich im Land installierten 
neokolonialen Regimes einen Guerilla­
krieg fUhrte. 

Der jetzige Präsident Hissene Habre hat­
te kurt zu\'or gegen den damaligen 
Pr'.isident Malloum geputscht. Der er­
nannte ihn auf französisches Einwirken 
hin zum r-.linisterpräsidemen, obwohl 
Habre zu diesem Zeitpunkt keineswegs 
eine bedeutende militärische Macht hin­
ter sich hatte. Auf Betreiben der eng an 
Frankreich gebundenen afrikanischen 
Staaten wurde Habre dann auch zum 
Verteidigungsminister der GUNT unter 
Präsident G. Oueddci, seinem langjähri­
gen Widersacher innerhalb der 
FROLINAT, der sich Habre 1971 unter 
merkwürdigen Umständen angeschlos­
sen hatte, ernannt. 

Der unzweifelhaft machtbesessene und 
gleichzeitig militärisch und politisch 
rihige Habre putschte schon 5 Monate 
später, im März 1980, abermals. Mög­
licherweise sah er durch die geplanten 
Wahlen seinen Machtanspruch gefahr­
det. 
Die Regierung Oueddei rief damals die 

Libyer zu Hilfe und vertrieb die Kräfte 
I-Iabres über die Grenze in den Sudan_ 
Die libysche Hilfe war notwendig ge­
worden, da die GUt\T aufgrund ihrer 
internen Widersprüche eine äußerst 
schwache Regierung stellte. Die seit lan­
gem recht zweifelhaften panarabischen 
und panislamischen Aktivitäten li­
byens und die oft noch befremdlichere 
und widersprüchliche libysche Propa­
ganda erleichterten es den ausländi­
schen Kräften, die verdeckt oder offen 
mit J-lissene !lahre verbündet waren -
den USA, Frankreich und ihrer jeweili­
gen afrikanischen und arabischen Klien­
tel von Saudi Arabien und Ägypten bis 
zum Sudan und Zaire - , eine intemive 
Desinformationskampagne gegen li­
byen zu beginnen_ Dessen damals 
durchaus völkerrechtlich legale llilfe 
wurde als Versuch dargestellt , den 
Tschad zu annektieren. 
Schließlich gelang es der fran:!:ösischen 
Regierung denn auch, die weitgehend 
handlungsunfahige GUNT mit dem Ver­
sprechen französischer Hilfe dazu zu 
bewegen, die libyschen "Besatzungs"­
Truppen zum t\bzug aufzufordern und 
durch eine OAU-"Friedenstruppe" zu 
ersetzen. Die französische Hilfe blieb je­
doch im erwarteten Umfang aus, und 
die schließlich nur aus Kontingenten 
proimperialistischer afrikanischer Staa­
ten bestehenden Truppen entzogen sich 
ihrer Aufgabe, die legale Regierung zu 
verteidigen. So gelang es den Truppen 
Hissene Habres imJuni 1982 die GUNT 
aus N'Djamena zu verjagen. 
Gegen alle Erwartung konstituierte die­
se sich jedoch bereits Ende des gleiChen 
Jahres im Norden des Landes neu. Es 
schien sogar zu gelingen, eine größere 
Einheit und ideologische Vereinheitli· 
chung auf einem antiimperialistischen 
und "sozialistischen" Programm herzu­
stellen, während die Brutalität mit der 
die Truppen I-Iabres vorgingen. gerade 
im Süden des Landes erneuten Wider­
stand aufkommen ließ. 
Mit libyscher Unterstützung, deren ge­
nauer Umfang allerdings schwer zu er­
mitteln ist, gelang es der GUNT unter 
diesen Umständen erneut, in die Offen-



sivc zu gehen. lI abres Glück schien ge­
nau so schnell zu zerrinnen, wie es ge­
schaffen worden war. 
Das Einrücken französischer Truppen, 
die quer durch den Tschad zwischen 
dem 15. und 16. Breitengrad eine I'uf­
ferzone zwischen dem \'on der Regie­
rung 11. Habrt~ kontrollierten Gebiet 
und der Nordregion schufen, veränderte 
die Situation grundlegend. Die Unmög­
lichkeit. aus der nördlichen Wüsteme­
gion weitn nach Süden \'ortustoßen, 
aber offensichtlich auch eine zuneh­
mend direkte KontroHe der Nordregion 
und der dort stationierten tschadischen 
Kräfte durch die Libyer. schienen die 
Einheit der GUNT aufs Neue in Mi!­
leidenschaft gezogen zu haben. 
So machte ein wiederholter Versuch. 
die Einheit der Anti·Habre-Kräfte zu 
stärken, der im August 1984 in Ouaga­
dougou. der Hauptstadt von Bourkina 
(ex·Obervolta). stattfand, die Spaltung 
erst komplett. Neben dem von Gou­
kouni Oueddei neugeschaffenen Natio­
nalen Bcfrciungsrat (CNL) konstituierte 
sich aus vier der sechs Tendenzen der 
GUNT eine Versammlung der Patrioti­
schen Kräfte (RFP) . die sich rur eine 
Verhandlungslösung mit Habre einsetzt 
und die GUNT als eine libysche Mario­
nettenorganisation bezeichnet. 

Zerwürfnis der GUNT-~ Iehrheit 

Schwer zu \'erifizierenden Berichten 
zufolge soll es schon im März/April d.J. 
zu bewaffneten Zusammenstößen zwi­
schen libyschen Soldaten und Elemen­
ten der GUNT gekommen sein. Darüber 
hinaus souen sich Mitglieder des Demo­
kratischen Revolutionsrats (CDR), nach 
Oueddeis Strc:itkr'dften des Tschad 
(F AT) die zweitgrößte Guerillaorganisa. 
tion der GUNT und bis dahin als beson-

ders prolibysch gdtend. den Kr'dften 
Hissene Hahres angeschlossen haben. 
Ein Hauptgrund dieser von der GUNT 
immer geleugneten Desertationen und 
Auseinandersetzungen ist offensichtlich 
das selbstherrliche Auftreten der liby­
schen Verbündeten gewest!n. 
Daß es sich dabei wohl um mehr als 
gegnerische Propaganda gehandelt hat, 
wurde indirekt am 27.8.1984 bestätigt, 
als die libysche Nachrichtenagentur 
JANA bekanntgab, daß Goukouni 
Oueddei den Generalsekretär des CDR. 
Acheik Ibn Omar, als Verteidigungs­
minister der GUNT durch die Nummer 
zwei des CDR. Rakhis ~tanani, ersetzt 
habe. 
Acheik Ibn Omar hatte in letzter Zeit 
das libysche Vorgehen im Tschad im­
mer mehr kr itisiert. Einem Sprecher des 
CDR zufolge war Rakhis Manani inzwi­
schen aus dem CDR ausgeschlossen 
worden. 

Die USA u.a. halten sich bereit 

Während die "Operation Manta" also 
zu einer Schwächung der GUNT gemhrt 
hatte - weniger einer militärischen, da 
die Dissidentenfraktionen offenbar 
ohne libysche Unterstützung keine ei· 
genständige militärische Kraft darstel­
len, als vielmehr eine politische - konn­
te die Regit!rung Habre ihre administra­
tive und militärische Kontroile des Lan· 
des ausbauen. 
Unter diesen Umständen wird es durch­
aus verständlich, wenn das libysche Re­
gime, dessen Bemühungen um bessere 
Beziehungen zum Westen mit dem li­
bysch·marokkanischen Abkommen 
vom 13.8. 1984 einen ersten sichtbaren 
Höhepunkt erlebte, die französischen 
Bedingungen ftir den Tschad annimm t. 
Welcher der beiden Seiten im tschadi· 
sehen Bürgerkrieg der Rückzug der aus­
ländischen Truppen schließlich mehr 
nützen wird, kann jetzt noch nicht ein­
deutig gesagt werden. In N'Djamena 
scheint man über das Abkommen, von 
dessen Vorbereitung man offenbar 
nicht einmal in Kenntnis gesetzt wor­
den war, am wenigsten beglückt zu sein. 
während es von praktisch allen anderen 
Kräften einschließlich der GUNT be­
grüßt wurde. 
Der tschadische Außenminister Govara 
Lassou jedenfalls wiederholte die schon 
mehrfach zuvor geäußerte Beftirchtung, 
daß sich Libyen nur bis zum Aouzou­
Streifen zurückziehen werde und an­
greifen werde, sobald der letzte franzö­
sische Soldat den Tschad verlassen 
habe. 
Noch im Mai d .J. hatte Acheik Ibn 
Ornar in Tripoli zwar Verständnis darur 
gezeigt, daß Libyen und Frankreich 
sich des Tschad-Problems in der damali-

gen Form entledigen wollten. 
Gleichzeitig jedoch hatte er das als ge­
fahrlieh bezeichnet. da ihm Informatio­
nen vorlägen, denen zufolge sich in die­
sem Fall die USA. der Sudan, Ägyp ten, 
Zaire und andere Länder bereithielten, 
Habn: bei der Eliminierung seiner Geg­
ner tatkrJft ig zu unterstützen. 
Unter diesen Umständen ist t!s möglich, 
daß die GUNT in erster Linie die Rech­
nung zu bezahlen hat. Ohne die Libyer 
ist sie einer brei ten Koalition von Geg­
nern schutzlos ausgel iefert. Die Präsenz 
der Libyer hingegen scheint ihr die poli­
tische Basis im Land selbst zu ent­
ziehen. 

Schwerpunktthema: 

IRAN 
im sechsten Jahr 
der Revolution 

Nr. 120 . September 1984 

Iran Im Herbst . Was kommt nach 
Khomemi . Deutsche Waffen im 
Iran/Irak-Krieg· Zur islamischen 
Moralpolitik . Sima und Silan 

Iranische Opposition . 
Kurdistan-Interview . 

Guatemaltekische Flüchtl inge in 
Mexiko' Schule und 3. Welt: 

Hmduismus als Indische lebensweise 

Nachrichten und Berichte zu: 
Sri lanka. MalaySia. Guatemala. 

Thailand, ChineSische Mmderhelt, 
PestiZide 

EinzelpreiS DM 5,-; Jahresabo: DM 40.­
(DM 30,- fureinkommensschwache 
Gruppen) bei a Ausgaben im Jahr. 
Informationszentrum Dritte Welt. 

Postfach 5326, 7600 Freiburg 
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Israel 

Bei seinem Antrittsbesuch im Weißen Haus fand der neue Ministerpräsident Shim on 
Petes am 9./10. Oktober d.]. in Ro nald Reagan einen " wirklichen Freund " vor. Für d ie 
kTisengeschüttelte israelische Wirtschaft versprach der US·Präsident eine Anhcbung der 
Hilfe. Die auf dem Wunschzettel von Peres no t ierte Anhebung der US·Wirtschafts· und 
MilitärhiUe von 2,6 Mrd auf 4 Mrd Dollar imJahr 1985 wurde von der Reagan·Admini. 
st rat ion zwar nicht in voller Höhe bestätigt, daflir aber eine Sofort hilfe be i akuten 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten zugesichert . um die Probleme des Verbündeten lösen 
zu helfen. 
Die Inflation ist mit 4000/0 im Jahresschnitt (September 1984 sogar 800%) " außer 
Kontrolle" geraten . Israels Auslandsverschuldung vo n 23 Mrd Dollar b edeutet d ie 
welthöchste Pro-Kopf-Verschuldung_ Da wiegt der von Washington als Dreingabe bis 
zum Frühjahr 1985 gewährte Zahlungsaubchub rur die Schuldentücku hlung doppelt 
schwer. Die israelische Rcgicrung der gToßen Koalition verrugte bereits Subventions­
künungen fUrCrundnahru ngsmittei (Brot, Margarine) oder Benzin und neue Steuerbe­
lastungen für die Lo hnabhängigen. Vorgesehen is t ferner die Kürzung der Staatsaus­
gaben 1985 um 10%, rund I Mrd Dollar. 
Das außenpoli tische Topanliegen von Peres, die US-Regierung m öge beim " Hir die 
nächsten Monate" faUigen Rückzug der israel ischen Besatzungstruppen aus dem liba­
non zwischen Israel und Syrie n vermitteln , te ilte Reagan nicht. Zumindest "vorerst " 
wolle sich se ine Admini5tratio n au s dem Libanongeschäft heraushah en. Eine verständ­
liche Zurückhaltung, nachdem die US-Intervention im Februar/ März 1984 in e ine m 
Desaster endete. 

Ghazi Sarhane 

Verheißungen 
der großen Koalition 

Nach den Wahlen vom 23. J uli (d.J.) 
waren 52 Verhandlungs tage nötig, be· 
vor sich die beiden wichtigsten politi. 
sehen Kräfte in Israel, der Likud-Block 
(der 41 Sitze in der Knesset hai) und 
die Arbeite rpartei (44 Sitze, abzüglich 
der 6 Sitze der linkszionistischen 
MAPAM; d . Red.), über die Zusa mmen· 
setzung einer "Regierung der nationa· 
len EinheiI" einigen konnten. 
Der Führer der Arbeiterpartei, Shimon 
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Peres, wird für 2 J ahre Ministerpräsi­
dent sein und dann die Macht an den 
fü hrer des Likud· Blocks, Vitzhak Sha­
mir, abgeben, der gegenwärtig das Amt 
des Außenministers innehat. Andere 
Posten im neuen Kabinett, das e twa 30 

Mitglieder umfaßt, sind gleichmäßig auf 
die be iden Par teien (und auf die ihr 
außerdem angehörenden anderen 8 
Gruppierungen, davon 4 religiöse; d. 
Red.) au fgeteilt. 

Doch werden die wichtigsten Entschei· 
dungen von einem kleinen inneren 
Kreis von 10 Ministern ge troffen. Be· 
merkenswert ist, daß dazu auch der 
frühere Kriegsminister Scharon gehÖrl. 

Er war seines Postens enthoben wor· 
den , nachdem der (israelische; d. Red.) 
Kahane·Untersuchungsausschuß ihn in 
hohem Maße daftir verantwortlich ge· 
macht hatte, daß es im September 1982 
zu dem Massaker an Palästinensern in 
den Lagern Sabra und Shatila im Liba· 
non (Westbeirut; d. Red.) kommen 
konnte. Mit seiner Ernennung zum neu­
en Handels- und Indust r ie minister wur· 
de Scharon offenbar in gewissem Maße 
rehabilitiert, doch hat seine Beteiligung 
am Kab inett den linken f lügel des Ar­
beiterblocks, die MA PAt.I·Cruppe, ver· 
anlaßt, eine Regierungsbeteiligung ab­
zulehnen. Zudem kam es auch zu ein· 
drucksvo llen öffent lichen Demonslra· 
tionen gegen seine Ernennung. 

Es ist nicht das erste Mal, daß Israel in 
seiner kunen Geschichte eine Regie· 
rung der nationalen Einheit hat. Ein 
solches Kabinett war auch am Vor· 
abend des Sechs.Tage.Krieges gegen 
Agypten, J ordanien und Syrien im J uni 
1967 gebildet worden, der mit der Be· 
setzung des Gazast reifens, der West· 
bank und der Colanhöhen durch Israel 
endete. 

Obwohl dnige ein Bündnis zwischen 
der Rechten und der Linken in Israel 
als " monst rös" ansehen, weil damit das 
Land in eine völlig ausweglose Situation 
geftlhrt wird, stehen sich die beiden !'ar· 
teien näher, als allgemein angenommen 
wird. Beide stimmtl'n ftir die Anne ktie­
rung der Golanhöhen und Ostjerusa. 
lems, bill igten d ie gegen d ie Paläst inen· 
ser geri<.:htelen Vorstöße im Libanon 
und lehnten es ab, irgendt"inem Nahost· 
Friedensplan zuzustimmen, der die 



Palästinenser und die Palästinensische 
Befreiungsorganisation einbezieht. 

Darüber hinaus ist es kein Geheimnis, 
daß die Vereinigten Staaten die Bildung 
einer Regierung der nationalen Einheit 
in Israel befürworteten. Denn diese 
würde· aufgrund ihrer großen Mehrheit 
im Parlament freie Hand haben, die 
dringendsten Probleme des Landes in 
Angriff zu nehmen, nämlich die hoff­
nungslose wirtschaftliche und finanziel­
le Situation_ 
Washington hat der neuen Regierung 
bereits I Mrd Dollar als Nothilfe ange­
boten, um das Land vor dem Bankrot! 
zu retten. Zudem gibt es ein Angebot, 
die US-Steuern auf israelische Importe 
zu streichen und eine Freihandelszone 
einzurichten, die die Volkswirtschaften 
der beiden Länder enger zusammen­
schließen würde. ( ... ) 
Die vom Likud-Block seit 1977 durch­
gefUhrte Politik, die im wesentlichen 

auf die Eroberung neuer Gebiete auf 
Kosten jeder möglichen Lösung des 
israelisch-arabischen Konflikts abzielt, 
hat zweifellos die Entwicklung ultrana­
tionalistischer Gruppierungen begün­
stigt. 

Bei, der Ablösung Menachim Begins als 
Ministerpräsident der letzten Regierung 
durch Yitzhak Shamir gehörten dessen 
Kabinett eine Reihe von Politikern und 
Militärs an, deren Ideologie hinsichtlich 
der Araber, insbesondere der Palästi­
nenser, zutiefst rassistisch ist. Zu ihnen 
zählten die Generale Arid Scharon und 
Raphad Eytan sowie Youval Neeman, 
der ehemalige Minister rur wissenschaft­
liche Forschung, der terroristische An­
schläge auf Palästinenser und auf Heilig­
tümer der Moslems und der Christen 
ganz offen verteidigte_ 
Es besteht wirklich nur ein geringer Un­
terschied zwischen dieser Ideologie und 

Programmpunkte 
der Regierung Peres 

Das Mitte September dJ- unterzeichnete 
Abkommen über eine "Regierung der natio­
nalen Einheit" formuliert vier Kenu:iele der 
großen Koalition für die nächsten 5 Jahre: 
eine Heilung der sozialen, ethnischen und 
religiösen Risse der israelischen Nation her­
beizuführen, die Wirtschaft zu sanieren, den 
i!iraelisehen Rücltzug aus dem Libanon wahr­
zumachen und die (Separat)Friedenspolitik 
mit arabischen Nachbarstaaten wiederaufzu­
nehmm. 
Im Koalitionsabkommen ist ~um Libanon 
die Rede vom Abzug der eigenen Truppen 
"in einer kurzen, von der Regierung festzu­
legenden Frist". Ministerpräsident feTt s 
stellte unterdessen einen enupr«henden 
Regierungsbeschluß bis Mitte NovembcrdJ. 
und den Abzugsbeginn spätestens ab März 
19M in Aussicht. Im einzelnen forderte er 
von Syrien und den UN-Truppen Sicher­
heitsgarantien, daß künftig keine palästinen­
sischen GueriUaangriffe von libanesischem 
Boden aus mehr möglich seien. Den ultra· 
rechten libanesischen Haddad-Milizen, die 
im Sold Israels n ehen, sollen die Kontrotlt 
im Südabschnill übertragen werden_ 
Hinsichtlich der besetzten palästinensischen 
Gebiete, des ",estjordan· und Gazagebieu, 
einigte sich die Regierung Pere'fSchamir dar· 
auf, daß während der Amtsperiode wedtr 
eine israelische noch eine andere Souveräni­
tät erklärt werden dürfe_ Jordanien sei aufzu­
fordern, in den Verhandlungsprozeß (mil 
Ägypten/USA) einzusteigen. Sollte ein terri· 
torialer Kompromiß dabei zur Entscheidung 
anstehen, dann müßten Parlaments-Neuwah­
len angesetzt werden_ Ägyptens Präsident 
MubarJ.k wurde von Shimon Peres aufgefor­
dert, unverLüglich auf einem Gipfeltreffen 
die Wiederbelebung des Camp-David-Pro­
zesses mit anzugehen_ 
In Sachen Siedlungspolitik 
sich Arbeiterpartei und Likud darauf, 
existente jüdische Siedlungen in besetztem 
Gebiet in keinem Fall abgerissen werden sol­
len. Ihr BeSlehen, ihre Sicherheit und Ent­
wicklung werden von der Koalition garan· 
tiert. Von den noch unter der Likud-Regie­
rung: beschlossenen 27 Neusiedlungtn sollen 
im kommenden Jahr 5·6 errichtet werden, 
während das Verfahren mit den restlichen 
Bauprojekten offengelassen wurde_ Das Ab-

I ~:~,~:'~ gesteht der Arbeiterpartei ein Ve­
Fall weiteren Siedlungspro-

Siedlungen werden wir 
t ,ergänzte Peres im I 

vom 15.10.1984. 

der des Likud-Blocks, der hintereinan­
der von zwei ehemaligen Terroristen ge­
fUhrt wurde, die fUr den Tod zahlrei­
cher Palästinenser in den 50er Jahren 
verantwortlich waren, und dessen Mit­
glieder von den Palästinensern als "Tie­
ren auf zwei Beinen" sprachen. ( ... ) 
Der Likud-Block wies im Wahlkampf 
stolz darauf hin, daß st;ine ßemühun, 
gen, " ein übereinkommen zur strategi­
schen Zusammenarbeit" mit den USA 
zu erzielen, erfolgreich waren. 
Die Arbeiterpartei hingegen be tonte 
den Vorschlag Präsident Reagans, nach 
einer Lösung des Palästinenserproblems 
zu suchen, die erneut die ,Jordan ische 
Lösung" aufgreift. Ihr zufolge soll über 
die Zukunft der Palästinenser m it 
König Hussein "verhandelt" werden. 
Der ägyptische Außenminister. Boutros 
Chali, irrte sich nicht, als er die Mei­
nung vert rat, daß l sraels "zerbrechliche 
nationale Einheit ... nur auf Kosten des 
paläst inensischen Volkes erzielt werden 
kann, weil die beiden ~Iauptparteien in 
ihrer Kolonisierungspolitik fortfahren 
werden". 
Und tatsäch lich hat sich die Arbeiter­
partei insgeheim verpflichtet, aBe be­
stehenden Siedlungen, die vom Likud­
Block errichtet wurden , bestehen zu 
lassen, obwohl sie zunächst behauptet 
hatte, daß nur diejenigen beibehalten 
werden sollten, die als "unabdingbar rur 
Israels Sicherheit" angesehen wur­
den. ( ... ) 
(Quelle: AfricAsia, Paris, Nr. 10/1984, 
S. 12- 13) 
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Saudi Arabien 

Gespräch mit Führern des saudischen Widerstands 

Die Königsmacht mit dem 
Schwert erhalten (2) 

Mit der widersprüchlichen Rolle d er Olmacht Saudi Arabien in dcrKrise nregion Naher 
und Mittlerer Osten befaßte sich der I . Te il des AlB-Gesprächs m it flihrcndcn Reprä­
sentanten des saudischcn Vo lkswidenta nds (siehe AlB 10/ 1984). Im abschließenden 
zweiten Gesprädlsleil wenden sich Adnan Sirhan (Arabische Sozialistische Aktions­
partei auf der Arabischen Halbinstl- ASAP) und Said A:tiz (Kommunistisc he Partei in 
Saudi Arabien - KPS ) den Grundlagen des Fahd-Regimes, den inneren Veränderungs. 
prozessen und der Opposit ionsbewegung zu. 

AlB: Es gibt immer wieder Gerüchte 
über Widersprüche innerhalb der könig­
lichen Familie, die zu Widersprüchen 
zwischen den verschiedenen Abteilun­
gen der Streitkräfte geftihrt haben sollen_ 
SAID AZIZ: Aufgrund der Abstammung 
mütterlicherseits lassen sich sieben Grup­
pen innerhalb der königlichen Familie 
unterscheiden. Zwischen diesen Grup"­
pen gibt es diverse Widerspruche. 
Haupuächlich müssen wirzwischen zwei 
Gruppen unterscheiden: Die Gruppe von 
Fahd und die Gruppe von Abdallah Ibn 
Abd-Al-Aziz. Heide Gruppen bestehen 
darauf, daß die Herrschaft in den Hän­
den des Saud·Clans verbleiben soll, un­
terscheiden sich aber, wenn es um die 
Frage geht, wie diese Herrschaft ausse­
hen so ll. 
Die Gruppe um "' ahd gi lt als die pro­
amerikanische Gruppe und hat ihre so­
ziale Basis in der Kompradon:-nbourgeoi­
sie. Ihre Interessen sind sehr eng mit 
denen der USA verbunden. Sie versu­
chen, die Volksw irtschaft so zu gestal­
len, wie die USA es wollen. 

Zwei Linien im Saud-Clan 

Die Gruppe um AbdaJlah Ibn Abd-AI­
Aziz , der auch Kommandeur der Natio­
nalgarde ist, ist enger mit den Briten 
verbunden. Diese Gruppe ist der Mei­
nung, daß die außenpolitischen Bezie­
hungen Saudi Arabiens breiter gestreut 
sein soll ten, daß sich Saudi Arabien nicht 
allein auf dic USA stü tzen, sondern cnge· 
rc Beziehungen zu Westeuropa, vor allem 
zur Bundesrepublik, zu ,,' rankrcieh und 
Großbritannien entwickeln soll. 
Die Gruppe um Abdallah wird heute 
auch von Talal unterstützt_ Talal warder 
Führer dessen. was man als die ,.Palast­
revolution" bezeichnete. In den 60er 
Jahren erhob sich eine Gruppe von Prin-
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zen gegen das Königshaus_ Sie forderten 
Reformen und die Einftihrung einer kon­
stitutionellen Monarchie_ Später mußten 
sie um Asyl in Ägypten ersuchen. Zu 
jener Zeit bdandsich diese Gruppe auch 
im Bündnis mit den Kommuni$len . Aber 
das war früher, in den 60er Jahren. 
Nun zurück zu Abdallah Ibn Abd-AI­
Aziz. Diese Gruppe fordert beispiels­
wdse die Errichtung einer nationalen In­
dustrie und bestimmte Reformen im 
Herrschaftsapparat. Sie ist nicht zufrie­
den mit der Korruption, die sich durch 
Fahd und seine Gruppe immer weiter 
ausbreitet. Ihre soziale Basis ist enger mit 
der Stammesstrukturverbunden. 
Dies sindjedoch keine KlassenwiderspfÜ­
che_ Denn sobald das Regim e als ganzes 
bedroht ist, finden beide Gruppen wie­
der zusammen. 
ADNAN SIRIIAN : Die WiderspTÜche 
zwischen d iesen beiden Gruppen ~pie­

geln sich auch im Verhältnis der Abtei· 
lungen der Streitkräfte wider, in der 
KonkuITenz zwischen der Nationalgarde 
und der Armee. 
Die Nationalgarde wurde urspTÜnglich 
errichtet, um der politischen Opposition 
zu begegnen und vor allem, um einem 
möglichen Staatsstreich zu begegnen. 
Manche Offiziere in der Armee sind als 
Patrioten bekannt und es gab verschie­
dene Staatsstreiehvcrsuche seitens der 
Armee. Die Nationalgarde wurde also ge­
gTÜndet, um ein Gegengewicht ;:ur 
Armee zu schaffen. Die Nationalgardi­
sten wurden aus den Stämmen rekru­
tiert, die als königs treu bekannt waren. 
Durch die starken Stdmmeseinllüsse hat­
te die Nationalgarde d nen sehr 
riic kständigen Charak ter. Aber im Ver­
lauf der Entwicklu ng Saudi Arabiens 
wurde sie ständig modcmisicrt und 
ähnelt heute in ihrem Cha rakter uud 
ihrer Strukturder Armee. 
Abdallahs Stärke beruht auf der Stärke 

der Nationalgarde. In dem Macht kampf, 
der 1982 dem Tod König Khaleds folgte, 
versuchte man, Abdallah das Amt des 
Kronprinzen anzubieten unter der Be­
dingung, daß er die Führung der Natio­
nalgarde abgäbe_ Er weigerte sich. Und er 
hat heute heide Posit ionen inne_ 

AlB: Dank des Ölreichtums ist Saudi 
Arabien zu einem der reichsten Länder 
der Welt geworden_ Welche Auswirkun­
gen hat die OIindustrie auf die Entwick­
lung der Klas$enslruktur in einem Land, 
in dem bis in d ie Neuzeit feudalistische 
und zum Teil auch vorfeudalistisehe Pro­
duk tionsbeziehungen vorherrschen? 
SAID AZIZ: Das wichtigste Ergebnis ist 
die EntStehu ng einer Arbeiterklasse, ei­
ner recht weit entwic.kelten Arbeite r­
klasse, die in einem sehr weit entwickel­
ten Industriezweig arbdtet, was natür­
lich Einfluß auf ihr Bewuß tSein halo So 
kommt es, daß diese Arbeiterklasse 



schon sehr früh an den politischen 
Kämpfen teilnahm. 
Seit den 40er jahren vollzog sich eine 
bedeutende Veränderung inder Klassen· 
struktur Saudi Arabiens. Die Arbeiter· 
klasse entwickelte sich auf Kosten der 
Bauern und der Beduinen. Parallel ent· 
wickelte sich eine nicht unbedeutende 
Kleinbourgeoisie. Das schmnk te die so· 
ziale Basis des Regimes zum Teil ein. 
Aufgrund des wirtschaftlichen Entw ick· 
lungsweges, den das Regime einschlug, 
entwickelte sich aber auch eine Kompra· 
doren· und eine Staatsbourgeoisie, und 

in den le tzten jahren eine Schicht von 
Finanzspekulantc:n. Diese parasitären 
Klassen oder Schichten verbündeten sich 
mit der herrschenden feudalistischen 
Klasse. Umgekehrt wandte n sich viele 
Mitglieder der herrschenden Aristokratie 
lukrativen Geschäften zu und wurden 
ein Teil dieser Bourgeoisie. 
Daher erklärt es sich, daß die Vertreter 
der Kompradoren·. Finanz· und Staats· 
bourgeoisie oft identisch sind mit l\lit· 
gliedern der königlichen Familie. 
Der Ölboom hat zu einem raschen sozia· 
len Wandel gefuhrt. Die saudisehe Gesell· 
schaft wurde in eine Konsumgesellschaft 
verwandelt. die vom Export dnes einzi­
gen Gutes abhängig ist. Andererseits 
mj.issen alle Güter. die wir auf dem l\larkt 
finden, importiert werden. Und das hat 
bestimmte m:gdtive Auswirkungen auf 
deli patriotischen Kampf in unserem 
Lande. 

Wir haben viele soziale Probleme. Esgibt 
z.B. Arbeitslosigkeit in Saudi Arabien. 
Andererseits werden Arbeitskräfte von 
außer halb importiert, hauptsächlich aus 
jemen und aus Asien - hier v.a. aus 
Indien, Pakistan. Bangladesch, Süd· 
korea, Thailand und den Philippinen. 
AONAN SIRHAN: Oie Entdeckung des 
öls hat pOSitive und negative Auswirkun· 
gen. Eines der positiven Ergebnisse ist 
die Entstehung der Arbeiterklasse. der 
Klasse, die eine hervorragende Rolle da· 
bei spielen wird,das Regime zu Grabe zu 
tragen. Auch wurde durch die Ent· 

deckung des Öls der Lebensstandard der 
gesamten Bevölkerung angehoben. 
Ein negativer Aspekt ist aber die Ver· 
schlechterung der Landwirtschaft. Bei 
uns steht das private. das persönliche 
Interesse über den öffent lichen Interes· 
sen. Diese Interessen haben zur Entwick· 
lung einer Konsumgesellschaft gefUhrt, 
die faktisch alles imponieren muß. Und 
sie haben die Entwicklung einer ausge· 
wogenen Wirtschaftsstruk turverhindert. 
AlB: Die Ölkonzerne haben im letzten 
Jahr~ehnl ungcheure Profile gemacht. 
Das Geschäft mit dem Öl ist neben dem 
internationalen Waffenhandel das wohl 
lukrativste Unternehmen. Profitiert 
Saudi Arabien als Land und profitiert 
das Volk in Saudi Arabien auch von den 
Oleinnahmen? 
SAID AZIZ: Bekanntlich kontrolliert 
eine amerikanische Oigesellschaft. die 
ARAMCO, den größten Teil des saudi· 

sehen DIs. Das meiste 01 wird als Rohöl 
exportiert. In den 60er jahren wurde 
außerdem eine nationale Ölgcsellschaft, 
PETROMIN, die den nationalen Markt 
mit Öl und Ölprodukten beliefert, ge· 
griindet. 
Ein Teil der saudisehen Öleinnahmen 
wird direkt in den USA und anderen 
westlichen Ländern verwandt. Das ist ein 
sehr großer Anteil an den Oleinnahmen. 
Der Rest bleibt als sog. "laufende Aus· 
gaben" und "Entwicklungsausgaben" 
ftir den Apparat in Saudi Arabien. Die 
Rüstungsausgaben verschlingen hiervon 
den größten Teil. 
Ein großer Teil der Öleinnahmen dient 
der Unterstützung der Konterrevolution 
rund um die Welt. Reaktionäre Regimes, 
die kapitalistischen l..linder oder ultra· 
rechte Bewegungen und Organisationen, 
sowohl in kapitalistischen Ländern. wie 
auch in sozialistischen Ländern und in 
manchen Ländern der Dritten Wclt, 
kommen in den Genuß dieses Geldes. 
Und ich hoffe, daß sich die Europäerder 
Tatsache bewußt sind. daß Saudi Ara­
bien bei allen Wahlen in Westeuropa die 
rechtesten Kräfte finanziell unterstützt, 
sei es in der Bundesrepublik Deutsch· 
land, in frankreich. Italien, Griechen· 
land oder auf Zypern. Vielleicht sollten 
die Deutschen mal bei Kohl odcr Strauß 
nachfragen. 
Saudi Arabien hat auch eine Rei he isla· 
mischer Finanwrganisationen gegrün· 
det, wie die Islamische Entwicklungs· 
bank, islamische fonds U$W. Mit diesen 
Fonds finanzieren sie religiöse Zentren, 
Moscheen, religiöse Schulen, um ihre 
eigene Richtung des Islam (den Wahha­
bismus:d. Red.) zu verbreiten . 
In manchen Ländern vergüten die Sauds 
alle möglichen Amtsträger, vom Pr'dsi· 
denten bis zum untersten Offizier oder 
StammesfUhrer bzw. zahlen Zuschüsse 
zu deren Ein kommen. Das ist z. B. der 
Fall im Nordjemen. im Sudan und in 
Somalia. 
ADNAN SIRHAN: Alle Ressoun:en -
und in Saudi Arabien haben wir nur das 
ÖI - sollten der ganzen Gesellschaft die· 
nen. 
Das saudische Öl dient zwei Zwecken. 
Zum einen dient es den kapitalistischen 
Ländern, ihrer wirtschaftlichen und so· 
zialen Entwicklung. Zum zweiten wird 
es zum Wohl der herrschenden Klasse 
und ihrer Verbündeten im Lande ver· 
wandt . 
Ein kleiner Teil der Oleinnahmen wird 
auch rur sog. Entwicklungsprojekte ver· 
wandt. Dies erfolgt dllerdings nicht im 
Kontext einer ausgewogenen Entwiek· 
lungsplanung. die eine cigene produktive 
Basis schaffen soll, sondern es handelt 
sich eher um Prestigeobjekte. 
Die Öleinkommcn wcrden auch als 
Entgelt ftir multinationale Konzerne 
verwandt. insbesondere fUr Rüstungs· 
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konzerne. Sie dienen u.a. zur Kontrolle 
der Organisation erdölexportierender 
Länder (OPEC) und der Gewinnung von 
Verbündeten im Landesinnem. über 
entsprechende Geldzuteilungen ver· 
sichern sich die Sauds der Loyalität der 
Stammesfiirsten oder anderer bedeuten­
der Persönlichkeiten in der Gesellschaft. 
Die Einnahmen dienen der Entwicklung 
und Verbreiterung der Kompradoren­
bourgeois ie und nicht zuletzt erhält je­
des Mitglied der königlichen Familie von 
der Geburt bis zum Tod aus diesem Topf 
ein regelmäßiges Einkommen. 
SAID AZ!Z : Ein großer Teil des saudi­
sehen Vermögens ist in US-Regierungs­
anleihen investiert worden. Dies liegt 
kau m im nationalen Interesse . da es 
nicht möglich ist, dieses Geld wieder zu­
rückzuziehen , wenn man will. Es gibt 
Investitionen in anderen Ländern, aber 
es ist uns unmöglich, in Erfahrung zu 
bringen, welchen genauen Umfang und 
welche Höhe die Einkommen aus diesen 
Investi tionen haben. 
ADNAN SIRHAN: Saudi Arabien inve­
stiert auch immer mehr Geld in Ländern 
der Dritten Welt. Die saudisehe Finanz­
oligarchie profitiert von diesen Investi­
t ionen, die gleichzeitig den saudisehen 
Einfl uß auf die Politik d ieser Länder 
garantieren sollen. __ 
Die saudischen Investitionen in der Drit­
ten Welt zielen nicht auf die Schaffung 
eines produktiven Sektors in den Emp­
fangerländern, sondern sollen vor allem 
reaktionären Ländern helfen, ihre 
Schwierigkeiten kurzfristig zu überwin­
den. Im Gegenteil, es gibt genug Bei­
spiele von Ländern, in denen die saudi­
schen Investitionen dazu beitrugen, den 
nationalen produktiven Sektor zu unter­
graben . Somalia, Marokko, Tunesien 
oder Nordjemen sind gute Beispiele hier­
rur. 
SAID AZIZ: Diese Art von Investitionen 
werden in erster Linie nieht aufgrund 

H iehc: 2,15 Mio qkm (BRD 124.000 qkm) 
ßc '·Ö lkerung: ca. 10,5 Mio; rund 1/3 <ind 
nomadisier~nde Beduinen 
lI "upu t"dt: Riad (1.1 !l.lio Einwohner) 
Religion: Islam, eibe rwicg~nd sunnitischcr 
Richtung (Wahhabismus) 
Spr;u;he: Arabisch 
Währung: Saudi Riyal (SRI); 1 SRI :0,8 D!l.1 
(Stand Endejuni 1984) 
Stutsordnung: Seit der Proklamaüon de~ 
Königreichs Saudi Arabien 1932 eine ah­
solute ~I onarchic mit d~m Saud·Clan an der 
Spitze. Konig Fahd ;St zugleich Premiermini­
ster und hochstcr religiöser Feihrer. lhm assi­
stiert ein MinISterrat (seit 1953), dessen ~Iil­
glieder der Konig ernennt und abberuft. Das 
Wiistenland besitu weder eine Verfassung 
noch ein Parlament. Gewerkschaften oder 
polit;sch~ Parteien sind '·erboten und wer· 
den ,"erfolgt. 
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wirtschaftlicher überlegungen getätigl, 
denn wir haben keine weit entwickelte 
Bourgeoisie. Politische überlegungen 
sind die Hauptmotive. Denn es ilit die 
Regierung selber, die die Banken oder 
die Fonds anweist, in diesem oder jenem 
Land zu investieren. 
AlB : Inwieweit gibt es in der Bevölke­
rung in Saudi Arabien Widentand gegen 
die Politik der königlichen Familie? 
SAID AZIZ: Die Opposition in Saudi 
Arabien ent5land parallel zum Aufstieg 
des saudisehen Regimes. S ie begann als 
Stammesopposition. Mit der Formation 
einer Arbeiterkla.'lSe in der Erdölindu­
strie in den 30er Jahren begann das, was 
ich als politische Opposition bezeichnen 
möchte. 
In der letzten Zeit, vor allem nach der 
iranischen Revolution gewann die reli­
giöse Opposition an Einfluß. Diese reli­
giöse Opposition besteht aus zwei Frak­
tionen: Sunniten und Schiiten. 
Die Schiiten sind aufgeklärter und in ge­
wisser Hinsicht polilisch fortschrittli­
cher. Der sunnit ischen Opposition hin­
gegen geht es um die Wiederherstellung 
der Gesellschaft umerer Vorfahren. Sie 
wendet sich gegen jegliche Form der 
Modernisierung, z.B. gegen den Ge­
brauch moderner Technik, gegen die 
Ausbildung von Frauen, gegell das Fern­
sehen. 
Es gibt bis heu te noch eine Stammes­
opposition, vor allem unter den At­
Taiba, den Qatan, den Beni·K.haled, den 
Schammar oder den Rasched. Diese 
Stämme kämpften gegen die übernahme 
der Macht auf der arabischen Halbinsel 
durch d ie Sauds und nach der Eroberung 
Riads durch Ibn Saud büßten sie ihre 
Privilegien ein_ Bis heute sind sie von 
bestimmten Rechten ausgenommen, sie 
sind l.B. von bestimmten Posten in der 
Regierung, im Staatsapparat und in der 
Armee ausgeklammert. 
Was die politische Opposition betrifft, so 
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gibt es hier die Kommunistische Partei, 
die Sozialistische Aklionspanei und Per­
sönlichkeiten und oppositionelle Zirkel. 
Selbst innerhalb der Armee gibt es auf­
geklärte, patriotische Menschen. 
Es gibt einen sozialen Wandd und eine 
Änderung der Klassenstruktur in Saudi 
Arabien. Es gibt heute einen Wider­
spruch zwischen der wirtschaftlichen Ba­
sis und dem politischen überbau der Ge­
sellschaft. Dadurch wachsen die gesell­
schaftlichen Konflikte, und die Herr­
schaft der Sauds wird zunehmend in Fra­
ge gestellt. 
Es ist dem Regime nicht möglich das 
Leben unter Beibehaltung der Herr­
schaftsform zu modernisieren und andie 
sich vollziehenden wirtschaftlichen 
Änderungen anzupassen. So bleibt ihm 
nichts, als die neuen Trends zu unter­
drücken. 
ADNAN SIRHAN: In Saudi Arabien 
gibt es nichts von dem, was man als de­
mokratische Grundrechte bezeichnen 
könnte. 

Grundrechte - ein Fremdwort 

Politische Parteien und Gewerkschaften 
sind verboten. Aber diese Hartnäckigkeit 
des Regimes fUhrt zu einer wachsenden 
Opposilion in der jüngeren Generation. 
Das Eindringen kapitalistischer Produk­
tionsverhältnisse in unsere Gesellschaft 
- und seien es auch nur sehr zurückge­
bliebene kapitalistische Strukturen -
fUhrte zu einer Änderung im Bewußtsein 
und im Wertesystem unserer Gesell­
schaft. 
Diese Werte sind die Werte des 20. Jahr­
hunderts. Unserem Volk wird selbst das 
Recht auf ein Mindestmaß an Freizeit­
ges taltung verweigert, wie Kino, Theater 
USI\'. Die Begründung des Regimes hier­
rur ist, daß solche Dinge durch die Reli­
gion verboten seien. Aber da im Volk ein 

Wirtschaft/Soziaks: Saudi Arabien i,\ zweit­
großtu ölproduzcnt (hinter da UdSSR) 
und größterölexl)orteur der Welt. Die öle in­
kunft~ machen eiber 90% dc' Staat>budgei> 
aus. Da, Pro·Kopf·Einkommen liegt mit 
~twa 16.000 Dollar (1982) iiber dem der 
BRD (12.460) und dcr USA (13.160). 
Durch,chninlichcs HSp·W~chstum von 
1960·82: 7,5%. Von den EI"\<.·crb,tJtigen ent­
fielen 1980: auf die Landwirtschaft 61%, 
Industrie 14% und den Dlen.tleistung.scktor 
2~%. Die Antt""i1e am BSP betrugen hingegen 
,eilell.\ der L,mdwin,chaft 1% (! ). der Indu­
strie 77% (inklu.i.·c öl>ektor: 4% '·erarbei­
tendes Gewerbc) und des Dienstleistung,be_ 
n-ichs 22%. Die Leben.erwartung liegt bei 56 
Jabren. 
Hauplh:mdelspanner .ind die USA. J"pan. 
die BRD, Italien, Frankn:ich und Großbri· 
tannlen. 



Bedürfnis nach solchen Vergnügungen 
besteht. entwickelt sich selbst an diesen 
Fragen Widerstand gegen das Regime. 
Die Forderungen nach politischen 
Grundrechten spielt heute eine große 
Rolle in unserem Volk. Andererseits 5[el· 
len wir auch eine zunehmende Repres· 
sion durch das Regime fest. 
AlB: Wie sieht diese Repression aus? 
Und wie rechtfertigt die Familie der 
Sauds die Unterdriickungspraktiken? 
SAID AllZ : Das, was die Kontinuität 
des Regimes garantiert, ist Repression. 
Der Repressionsapparat ist die wichtig­
ste Säule des Regimes. Es gibt Apparate 
zur direkten Unterdrückung wie das In· 
nenministerium, den Geheimdienst. den 
politischen Geheimdienst, Spezialge· 
heimdienste, den militärischen Geheim· 
dienst. 
Es gibl aber auch eine indirekte Unter· 
drückung. Es gibt z. B. eine Organisation, 
die sich "Komitee zur Propagierung des 
Tugendhaften und zur Unterdrückung 
des Schlechten" nennt. Das ist eine Art 
religiöser Organisalion oder Komitee 
(welches über die Einhaltung der Scha· 
riah und die Einhaltung der wahhabiti· 
sehen Interpretation der islamischen Ge· 
setze wachtöd. Red.) 
In jedem Betrieh gibt es besondere Orel· 
nungskräfte und eine Abteilung des Ge­
heimdienstes. Auch die Streitkräfte wer­
den zur inneren Unterdriickung einge­
setzt_ Das gilt besonders rur die Küsten­
schutz- und Grenzschutztruppen. 
Es gibt Innitutionen zur Meinungsmani­
pulation, wie z.B. das Informationsmini· 
sterium. 
Der Ausbau dieses komplexen Repre­
sionsapparates ist eine Antwort auf die 
wachsende Opposition, auf die religiöse 
und politische Opposition und die Oppo­
sition der Stämme. Er ist aber aut;h eine 
Antwort auf Bestrebungen der Bour­
geoisie, eine großere Rolle im Lande ein­
zunehmen. 
Die Ideologie des Regimes ist reaktionär, 
ist ein überbleibsel des Feudalismus. Sie 
ist theokratisch. Mitten im 20. J ahrhun­
dert Ireffen wilin Saudi Arabien auf eine 
Hemchaftsform, rur die das Attribut 
"mittelalterlich" angemessen ist. Köp­
fen, Handabschlagen, das Steinigen lIon 
Frauen als Strafe rur Ehebruch sind an 
der Tagesordnung_ In einer Zeit, wo sich 
in Saudi Arabien die bürgerlichen Pro· 
duktionsbeziehungen schnell enl­
wkkeln, verweigert das Regime unserem 
Volke eine unserem Zeitalter angemes­
sene Lebensform. 
ADNAN SIRHAN: In der Tat wureledie 
Gründung Saudi Arabiens durch das 
Schwert lIollzogen. Und der FortbeStand 
Saudi Arabiens basiert ebenfalls aufdern 
Schwert. Aus diesem Grund wurden die 
verschiedenen Un terdl'Üc ku ngsappara te 
errkh tet. 
Inm:rhalb der herrschenden Familie kur· 

sierl ein Sprit;hwort: "Wir haben die 
Macht mit dem Schwert erobert und wir 
werden sie mit dem Schwert erhalten." 
Die Herrst;henden versuchen, einfach 
alles zu unterdrucken, was im Interesse 
des Volkes ist. 
Das reaktionäre saudische Regime kam 
unter dem Vor ..... and an die Macht, der 
Rdigion dienen:tu wollen_Jetzt ist es die 
Reügion, die im Dienste der herrschen­
den Klasse steht_ Es ist keineswegs so, 
daß sie die religiösen Gesetze anwenden_ 
Im Gegenteil, sie manipulieren und kor­
rumpieren das rc:ligiösc Est ablishment, 
um ihre eigenen Interessen zu bewahren_ 
AlB: Im November 1979 gingen Bilder 
der Besetzung der Moschee in Mekka 

durch Teile der religiösen Opposition um 

die Welt (siehe ausfiihrIich AlB 
7-8/1980; d. Red.). Dieser Aufstand 
konnte erst mit Hilfe amerikanischer 
und französischer Berater und jordani. 
scher Spezialeinheiten niedergeschlagen 
werden. Wie hat sich die Oppositions­
bewegung seitdem entwkkelt? 
ADNAN SIRHAN: Es ist überall be:­
kannt, daß der Aufstand in der Moschee 
von Mekka ein Aufstand der Fundamen­
talisten war. Aberes ist weniger bekannt, 
daS sich parallel dazu das Volk in der 
Ostprollinz gegen das Regime erhob 
(gemeint sind die Sireiks und Demon­
strationen der Erdölarbeiter; d. Red.). 
Nach 1979 wuchs die regierungsfeind­
liche Slimmung. 

Das Regime versuchte dem durch ge:-
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wisse Neuerungen zu begegnen. Sie 
kündigten die Schaffung einer beraten­
den Versammlung, Dezentralisierung, 
Autonomie für bestimmte Provinzen 
und lokale Selbstverwaltungsrechte an. 
Bis heu te wurde allerdings nichts davon 
realisier t. Es waren bloße Lippenbe· 
kenntnisse, um der Opposition den Wind 
aus den Segeln zu nehmen. Als das Volk 
das merkte, wuchs die Unzufriedenheit 
wieder. 

Alle Kampfformen anwenden 

Das Regime begann daraufbin. in den 
unterentwickelten Provinzen einfache 
Entwicklungsprojekte durchzufUhren, 
Straßen und Häuser zu bauen und Ar­
beitsplätze für die dortige Bevölkerung 
zu schaffen. Ein anderer Trick des Regi­
mes ist die Ausgabe von Aktien . Sie ver­
kaufen Anteile an öffentlichen Einrich­
tungen an den privaten Sektor oder er­
richten neue Aktiengesellschaften, deren 
Anteile an die Bevölkerung verkauft wer­
den. Solche Maßnahmen sollen die Mas­
sen vom Kampf um wirkliche Verände­
rungen abhalten. 

Gleichzeitig verstärkte das Regime die 
Sicherhei tsvorkehrungen, vor allem in 
der Ost- und in der Zentralprovinz. Das 
zeigt sich z. B. an verstärkten Patroui llen. 
Noch niemals in seiner Geschichte er­
lebte das Land so intensive Patrouillen 
durch die Sicherheiuorgane und den Ge­
heimdienst - selbst in den kleinsten und 
wei tabgelegensten Dörfern . 
Nach 1979 wurde das erste Mal in der 
Geschichte des Landes fUr mehrere 
Monate eine Ausgangssperre \'e rhängt. 

Nach Beginn der israelischen Libanon­
Invasion im J uni 1982 begann das 
Regime die größte Verhaftungswelle in 
der Geschichte des Landes. Die Verhaf­
tungswelle richtete sich insbesondere ge­
gen die Sozialistische Aktionspartei, 
gegen die Kommunistische Partei und 
einige religiöse Gruppierungen. Diese 
Verhaftungswelle mußte dann aber auf­
grund des Dmcks im eigenen Landeund 
durch die Solidarität befreundeterOrga­
nisationen in der ganzen arabischen Welt 
und auf internationaler Ebene wieder 
eingestellt werden . 

Nachdem das Regime merkte, daß die 
Kampagne der Opposition in der Bevöl­
kerung Anklang fand, startete es eine 
In formations kam pagne und behauptete, 
daß es in Saudi Arabien keine politischen 
Häftlinge gäbe, sondern nur Drogenab­
hängige und Kriminelle. 
Schließlich sah sich das Regime Ende 
letzten J ahres nach einer Solidaritäts­
kampagne doch gezwungen, fast alle 
politischen Gefangenen wieder freizulas­
sen. Aber völlig frd sind sie auch heute 
nicht. Sie unterliegen vielerlei Restrik-
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tionen innerhalb Saudi Arabiens. Man 
hat ihnen ihre Pässe abgenommen und 
sie dürfen bis heute nicht wieder ihre 
alten Berufe ausüben . 
AlB : Was sind die Perspektiven der Op­
position und wie seht Ihr die Rolle eurer 
Parteien? 
SAID AZIZ; Die Opposition hat leider 
bisher noch nicht die Ebene eines festen 
Bündnisses oder einer Front erreicht und 
spielt auch noch keine fUhrende Rolle in 
den Auseinandersetzungen. Aber es gibt 
Anzeichen dafUr, daß die Opposition in 
Zu kunft eine entscheidendere Rolle 
spielen wird. 
Das Zentrum derpolitischen Opposition 
ist die Arbeiterklasse, besonders die Ar­
beiterklasse in der Erdölindustrie, dem 
Rückgrat des Landes. 
Als Partei glauben wir, daß es notwendig 
ist, alle Formen des Widerstandskampfes 
anzuwenden, friedlic he und nichtfried­
liche. Die Erfahrungen von 1979, als sich 
die Massen gegen das Regime erhoben, 
waren e ine wichtige Lektion fUrunsund 
zeigten, daß es notwendig ist, alle 
Kampffonnen anzuwenden. 
Wenn sich irgendwo die Möglichkeit bie­
tet, das Regime zu stürl:en, müSSen wir 
daflir bereitstehen. Um unS darauf vorzu­
bereiten, müssen wir eine starken Ein­
fluß in allen Sektoren unseres Volkes, 

_Odo.tn:If'" 

La Contra 
0Ir~_""" ---

In Gl'Spliiclien mit den Auton:n er­
zählen grf~ ngengenommene Con­
tra -Militärs, Saboteure, Geheim­
dienstler und zwangsrekrut ierte 
B~ llern die Geschichte derCont ra. 
Oie brutale Offen hei t vieler Aus­
sagen m~g m ~ n chen Leser er­
schrecken. Aber wer könnte die 
Legende '·on den Freihei tskämp­
fern bessrr zers tören als sie selbst. 

vor allem unter den Arbeitern. der 
J ugend, den Frauen und den Studenten 
entwickeln. 
ADNAN SIRHAN: Die Dringlichkeit der 
Bildung einer nationalen Front wächst. 
Jede Partei flir sich genommen, wird 
nicht in der Lage sein, dieses Regime zu 
stürzen. Kein Flügel der Opposition ist in 
der Lage, allein gegen das Regime Wider· 
stand zu leisten. 
In letzter Zeit nehmen die sozialen Pro­
bleme in Saudi Arabien zu. Nach der 
Senkung des ölpreises verteuerten sich 
die Preise ftir Grundnahmngsmittel er­
heblich. Aufgrund der aktuellen Haus­
haltskrise wurden verschiedene En(wick­
lungsprojekte gestoppt. Dadurch wächst 
die Unzufriedenheit. 
Das Bewußtsein der Massen entwickelt 
sich. Und das gibt uns und unseren Ge­
nossen von der KP5 gewisse Hoffnung. 
Unsere Partei glaubt, daß eine Lösung 
der Probleme nicht ohne Sturz des Re­
gimes mÖglich ist. 

Infolge falscher Verhaltensweisen von 
Mitgliedern unserer Parteien gab es 
früher bestimmte Mißverständnisse zwi­
schen unseren Organisationen, aber ge­
rade in der letzten Zeit, angesichts der 
vor uns stehenden Aufgaben. entwickeln 
sich die Beziehungen zunehmend posi­
tiv. Schluß 

192 Seilen, Fotos, 18 Mark 

Günter Wall raff war auf I;:in la­
dnng der Regierung w Gast in Ni­
caragua. Er lra f die Rev(I luli (lns­
führe r Thomas Borge. Ernesto 
Cardenal, Don Maria Te lln und 
Sergio Ramirel. Er "lI r bei den 
umgesiedelten Miskitos, bei den 
Flüchtlingen .. or Paslorlls Ba nden, 
in der ' ·(I n der COnlnt umkämpf­
len Stadt Jalapa. 
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Iran 

Nima Mina 

Endoffensive gegen die Kurden? 
Kamplbubschrauber des iranischen Re­
gimes warfen Ende August /Anfang Sep­
tembcr d.]. über den kurdischen Ort­
schaften zwischen Sarnascht, Piran­
schaht und Mahabad Flugblätter ab. 
Darin wurden die etwa 10.000 Einwoh­
ner von über 60 Dörfern im Grenzstrei­
fen zu Irak aufgerufen. umgehend ihre 
Häuser, ihr Vieh und ihre Landwin­
schaft zu verlassen und sich "andeuwo 
einen neuen Aufenthaluort zu suchen", 
Die Regierung der Islamischen Republik 
beabsichtigt. nach einer derartigen Eva­
kuierung der Einwohner das ganze Ge­
biet Uln Sardascht zu einer militärischen 
Sperr,wne zu erklären. Und dies wäre der 
vorbereitende Schritt, um einen Ver­
nichtungsfeldzug gegen die Organisatio­
nen der kurdischen Nalionalbcwcgung, 
allen voran die Demokratische Partei Ira­
nisch-Kurdistans (DPKJ; gegründet 
1945, Generalsekretär ist Abdul Rah­
man Ghassemlou ), die über die stärksten 
bewaffneten Kräfte verfUgt, durchzufuh­
ren. 
Während der vorausgegangenen Monate 
hatten die kriegerischen Auseinanderset­
zungen zwischen den Armeen des I ran 
und Irak in der kurdischen Region an 
Härte und Umfang abgenommen. 
Stattdessen konzentrierten sich die 
Infanterie und teilweise die Luftwaffe 
der Islamischen Republik zunehmend 
auf Angriffe gegen die Peshmerga-Ver­
bände der DPKI, die mit 20.000-30.000 
bewaffneten Partisanen wirkungsvoll 
gegen das Teheraner Regime kämpften. 
Ihre Losung lautet: "Demokra tie rur 
Iran und Autonomie rur Kurdistan". 
Die bewaffneten Einheiten der DPKI 
hatten sich bereits 1981. nach dem allge­
meinen Angriff der Zentralregierung auf 
die Städte Kurdistans, von ihren Bastio­
nen wie l\lahabad, Sardascht, Sanandadj 
usw. aus in das Hochgebirge im Grenz· 
streifen zum Irak und teils auch au f iraki· 
sches Territorium zuriickgezogen. 
Den größten Teil ihrer militärischen Aus­
rüstung erbeuteten die kurdischen 
Peshmerga im jahre 1979 durch Ober· 
ralle auf die K.t.scrnen der Schah-Armee 
und in den folgenden jahren, nach der 
iranischen Revolution (Februar 1979 ), 
in den Auseinandersetzungen mit den 
Pasdaran, den Wächtern des Teherancr 
Regimes, und den regulären Armeeinhei­
ten. Dazu gehören z.B. ihre Fahr.o:eugc, 

Militärlastwagen der iranischen Armee 
und manchmal auch Hubschrauber, die 
inzwischen das Emblem der DPKI tra­
gen. 

Die kür.o:liche Offensive der Streitkräfte 
gegen die Gebiete "Sar Schachan" und 
"Sapi Sang" kostete die Teheraner 
Machthaber, etwa 100 Mio Rials (2,5 
Mio DM) und endete dennoch mit einem 
Fiasko: 1\lil insgesamt 500 Toten muß­
ten sie sich innerhalb kur.o:ester Zeit zu­
rückziehen. 

Irn Laufe der drei Monate juli, AugUSt 
und September d.]. mußten die Streit­
kräfte der Zentralregierung schwere mili­
tärische Niederlagen hinnehmen und auf 
dem Kampffeld 1.193 Tote, 1.305 
Schwerverletzte, 47 Gefangene, 133 
Panzerfäuste vom Typ RPG, drei Rake· 
tenabschußvonichtungen des Typs 
5A1\1 3 und mehrere Hundert 5chnella­
degewehre vom Typ G-3, M·16 usw. 
hinterlassen. Auf kurdischer Seite WUl'" 

den I 11 Angehörige der DPKI und 73 
Zivilisten getötet. 

Um dem Gegner ihre militärischen und 
organisatorischen l-'ähigkeitc:n zu de­
monstrieren, hatten die Peshmerga der 
DI'KI in einer koordinierten Aktion mit 
deli WideTSlandsorganisationen in Tür­
kisch-Kurdistan die iranische export-

Pipeline in die Türkei gesprengt und die 
Einrichtungen der Olindustrie in Baneh 
in Brand gesetzt. Weiler hatten sie in den 
vom Regime okkupierten Stadten 
Orumieh und Sardascht Warnanschläge 
auf Slutzpunkle der Pasdaran und der 
regierende n I si am iseh- Repub likani sehen 
Partei verübt. 
Das iranische Regime versucht gegenwär­
tig durch erweiterte m ilitärische Offen­
siven und durch die Deportation von 
etwa 10.000 Einwohnern der Region bei 
Sardaschl, die mehrheitlich die Organisa­
tionen der kurdischen Nationalbewe­
gung unterstützen, den kurdischen 
Widerstandskämpfern die Basis zu ent· 
ziehen und sie gleichzeit ig physisch zu 
vernichten. 
Oie Opfer dieser .. Endlösung" gegen die 
kurdische Nationalbewegung sind die 
wehrlosen, meist armen BauernfamiJien, 
die unmittc:1bar vor Beginn der kalten 
jahreszeit dun;h die Deportation die 
QueUe ihres Lebensunterhalts verlieren. 
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Korea 

Rainer Werning 

Die Einschnürung 
des Chun-Regimes 

Prot •• ti.'tnd. Sludtn,en. an d<>r Spi, .. der Opposillon 

Nachdem US·Präsiden t Ronald Reagan 
seine rur Herbst letzten Jahres vorgese­
hene Reise nach den Philippinen, Indo­
nesien und Thailand info lge dt!T Ermor­
dung des philippi nischen Oppositions­
politikers Aquino absagte (siehe Al B 
10/1984, S. 42.43). unterstrich sein 
Korea- und J apan-Besuch im November 
1983 die enorme Bedeutung, welche 
Washington diesen beiden Ländern bei­
mißt. 

Aufwertung des Seouler Regimes 

Vor allem galt Reagans Stap in Seaul 
(12.-14 .11.1983) der Aufwertung eines 
diktatorischen Regimes, dessen zur offi­
ziellen Staatsdoktrin erhobener Anti­
kommunismus sich nahtlos in die neue 
US-Offensivstrategie dnnigl. Dieses 
Hofieren kam gleich in mehrfacher Hin· 
sicht zum Ausdruck: 

Südkorea ist Lagerplatz für amerikani· 
sehe Atomwa ffen und bildet aufgrund 
seiner geographischen Lage die "Front· 
linie" in Washingtons gegenwärtiger 
Pazifikpolitik . . ,Die Sicherheit Koreas", 
so umschrieb Reagan diesen Sachverhalt 
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in Seoul. "ist unmittelbar mit der Sicher­
heit der Vereinigten Staaten ver­
knüpft. "1 

Ober den fortdauernd repressiven Kurs 
des Chun·Doo·Hwan.Regimes wurde 
großzügig hinweggegangen und staudes· 
sen das angeblich durch einen Boom cha· 
rakterisierte ~Iodell einer cxportorien. 
tierten Wirtschaftspolitik herausgestellt. 
Rhetorisch wurde die Forderung nach 
einer Neuaufnahme von Wiedervereini· 
gungsgesprächen beschworen, um von 
den bereits auf Hochtouren angelaufe· 
nen Vorbereitungen der großten ameri· 
kanisch·SÜdkoreanischen Manöver aller 
Zeiten (im ersten Halbjahr 1984)2 abzu· 
lenken. 
Schließlich wurde Reagans Insistieren 
auf verstärkte Regionalkooperation 
mittlerweile durch den spektakulären 
J apan·Besuch Chun Doo Hwans im Sep. 
tember dJ . eingelöst (siehe Beitrag von 
~ I Schuck). wobei es über enge Wirt· 
schaftsbeziehungen hinaus die politische 
Normalisierung zwischen Tokio und 
Seoul einzuleiten galt. 
Das innenpolitische Klima anläßlich des 
Reagan.Besuchs bot ein getreues Abbild 
alltäglichen Regimelerrors. Seouler 

Tageszeitungen veransChlagten die Zahl 
des zum "Schutz" abkommandierten 
Pol izeiaufgebots auf gut 100.000 ~ I ann . 

1.200 Menschen wurden unter dem Ver· 
dacht, gegen das berüchtigte "Anti· 
kommunismus-" und "Nationale Sicher· 
heits·Gesetz'· wie gegen das "Kriegs· 
recht·De kret"' verstoßen zu haben, kur· 
zerhand hinter Schloß und Riegel gesetzt 
oder unter Hausarrest gestellt. Busse und 
Straßenvier tel wurden nach "verdächti· 
gen Personen" durchkämmt und Stra· 
ßenhändler vertrieben. Studenten, 
Schüler und Geschäftsleute hatten unter 
Androhung von Berufsverboten an der 
jubelparade zu Ehren dcs Staatsgastes 
teilzunehmen . 
Studentendemonstrationen an der Na· 
tionalen Universität von Seoul und an 
der Korea·Universität wurden brutal zu· 
sam menge knüppelt. Ein Student, Whang 
jung I-Ia, wurde dabei so schwer verwun· 
det . daß er am 16. November 1983 sei· 
nen Verletzungen erlag. Ohne daß seine 
Eltern konsultiert wurden, wurde 
Whangs Leiche bereits 6 Stunden später 
von der Polizei eingeäschert. Ein Teil der 
Asche stellte man seiner t"amilie zu. 3 

Neubeginn der Volksbewegung 

Zwar beschloß das Regime im Dezember 
1983, den im Zuge der Kwangju.Revolte 
(Mai 1980) \"on den Universitäten geflo. 
genen Studenten die t"ortfUhrung des 
Studiums zu gestatten. Doch betraf dies 
lediglich 980 von insgesamt 1.363 rele· 
gierten Studenten .4 

Ausgenommen blieben von vornherein 
jene Studenten, die gegen das "Antikom· 
munismus·" und "Nationale Sicherheits· 
Gesetz" verstoße-n hallen. Die Wieder­
zulassung wurde zudem von der "ernst· 
haften Reue über vergangene Misseta· 
ten" abhängig gemacht. 
Im gleichen Monat wurden über 800 Per· 
sonen festgeoommen und 26 Abend· 
schulen geschlossen. Zu den Inhaftierten 
zählten Cho Seung I-Iyuk, Direktor des 
"Christlichen Instituts für das Studium 
von Gerechtigkdt und Entwicklung" 
(CISjD) wie die beiden ehemaligen Pro· 
fessoren Lee Young Hee und Kang Man 
Kil von der Hanyang bzw. Koryo Univer· 
sität. 
Ihr "Verbrechen" bestand darin, die 
Wicdervereinigungspolit ik der Regierung 
sowie deren Darstellung in den Schul· 
büchern einer kritischen Priifung unter· 
zogen und die Untersuchungsergebnisse 
veröffentlicht zu haben. 
Campus-t"orderungen nach Hochschul· 
autonomie und Demokratisierung der 
Gesellschaft werden nach wie vor mit 
Tr'.inengas und Gummiknüppeln er· 
stickt. Im April d.j . noch mußte die 
Sogang Universität wegen Unruhen rur 



drei Tage geschlossen werden. Die per­
fiden, als "Liberalisierung" begriffenen 
Maßnahmen werden nicht zuletzt durch 
die seit Herbst 1983 gehende Verfügung 
unterstrichen, derzufolge der Einsatz 
von Schlägertrupps der Polizei auf dem 
Campus erst der Einwilligung der Univer­
sitätsdirektoren bedarf. 
Indes bleibt die seit 1980, dem Putsch· 
jahr und Machtantritt Chuns, gel tende 
Praxis legal, welche es dem Dekan einer 
Universität erlaubt, mißliebige Studen­
ten zwecks .. Umerziehung" militäri­
schen Sondereinheiten zu überstellen. 
Allein im J ahre 1980 verschwanden über 
40.000 Personen in Straflagern dieser 
Einheiten, wo es zu grausamen Exzessen 
kam. Sämtliche acht nach Demonstrat io­
nen festgenomme nen und dem Militär 
auf diese Weise überstellten Studenten 
kamen zwischen August 1983 und 
Februar 1984 während der Haft zu 
Tode. 5 

Trotz massiver t:inschüchterungen 
scheint es den Studenten tei lweise gelun. 
gen zu sein, die Kontrolle über die SIU­
dentenkorps zur Verteidigung des Hei­
matlande. (S HDC)6 zu gewinnen und sie 
rur eigene Zwecke zu nutzen. So schlos· 
sen sich z.8. an der Nationall:n Universi· 
tät von Seoul das SHDC unddasStuden· 
lenkomitee fur autonome Hochschulen 
Mitte ~lärz dJ. zusammen. 

Hart geht das Chun-Regimegegen Arbei­
ter. aktive Gewerkschafter und sozial en­
gagierte Kirchenkrcise vor. 
Im Dezember 1981 ist ein Bündel von 
Gesetzen verabschiedet worden. das der 
Arbeiterbewegung jegliche Wahrneh­
mung von Eigenintertssen sch ier verun· 
möglicht. Dabei zielte das Regime u.a. 
auf die Unterbindung von "äußerer Ein· 

mischung" seitens der rührigen kirch· 
üchen Industriemissionen (U IM). 
Freie Gewerkschaften wurden Zug um 
Zug zerschlagen, und etliche Arbeiter 
setzte man vor die Tür. Oftmals gah al­
leine ihre Zugehörigkeit zu den UIM, der 
Katholischen Arbeiterjugend OOC) u.ä. 
a ls Entlassungsgrund. In jUngster Zeit 
grassiert das Unwesen von "schwanen 
Listen", auf denen alle Arbeiter ver­
merkt sind, die wegen .,Unruhtstiftung" 
keinerlei Anstellung mehr erhalten. 
Solcherart Angriffe auf die Arbeiter­
bewegung erklären das Absinken des ge­
werkschaftlichen Organisationsgracies: 
von 1,2 Mio Gewerkschaftsmitgliedem 
im J ahre 1979 schrumpfte deren Zahl 
1982 auf 840.000.1 Die verbliebenen 
Gewerkschaften existieren allerdings als 
Papiertiger oder "gelbe" Organisationen, 
da das Streik-, Versamm lungs- und ko l­
le ktive Verhandlungsrecht t rotz for· 
malern Fortb estehen faktisch außer 

Verband der Arbeiterwohlfahrt 

Kraft gesetZl sind. 
Ende September 1983 gründeten mehr 
als 100 Oppositionel1e - vorrangig aus 
dem universitären Bereich - die Födera­
tion der demokratischen J ugend, welche 
sich schwerpun kt mäßig mit Frauen fra­
gen auseinandersetzl. 
Mi t der am I. ~Iai 1984 er folgten 
Griindung de5 Verbandes der Arbei ter­
wohlfahrt ist der bislangjüngne Versuch 
gestartet worden, dem Regime seitens 
der Arbeiterbewegung die Stirn zu bie· 
ten. Damit sol1en versprengte Reste der 
autonomen Gewerkschaftsbewegung ge­
sammelt und die Oppositionsarbeit be­
kannter Persönlichkeiten koordinier t 
werden. 
Priester, u.a. der Bischof von Won.Ju , 
Chi l-hk 500n . Gewerkschaf ter und Ar­
beiter sind in dieser Organisation aktiv. 
In ihrem am 1. Mai d.J. publizierten 
"Manirest zum Neubeginn der Arbeiter· 
bewegung" (siehe Kasten) wendet sich 

Manifest zum Neubeginn der südkoreanischen Arbeiterbewegung 
At~ Tritbkraft dt' hi'tom~htn Foruc-hritu 
und H.1updll(;Ur der \'olk"",I'eh.11l h"ben 
"ir. d .. : Arbeiter, In der Produktion pau..en· 
10\ hart gearbeitet und tUlllrith um ein men­
~henwurdlge~ Leben ununteruroo.hen ge­
kAmpf!. Aber gegen un' "blo')C1l 'Ilh die 
pohti'~he \blhl. die \I"nup"lkonzcrnc und 
die Au'!~ndl.~hc Impcri.lh.t1\che " ,.1ft tU­
",mmen, und \IC mlKhen dunh d,e gt"gen das 
\'olk gerichtete Wllt!~halt~pohtik . ndmllch 
!\ledrig.: LOhne und iibermdßig hohe Steu· 
ern. die materielle Ex,'tenl. der Arbciluun· 
moglich. Ilit Sicht nun die ul(e au~! 

Da. Lohnl1"e~u liegt IIcI ullter dem Exi· 
.. tem:minimum. Die l.J.nl(e der Arbeil,zel t i~t 
\\'ehrck()rd. Die QUOI(' dei Arbeil,u"r~lk 

und ßeruf.krankhellen 'tdllt ,Idlldill. 01.0· 
wobl Arbeit.lo'(' m;tl.)enh~h auf Arbeils, 
pl.llze warten. jußern ,ich die Untern('hmer 
quiz uber die AutoU1~ II ",eru ng der Produk-
1I0n. 

Oie delnokral,,~hen Gewerk.§~haften wUr· 
den Kcwa.h)am Hf'\IÖrt. l'nd 'ogar der Ver· 

5Ulh. Gewerk'"ha.ftcn wledtrhertu5tcllen, 
"",cde grundlilh dun:h Anwendung "on Ge· 
wdh und fal>chc InICrprcl.lli"ndesGe\Ctl.O 
b"..:kiert. Die Arbeitet. die ihre Rechte \'er· 
langen. wurden entweder rTl~llo' entb"'en. 
oder dureh $!dndlgt" Cbem"uhung l e rfolg' 
und oft in den Tod gt'tri<:ben. 

.\.uSerdem le"ucht die Re!rerun~ mit ihrem 
unlend",mten Propagandaapparat, mit 

Ihlfe gcw;,senlosc:r Joumali,ten, dIe Studen· 
ten und Intellektuellen. die mll dic>Cn Arbcl' 
tern 'ohdati~eh ~tnd. al~ bloSe ioeologilllhc 
."'gilatoren zu brandmarken und dadurth 0.1' 
Bundni! '!.wischcn ,bnen in Gefahr ~u brm­
Ken. Da5 zielt e indeutig darauf ~b. die Arbe,· 
terzu "crdummen. 
Angc;ithts dcr heOllgcn SilU~lion konnen 
wir ni~hl rubige ZU.ILhauer bleiben. Wir 
mll',en eint neue Form der "rbeilerbewe­
KlIng entwkkd n. um die Interessen der S 
Mlo Arbeiter zu '·eTCreten. Aus d,e<cm 
Grund erkliiren wir d,e Grundung de< Ver· 
bande, der ArbeitclWoolfahfl. \\'ir wurden 

unter der grausamen Unte rdruckung von sci· 
ten der politischen Machthaber l-Um Opfer 
der donkien Zeit der "Yu·Sin·Diklalur". 
weil wir uns rur die Erhaltung der Gewerk· 
schaften e in>ClZten. 
Aber "Ir wollen beute die Grenze de r Unor­
garlisiertbelt, der ZerlilTeuung und holalion 
ubcrwmden und daruher hinau, die Sou\"Cr.l· 
niul. Einheitlichkeit und Solidari!: .. t dc r Ar· 
belterbewegung aufrich ten. Wir wissen, daS 
auf um elll beKhwerliche r und do rnem'oUer 
Weg warte I. Aber wir wi!~n auch. daS uno 
zahlig ~Iele unserer Vorgange<. die um ein 
mcn$~hen"urdigcs Leben gekampft haben. 
die ,><:n Weg gt'g~ngcn sind und dabe i ihr Le­
ben ,erloren h3ben. WIr werden naeh diesem 
Bel~pld weiterkampfen. 8 Mio A rbeile r! 
Laßt um im Bundnis mit den Kräften. die 
ih ' cm Gewissen folgen. i.n Solidaritat zum 
Sieg mOrlieh ie ren! E ~ lebe die Wohlfah rt des 
Vol kes. d ie Demokratie und d ie Vereinigung 
der Natlonl 
I. Mai 1984 - Verband der Arbeiterwohl­
fahrt 
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der Verband gegen imperialistische Be­
hemchung, Terrorisierung, Beschnei­
dung politischer Rechte und vor allem 
gegen Hungerlöhne, lange Arbeitsz.ei­
ten 8 sowie gegen die hohe Arbeitsunfall­
quote. 

llierin manifestiert sich ein qualitativer 
Sprung der Opposi tionsarbeit. 
Das Sdbstbewußtsein der Betroffenen 
scheint so sehr gestiegen zu sein, daß sie, 
unabhängig von gewissen Schutzräumen 
(wie Kirche und Parteien), dazu über­
gehen, eigenständigen, offenen Wider­
stand zu organisieren. Dieser zeichnet 
sich dun:h größere Militam; - wie bei­
spielsweise beim Brandanschlag auf das 
US-Kultu nentrum in Pusan am 18_ März 
1982 - und zunehmende antiamerikani­
sche Sentiments aus_ 

Größere Mil itant der Opposition 

Trotz der Ende Dezember 1982 erfolg­
ten Freilassung eines so prominenten 
Oppositionspolitikers wie Kim DaeJung 
in das Chun-Regime 50 unpopulär, daß 
es einer permanent aufgeheizten Krisen­
mentalität zur Legitimation seiner Herr­
schaft bedarf. Anlaß dazu bot der Ab­
schuß der südkoreanischen Verkehn­
maschine im September 1983 und das 
einen ~Ionat darauf in der burmanischen 
Hauptstadt Rangun veriibte Bomben­
attentat, dem 17 hochrangige Beamtel 
Politiker einer süd koreanischen Regie­
rungsddegation zum Opfer l1elen_ 
Damit wurde die Glut eines bissigen An­
tikommunismus entfacht. der jedwede 
Wiedervereinigungscliskussion als vom 
Norden gesteuerte Subversion brand­
markt_ 9 

• ,Um ei n solches Wachstum zu erreichen, 
kann man eben nicht anders, als erst 
einmal drei Generationen von Arbeitern 
zu verheizen."lO Dieser verblüffend of­
fenhel".l.ige Zynismus aus dem Munde 
eines westdeutschen Industriellen reflek­
tiert die Investitionsneigung auslän· 
dischen Kapitals. Gleich anderen län­
dern Ost- und Südostasiens verfolgte 
Seoul seit Ende der 60er Jahre eine Ent­
wicklungspolitik exportorientierten Zu­
schnitts, deren Rückschläge immer of­
fenkundiger werden_ 
Da die seit 1945 von den USA gewährten 
tl.mitär- und Wiruchafuhilfen nebst Ge­
treiddiderungen in erster Linie Kon­
sumgüter um faßten. verfestigte sich die 
strukturelle Schwäche der südkoreani­
schen Industrie. Die Konsumgüterindu­
strie überwog die der Produktionsgiiter 
um ein Vielfaches, wobei aufgrund eines 
fehlenden Binnenmarktes die Export. 
orientierung sich a ls naheliegender Aus­
weg anbot. 

Ausländische Direktinvestitionen kite­
ten die schrittweise Einbindung in den 

Weltmarkt ein, was auf politischer Ent­
scheic!ungsebene nicht nurein "wehrhaf­
tes" Eintreten gegen mögliche innere 
"Störungen" gebot. Gegenüber dem 
Norden galt es, schon aus Griinden der 
Hemchafukgitimation als erfolgver­
heißende Alternative zu gelten. 
"Als die Regierung beschloß, die Tür nir 
ausländische Investitionen zu öffnen, 
um so ihre ehrgeizigen wirtschaftlichen 
Ent ..... icklungspläne zu finanzieren und 
technisches Knowhow einzuruhren. 
konnte Korea als lIauptanreiz den Ar­
beitsmarkt anbieten. Es gab einen Ober­
fluß an willigen, hart arbeitenden, leicht 
anzulernenden und geschickten Arbeits­
kräften, die rur einen monat lichen An. 
fangslohn von 30 Dollar zu haben wa­
ren_"ll 

Für die Ansiedlung sog. freier I':xport­
produktionszonen waren und sind das 
ungemein giinstige Voraussetzungen. So 
sind in Masan (im Süden gelegen) arbeits­
intensive, verarbeitende (2.B. Elektro­
und TextilinduSlrie) oder umweltbela­
stende (chemische) Industrien aus dem 
Boden gesprossen. 12 

Ende des Boom-MYlhos 

Steuerbefrciungen, extrem niedrige 
Löhne, lang<' Arbeitszeiten ll , zuneh­
mende Arbeitsunfalle 14 , Beschneidung 
bzw_ Verbot gewerkschaftlicher BCläti­
gung, vorrangige Beschäftigung von 
Frauen im Alter zwischen 15 und 24 
J ahren bildeten die': Marksteine einer 
Wirtschaftspolitik, deren Wach~turn in 
den 70er Jahren als spe':ktakulär betrach­
tet wurde. 
Unbestreitbar sind indes die Risiken, die 
mit einer extremen Exportabhlingigkeit 
verknüpft sind. Da der Außenhandel 
zeitweilig bis zu 3/4 zum Bruttosozial· 
produkt beisteuerte und die Landwirt-

Oie RepreMOion mKh •• 0. Prin,ern niehl hah 

schaft stark vernachlassigt wurde. traf 
die seit Beginn dieses Jahrzehnts auf­
brechende Krise das Land besonders 
hart. 

Das Wirtschaftsmodell kann nur mit 
immenser Staatsverschuldung gege':nüber 
dem Ausland aufrechterhalten werden ­
freilich um den Preis fortschreitender 
Einschnürung nationaler Handlungs­
spielräume und drastischer Einschnitte 
im sozialen Bereich. 

Nach Mexiko. Argentinien und Brasilien 
rangiert Seoul mit einer Auslandsschuld 
von 40 Mrd Dollar ( 1983) weltweit an 
vierter und in Asien an erster Stelle der 
Schuldnerländer. Zeitweise betrug die 
Inflationsrate 29%_15 
Das Regime bekämpft diese Krise mit 
klassisch monetaristische':n Methoden. 
Sämt liche Staatsausgaben - bis auf den 
Verteidigungsetal, der gegenwärtig 4.5 
Mrd Dollar, mithin 6% des Bruttosozial­
produkts ausm,acht - wurden gedrossdt. 
Lockerungen rur das Auslandskapital 
auch im Bankensektor wurden verfUgt 
und die 50zialen Lasten in Form von 
Teuerungen der Lebenshaltungskosten. 
Lohneinbußen und Arbeitslosigkeit der 
Bevölkerung aufgebürdet. 

Wie tönern übrigens das Geriist dieser 
exportorien tierten En t wicklungsstrate­
gie ist. mußte das Regime 1982 erstmals 
erkennen. Damals nämlich packte einer 
der 480 im Lande ansässigen transnatio­
nalen Konzerne, die Control Data Cor­
potation, die Koffer und zog sich über 
Nacht, nachdem große Prol1te eingefah­
ren worden waren, von der Ilalbinsc:I zu­
rück. 
Das Unternehmen beschuldigte kurzer­
hand die Opfer der SChließung der "Un­
ruhestiftung" - ein Erklärungsmusler • 
das infolge politischer Instabilität woh l 
noch häul1g abgespult ..... erden dürfte und 
aus Anrainerstaaten wie den Philippinen 
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Ich bitte um Zusendung von Probeexempla­
ren an: 

(Name) 

(StraBe/Hausnummer) 
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AIB-Weltkreis-Yerlag 
Liebigstr. 46 

3550 Marburg 1 

31: 31: 
CD CD 
::i" 5' 
"a CD 
.... l> 11): 

Cl. 3 .... 
CD ii' 111 

:::J 111 
~ ~ c: 
:::J 
111 
n =r 
11) 

c: 
111 
Cl. 
CD 
3 
l> 
äi , 
l> 
:::J 
ca 
CD 
I:T 
0 -

31: < 
CD 0 
::i" :::J 

z 3 
11) 

::;. 

3 ca 
CD CD 
~ 
0 .... 
I:T 
CD 
:::J 

0 
CD .... 
c: 
~ 
CD 
;:; 
cö' 
11) 

c: -ca 
CD -c:: 
=r 
::I-
CD 

:::J 
CD 
c: 
CD 

~ 
I:D , 
l> 
I:T 
0 
:::J 
:::J 
CD 
:::J -
~ 

.C: .... 
Cl. 
CD 

An 

Bitte mit 
Postkarten porto 
freimachen 

AIB-Weltkreis-Yerlag 
Liebigstr. 46 

3550 Marburg 1 .a 
lII:t 
lII:t 



Ein Jahr lang Weihnachten 

Verschenken Sie 
ein AlB-Abo 

Wir sind sicher, daß nur 
wenige Ihrer Freunde und 
Verwandten das AlB so 
verbissen sehen wie die-­
ser Herr. Und da wohl auch 
Sie Interesse daran 
haben, daß die Kriegs­
pläne des Schauspielers 
etwas bekannter werden, 
liegt eines nahe: Verschenken Sie ein Jahres­
abonnement zu Weihnachten (oder zum 
Geburtstag). Bei den Beschenkten werden Sie 
somit ein Jahr lang in guter Erinnerung blei­
ben. 
Was Sie dafür tun müssen? Einfach diese Post­
karte ausfüllen. Die von Ihnen genannte Per­
son erhält dann von uns rechtzeitig zu den 
Festtagen eine Nachricht, daß sie das nächste 
Jahr auf Ihre Kosten in den Genuß unserer 
Zeitschrift kommt. Für 25 DM. 
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::. 
:. Schicken Sie bitte auf meine Rechnung 

(25,- DM) ein Geschenkabo '84 an: 

(Name) 

(Straße und Hausnummer) 

(PLZ, Wohnort) 

(Mein Name) 

(Meine Adresse) 

(Datum, Unterschrift) 

An 

Bitte mit 
Postkartenporto 
freimachen 

AIB-Weltkreis-Yerlag 
Liebigstr. 46 

3550 Marburg 1 

schickt mir 
unbedingt die neue 
SHOPKISTE 

Ei\t \ 
NomeNornome 

Straße/Nr. 

Postleitzahl Wohnort 
17 

EJ 
Dl11'i1011JI4NI' 
Weltkreis-Verlags GmbH 
Postfach 789 
4600 Dortmund 1 



Süd korea-Daten 
Territorium: 98."84 qkm 
1I"'\'ölkenlng: 39,3 Mio Einwohner (1982) 
Hauputadt : Seoul mit 9,1 Mio Einwohnern 
(1982) 
Sprache: Korean;'ch 
ReLigion : 46,8% Buddhmen. 18.8% Prote­
stanten, 17 .2'r. Konfuzianer, 4,1 % Katho­
liken 
Währung: Won: I Won '" 0,00349 D~I Uuni 
1984) 
\\ irlschfl/Soziaks: Mit einem ßrutto'01\ial· 
produkt von 1910 Dollar/Kopf (1982) g<'" 

hört Stidkorea Zu den Schwelknliindern. Die 
Industrie trägt Zu 39%, die Landwirhchah 
zu 10% und die Dienstkistungcn zu 45"'" 
zum ßruttoinlandprodukt bei. 34% der He­
schiHtigten sind in der Landwirtschaft und 
29% in der Indu>trie ldlig. 
Haupthandelsparlner (1983): USA 28,7%: 
Japan 19,1 %: Saudi Arabien 6,9%: Großbri­
tannien 2.9%: BRD 2,8%. Struktur der EI;' 
porte (198\): TC){lilien 3or..:~laschinen und 
Triln.portminel 22%; sonst. Industriegiiter 
38%; Rohstoffe und f';ahrungsmillelIO%. 
Die Inflatiomrate lag 1983 bei 4,8%, die 
.... rbeit~lo'enquote bei 4,1% und die AuBen· 
,erschuldung bei 40,1 ~ I rd Dollar. Die u,. 
beme ....... anung beträgl67 Jahre. 
Geschichte: 

935 Griindung des "ercinigtcn König· 
reiche, Koryo 

1910 AnnexionKorea,durchJapan 
1945 Befreiung Kore;u durch 50wjetis<:he 

Truppen. Amchließendes Einriid;en 
\"on US·Einheiten im Suden de5 Lan­
d .. 

1948 Griindung der .,Republik ~on Korea" 
Umer Syngmrul Rhee durch die USA 
im Südende> wnde. 

1950 Be~nn deo KoreakTIege •. Einma~ch 
\'on t.:S-Truppen 

1953 Waffen,til!stand 
1960 Syngman Rhee wird durch einen 

Volksauflland geilÜrtt 
1961 Putsch der Armee unter Park ehun 

Hee 
1979 Ermordung Parks durch ,einen Ge­

heimdiemlchd 
1980 \"olksaufltand in Kwangju. Ma~hlan· 

Irill Chun 000 IIwan> 

weidlich bekannt ist. 

Umfangreiche Sicherheitsvorkehrungen 

begleiteten Chuns Trip nach T okio im 

September. Mit übe r 23.000 Polizisten 

war eine Schutztruppe mobilisiert wor· 

den, deren Stärke das rur den Reagan­

Besuch im Vorjahr abgestellte Kontin· 

gent noch übertraf. 

Bei dem Besuch ging es nicht nurum die 

Heilung der während des japanischen 

Kolonialjochs geschlagenen Wunden. 

Eine im Sinne Washingtons enger gestal­

tete Zusammenarbeit auf politischem. 

wirtschaftlichem und militärischem Ge· 

biet 16 stand im Vordergrund. überdies 

sollte er eine Seite politischer Avancen 

dokumenticren, deren andere die Aus­

richtung der nächsten Olympischen 

Spiele imJ ahr 1988 bildet. 
Gleichzeitig ist das Chun-Regim c be­

strebt, unter dem Deckmantel einer 

"Libe r alisierung" und "Normalisierung" 

innenpoli tische Reformen anzustreben. 
Im Februar 1985 sollen Wahlen zur Na­

tionalversammlung s t attfinden, 17 deren 

276 Mitglieder sich momentan überwie­

gend aus der von Chun gefUhr ten Demo­

kratischen Gerechtigkeitspartei (DJP) 

re kru tieren. 

Die beiden zugelassenen Oppositions­

gruppen, die Demokratische Korea-Par­

tei (DKP) und die Nationalistische Partei 

von Korea (K N P), fUhren derweil ein 

Schattendasein, während einigen hun­

dert Oppositionellen nach wie vor die 

politische Betätigung untersagt bleibt. 

Doch an eine den N amen verdienende 

Liberalisierung ist nicht ernsthaft zu 

denken, solange sich das Regime auf 

Sondervollmachten und Bajonette 

stützt. 

Innere " Lockerung" umstritten 

Unklar bleibt zudem, ob und inwiefern 

das Militär in seincr Gesamtheit dem Pro­

zeB einer innenpolitischen "Lockerung" 

sein Plazet gibt. Interessant ist immer· 

hin, daß die an der Niederschlagung des 

Kwangju.Aufstands maßgeblich beteilig. 

te 20. Armeedivision zusammen mit der 

9. Armeedivision kürLlich von der US­

Kommandogewalt abgekoppelt wurden. 

Es wird vermutet, daß damit potentiel­

len Unruhen umgehend ein Riegel vorge­

schoben werden kann, ohne daß sich US­

Befehlshaber dabei die Hände schmutzig 

zu machen b rauchen. 

Allein ein solches Szenario sagt einiges 

über die wahren Absichten des Regimes 

und viel über c1ie militärischen Garamien 
der "Schutzmacht" USA aus. 

Anmakungen: 
I) Zit. nach: Analyse der politischen Lage ­

insbesondere der Besuch von Reagan in 
Süd-Korea im No~ember 1983, hrsg. ~on 
der "Union of O~erseas Koreans for 
Democracy & Unification/ Europe Sec­
lion", Beflin·Wesl, Februar 1984, S.I 

2) Daran nahmen 147.000 südkoreani5che 
und 60.000 amerikanische Soldalen teil. 
Siehe: Süddeutsche ZeitunK (SZ), 
München,2.2.1984 

3) Siehe Korea Communiqu~ (KC). Tokio. 
Nr. 50. J anuar 1984. S.6, hrsg. von der 
,J apan Emergency Olristian Conference 
on Korean Problems" 

4) Siehe: Korea-Korrespondenz (KK) Nr. 
2/84, Wuppertal, 5.4 

5) Vgl. KC, Nr. 51, Februar 1984 und KK, 
Nr.2/1984,5.6 

6) Die SHDC, entstanden auf Initiative des 
Regimes, sind als Instrument zur ideo· 
logischen Kontrolle der Studenten kon­
zipiert. 

7) Angaben nach: KK. Nr. 3 /1984, S.11. Die 
Zahl der Arbeiter beträgt 8 Mio. 

8) Die dur<.:hschnilllichc Wochenarbeitszeit 
der Arbeiter nimmt mit über 60(!) Stun· 
den weltweit eine Spitzenposition ein. 

9) Vgl. U.a.: Korea Scope, New York. Nr.l, 
März 1983, hg. ~om ,. International 
Christian Network für Oemocrilcy in 
Korea" 

10) Frankfurte. Rundschau (FR), 9.2.1984 
11) Nach Mall. Eli. Wirtschaftliche Entwick­

lungsperspektiven der Republik Korea. In 
der Reihe: Mitteilungen des Instituu für 
Asienkunde, Ihmburg, Nr. 109,1979, S. 
147. Zur I n~estitiomthematik siehe: 
Suck·Kyo Ahn, .... usJandische Priva t­
investit ionen in Siidkorta, Mainz/Miln­
chen 1980 

12) Vor allem japanische Firmen, die zuhause 
UmweltschutZ3uflagen umgehen wollten. 
lagerten stark em inierende Belrieb.zwei­
ge nach Südkorea aus. In der Nähe der 
freien Exportproduktionszone Masan ist 
schon seit j ahren aufgrund der Mceresver­
schmutzung kein Fischfang mehr mög· 
lich. 

13) Nach Vereinbarung kann die ArbeitSl.eit 
auf 60 Sluoden ausgedehnt werden. 
Stimmt das Arbeiuministerium zu. sind 
auch mehr als 60 Stunden pro Woche 
erlaubt. Den Arbeitern steht pro Tag 
I Stunde. pro Woche 1 Tagals Ruhepause 
zu. Es waden im Jahr höchsten 8 Tage 
Urlaub gewährt. Ist ein Arbeiter nur zu 
90% im Laufe eines j ahres anwesend, e r­
hält er .'3 Tage Urlaub. Wer länger fehlt, 
verliert seinen Anspruch auf Urlaub - so 
lautet eine Passage aus der Werbebro­
schüre de5 Ministry of Finance, Republic 
of Korea _ "Questiom & Answers for 
your in~eslment in Korea", 0.0., 1982, 
S.28 

14) 1983 wurden nach Zahlen des Arbeits­
mini5leriums in Seoul 156.972 ~Ienschen 
bei Betriebsunfällen \'<'!rletzt (1982 '"' 
137.816) und 1.452 getötet (1982= 
1.230). Zur aHgeme,nen Problematik 
siehe Du·Yul Song, Wachstum, Diktatur 
und Ideologie in Korea, Bochum 1980 

15) Vgl. Time, New York, 10.9.1984 
16) Eine Woche ~or Reagans EinlTeffen in 

Seoul tagte erstmalig seit 1976 der Natio­
nale Sicherheitsrat Südkorea5! Zu seinen 
Forderungen zählte die Entsendungeiner 
zusätzlichen US-Di~ision mit 15.000 
Mann. der Kauf von 38 F-16·Kampfflug­
zeugen und die Aufstockung von Militär· 
hilfen. Nach Reagam Besuch - am 
26.11.1983 - beschloß da.s Oberste Mi!i· 
tätkommando die Verfolgung einer "of· 
fensiven DdenSi~5trategie"(!) gegenüber 
dem Norden. deren Grundzüge jedoch 
nicht näher ausgeführt wurden. 
Ebenfalls im November wurden Seoul 
Kredite in einer Gesamthöhe von 932,8 
Mio Dollar gewährt, die ein umei der 
Ägide Tokios stehendes Bankenkonsor· 
tium (500 Mio), die Weltbank (300 Mio) 
sowie die Asiatische Entwicklungsbank 
(132,8 Mio) bereiUleilte; ~gI. KC.Nr. 50, 
J anuar 1984,S.4und 10 
Auch westdeul5che Finnen scheinen im 
Militär- bzw. Rüstungssektor langsam 
Trin zu fassen. So verabredete im Herbst 
1983 die Motoren- und Turbinen-Union 
(MTU) mit dem südkoreanischen Schwer­
industrieunternehmen Hyundai Rolling 
Stocks die Lieferung bzw. Lizenzfer­
tigung modifizierter u,opard-II-Motoren 
für den von Generili Dynamics (USA) ent­
wickelten neuen koreanischen Kampf­
panzer "ROKlT". Das Geschäft umfaßI 
ca. 400 Mio D~I, eine Summe, die auch für 
2 U-Boote von der Howaldtswerke Deut· 
sche Werft AG (HDW, HamburgIKid) 
~orgesehen sind. Noch im April dJ. hatte 
der minIerweile abgehalfterte Wirt­
schaftsmini51er 0110 Graf Lambsdorff ge­
genüber Außenminister U Won Kyullg in 
5<:oul ein Zunandekommen des letztge­
nannteo Deals beHirwortet; siehe: FR, 
I 7.4.1984 und SZ, 28.4. 1984 

17) Newsweek,NewYork,9.7.1984 
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Pazifik / Korea 

Martin Schuck Chuns einzigartiger Japan-Besuch 

Annäherung in Fernost? 

Anfang September cl.] . besuchte Dikta­
tor ehun 000 Hwan als erster süd korea­
nischer Regierungschef Japan. Die Welt­
öffentlichkeit verf()]gte diesen Besuch 
mit großem Interesse, man sprach sogar 
von einer "neuen Ära"l zwischen 
Süd korea und Japan. 
Inwieweit der Erwartungsdruck jedoch 
die reale Situation verfehlte, wurde 
spätestens nach Beendigung des Besuchs 
klar: Greifbare Ergebnisse haue es keine 
gegeben. 

ehun mußte sich mit der "symbolischen 
Geste"2 von Kaiser Hirohito begnügen, 
der von einer "unglücklichen Vergangen­
heit"3 zwischen beiden Ländern sprach, 
die nach Möglichkeit nicht wiederholt 
werden sollte. Die offizielle Entschuldi­
gung rur die Jahre von 1910-45, die man 
auf koreanischer Seite von Hirohito,der 
schon zur Kolonialzeit Kaiser war, er· 
wartet hatte, blieb aus. 
Aber auch sie hätte den Koreanern nicht 
weiterhelfen können. Denn sowohl 
Chun als auch Japans Ministerpräsident 
Yasuhiro Nakasone verstanden es, einer 
Lösung der aktuellen Probleme ge· 
schickt auszuweichen. 
In den wichtigsten bilateralen Fragen 
wurden kaum Ergebnisse erzielt. Dies 
konnte auch aufgrund der ungleichen 
Verhältnisse zwischen beiden Staaten 
nicht erwartet werden: Südkorea lebt in 
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einer totalen wirtschaftlichen Abhängig· 
keit von Japan. Der derzeitige jährliche 
HandeIsüberschuß Japans mit Südkorea 
beträgt etwa 2,6 Mrd Dollar;4 die Ge· 
samtsumme seit 1965 beläuft sich auf 
etwa 30 Mrd Dollar. 5 

Dieses enorme Handelsdefizit Südkoreas 
hat seinen Ursprung in dem 1965 von 
Park Chun Hee veranlaßten Normalisie· 
rungsabkommen. Aufgrund der erbitter· 
ten Feindschaft der Südkoreaner gegen· 
über der ehemaligen Kolonialmacht gab 

es vor 1965 eine Investitionssperre rur 
japanisches Kapital. Diese wurde im Nor· 
malisierungsabkommen aufgehoben. 
Neben den üblichen Investitonsanreizen 
eines "ßiIIiglohnlandes" wurden damals 
im Japan·Südkorea·Abkommen Zahlun· 
gen und Kredite vereinbart, die den 
Grundstein rur das spätere neo koloniale 
Verhältnis legten. So sah dieses Abkom· 
men eine einmalige Abfindungjapans an 
Süd korea in Höhevon 300 l\lio Dollar rur 
ältere Besitzanspriiche vor. 200 Mio 001· 
lar wurden in Form von öffentlichen 
Krediten gewiihrt. weitere 300 Mio als 
Privatkredite. 
Die Verpflichtung Südkoreas bei diesem 
Abkommen bestand in d'!r Auflage, die· 
ses Geld rur Einkäufe in Japan zu benut· 
zen. 

Die Privatkredite kamen von japanischen 
Konzernen wie Mitsubishi, r.litsui und 
Marubeni, die eine industrielle Infra· 
struk tur aufbau ten. 
Sie taten dies, indem sie hauptsächlich 
den Aufbau von Fertigungsindustrien 
(Elektronik., Düngemittel· und Textil· 
industrie) forcierten. in der Folgezeit 
kamen dann viele kleine und mittelstän· 
dische japanische Unternehmen nach 
Südkorea, die hier billig produzieren und 
damit dem Druck der Konzerne im ei· 
genen Land ausweichen konnten. 
Hier liegt auch der eigentliche Nutzen 
Südkoreas ftir die japanische Wirtschaft. 
Es handelt sich um eine krisendämpfen· 
de Funktion, da hier Ausweichmöglich· 
keiten rur mittelständische Unterneh· 
men bestehen, die an den niedrigen 
Lohnkosten sowie der Steuer· und Ab· 
gabenbefreiung in Südkorea enorm pro· 
fitieren. 

Den Gipfelpunkt wirtschaftlicher Selbst· 
preisgabe erlangte Südkorea mit der Er· 
richtung einer Freihandels2.0ne bei Ma· 
san, direkt gegenüber der japanischen 
Küste. Der Staat stellt den investoren das 
Grundstück und die Arbeitskräfte zur 
Verftigung und verlangt daftir keinerlei 
Gegenleistungen. 
Südkorea ist zu e twa 40% vom Handel 
mit Japan abhängig, wohingegen nur 3% 
der Exporte Japans nach Südkorea ge· 
hen. Dem riesigen Handelsdefizit sollte 
vor allem durch Aufnahme von Krediten 
entgegengew irkt werden. Das wiederum 
verstärkte die Abhängigkeit von Gläubi· 



gern, die neben japan hauptsächlich in 
den USA sitzen.6 Im Augenblick benö· 
tigt Süd korea etwa die Hatfte dn- Kredi­
te, um laufende Schulden zuriickzuzah· 
len. 
Die wirtschaftliche Abhängigkeit ist des­
halb nicht erst seit dem Chun-Besuch ein 
Thema. Bereits zweiJahn: zuvor, im Sep­
tember 1982, wurde in Seoul ein Plan 
ausgearbeitet, der bei verschiedenen Pro· 
dukten einen totalen Stopp rur Importe 
aus japan vorsah. Der Hintergrund war 
die Tatsache, daß die japanischen Im· 
pOrlzölle auf koreanische Waren etwa 
doppelt so hoch lagen wie auf die Ein­
fuhren aus westlichen Industridän· 
dern. 7 

Dieser Plan wurde nie umgesetzt. Statt­
dessen gewähne man von japanischer 
Seite aus beim Besuch Nakasones in 
Seoul im januar 1983 einen Kredit in 
Höhe von 4 Mrd Dollar an Südkorea. Da­
von wurden 2,15 Mrd Dollar von der 
japanischen Export-Import-Bank finan· 
ziert, die zweckgebunden an den Kauf 
japanischer Güter ausgezahlt wurden.a 
Südkorea hatte urspriinglich einen Kre· 
dit über 10 Mrd Dollarverlangt. 

"Nachhilfe" der USA 

Aufgrund dieser Umstände war der 
49stündige Aufenthalt der Delegation 
Chunl in japan schwerpunktmäßig mit 
Gesprächen über die weitere wiruchah­
liehe Zusammenarbeit beider Ländn­
ausgemllt. Seoul wünscht einen Abbau 
des japanischen Handelsüberschusses. 
Erreicht wurde lediglich die Fonnulie­
rong in einem Kommuniquc, es sei 
"wünschenswert, den bilateralen Handel 
in Richtung auf eine ausgewogene Aus­
weitung"9 zu fördern. Es klingt wie ein 
Hohn, wenn als einzige konkrete Maß· 
nahme die Enuendungeiner japanischen 
Einkaufsdelegalion zur Exportmesse in 
Seoul angekündigt wird. 
Ein weiterer strittiger Punkt, die Frage 
des verstärkten Technologietransfers 
nach Stidkorea, sollte gelöst werden, in­
dem man die Förderungdertechnischen 
Zusammenarbeit auf Regierongsebene 
verdnbane. Jedoch wurde diese Maß­
nahme allgemein als \'öllig unzureichend 
angesehen, angesichts des fehlenden 
Technologietransrers im privaten Be­
reich. Der japanische Wirtschdtsmini· 
ster konnte seinem süd koreanischen 
Amukollegen nur dazu raten, "Südkorea 
möge die Rahmenbedingungen für japa­
nische Investitionen "erbessem".lO 
Ebensowenig konnte auch die gewünsch. 
te Änderung im Zolltarif erreicht wer­
den. Tokio versuchte Seoul zufriedenzu· 
stellen, indem es betonte, das Defizit 
würde dann korrigiert werden, wenn die 
koreanische Industrie konkurrenzfahi· 
ger wurde. 11 

Angesichts solch magerer Ergebnisse bei 
den dringenden wirtschaftlichen Fragen 
kann darin wohl nicht der eigentliche 
Grund des Besuchs gesehen werden. Bei 
dem 90minütigen Gespräch zwischen 
Chun und Nakasone stand da5 Thema 
der Verteidigungspolitik in Fernost im 
Vordergrund. 
Nachdem beim Nakasone- Besuch in 
Seoul 1983 dieses Thema im Mitte l­
punkt stand und dort betont wurde, die 
Aufrechterhahung von Frieden und Sta­
bilität auf der koreanischen lI albinselsei 
"rur den Frieden und die Stabilität in 
Ostasien einschließlich japans \'on we­
sentlicher ßedeutung",12 vermuten 
selbst japanische Kommentatoren, daß 
der Besuch auf Druck der USA zU5lande­
gekommen seL13 
Diese Vermutung wird wohl auch da­
durch ge5lützt, daß in Japan in letzter 
Zeit öffentlich über eine Erhöhung des 
eigenen Beitrags zur Verteidigung nach­
gedacht wird und daftir notfalls auch 
eine Verfassungsänderung kein Hinder­
nis bilden kann. 14 

Die US-Interessen am Chun-Besuch in 
Japan sind klar umrissen. Es handelt sich 
nicht um eine selbstlose Nachhilfelek­
tion in Sachen Völkerverständigung, 
sondern um handfeste militärische In­
teressen im Zuge der US- Pazifikstrategie, 
deren einer Pfeiler aus dem Dreieck 
USA-Japan-Südkorea besteht. 
Die Vorarbeiten zu diesem Dreieck ge­
hen vor da5Jahr 1950 zuriick. Bis 1965 
waren Verträge immer nur zwischen den 
USA und japan oder den USA und 
Südkorea möglich. 1951 wurde der 
amerikanisch·japanische Verteidigungs­
vertrag geschlossen. 1953 gab es da! Ab­
kommen zur gegenseitigen Verteidigung 
zwischen den USA und Südkorea. Nicht 
ohne "Nachhilfe" der USA konnte man 
1965 überhaupt erst zu dem Normalisie­
rongsabkommen gelangen, das dann im 
November 1969 in der Südkorea-Klausel 
des Nixon·Sato.Kommuniqucs prak­
tische Bedeutung fur die US-Politik be­
kam. 

Die Korea-Straße blockieren 

Die Klausel druckt aus, daß Südkorea5 
Sicherheit untrennbar mit der Sicherheit 
Japans verbunden ist. Eine JOlche Aus· 
sage kann nur geringe politische Bedeu· 
tung haben bei zwei Nationen, die nicht 
einmal diplomatische Beziehungen zu­
einander unterhalten. Deshalb war das 
Nonnalisierongsabkommen von enor­
mer Bedeutung rur die Pazifikpolitik der 
USA. 
In der Folgezeilseit 1965 gab es immer 
wieder Abkommen, die in direkter Kon­
tinuität zu dieser Siidkorea·Klauscl ste­
hen. Ein vorläufiger Höhepunkt war 
beim Nakasone·Besuch in Seoul 1983 

erreicht: Japan kam dem Willen der USA 
nach verstärktem militärischem Engage­
ment nach, indem es ankündigte, im 
Konfliktfall die Korea·Straße militärisch 
zu blockieren. 15 

Dies kann natürlich nur dann durchge­
führt werden, wenn Japan seinen Vertei­
digungsbeitrag, der bisher nicht mehr als 
1% dei Bruttosozialprodukts betragen 
durfte, beträchtlich erhöht. 16 1983 war 
eine verstärkte logistische Einbeziehung 
Japan! in das alljährlich stattfindende 
"Team Spiril"-Manöver eine erste Aus­
wirkung des NakaJOne· Besuchs in 
Südkorea. (Nakasone besuchte übrigens 
nur eine Woche späterdie USA.) 
Es klingt deshalb fast schon scheinheilig, 
wenn US-Kommentatoren versuchen, 
die Reaktionen Washingtons auf den 
Chun-Besuch herunterzuspielen. Es wird 
allgemein eine hohe Erwartung Washing­
tons in diesen Besuch angenommen, die 
als nicht erfuHt angesehen wird. 
Die Tatsache, daß "der Besuch stattge­
funden hat ohne Provokationen und Pro­
bleme", 17 ist aber dochgenau das Ereig­
nis, das die Regierong Reagan rur ihre 
militärischen Pläne benötigt. Eine poli. 
tische Annäherung zweier Staaten, die 
wirtschafllich in Konkurrenz mit den 
USA liegen, militärisch aber am gleichen 
Strang ziehen und den USA in dieser 
Frage hel fen sollen, ihre Strategie durch· 
zuführen. Nicht mehr und nicht weniger. 
Diese politische Annäherung zweier Re­
gierungen wird aber unter diesen Um­
ständen von der Bevölkerung beider 
Länder nicht nachvollzogen. Sowohl in 
Seoul als auch in Tokio häuften sich die 
Demonstrationen gegen diesen Besuch. 
Der bürgerliche koreanische Opposi­
tionspolitiker Kim Voung Sam sprach 
von einem "zweiten nationalen Ausver­
kaur',18 der Süd koreas nationale Würde 
nicht weniger \'erlelzen würde als die 
Normalisierungvon 1965. 
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In der Tat herrscht bei den Koreanern 
ein Konsens in dieser frage: J apan wird 
nach wie vor als Kolonialmacht betrach­
tet. Nach der Befreiung 1945 hatten ge­
nau 20 J ahre lang die J apaner keinen 
Zugang zur Halbinsel, nach 1965 wurden 
die alten Zustände wiederhergestellt . 

Zwar verlief dies zeitgemäßer als früher, 
aber deshalb für die Koreaner nicht weni­
ger entwürdigend und ru f die J apaner 
nicht weniger ergiebig. 

Die Stimmung in Japan war ebenfalls 
gegen diesen Besuch. Ablehnung aus den 
unterschiedlichsten Motiven gab es in al­
len politischen Strömungen. Die Kom­
munistische Partei Japans wandte sich 
energisch gegen das "reaktionäre und 
antidemok ratische militärgestützte 
Chun-Regime".19 Die Entschuldigun­
gen Hirohitos und Nakasones fiir die Ver­
gangenheit werden von der japanischen 
Bevölkerung nicht ernst genommen, so­
lange man mitansehell muß, wie Politi­
ker und Industrie ihres Landes vereint 
die "unglückliche Vergangenheit" unter 
neuen, neoimperialen Vorzeichen fort­
setzen und zusammen mit einem von den 
USA ausgehaltenen Militärregime das 
südkoreanische Volk ausbeuten. 

So waren die drei Besuchtstage von Chun 
000 Hwan in Tokio von ständigen De­
monstrationen auf der einen und 23 .000 
Polizisten auf der anderen Seite beglei­
tet, was zeigte, daß diese Annäherung in 
Fernost als das erkannt wurde, was sie 
sein sollte: Eine Fcsuchreibung der neo· 
kolonialen Abhängigkeit Süd koreas von 
Japan und eine engere Eingliederung bei· 
der Staaten in die US-Pazifikstrategie. 
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Georg Diederichs Der SÜdpazifik im Griff 
der Atomkriegsplaner 

Ende August d.J. kam aus Funafuti, der 
Hauptstadt des winzigen südpnifischen 
Inselstaates TuvaJu. wichtige Kunde:. 
Auf der alljährlichen Tagung des "Süd­
pazifischen Forums", einer 1971 in Neu­
secland, Hauptstadt Wellinglon gegrün­
deten Organisation, der neben Nc::usee­
land und Australien auch Papua-Neu­
guinea. Tonga, die Fidschi-Inseln, 
Vanuatll , Nauru, Kiribati. die Salomo­
nen, Tuvalu, West·Samoa, die mikronesi­
sche: Staaten föderation sowie die auto­
nomen ncuscdändischc:n Außc:ngcbiclc 
Niuc und Cook·lnseln :mgchör<:n, faßten 
die Rcgicrungschds dieser Länder und 
Territorien einen Beschluß von Format. 
Man will den Entwurf eines Vertragts 
ausarbeiten, der den gesamten Südpazi­
fik zur alomwil.ffcnfreien Zone erklärt. 
Nach den vereinbarten Prin?:ipien soll 
dieser Vertrag sowohl "die Enlwkklung 
und .Erprobung, den Bau und Besit?: so· 
wie die Lagerung von Kernwaffen" als 
auch dic Deponierung radioakti ... en Mülls 
auf dem ~Ieeresgrund verbieten. l-;ill Ver· 
tragsentwurf soll dem Slaatenforum auf 
der nächsten Tagung im jahr 1985 :wr 
Vnabschicdung \'orgdegt werden. 
Die Initiati ... e ,'on Wellington bringt die 
große Besorgnis der südpal;;fischen 
Völker über den weiteren l-"ortbestand 
dieser Region wm Ausdruck. Sk ist zum 
einen die Reaktion darauf, daß sich seit 
Ende des 2. Weltkrkges der Stidpazifik 
zu einem rcgclrelhten I ummclpliltz von 
Atonlilldustrie und l\lilitilTs entwickelt 
hat. j apan ... crsenkt dort seinen Atom· 
müll. Die USA haben 7.dhlrciche Kern-

..... affenvcnuche - einschließlich des 
Tests der ersten Wasserstoflbombe -
durchgemhrt. Und Fr.mkrcic:h erprobt 
bis zum heutigen Tage seine Kernwaffen 
ausschließlich in dieser Region. 
Zum anderen ist Wellinglon ein Reflex 
auf die '·on der Reagan·Administration 
forcierte Militarisierung des Gebietes 
und seine engere Einbindung in die 
Atomkriegsvorbereitungen gegen die 
UdSSR. Insofern zeigt der Beschluß,daß 
auch die BewohnerdesSüdpazifiks nicht 
gewillt sind, Geiseln eines venneintlich 
"begrenzten" Atomkrieges, den die der­
zeitige US-Regierung ja bekanntlich rur 
fuhr- und gewinnbar hält,:l.u spielen. 

"Ozean der Zukunft" 

Die USA begannen bereits um die jahr­
hundertwende damit. ihre geopolitische 
und militärische Machtposition im 
SÜdpazifik auszubauen. 
"Das l\Iittelm~r ist der O:l.ean der Ver­
gangenheit. der Atlantik der Ozean der 
Gegenwart. aber der Paz.ifik ist der 
Ozean der Zukunft·', verkündete john 
lIay, Außenministerder USA in denJah­
ren 1898·1905. Während seiner Amu­
zeit \"erleibten sich die USA im "Ollean 
der Zukunft"' Hawaii und Guam (1898) 
sowie Amerikanisch- Samoa (1899) als 
Flottenstützpunkte ein. Ferner erklärten 
sie 1899 die Insel Wake :tU ihrem Besitz 
und unterstellten die bereits 1867 an­
nektierte Insel Midway 1903 der US­
Kriegsmarine. 

Zu diesem Zeitpunkt wurden die USA 
allerdings vonj apan und Großbritannien 
an weiteren Vorstößen in den asiatischen 
Teil des J'3.1lifiks gehindert. Der entschei­
dende Durchbruch gelang ihnen schließ­
lich während des 2. Weltkrieges. 
In blutigen Schlachten vertrieben sie die 
japaner von den Marianen- und Karo­
linen·lnseln (heute Belau und die Slaa­
tenföderation von Mikronesien) sowie 
den Marshall-Inseln und besetzten diese 
Territorien. 
Am 6. und 9. August 1945 wurde 
schließlich mit dem Start US-amerikani­
scher Bomber von der Insel Tinian 
(Nordmarianen) das atomare Zeitalter 
eingeleitet. Die von ihnen hinterlassenen 
Atompilu über den japanischen Städten 
lliroshima und Nagasaki verkündeten 
der Welt auch, daß sich die USA die 
militärische Überlegenheit im ge~mlen 
p;u:ifischen Raum gesichert halten. 
1947 unterzeichnete die Regierung Tru­
man einen Vertrag mit den Vereinten 
Nationen, der ihr die Marianen·, Karo­
linen· und Marshall·lnseln als strategi. 
sches Treuhandgebiel unterstellte. 
Washington ,·erpnichtete sich darin, mit 
der übernahme dieses Ven..-altungsman­
dan über den größten Tei] der mikrone· 
sischen Inselwelt "die Bevölkerung vor 
dem Verlust ihrer Inseln und Ressourcen 
zu schützen und sie durch gezielte Wirt· 
schaftshilfe auf Autonomie bllw. Unab· 
hängigkeit vonubereiten ". 
Doch die USA scherten sich herzlich 
wenig um diese Verpflichtung. Bereits 
ein Jahr zu\'or, am 15. februar 1946, 



hatte der ~Iilitärgouvemeur der von US­
Truppen besetucn Marshall- Insdn die 
Anweisung erteilt, sämtliche Bewohner 
des Bikini-Atolls zu evakuieren. Damit 
begann nicht nur die bis heute andauern­
de Irrfahrt der Vertriebenen, sondern 
auch eine ganze Serie von Atomwaffen­
tests in diesem Gebiet. 
Die erste Atombombe wurde von den 
USA am I. j uli 194 6 auf dem Bikini­
Atoll gezündet. Weitere folgten. Weit 
und breit löschten diese Explosionen al· 
Ies Leben aus und übenogen die Ober­
fläche der Insel mit einer glasharten 
Kruste. 
Danach kamen Wasserstoffbomben an 
die Reihe. Die erste Wasserstoffbombe, 
am 1_ März 1954 gezündet, war tausend· 
mal stärker als die Hiroshima- Bombe. 
Ein gleißender Feuerball mit einem 
Durchmesser \'on 5,6 km stieg über dem 
Bikini·Atoll zum Himmel. Millionen 
Tonnen Wasser und Sand wurden in die 
Luft geschleudert, einige Inseln des 
Atolls total zersprengt. 
Die radioaktiven Teile gingen in einer 
Entfernung von 400 km auch über ande­
ren mikronesischen Inseln nieder. Keine 
US-Steile hatte es rur nötig befunden, die 
dortigen Bewohner auch nur zu infor­
mieren_ Im Gegenteil: Sie wurden von 
den US-Mili tärs bewußt als menschliche 
Versuchskaninchen mißb raucht! 
Vom radioaktiven Fallout besonders be­
troffen war die nur 160 km von Bikini 
ent fernte Insel Rongelap. Dort bekamen 
die Menschen wenige Stunden nach der 
Detonation die ersten Folgen zu spüren: 
Zunächst traten Durchfall und Erbre­
chen auf. Später kamen Verbrennungen 
hinzu , die Haut zerfetzte, Haare fielen 
aus (siehe Kasten). 
Erst kürzlich hat eine erneute medizini­
sche Untersuchung ergeben, daß die ge­
sundheitlichen Folgeschäden rur die Be­
wohner bis heute nicht überwunden 
sind. So sind Schilddrüsen· und Hauter­
krankungen sowie Leukämie besonders 
häufig auf Rongc!ap vertreten. Bei ca. 
50% aller Schwangerschaften muß mit 
Fehl·, Miß- oder Totgeburten gerechnet 
werden. Besonders häufig sind weiterhin 
Wachstumsstörungen bei Kindern und 
Fälle von Grauem Star. 
Trotz dieser erschreckenden Erkennt­
nisse weigern sich die USA bis heute, den 
Bewohnern von Rongelap angemessene 
än diche Hilfe zu kommen zu lassen. 
Ein weiteres Beispiel damr, daß die USA 
nie daran dachten, ihren Treuhand­
schaftsverpflich tu ngen n achzukommen, 
bietet das Eniwetok·Atoll. Auch dessen 
Bewohner wurden verbannt und dann 
insgesamt 4 3 Atom- und Wasserstoff­
bomben über dem Atoll gezündet. Auf 
Engeli, einer Insel des Atolls, leben heute 
nur noch Scharen von Ranen. 
Runit, eine weitere Insel, wird, wie Ex­
perten errechnet haben, noch 24.000 
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jahre radioaktiv verseucht bleiben. Ins­
gesamt haben die USA zwischen 1946 
und 1958 66 Atom- und Wasserstoff­
bombentests im Gebiet der Marshall­
Inseln durchgemhrt. 
Obwohl die Atomwaffentests nach 1958 
eingestellt wurden (die USA testen ihre 
Atomwaffen seitdem in den Wüstenge­
bieten der US-Bundesstaaten Utah und 
Nevada), behielten die Marshall-Inseln 
ihre Rolle als Versuchsgebiet rur Kriegs­
strategie bei. 
Seit 1964 testen die USA auf dem Atoll 
Kwajalein ihr gesamtes Arsenal an ato­
maren Langstreckenraketen (von Minu­
teman über Polaris bis zur MX), die vom 
kalifornischen Luftwaffenstützpunkt 
Vandenburg über 6.500 km in den 
Südpazifik abgeschossen werden, wo sie 
in der größten Lagune der Welt einschla­
gen und auf ihre Treffgenauigkeit hin 
überprü ft werden. 

Raketenbasen Kwajalein , Tinian 

Auf Kwajalein unterhalten die USA dar­
über hinaus auch eine wichtige Einrich­
tung zum Test von Raketenabwehrwaf­
fen . 1981 wurde die Insel RoiNamuran 
der nördlichen Spitze des Kwajalein­
Atolls zum Testgebiet des "Ahair"­
Radarsystems mit Horchposten des 
"Pacific Barrier Anti-Satellite"-Systems. 
Dieses System zur Satelliten-überwa­
chung besteht aus einem Netz von drei 
Radarstationen auf Guam, den Phil ip­
pinen und eben Roi Namur. Insgesamt 
läßt sich fests tellen, daß Kwajalein als 
Zentrum der Langstreckenraketentests, 
der Entwicklung von Raketenabwehr­
und Sateilitenprogrammen sowie seiner 
umfangreichen sonstigen Kontroll- , 
Kommando-, Kommunikations- und 
Nachrichtenübermittlungsanlagen (C3) 
mehr als jede andere militärische Test­
stätte zum Ausbau der US-Strategie ei­
nes atomaren Erstschlags beiträgt. 
Vom US- Personal, das nur 5 km entfernt 
ein angenehmes Mittelklassedasein fUhrt. 
leben die eigentlichen Bewohner Kwaja­
leins ohne ausreichende äntliche Versor­
gung und Schulen auf Ebeye, einer gera­
de 3 (Ikm großen Insel. Sie wird von 
UNO-Beamten zynisch als "Slum des 
Pazifiks" bezeichnet. 
Die auf Ebeye zusammengepferchten 
Marshallesen werden von den Amerika­
nern als billige Arbeitskräfte ausgebeutet 
und dariiber hinaus auch noch rassisch 
diskriminiert. 
Aber auch im übrigen "Treuhandgebiet" 
rekonstruieren und modernisieren die 
USA alte und bauen neue Militäranlagen. 
So ist z.B. geplant, aus der Nordmaria· 
nen- Insel Farallon ein Testgelände rur 
Bombenabwürfe zu machen. Und auf der 
ebenfalls zu den Nordmarianen gehören­
den Inseln Tinian, wo bereits ein Luft-

waffen- und Marinestützpunkt existiert, 
soll das größte Depot der Region fUr 
atomare Munition entstehen. 
Ginge es ausschließlich nach dem Willen 
der US·~ l ilitärs, so sollte auch auf der zur 
Republik Belau gehörenden Insel Babel· 
thuuap ein Hafen fur Atom-U-Boote 
vom Typ "Ohio"gebaut werden, die mit 
Trident-Raketen bestückt sind. 

Die gesamte US.Militärpolitik in dieser 
Region wird direkt von· Hawaii (seit 
19:,9 Bundesstaat der USA) aus gelenkt. 
Von "Camp Smith", dem oberhalb von 
Honolulu am ßerghang gelegenen Sitz 
des Oberkommandierenden aller Streit­
kräfte im Pazifik, werden eine riesige 
Armada von Kriegsschiffen, Flug-..:eug­
trägem, Atombombern, Aufklärungs­
und Spionageflug-..:eugen sowie einige 
hunderttausend Mann aller drei Waffen­
gattungen befehligt. Das Rückgrat dieser 
gigantischen Militännaschinerie bildet 
die 7. US-Flotte. die von dem großen 
Marinehafen Subic Bay auf den Philip­
pinen und von Yokosuka in japan aus 
operiert. Zur 7. US-Flotte gehören 43 
U-Boote, 5 Flug-..:eugträger und 65 
Kampfschiffe. 
"Camp Smith" unterstehen weiterhin 
die 5. taktische Luftflotte in japan und 
Südkorea sowie das 13. Luftwaffenkom· 
mando Clark Air Field auf den Philippi· 
nen. Dazu kommt noch die dem Strategi­
schen Luftkommando (SAC) in den 
USA direkt unterstellte 33. Strategische 
Luftflotte auf dem großen US-Militär­
stützpunkt Guam . 
Besonders Guam hat in den Ietztenj ahr­
zehnten traurige Berühmtheit erlangt. 
Denn von hier aus liefdic: Unterstützung 
fUrdie US-Aggressionstruppen im Korea­
krieg (1950-53). Und von hier aus starte­
ten die B-52-Bomber ihren mörderischen 
Bombenkrieg gegen Vietnam (1964-73). 
Gegenwärtig sind auf Guam ca. lO.OOO 
US-Soldaten ständig slationiert. Die An­
derson·Air-Base zählt zu den größten 
Luftwaffenslülzpunkten außerhalb der 
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USA und di!! Marin!!basis Agana ist ein 
wichtiger Stützpunkt der 7. US·Flo1te. 
Neben ihren Mititärstützpunkten im 
"Treuhandgebiet" und aufGuam unler· 
halten die USA im Südp:u:ifik noch wei· 
tere Stützpunkte und Depots auf Wake, 
r.,'Iidway und der Johnston·lnsel, wo vor 
al lem Giftgas lagert. 

Mit ihrer gigantischen Militännaschine­
ne im Siidpazifik verfo lgen die USA im 
wesentlichen zwei Interessen, wirt. 
schaftliche und militärstrategische. 
Wirtschaftliches Intereue haben die 
USA an dieser Region aus mehrerlei 
Gründen. So werden z.S. unter dem 
Meeresboden riesige Gold- und Zinnvor­
kommen vennutet und auch der Abbau 
von schätzungs ..... eise 200 bis 1.000 Mio 
Tonnen Manganknollen dürfte ein lukra­
tives Geschäft versprechen. ~angan ist 
als Stahlveredler unentbehrlich und ei. 
ner der wichtigsten Rohstoffe rur die 
Rüstungsindust rie. 
Bereits heute kommen ca. 25% der Weh­
fördermenge an Erdöl und Erdgas aus 
den Schelfgebieten der pazifischen Re­
gion. Darüber hinaus kontrollieren die 
USA durch ihre Militärpräsenz im Süd­
pazifik die wichtigsten Schiffahrurou­
ten und sichern sich damit ihre Rohstoff­
importe (Zinn, Kupfer, Erdöl. Kokosöl, 
Kopra, Edelhölzer UIW.) aus den Staaten 
der Vereinigung Südo5lasiatischer Natio­
nen (ASEAN; Philippinen, Indonesien, 
Thailand, Singapur, Malaysia und Sru­
nei) und anderen ost asiatischen Län­
dern. 
Das militärstrategische Interesse der 
USA besteht - neben der Nuuungdieser 
Region zu militärischen Te$lzwecken _ 
vor allem darin. daß die zahlreichen 
Stützpunkte einen GÜrtel von Australien 
bis zu den Philippinen. Japan und Süd­
korea bilden und somit quasi eine Ab­
sperrung des Indischen Ouans von 
Osten her darstellen. 
Darüber hinaus unterstützen diese Mili­
tärbasen die Struktur der US-Streitkräf-

te im Indischen Ozean und sind von ihrer 
Ausstattung und Logistik her mit diesen 
verbunden. Von Bedeutung ist weiter­
hin, daß die USA seit 1951 mit Austra. 
lien und Neuseeland im Pazirischen 
Sicherheitspakt ANZUS (AbkürlUngen 
der drei Mitgliedsländer) eine militäri­
sche Paktorganisation unterhalten. 

Die globalstrategischen Interessen der 
USA im Südpazifik hat der frühere US­
Verteidigungsminister Schlesinger be­
reits 1973 recht deutlich vor dem Kon­
greß in Washington umrissen: "Durch 
dieses Gebiet mhren nicht nur unsere 
Zugangswege nach Guam. sondern auch 
die Verbindungslinien zum Nahen Osten 
und zu unseren asiatischen RohstoH­
quellen, die von ~Iikronesien aus kon­
trolliert werden können. Mehr noch, 
eine Kommunikationslinie Nord·Süd, 
die immer wichtiger wird und unsere 
nördlichen Verbündeten Japan und 
Süd korea mit unseren sudlichen Ver­
bündeten und Freunden Australien. 
Neuseeland. den Philippinen und Indo­
nesien verbindet, verläuft durch dieses 
Gebiet ... 

Um die Inseln und Gewässer Mikrone­
siens auch künftig militärisch nutzen zu 
können, b!!rreiben die USA seit Jahren 
eine mehr oder weniger offene Politik 
der Annexion. 
Bereits Anfang der 60er Jahre warnte 
Anthony M. Solomon, heutiger Präsi· 
dent der New Vorker Bundesbank, in 
einem vert raulichen Bericht an den da­
maligen US-Präsidenten Kennedy; "Aus 
Sicherheitsgriinden erscheint Mikrone­
lien den Vereinigten Staaten besonders 
wichtig. Wir können das Gebiet nicht 
aufgeben. Im Laufe der Zeit werden wir 
jedoch in die unangenehme Lage kom­
men, das einzige Land zu sein, das noch 
ein Treuhandgebiet verwaltet. Es kann 
bald die Zeit kommen. daß der Druck 
der Vereinten Nationen, den Status von 
Mikronesien neu zu gestalten, mehr als 
störend wird." 

Mil dieser Aussicht auf ein mögliches 
Ende der Treuhandvereinbarungen be­
gannen die USA Anfang der 70er Jahre, 
mit dem KongreB von Mikronesien über 
einen ver,tnderten politischen Status zu 
verhandeln. 
Der Kongreß als übergreifende Institu­
tion mit Vertretern aller Inseln ließ bei 
der mikronesischen Bevölkerung die 
Hoffnung aufkommen, daß die kulturell 
und sprachlich verschiedenen Inseln in 
einer einzigen Nation vereint und dann 
u.nabhängig werden könnten. Ein Ange­
bot der USA, Mikronesienzum US-Com­
monwealth zu machen, wurde rund­
heraus abgelehnt. 
Daraufhin teihen die USA in offenem 
Bruch der Treuhandschaftsvereinbarung 
Mikronesien in vier Teile: die Palau­
Inseln (Republik Belau), die Nordmaria_ 
nen, die Staatenföderation von Mikro­
nesien (Vap, Truk. Ponape und Kosrae) 
sowie die Marshall-Inseln. In jedem die· 
~r Teilgebie te setzten sie lokale Macht­
organe ein. Mit diesen gedachten sie 
dann Abkommen abzuschließen, laut de­
nen die je ..... eiligen Territorien den Status 
einer "Gemeinschaft" oder "freien Asso­
ziation" mit den USA annehmen sollten. 
Ein solches Abkommen wurde bereits 
1975 mit den Nordmarianen abgeschlos­
sen. Ende 1980 paraphierten und 1982 
unterschrieben ein Bevollmächtigter des 
US- Präsidenten und Vertreter Belaus, 
der mikronesischen Staatenföderation 
sowie der Marshall·lnseln ein ähnliches 
Abkommen. 

Stri ttige "freie Assoziierung" 

Darin versprach man se itens der USA der 
InseJbevölkerung "innere Selbstverwal­
tung'" wohingegen die US-Regierung 
"sämtliche Bdugnisse und die volle Ver­
antWOrtung für ihre Sicherheit und Ver­
teidigung" übernehmen sollte. Die Staa­
tengebilde sollten "in ihren auswärtigen 
Angelegenheiten die US-Regierung zu 
Rate ziehen". 
D.h. im Klartext und in der seit langem 
von den USA geübten Praxis, daß ihnen 
Washington einfach diktiert. was sie poli­
tisch zu tun und vor allem. was sie zu 
lassen haben. 
Diese faktische Annexion wollten die 
USA durch eine "Willenserklärung" der 
Mikronesier untermauern und initiierten 
deshalb Volksbdragungen über den 
künftigen politischen Status in den je­
weiligen Teilgebieten. 
Zwar sprachen sich die Stimmh!!rechtig­
ten auf Belau und der Staatenr6deration 
von ~likronesien Anfang 1983 mehrheit­
lich ftif eine "freie Assoziation" mit den 
USA aus, doch wurde auch deutlicher 
Widerstand gegen diese Annexionspoli. 
tik sichtbar. Auf der zur mikronesischen 
Staatenföderation gehörenden Insel 
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Medizinische Folgeschäden 
der Atomwaffentests 

Im Jahre 1954 lt:Slcten die USA ihre erste 
\\'as~erslOffbombe 6uf dem Bikini-;\tr:>IL D,e 
gesundheitlichen S<.Chiidcll, die dic~ Explo­
.ion zur Folgt' hol!!c, waren rur die ßel"ölk<:­
WOll der umlicgcmlen Inseln und Alolle vcr­
heerend. Aus "cr>~hiedenen Au> • .tgo:n "on 
Augenzeugen und Opfern wird n<ichllich, 
daß di.,,,: Erfahrungenjenen ""n Hiroshimal 
Nag-.tsaki und Vietnam (liehe AIB-Sonder­
heft 2f1984, S, IHf. und 11·12/ 1983, S. 
18ff.) zum Vc",,'cchseln dhnlich sind. 
Jotm ,,"njain (R ongclap): 
"Am ~I(}rgcn deI I. ~Ijr~ Iahen ,~irein Licht 
im WeHen. Wie eine a"f~hendc Sonne. Wir 
hönen eine laute Detonation. und in den 
nachsleß Minuten besann die Erde Zu 
schwanken. Ein paar SlUnden dall.l.;.h fiel 
radioa!<.I;'"r Staub auf cli., ~knschen, in~ 

Trinkwas",r und ~uf die Nahrung. Die Kin­
der spielten in buntem, ascheahnlichem Pu]' 
"er. linsere Leute ... urd~n sehr krank. Sie 
erbrachen ~ich. auf der IIJut zeigten sich 
Verbrennungen, die Haare roelen au\. ,. 
Elry Enos (RongelaJ)): 
"Wir hauen Verbrennungen dm ganzen 
Körper . Die ~Iemchcn f"hlten ,ich zittrig 
und schwach ....... ach zwei Tagen spurte ieh 
~twas unter meinen Fingunj~ .. ]n, dann fic· 
kn die Njgcl ab und di .. Fingerblutelen. Wir 
alk lilien unter Verbrennungen der Obren, 
Schultern, des Na .. kem und der Füße. Un­
sere Augen waren ganz entzündet." 
;\"oo:;b einmalJohn Anjain: 

,,1957 sagten um die Är.:te der amerikani· 
"hen Alarnie Energy Cnmmission (AEC), 
d.1ß wir, ohne S .. haden Zu nehmen. auf die 
Imel wniekkehren könnten, gaben aber zu, 
daß sie noch SChwach ,"e,"",eucht sei. Leider 
muß ich sagen, daß nach unserer Rückkehr 
auf Rongelap "ieIe von un< Krankheiten be· 
kamen, die wir vorher nidn gekannt hatten. 
In den leuten Jahren wurden viele yon deo 
nen, die der Strahlung dU'ge".,tzt w:!.ren und 
auch von denen, die ihr nieht direktlU5ge· 
SelZI waren, aber 1957 mit zunickkehnen, 
'on Sehi]ddti.isenkreb. und jhnlichen Krank· 
heiten befallen. ]9 der 22 Kinder, die auf 

Rongebp verseucht wurden. mußten an der 
Schilddruse operiert werden. ~I ein Sohn 
Lekoj ,,'ar erst] Jahr alt, al, er 1954 der 
Strahlung au.ge.etzt wurde. Er wueln .0 

kr,jftig und gc,und heran, daß ich glaubtc, e' 
könne ihm nie etwa, pas,ieren. Aber Ende 
1972 wurde er $ehr krank, und die AEC· 
. :~r.:te ~aglen, er habe eine sehr j(erahrhche 
Krankheit, die Leukämie genannt wird. Er 
>ta rb wenige Wo,hen 'pJter. im l\:m'ember 
]972." 
Darlene Keja-John.on (M a rshall· ] n ~ bl ): 
"Wir I.larshalle,en bezeichnen die.e Babie, 
als Qu;.dlen. Da, B~by wird auf dem Labor· 
lisch geboren, c, atmel und bewegt sich hin 
und her, aber e, ist nkht wie ein mensch­
liche. Wesen gelormt. Es sieht aus wie ein 
Gallertbeutel. Diese Babie~ leben nur wenige 
Slunden. Manchmal werden B"bies geboren 
mit hornartigen Gewachsen an ihren Köp' 
fen, ~ndere haben .sechs Finger oder Zehen." 
Minji Kel (Uli rik.Alo ll ): 
..~Iehrcre meiner Babie\, die bei der Geburt 
ge,und waren, starben im ersten Lebens­
jahr ... Insgesamt "erlor kh vier Bables. ~ I ~in 
Sohn Winston wurde ge"au ein Jahr nach der 
Bombe gcboren. und er hat wegen Schild· 
drilsenkrebs zwei lIa15opera!ionen hinter 
sich." 
Reuben Merliss (US·An t, nach einer Infm­
mationsreise im J ~hre 1980) : 
"E. gab auf Utirik "OT etwa 5 bi. 6 J ahren 
allgemeine Kl agen, daß die S .. hkraft nach· 
ließe. wahrscheinlich infolge eines "erstark· 
ten Auftrelcns ,'on Grauem Star. Keinerder 
~lell>,hen auf l'tirik, mil denen ich sprach, 
bericht .. te mir, daß je cin Ar.:t seine Augen 
'0 untersucht h~lIe, daß man Grauen Star 
diagno,tizicren kann. Sultdeuenwurde mir 
en>ihlt. daß zwei Schachteln mil Brillen ,er· 
schiedener Modelle und Gestelle zur Insel 
"erschifft wurden, und die Leule >olhen her· 
t>cikommen und die Brille aus'uchen, die 
ihnen zu helfen ~chien. Und da. war die 
gesamte Untersuchung und Behandlung des 
Augenleidens. Dessen, WaS ich für eine ein­
zigartIge Epidemie an Grauen Star hahe." 

Ponape stimmten z.B. 58% der E.;nwoh· 
ner gegen die Assoziierung mit den USA. 

Auf Belau erhielt ein Zusatzabkommen, 
das den USA 1/3 des Landes ftir die 

Lagerung von Atomwaffen, weiteren 
chemischen und biologischen Waffen, 
ftir den Bau von Flotten- und Luftwaf­

fenstützpunkten sowie eines Ausbil­

dungscamps ftir den A n ti-Guerilla­
Kampf zuschanzen sollte, nicht die zur 

Annahme erforderliche 3 /4-~'lehrheit. 

Diese Ablehnung kam nicht von unge­

fahr, hattc die R epubli-k Belau sich doch 

bereits 1981 ~ trotz aller Einm ischungs­

versuche der USA - als erstes Land der 

Welt eine Verfassung gegeben , die das 

Vorhandensein von Atomwaffen und an­

derer radioaktiver i\laterialien zu Land 

und in seinen Hoheitsgewässern verbie­

tet. 
Währe nd die Regierung Reagan die Mei­

nu ng vert r at, daß mit der Annahme des 
Assoziierungsabkommens auch das Zu· 

satzabkommen über die militärische 

Nutzung künftig Gültigkeit besitze, er­
klärte der Senat von Belau, daß mit der 

Ablehnung des Zusatzabkommens auch 
das Assoziierungsabkommen hin fallig 

sei. Diese Auffassung wurde im AuguSt 

1983 auch vom Obersten Gerichtshof 

der Republik Belau bestätigt. 
Der "Compact of Free Association" ist 

damit zwar vorerst vom Tisch, doch is t 

davon auszugehen , daß die USA alles 
daransetzen werden, die Republi k Belau 

doch noch in ih ren Besi tz zu bekommen . 

Denn Belau , 3.600 km von T okio im 

Norden, 1.800 km von Sydney im Süden 

und 900 km von der philippinischen 

Insel M indanao e n tfernt, besitzt eine 

zentrale strategische Bedeutung. Hier 
kreuzen sich wichtige Schiffahrtslinien, 

die die USA auch künftig ko ntrollieren 

wollen. 

Widerstand auf Belau , Marshalls 

D urch das Inaussich tstellen von 183,7· 

Mio Dollar, die den Op fern der Atom­

waffen tests als "Sch adenersatz" gezahlt 

werden sollen, gelang es den USA im 
September 1983 schl ießlich, eine knap­

pe Meh rh eit d er A bstimmungsberecht ig­
ten auf den Marshall -Inseln ruf e in Asso­

z iiemngsab kommen zu gewinnen . 

Trotz dieses zw eifelh aften Erfolgs dürf te 

Washingtonjedoch die massiven Proteste 

d er M arshallesen nicht vergessen haben, 

die sich 1982 vor allem gegen die Pun kte 

des Vertrages rich teten , nach denen die 
Benutzung des R ake.tenteStgeländes auf 

Kwajalein weitere 30 Jahre gestattet 
werden soll, und d ie die weitere Militari­

siemng des Archipels vorse hen. Damals 
besetzten ca. 1.000 Manh allesen T eile 

des militärischen T estgebiets, was ver­

schied ene Friedensgruppen ander ameri-



kanischen Westküste zu SolidaritälSak· 

lionen während der MX-Tesn veran­

laßte. 

Widerstand gegen zunehmende Militari­

sierung und atomare Verseuchung regt 

sich jedoch .Iicht nur in Mikronesien, 

sondern auch im übrigen Südpazifik. 

Ausschlaggebend dafUr sind vor allem die 

Deponierung radioaktiven i\'lulls durch 

die japanische Atomindustrie und die bis 

heule andauernden AtomwarrenteSls 

Frankreichs in Französisch-I'olynesien. 
Allein zwischen 1966 und 1982 fUhrten 

die Franzosen auf dem i\lururoa-Atoli 

und der Insc:l Fangataufa 94 Atomwaf­

ren tests durch. 

1975 organisierten Mitarbeiter der 

"Kampagne gegen die rranzösischen 
Atomwarfentests" auf den Fidschi· 

Inseln den 1. Internationalen Kongreß 

rur einen atomfreien und unabhängigen 
Pazifik. 
Auf diesem Kongreß wurde eine Charta 

erarbeiu:t, die u.a. die Schaffung einer 

atom{waffen)freien Zone im Pazifik und 

den Abzug aller Kolonialmächte aus den 

von ihnen besetzten Gebieten forderte. 

Diese Charta (Wortlaut siehe Kasten) 

wurde auf der f'olgekonferenz 1978 auf 

Ponape (Staatenföderation von Mikro­

nesien) erneut bestä ligt. 

Anläßlieh der 3. Internationalen Konfe­

renz rur einen atom freien und unabhän­

gigen Pazifik 1980 auf Uawaii beschlos­

sen die Teilnehmer schließlich, eine 

Dachorganisation zu grunden, die als 

Kommunikationttentrale zwl5chen den 

verschiedenen Gruppen und Ländern 

dienen, gemeinsame Kampagnen organi· 
sieren und koordinieren und mit der in­

ternationalen Friedensbewegung zusam­

menarbeiten sollte. 

So entstand das "Pacific Concern Re­

souree Center" auf Hawaii. Durch die 

pazifikweite Koordination der Aktivitä­

ten und die verstärkte internationale Zu­

sammenarbeit gewann die Bewegung 

rasch an Bedeutung. 
An der 4. Konferem:, die vom 10.-20. 
Juli 1983 stattfand, nahmen herein 

Delegationen aus uber 30 Ländern und 
Territorien l\Iikronesiens, Mc:lanesiens 

und Polynesiens sowie aus Neusccland, 

Australien, Japan, den Philippinen, den 

USA, Kanada, Europa und aus der 

Region des Indischen Ozeans teil. 

Bewußt hatte man die mc:lanesische l n­

sc:lrepublik Vanuatu (früher Neue Iiebri­

den) als AUSlragungsorl rur diese Konfe­

renzge ..... ählt. 

Von Franzosen und Briten gemeinsam 

verwaltet. erlangte Vanuatu imJuli 1980 
nach wechselhaften Verhandlungen und 

reaktionären Puuchversuchen, die von 

!-"ranzosen und Amerikanern unterstützt 

..... urden, die Unabhängigkeit. Seitdem 

verfo lgt die sozialdemokrat ische Regie­

rung Vanuatus einen blockfreien Kurs 

und hat die Inselrepubtik 1982 zur atom· 

warrenfrc:ien Zone erklärt. 
In seiner Begriißungsrede an den Kon­

greß markierte Barak Sope, General· 
sekretär der regierenden Vanuaaku-Par­

lci die Position seiner Regierung stellver­

tretend ru r die der gesamten Bewegung 

rur einen atom freien und unabhängigen 
Pazifik: 

"Es ist eine Zeitverschwendung. darüber 

zu diskutieren. ob Atomwaffen und die 
Nutzung von Atomenergie du rch die 

Menschheit sicher sind oder n ich t. Die 

Charta für einen atom(waffenjfreien und unabhängigen Pazifik 

Dir Charta rur rinen aloon(,,·afren}f..,irn und unabhängigrn Paziril" .. urd., t 97$ :Jur &r 
I. Inlunationakn Konfrr~n! rur r inr n alomfn-k n und unablU ngige n Pazifik in Su' a (F id,rhi· 
Imdn) .,rarbriccl und an'-' fllieh dcr t' olgeko" fe.., 'lI. auf Ponal'e (S IUle nröd.,ra lion von Mikro­
ne.i!on) 1978 be.tatig t. Sie i5t rin~ popu la.., Erld~rung, die die Gnwdlagc rur ~nuprrchrnck 
Abkommen z .. ischen den R.,gic:nlllg.,n der Ilvifi.chrn R~g:ion M"in ,oll. At, Vi.l lkr,,·~rt rag ru r 
dn.,n atom(waffen)frdrn P:u.irik wu nl., di~ Charta schJi.,ß lich auf der 3. Intt"rn:Jtionakn 
Konf.,,,,nz rur ~in("n alOmfn-kn und unabtungigen Pu'fik. dir ,om 10.- 18. Mai 1980 in Kailo.ua 
(I b ... aii) itanf:Jnd, bt..chlou,:n. 

( ... ) Wir ah Einwohner des puifischen RJu' 
md 
I. sind uberleugt, daß un'''rc Volker und 
unsere Umweh von d.,n \\'eltm.ichl.,n Zur 
G.,nuge ausgebeUlei wonlen sind. 
2. Wir erkta",n. daß die ~tomaren ~tichle 
un P~z,fik gegen unser.,n \\'illrn operieren, 
und "W'dr ,·on Territorien ~us, die "on ihnen 
ab Kol.)Il~n '·erwahet oder beansprucht 
'.:erdrn. 
3. I'o'ir glaoben, daß die polilische L'nabhan· 
gigktit aller Völker eine Grundvonu~<CI' 
"ung tur die Erlangung eine~ atom ..... affen· 
freien Pazifik ist. 
4. Wir glaoben. daß alomare Te~ts im Pa1.i· 
fik und die daraus rc~ult'erende Strahlung 
eIße Bedrohung "on Ge~undheit, l..cbem· 
unlerhalt und Sicherheit der Einwohnerdar­
stellen. 
5. \\Ir glauben, daß awmare Tests und 
RaketenlCSIS die wichu8'ten Faktoren sind. 
durch die der RU$lung.wClllauf seine T rieb­
kr .. ftrerhalt. 
6. Wir glauben, daß d'e An"e'iCnheit "un 
AIOIlIWaff.,n, Atomreaktoren, atomgetne­
benen Schiffen und atomarem Abfall im 
Pazifilo. das Lehrn der Einwohner gefiihrdet. 
7. Wir erkennen die unmiuelbare Notwen­
digke,t, den Gebrauch und die Herstellung 
atom:ner Waffen zu beenden. 
8. Wir wun~chen, zur ßerndlgung des Rli­
stunllm'ettlaufs beizutragen. 
9. Und wir stellen fest. dlaß eine atomwaf­
fenfreie Zone nichl das Endzi!ol darstellen 
kann, sondern lediglich eIß Schritt in Rich· 

tung auf eine totale. welt weile alomare Ab· 
rustung osl. 

Au~ diesem Grund h.ob.,n wir folgendes be· 
",hlossen: 
10. A rlikrl I: Daß ein., puifische alomwlaf­
feufreie Zone erkbrt werde. di., all die G.,· 
b,ete im Sudpazifilo. umfaßt, die ~on Tlate· 
loko (Lateinamerika), der Anlarktis, dem 
IlIdi>ehcn Olean und den Gebieten der 
A5I:.AN,SLaalen begren" werden. und 
d~mit ganz Mlkrone,;en, Mdane"en, Poly­
nesien, AU<lralien. Neusceland, die Ph,lop­
pinen,] apm und Ilawaii eilliehlicß!. 
11. Artikel 2: Daß d,e Volker und Regir· 
rungen des p~ifischeu Raums keine der fol· 
genden Akti";Üllen oder Einrichtungen in 
d'eser Zone erlaubtn: 
{al alle atomaren Te~ts e;n~chließlich jener 
Truanordnungen. di., einem "friedlichen" 
Zwecke zugeordnet werd.,n; 
(b) alle Vorri~htun~n zur erprobung "on 
Acomwarfen; 
(c) alle Tests .. on Waffcnsy"emenund Fahr· 
"",cu~n, die zur l'nter~IUtl.ung "on Atomwaf­
fen geeignet <ind; 
(d) jede Lagerung. Durchfuhr, Entwicklung 
oder irgendeme andere Form der Anwe'irn· 
heil "on Atom"'affen an Land oder .Iof 
Schiffen. Unlerseebooten und in Flugzeugen 
IIInerhalb der Zone: 
(e) dlk Suitzpunkte, die dem Kommam.lo, 
d.,r Kontrolle, der Kommunikation, der 
Obcrw;u;hung, der Navigation oder irgend· 
einer anderen Auf8'~be bzw. die dem Aufbau 
und dem Brlricb eonrs ~tomac.,n V"T!.,idi· 

gungssplems dienen konnlen; 
(r) alle Atomreaktoren, ~u'genommen Ver· 
iuchseinhel1en "on geringer Kap~ilal, alle 
310mbeuiebcnen Satellilen, ober- und unter· 
irdische Waffen,~,,,.,me und jegliche Durch· 
fuhr, Lagerung, t"r.,isetzung und Abladung 
radioakli'en MaterialI; 
(g) l:ranabb~u, · .. enrhrilung und ·transporl. 
12. Artikcf 3: Daß die Völker und Regie· 
rungen innerhalb der pal.ifi~chen Zone sich 
"on allen gegemeitoKen Vrrteidigungsbllnd· 
"is>en mit Atomm~chlen zuroickzi.,hen wer· 
den. 
13. Artikd 4: Daß die diesen Verlragunter· 
zeichnenden Völku und Regierungen darauf 
hinarbeiten werden. daß die Kolonialmdehte 
3usdem Pazifikab1lehen. 
14. Artikcf 5: D.,ß die die'iCn Vertrag Olller· 
zeichnenden Völker und Regierungen sich 
,m Ab,t~nd von nicht ,,·.,n'ger als dreiJah«"n 
neffen werden. um Wege zur Au,weitung 
des geogr;'phischcn Umfang. der Zone und 
der Verbindlichkeit der in ihm enthaltenen 
Verbote herauszufinden. 

(Quelle: Entwicklung~polilische Ko"espon· 
d.,nz (EPK), l'Or. Si 1983. 5.44) 
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eigentliche Wahrheitlitgt in der Tat. Ich 
werde der Behauptung der französischen 
Wissenschaftler, daß ihre Atomwaffen· 
tests sicher sind, erst glauben, wenn sie 
ihr Teslgelände von Mururoa nach Paris 
ver legen. Ich werde den japanischen Wis· 
senschaftlern ersl glauben, wenn sie ih· 

ren Atommüll in die Tokioter Buchtver­
senken_ Das ist wieder einmal Kolonial­
herren mentalität_ Sie sagen: Es schadei 
dt:n Eingt:borent:n nichts, aber rur uns ist 
es nich t sicht:r gt:nug. Also laßt uns die 
Kolonien behaltt:n, die Tests fortst:(zen 
und weiterhin Atommüll versenken." 
Auf der Konferenz nahmen desweiteren 
zahlreiche Experten zu verschiedenen 
Themen wie Rüstungswettlauf, mt:dizi­
nische F olgen der Atomwaffentests. 
alternative Wirtschaftssysteme und Un­

abhängigkeiubt:wegungen im pazifi­
schen Raum Stellung. In Arbeiugruppen 
wurden diese Themen weiter vertieft. die 
bisherige Arbeit der Bewegung kritisch 
aufgearbeitet und Schwerpunktt: rur die 
Arbeit der kommendenjahre diskutiert. 
U.a_ bt:schlossen die oe!t:gienen. die Un­
abhängigkeits. und Befreiungsbewegun­
gen auf Neukaledonien und Osuimor 
(s iehe nachstehendes IntelView) sowie 
die der Papuas in lrian Jaya, dt:m von 
Indonesien annektierten Westteil Nt:u­
guineas, zu unterstützen. 
Weiterhin wurden Kampagnen gegen die 
Versenkung radioaktiven Millls, gegen 
Militännanöver im Pazifik und gegen be­
stimmte Kernwaffensysteme wie z.B. die 
Tomahawk-Rakete (das i51 die seege­

stützte Version der Marschflugkörpt:r 
Croise Missiles) beschlossen. Die Konfe­
renzteilnehmer bekräftigtt:n einmal 

mehr die enge Vt:rbindung von Anti­
Atomkrafh Friedens- und Unabhängig­
keits- bzw. Bdreiungsbewegungen. Nur 
nach Abschaffung aller Kolonialsysteme 
kann es zur Errichtung einer atom­
(waffen)freien Zont: im Pazifik kom­
men. 

Neuerlicht:n Auftrieb erhielt die Bewt:­
gung rur eint:n atom freien und unabhän­
gigen Pazifik durch den Wahlsieg der 
neuseeländischen Labour-Party im Juli 
d.]. oit: neue Labour-Regierung Langt: 
will, abgesehen vom Oberdt:nken ihrer 
Mitgliedschaft im ANZUS-Pakt (unter­
dessen ist man vom in Aussichtgestellten 
Austritt abgerückt), Neust:eland t:ben­
falls zur atomwaffenfreien Zone erklä­
ren. Gleichzeitig kündigte sie an, sie wol­
le sämtliche Häfen des Landes rur Krit:gs­
schiffe mit Atomwaffen an Bord sper­
ren. 
Es ist dies ein Schritt . den - ungeachtet 
aller hektischen Betriebsamkeit im US­
Außen- und Verteidigungsministerium -
zuvor schon die beiden sudpazifischen 
Inselstaaten Vanuatu und Tuvalu getan 
haben_ Die Kam pagne rur einen atom­

(waffen)freien, unabhängigen Pazifik iSI 
dabei, Schule zu machen. 
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Eckdaten zur pazifischen Inselwelt 

AUOI",!ien 
Neu.edand 
lndone.ien 
hpua·N.uguinn 
Philippinen 
J01"'n 

Bevölkoru'41 
(in Mio) 

1982 

1~.2 .., 
1'2,6 

'. ' SO., 
118.4 

Tabelle 1 

n.che 8Nuo~ial- Lcben .. ,....artuI\j 
(1.000 qkm) p.odukl 1'.0 Kopf 1982 

1982 (in Doll.,) 

7.687 11.140 ,. 
'" 7.920 " l.919 '"' " ." ." " 50' ." .. 
sn 10.080 " 

Ant.il ck. E,....<rblP<non.n (in "'I 
Landwi.ud,a!t [ndu"ri. 
t 960 1980 1960 1980 

" 
, 

" " " " " " " " • " " " • • 
" .. " " " " 50 " (Quelk: \\'ohb.nk, Wehcn.wicklunpber'ch. 1984, 1I'0.lIi""on 1984, S. 2~2123!und 292/293) 

Tabelle 2 

"'"' Be"ölkcNng fl.iche BNIIOOO1iaL· Politische. Statu. 
(in 1.000) (inqkm) p.odukt (in 1.000 DoLla.) 

I.Mikro .... ;.n 
Bdau " Stulenföde",tion 

(19821 .,. US-Treuhandg-ebiet 

von Mik.onCli.cn '" (Val'. TNk, Ponapc, 
(198\) '" US-Treuhandgcbic\ 

Kosr:ae) 
No.dmariancn " (l982) ." US-Treuhandgtbie< 
Ma .. h.U·[nICln 31.6 ( \982) '" '" (1980) US-Treuhandgtbi.c. 
"",m 10~,2 (1982 ", '" (1980) unterst.ht dem US·ln ...... 

minilterium 
NauN • (1982) " unabh';ngic >eil 3t. I. 1968 
Ki.ib>l' " (1982) 90' " (1980) unabhan(;i, ... it 12. 7. ]979 

2. Mela"""n 
I'apua.Neugu,nu (.ieheTabeUe ]) 
Salomonen '" (1982) 28.446 110 (1980) unabhiin8i, sei\ 7.7. ]978 
V.nuatu '" (1982) 14.765 60 (1980) unabhängig seit 30. 7. t980 
Ncukakdonien t39,8 (1982) 19.103 1.J00 (1980) Obc .... "erritorium r .. nk-

reich. 
fid.chi ,., (1981 ) t8.272 1.2~8 (19801 unabhängig ... it 10_ 10. 1970 

,. POlynuN:n 
Tuvalu , (1982) " • (1980) unabhängig .... ;' 1_ ]0. 1978 
"',\li. und futuna " (1977) ,,. Obenc:eterti'onum Frank-

.. ich. 
W.,,-S.moa '" (1982) 2.842 unabhiingig sei, ,. 1. 1962 
Ametikanisch-Samoa 3M (1982) '" 'SO (1980) unten'ch'ckm US-[nnen-

minlllcrium 
Tonga '00 (1982) 89' " (19801 unabhiing'S",it 4. 6.1970 
Niue • (t975) '" Ass<»iien .. Selb",· .. ", ... I-

Gook-[n .. ln 17,6 (198]) 'SO " (1980) 
'ungsgtbi.ct Neusecland. 
Also.i'e" •• Selbstverwa!· 

f .. nz.-Polynuien 14~.6 (1982) 4_200 
'ungogebiet Neusecl.nd. 

1.004 (1980) Obcmctcmtonum frank-
.. ich. 

D,. Bak.r· und 1I0wland-[n>eln. die Jarvi.·tn.el. du Kingsman.iff • .\tidway. P.lmy .... W.ke und die JohnuOr'l' 
]n .. 1 .ind im Bes,t1 der USA. Die Norfolk·tnlCln l!"bören zu Au<tulien; Tokelau zu Neu.«land; Pitcairn zu 
GroBbritannien. Die o.le"n",1 ist chitenisches lIohci"gtbie. und die Galapagos·]nseln üblen zu [ku.dar. 
How";i in ein Bunde"''''t der USA. 

(Quelkn: W.It·Aktuell ·8~. D ... and .. e Jahrbuch, Rowohlt-Tuchenbuch.Verlag, Reinbeck boi Hambu.s, 
Sq>tember 1984. S_ 279-359; Politische. l.nikon Asien und Südpuifik, Ve.ta8 C.H. Ikü, Mun<:hen t980. S. 
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Ost·Timor , 

Interview mit Bischof Martinho da Costa Lopes 

Sie werden bis zum Ende kämpfen 

Martinho da Costa Lopes (65) ist der 
ehemalige päpstlic.:he Administrator oder 
amtierende Bischof von Ost-Timor. Als 
orrener Fürsprecher flif die Unab hängig­
keit der ehemaligen portugiesischen 
Kolonie, die seit 1975 von indonesischen 
Truppen besetzt ist, wurde er untcr dem 
Druck der konservativen katholischen 
Bischöfe Indonesiens letztes Jahr vom 
Vatikan zurückbeordert. 
M. da Costa, der heute in Lissabon leb t. 
weiß die Volksvera 'lkerung der Befre i· 
ungsbewegung FRETILIN und die Fort· 
dauer ihres Guerillakriegs (siehe AlB 
10/ 1983) zu bestätigen. 

FRAGE: Glauben Sie. daß Washington 
bei der Lösung des Problems Ost·Timor 
eine Rolle zu spiden hat? Ist es möglich. 
daß dit USA wirkungsvollen Druck auf 
Indonesien au&iben könnten? 
M. DA COSTA: Wir müssen unterschei· 
den zwischen den Ansichten des ameri­
kanischen Volkes und denjenigen der 
Regierung. Ich glaube, daß die Menschen 
der USA mit der Sache Ost·Timon 
sympathisieren, aber die amerikanische 
Regierung sich mit Indonesien :wsam­
mengetan h:1I. 

Washington - Stütze der Invasoren 

Bekanntlich war (der damalige US­
Außenminister) Kissinger am Tage lIor 
dem Einmarsch Indonesiens in Djakarta. 
Und er machte deutlich, daß die USA 
dem Schritt nicht ablehnend gegenüber­
standen. Washington hat seitdem lliel 
lIon der Militärausriistung zur VerHigung 
geSTellt, die Indonesien in seinem Kampf 
gegen den Widerstand in Ost-Timor 
benutzt. 
Amerika könnte immer noch Vnände­
rungen treffen, wenn es Djakarta dazu 
bt·wegen würde, die Kampfe in Ost · 
TLmor :tu beenden und über die Unab· 
h;ingigkeit des Gebietes :tu lIerhandeln. 
leh habe die I loffnung. daß es mit Inch­
sender Unterstützung im US-Kongrel~ 

und im Senat eine Ver'Jnderung in der 
offiziellen amerikanis..:hen Haltung gt:­
ht:n wird. 
FRAGE: Wall h.JIt:1l Sie lIon Vorschlä· 
I!Wn. Ost·Timor solle ein mit Indonesien 
assotiierter autonomer Staat werdcn, 
<1ber seine portugiesischen kulturellen 
Bindungen beibehalten? 

M. DA COSTA: leh glaube, das Volk lIon 
Ost·Timor wird eine solche Idee ent­
schieden zuriickweisen. Sie sind ent­
schlossen, (flir die Unabhängigkeit) bis 
zum Ende zu kämpfen: Sie wollen um 
jeden Preis unabhängig sein. 
Der Vorschlag ist naiv, wenn man be­
denkt, daß 200.000 Timorenser ihr 
Leben rur die Unabhängigkeit verloren 
haben. Das Volk von Ost-Timor kennt 
die Illdonesierzu gut, um mit ihnen noch 
irgendetwas zu tun haben zu wollen. ( .. .) 
FRAGE: Was ist Ihre Einschätzung der 
gegenwärtigen diplomatischen Bemü· 
hungen lIon Portugal und der UNO -
oder du Fehlen von solchen -, die die 
Lösung des Ost-Timor-Problems zum 
Ziel haben? 
M. DA COSTA: Ich glaube, daß~ie hoff­
nungsvoller sind, seit AuBenminister 
George Shultz im Juli 1984 mit (dem 
indonesischen Außenminister) Kusu· 
maatmadja Mochtar zusammengetroffen 
ist. Portugal erneuert ebenfalls seine Be­
mühungen. Aber ich glaube nicht, daß 
irgendetwas wirklich erreicht werden 
kann, ohne vorher das Volk \'on Ost­
Timor anzuhören. 
Es gibt bei diesem Problem drei Parteien 
_ Portugal, Indonesien und das timoren-
5ische Vol k. Ich denke, daß die Verein­
ten Nationcn versuchen sollten, Indone­
sien davon zu überzeugen, daß es der 
UNO erlaubt, eine Delegation nach Ost­
Timor zu entsenden. Die UNO sollte in 
die Berge lIon Timor gehen und mit den 
Menschen sprechen. Sie sollte die Lage 
mit Xanana GU5mao, dem Führer der 
Guerilleros der Revolutionären front 
des UI\abhängigen Ost-Timor (FRETI. 
L1N ) besprechen, der dt:r authentische 
Vertreter des timorcnsischen Volkes ist. 

FRAGE: Sind Sie ein Anhänger der 
FRETILIN? 
M. DA COSTA: Ich unterstütze die 
F'RETILIN als ein Symbol des nationa· 
len Widerstandes gegen Indonesien. Ich 
weiß nicht, ob sie kommunistisch sind 
oder nicht. 
Aber ich glaube, daß das Volk von Ost· 
Timor nach so vielen Jahren unrccht­
mäßiger Besetzung durch die indonesi· 
sehen Truppen nichts mehr mit Indone· 
sien zu tun haben will, wei! seine Erfah­
nmg so schlecht war. 
FRAGE : Während Ihrer Zeit als Priester 
in Timor haben Sie die Zustande als ver· 
zweifelt beschrieben. Können Sie einige 
Beispiele anführen, wie es aussah, als Sie 
dort warcn? 
M. DA COSTA: Um nur einen Fall zu 
nennen, solhen wir uns an die Zustände 
im Comarca·Gefingnis in der Hauptstadt 
Dili erinnern, wo junge timorensische 
Mädchen, deren Familien verdächtigt 
wurden, Mitglieder der FRETILIN zu 
sein, von den lndonesiem eingesperrt 
und gefoltert wurden. 
Diese ~Iädehen wurden geschlagen, er­
hielten Elektroschockbehandlung, wur­
den mit Zigaretten verbrannt und von 
den indonesischen Soldaten vergewal· 
tigt, um ihnen Informationen über die 
Guerilleros zu entlocken. Oft wußten 
diese Mädchen nichts, wurden aber 
trotzdem grausam behandelt. Es warein 
nagrnnter Fall von Menschellrechl5ver· 
letzung. 
Ich habe in der Folgezeit Briefe \'on ost­
timorensischen ~Ienschen und von mei· 
nem Nachfolger, Monsignore Carlos 
Ximenes ßelo erhalten, die darauf hin­
weisen, daß die Dinge zu diesem Zeit­
punkt genau SO schlimm sind. 
FRAGE: So ist Ihrer Meinung nach die 
Lage in Ost-Timor nach wie lIor schlecht, 
trotz gegenteiliger Behauptungen Indo­
nesien!? 
1\1. DA COSTA: Wenn Djakarta die 
Wahrheit sagt, warum lassen 5ie dann 
keine J oumalisten und unabhängige 
Beobachter und internationale Hilfs­
teams, dic dorthin gehen wollen hinein. 
und lassen sie sich frei bewegen und sich 
selbst ein Bild von der Lage machen? 
Ich zweifle nicht im geringsten daran, 
daß die Kämpfe auf der Insel nicht auf­
gehört haben. ( ... ) 
(Quelle: Newsweek, New Vork, 
3.9 .19 84) 

55 



Chile 

Gunter Blank 

Pinochet läDt Federn 

Vo, der Elnrei~un, in ein. OppOsi,ion.r.on.? Chn,'demokra'en A. Zaldiur(mil Siese,ulchtn) und G. ValdtS (r«hl' da. 
h,n.er) 

Dieser Beitrag unseres Mitarbei ters Gun­
ter Blank erre ichte uns aus Santiago , 
wenige Tage vor dem für den 30. Okto­
ber d.] . geplanten Genera ls tre ik d er chi­
lenischen Opposition. 

Verfolgt man die chilenische Innenpoli­
tik der letzten Wochen, kann m an sich 
nur schwer des Eindrucks erwehren. die 
J unta und allen voran "Seine Exzellenz" 
General Pinoche t würden von Zeit zu 
Zeit von AnHiJlen geistiger Umnachtung 
heimgesucht . 
Die Geschehnisse des Landes erscheinen 
ihnen als apo kalyptische Entscheidungs­
schlacht, in der ihnen die Gewißheit, daß 
der Kommunismus d ie furchtbarste 
Heimsuchung der Menschhe it darstellt, 
letz ten Halt in einer aus den Fugen gera· 
tenen Wel t verleiht. J enseiu dieser parii­
sehen Feindbestimmung, unte r die im 
Zweifelsfall alles subsumiert wird, was 
sich in ihren Augen gegen die Militärs 
versch woren hat. scheint die Politik des 
Regimes weder Regeln noch Gegner zu 
kennen. 
Wer gestern noch als unheilbarvom Mar­
xismus infiziert gebrandmarkt wurde, 
darf schon morgen damit rechnen, ein­
dringlich aufgefordert zu werden, den 
Weg der "demokratischen Normalisie­
rung" und " nationaler Einheit" mit zu 
beschreiten - im Rahmen der Doktrin 
der Nationalen Sicherheit versteht sich. 
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Bei näherem Hinsehen entpuppen sich 
die politischen Kehrtwendungen jedoch 
ab wenig mehr als bloß taktische Manö­
ver der Militärs, die Hoffnung auf einen 
verhandelten Übergang zur Demokratie 
am Leben zu erhalten. Es sind allerdings 
Manöver, die längst nicht mehr mit der 
Präzision im preußischen Geist geschul· 
te r Generalstäbler ablaufen, sondern 
mehr und mehr von den tatsächlichen 
oder vermeintlichen Opportunitäten der 
Tagespolitik bestimmt werden. 
Letztes Beispiel dieses aberw itzigen 
Spektakels war die Verhaftung von sie­
ben Oppositionsnihrem - darunter die 
Präsidenten der Nationalen Gewerk­
schaftskoordination (CNS), Manuel 
Bustos, der Demokratischen Volksbewe­
gung (MDP), Manuel Almeyda, der De­
mokratischen Allianz (AD). Mario Shar­
pe und der Christdemokratischen Partei 
(PDC). Gabricl Valdes - am 9. Oktober 
d.J. 
Sie sollten rur die gewaltsamen Ausein­
andersetzungen während der letzten Pro­
teSllage vom 4. /5.9.1984 (siehe Al B 
10/ 1984, S.18) verantwortlich gemacht 
werden. Daß dem Regime nicht ganz 
wohl bei dem Gedanken war, auf einmal 
die internat ional bekannte Spitze der 
Opposition hinter Giller zu bringen, ließ 
sich schon an deren Oberftihrung in das 
mondäne Untersuchungsgerangnis "Cap­
puchinos" ablesen. 

Und so enuprach es eigentlich durchaus 
den augenblicklichen Gep floge nheiten, 
daß die Anklage wegen Verstoßes gegen 
das Gesetz der Inneren Sicherheit kaum 
24 Stunden später wieder fallengel;usen 
wurde. Die Einsicht, daß die Demokratie 
verheißenden Sirengesänge wohl kaum 
das rechte Gehör finden werden, solange 
sich die Repräsentanten der Opposition 
im Cerangnis befinden, kam der Dikta­
tur - wenn auch erst auf Druck der 
nationalen und internationalen Öffen t­
lichkeit - gerade noch rechtzeitig genug. 
um eine breite Solidarisierungswdle zu 
vermeiden. 
Zunächst kann die J unta erst einmal ihr 
Spiel von Repression und Öffnung halb· 
wegs d'nbeschadet wehertreiben. Zugute 
kommt ihr dabei die manchmal an 
Selbstverlc:ugnung grenzende Inkonse· 
quenz eines guten Teils auch der demo· 
kratischen Opposition. Sie reagier t auf 
jede Repreualie mit Entsetzen und Ab­
scheu und auf jede Phrase, die das Wort 
Demokratie enthält mit "ernsthafter 
Prüfung". 
Diese wankelmütige Haltung entspringt 
jedoch nicht allein den Köpfen der Re· 
präsentanten des Zentrums und der 
demokratischen Rechten, rur die Pol itik 
hauptsächlich im geruhsamen Aushan· 
dein von Kompromissen besteht. 
Sie hat darüber hinaus noch immer eine 
hinreichend große Basis innerhalb der 
Mittelschichten und der einheimischen 
Kapita[istenklasse, die jedesmal, wenn 
Pinochet "Chaos" ruft, bereitwillig 
"Kommunismus" verstehen, ungeachtet 
der Tatsache, daß ihnen das Wasser mitt­
lerweile sc:lbst schon bis zum Hals reicht. 
Da stört auch der Terror wenig, mit dem 
die Diktatur seit Monaten das Land über­
zieht und der inzwischen ein seit 1977 
nicht mehr gekanntes Ausmaß erreicht 
hat. Die Schreie der Gerollerten sind in 
den Luxusvier teln nicht zu hören. Ob­
wohl die Repression mehr und mehr 
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auch bürgerliche und kirchliche Kreise 
erfaßt, fo lgt die Abstufung der Mittel 
noch immer den Kriterien der Klassen­
gesellschaft_ 

Ein Teil der Oppositionspresse, die sich 
im letlIen Jahr erhebliche Freiräume er­
kämpt hat, sah sich seit Anfang Septem­
ber d.]_ einem ebenso absurd anmuten­
den wie langfristig wirkungsvollen, weil 
Auflagen senkenden Verbot ausgesetzt, 
Fotoszupublizieren. Das Dekret, das die 
Zeitschriften Analisis, Cauce, Apsi und 
Fortin Mapocho betraf. wurde Mitte 
Oktober von einem Berufungsgericht 
aufgehoben_ Verschont vom Verbot 
blieb aus nicht ganz unerfindlichen 
Gründen die christdemokratische Zeit­
schrift Hoy. 

Verhaftung von Opponenten 

Einher ging dieses Verbot mit von der 
Antikommunistischen Aktion (ACHA) 
ausgestoßenen Morddrohungen gegen 
den Herausgeber der am konsequeme­
sten gegen die Diktatur anschreibenden 
Zeitschrift Analisis, Juan Pablo Car­
denas. 
Aber auch prominente Christdemokra­
ten bleiben \ on den Attacken des Regi­
mes und seiner .-ußtruppen nicht mehr 
verschont. Mitglieder der ACHA fingen 
den Präsidenten der christdemokrati­
schen Internationale, Andres Zaldivar, 
auf dem Weg in sein Büro ab und übergos­
sen ihn mit einem Kübel voller .' äkalien. 
Eine etwas andere Qualität haben dage­
gen die Maßnahmen gegen die Bewohner 
der "poblaciones" (Elendsviertel), die 
nicht in den Genuß kommen, ständig im 
Licht der Öffentlichkeit zu siehen. Am 
4. September d_J . wurde der 23jährige 
Bäckereiarbeiter und Kommunist, Juan 
Antonio Aguirre. in l'udahe1 auf dem 
Weg zur Arbeit von Carabine ros festge­
nommen und gemeinsam mit einem wei-

teren Opfer auf das 26. Kommissariat 
von Santiago gebracht. Dort wurden bei­
de schwer gefoltert und nach geraumer 
Zeit an einen unbekannten Ort ver­
schleppt. 

Nach den Aussagen eines weiteren Mitge­
'fangenen, Sergio Tapia, der am 10. Sep­
tember d.J. wegen fehlender Verdachts­
momente angeblich zusammen mit 
Aguirre - von dem seither jede Spur 
fehlt - freigelassen wurde, wurden er 
und Aguirre im sclben Raum gefoltert. 
Tapias Aussagen, der die Carabineros 
nach einer Ambulanz verlangen hörte 
und danach von Aguirre nichts mehr 
wahrgenommen hat, lassen es als wahr­
scheinlich gelten, daß Aguirre entweder 
an den Folgen der Folterungen starb 
oder aber so schwer mißhandelt wurde, 
daß die SicherheilSorgane sich scheuen, 
ihn der öffentlichkeit zu präsentieren. 
Für die Carabineros wurde er am 10. 
September freigelassen. Die Anwälte des 
katholischen Solidaritätsvikariats und 
die Kirche ernteten auf ihre Fragen nach 
dem Verbleib des Verschwundenen von 
Carabinero-Chef und Junta-Mitglied 
i\lendoza den lakonischen Kommentar; 
"Davon wurde mir nichts mitgeteilt: 
Vergessen Sie's!" 
Ein weiteres Glied in der Ketle blutiger 
Unterdrückung stellt die Verhinderung 
einer "torna" (Landbeselzung) woh­
nungsloser Pobladorcs aus Puente Alto ­
einem Außenbezirk Santiagos - dar. In 
deren Verlau f wurde der 33jährige I)räsi­
dent des Wohnungslosenkomitees, 
Sekretär der Taxifahrergewerkschaft 
und Kommunist. Julio Valencia, von 
Carabineros bestialisch ermordet_ 
Am 26. September besetzten rund 300 
Familien ein brachliegendes Grundstück 
in der Nähe der "poblacion" Nuevo 
Amanecer, um so ihrer Forderung nach 
menschenwürdigen Wohnverhältnissen 
Nachdruck zu verleihen_ Die I'olizei ging 
mit Gummigeschossen und Tränengas-

bomben gegen die Besetzer vor, die sich, 
unterstützt von den Bewohnern der 
I'oblacion, 5 Stunden lang verteidigten. 
Gegen 2 Uhr nachts als der Widerstand 
der Besetzer bereits gebrochen war und 
die Carabineros die Bevölkerung durch 
die Straßen hetllen, kam J ulio Valencia 
durch eine in unmittelbarer Nähe explo­
dierende Tränengasbombe zu Fall. Die 
verfolgenden Carabineros stürzten sich 
auf ihn und trampelten ihn buchstäblich 
zu Tode. Anschließend drückten sie ihm 
eine aus Stacheldraht gewickelte Dor­
nenkrone in die Stim_ 
Auch hier streiten die Verantwortlichen 
jegliche Beteiligung ab und begnügen 
sich mit der Behauptung, Valencia sei in 
einer Auseinandersetzung zwischen 
Pobladores und Besetzern zu Tode ge· 
kommen_ 
Markiert das Wiederaufflammen der Re­
pression die eine Seite der chilenischen 
Misere. so stellt das Anhahen des wirt­
schaftlichen Niedergangs und die Unter­
werfung der chilenischen Interessen un­
ter die Bedingungen des internationalen 
Finanzkapitals die andere Seile dar. 

Der IMF auf der Lauer 

Die Mitte September d.]. verkündeten 
wirtschaftlichen Maßnahmen bedeuten 
eine erneute grav ierende Verschlechte­
rung der Lebensbedingungen der Chile· 
nen. I'reissteigerungen zwischen 20 und 
30% sind die Folge der Abwertung des 
Peso von 91 auf 11 5 Peso je Dollar. 
Sie schlägt sich nicht nur auf die bereits 
zuvor rur eine Vielzahl von Chilenen un­
erschwinglichen Konsumgüter und 
Dienstleistungen nieder. sondern steigert 
auch die l'roduktionskosten rur die ma· 
rode nationale Industrie. Da sie wesent-' 
lieh vom lnvestitionsgüterimporl abhän­
gig ist, wird die gleichzeitige Erhöhung 
der Imporlzölle um 35% kaum ausrei-
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ehen, um die Konkurrenzfahigkeit der 
chilenischen r rodukte zu erhöhen. 

Die wirtschaftlichen Maßnahmen dienen 
lediglich der Verbesserung der Wettbe­
werbsfahigkeit des Exportsektors und 
der Aufbesserung des Staatshaushalts, 
der diese Finanzspritze dringend benö­
tigt. Nicht nur der Kupferpreis der im 
Oktober auf den tiefsten Stand dieses 
J ahres gefallen ist, gefahrdet die Zah­
lungsfahigkeit. In Kürze stehen auch die 
Verhandlungen über die Rückzahlungs­
modali täten der chilenischen Außen­
schuld beim Internationalen Währungs­
fonds (IM F) an. Es ist schon jetzt abzu­
sehen, daß die vom IMF diktierten Be­
dingungen zur Konsolidierung des 
Staatshaushalts einmal mehr zu Lasten 
der Bevölkerunggehen werden. 
Nicht wenige Chilenen sind deshalb der 
Über.teugung, daß die Verhandlungen 
mit dem IMF die letzte Amtshandlung 
des Wirtschaftsministen Escobar Cerdas 
sein wird. Nachdem er die unpopulären 
Maßnahmen durchgesetzt hat, wird er 
die verantwortung für die weitere Ver­
schlechterung der wirtschaftlichen Si­
tuation zu übernehmen haben. 
Seine Nachfolge ist bereits jetzt heftig 
umstritten. Die Fraktion der Gremiali­
sten (Berufsverbände) drängt auf eine 
Befriedigung zumindest ihrer dringend­
sten Bedürfnisse und fordert eine Aus­
weitung der staatlichen Hilfsprogramme. 
Seil dem Abschied der Chicago Boys 
(Anhänger der Chicagoer Monetaristen­
Schule um fo, l ilton Friedman) dienen sie 
mehr und mehr dazu, die Löcher dort zu 

.. _JI 

58 

• 

stop fen, wo die Forderungen am laute­
sten vorgetragen werden, ohne daß da­
hinter eine wirtschaftspolitische Kon­
zeption zu erkennen wäre. 
Aber auch die Chicago Boys haben sich 
noch nicht endgültig mit dem Scheitern 
ihres neo liberalen Modells abgefunden 
und klopfen erneut an die Pforten der 
Sch lüsselm inisterien. • 
Vom Standpunkt des Kapitalinteresses 
aus gesehen, besitzen sie den Vorteil als 
einzige der rivalisierenden Gruppen über 
ein Konzept zu vermgen, dem zumindest 
eine innere Logik nicht abzusprechen ist. 

" Populärer Kapi talismus" 

Diesmal heißt ihr KandidatJose Pineira , 
Ex-Arbeitsminister und in dieser Eigen­
schaft rur den "Plan Laboral" (Antige­
werkschaftliches Arbcitsgesetz \'on 
1979) verantwortlich, der behauptet, ein 
koordiniertes Programm wirtschaftli· 
cher Erholung und politischer Befrie­
dung zu besitzen. 
Die Wirtschaft soll durch den Verkauf 
vom Staat gestützten Unternehmens­
und Finanzgruppen saniert werden. Ziel­
gruppe ist nichts weniger als die gesamte 
Bevölkerung und besonders die Organi­
sationen der Beschäftigten. Sie sollen 
Unternehmensanteile mit dann wohl 
vom internationalen Finanzkapital zur 
Ver fUgung gestellten Krediten mit bis zu 
40 J ahren Laufzeit erwerben. 
Mit diesem als "populärer Kapitalismus" 
bezeichneten Projekt hätte Pineira gleich 
drei Fliegen mit einer Klappe geschla­
gen: Die Schuldenlast wäre auf die Be-
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schäftigten abgewälzl. der Wiruchaft 
würden neue Kredite zufließen und die 
Kreditgeber behielten bis zur endgülti­
gen Rückzahlung der Schulden die Ver­
mgungsgewalt über die wiederbelebten 
Produkt ion sm it tel. 
Die Arbeiterklasse als letzte Rettung, 
wenn die Kapitalisten angesichts des 
hohen Zinsniveaus keine rechte Lust auf 
dazu noch äußerst waghalsige Investitio­
nen verspürt; wahrlich kein schlechter 
Gedanke. 
Nicht weniger originell mulet \'ineiras 
politischer Ausweg aus der Krise an. 
Wenn die Bourgeoisie mittels ihrerpoliti­
schen Parteien nicht in der Lage ist, ei­
nen Stabilität garantierenden politischen 
Wechsel durchzusetzen, muß ihnen eben 
auf gewohnt autoritäre Weise zu ihrem 
Glück verholfen werden. Ohne sich groß 
um die Einzelinteressen der politischen 
Parteien zu scheren, will er diesen kur­
zerhand eine "unilaterale Offnung" dik· 
tieren, der sie sich entweder anschließen 
oder aber vom politischen Prozeß ausge­
schlossen bleiben. 
Pineira spe kuliert dabei mit der Bereit­
schaft breiter Teile der politischen Rech­
ten bis hin zu r Christdemokratie, die an­
gesichts ihrer eigenen Unrahigkeit, die 
Militärs zu einer Demokratisierung zu 
bewegen, bereitwillig jedes Angebot der 
Beteiligung an der politischen Macht an­
nehmen werden. 
Das Gesamtkonzept könnte auf die Zu­
stimmung dreier wesentlicher gesell­
schaftlicher Bereiche zählen: der "gel­
ben" Gewerkschaften, der politischen 
Rech ten und des "vernünftigen" Teils 
der Miitärs. Dazu kommen noch die 
imperialistischen Zentren, die schon seit 
geraumer Zeit die politische und wirt-
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schaftliche Kunzeptionslosigkeil mit 
Widerwillen verfolgen. 
fnlglich ist allein die Zustimmung zwei· 
er gesellschaftliCher ~Iachtfaktoren, die 
demokratische Opposition, die bei die­
sen Überlegungen sowicso keine Rolle 
spielt, einmal ausgenommen . Dies sind 
einmal die nationalen Einzelkapitalisten, 
die damit in jeder Hinsicht erledigt wä· 
ren und sich für den Rest ihrer Tage von 
den Zinsen ihrer sChwtizer Privat konten 
ernähren müßten. Da siejedoch politisch 
von den Militdrs abhängig und wirt­
schaftlkh bankrott sind, ist von ihnen 
nicht genügend Widerstand :tu erwarten, 
als daß sie nicht auf dem Altar des Ge­
samt kapitals geopfen werdelI könnten. 
So hleibt als einziges Problem - das I'ro­
blem der Probleme General Augusto 
Pinochct, ohne den in ChilI.' nichts gehl. 
Seine Herrschaft hat sich in den ,l ahren 
:tu einer Ein·M;lIln·Diktatur ausgewach· 
sen, deren Fortbestand aUes weitere poli· 
tische lIandein unterzuordnen ist. 

Begrenzte Öffnung 

In diesem Zusammenhang sind auch die 
vieldiskutierten Äußerungen von Luft­
waffenchcf Fernando Matthei einzuord· 
nen, der Ende September d.J. seine Be­
reitschaft zum Dialog mit den politi­
schen Paneien bekundete. ~:rstellteeine 
Verkürzung der in der Verfassung von 
1981 vorgesehenen Fristen rur die Wahl 
eines Kongresses in Aussicht. 
Die Nationale Partei, die im Augenblick 
die einzige halbwegs kohärente Kraft der 
politischen Rechten darstellt, ring denn 
auch dankbar den ihr zugespielten Ball 
auf. Sie präsentierte den Vorschlag,eine 
"demokratische Front" der Rechten zu 
bilden, die sich auf der Grundlage e iner 
konstitutionellen übereinkunft gtünden 
sollte_ 
Die wichtigsten Punkte dieser "demo­
kratischen Alternative", mit der AD und 
Militärs an einen Tisch gebracht werden 
sollen, sehen folgendermaßen aus: Noch 
im Verlauf des nlkhsten J ahres soll, 
nachdem die lIesetzlichen Voraussetzun­
gen geschaffen smd (Parteiengeseu., 
WählerregistrienlOg usw,) unter aus­
dtücklichem Ausschluß der MDP (insbe­
sondere der Kommunisten), ein Kongreß 
gewählt werden. NebC'n der Respektic­
rung der Menschenrechte und der Auf­
hebung des Einreiseyerbots rur die Exi· 
lierten, soll die Vufauung dahingehend 
geändert werden, daß diC' Mil itärs sich 
von der unmittelbaren politischen Macht 
:turUchiC'hen und die gesetzgebC'ndC' 
Kompetenz an den Kongreß übergeben. 
Allein der Verbleib Pinochets im Amt 
des StaalSpr:.isidentcn zumindest bis :tu 
den vorgesehen Wahlen 1989 wird nicht 
in Frage gC'SlC'IIt. Cleiches gilt auch flir 
die andC'ren grundSä tzlichen Positionen 

der demokratischen Opposition wie Auf­
lösung des Ceheimdienstes CNI, Demo· 
kratisierung der Streitkriifte usw. Als Be­
weis ihrer demokratischen Absichten 
soll sich die Opposition außerdem dazu 
verpflichten, fortan auf weilere Prot est· 
aktionen zu ,·enichten. 
Innerhalb der demokratischen Opposi­
tion wurde dieser Vorstoß unterschied­
lich aufgenommen. Während die Linke 
die Vorschläge als durchsichtiges Manö· 
ver zur Spaltung der Upposition charak­
terisierte, fand er den Beifall einer gan­
zen Reihe von Zentrumspolitikern. Da· 
bei taten sich die Vertreter der Sozial· 
demokrati~chen Partei, die bereits von 
einem Bündnis, da;\; von der Nationalen 
Partei bis)'.u den SQ:tialisten reicht, uäu· 
men, besonders hervor. 

Auch die Reaktionen aus Kreisen der 
Christdemokratie waren durchaus nieln 
eindeutig. Obwohl auch rur sie zumin­
dest der Rücktritt Pinochets von allen 
Ämtern eine Vorbedingung eines jed­
weden Demokratisierungspro:tesses sein 
müßte, versprachen einige ihrer Partei· 
gänger die ernsthafte Ptüfung der Vor­
schläge, die "einige interessante Punkte" 
enthielten. 
Auf diese Weise wird die AD immer mehr 
zum Hauptverantwortlichen der Ver­
schleppung des Einigungsprozesses der 
demokratischen Opposit ion. 

Linkswende der POC? 

Anscheinend i~t insbesondere fUr die 
Christdemokraten der Stur.!: Pinochets 
zum :tweitrangigen Problem geworden, 
das hinter dem Versuch, mit allen Mit· 
tein die Hegemonie innerhalb der Oppo­
sitionsbewegung zu erringen, zuriicktre· 
ten muß. Diese Politik stößt aberzuneh­
mend auf die Kritik der eigenen Basis, in 
der die I'osition, die auf ein engeres 
Bündnis mit der Linken drängt, an Bo­
den gewonnen hat. Ihre Vertreter sind 
jedoch in den Entscheidungsgremien der 
Partei kaum vertreten. 
Dies kann sich jedoch schon bald ändern, 
wenn Ende Noyember d.J. die partei­
internen Wahlen stattfinden. Nach den 
bisherigen bezirklichen Wahlergebnissen 
sieht es so aus, ab würden die forl5chritt­
lichen Positionen dort die Mehrheit Stel­
len. Die innerparteilichen Wahlen wer­
den zwar keinen Erdrutsch bewirken, 
und die Priisidentschaft \'on Gabrid 
Valdes, der als nur mäßig links gilt, \"ird 
auch von den Linken nicht ange:tweifelt. 
Es ist aber mit einem Zutückdrängen der 
Rechten, :tu Verhandlungen mit dem 
Regime bereiten Pnsitionen,:tu rechnen. 
Dies eröffnet e inerseits die Möglichkeit 
einer engeren Zusammenarbeit der de­
mokratischen Opposition auf dem Feld 
der Massenmobilisienmg. Andererseits 
ist ein tatsächliches Aktionsbündnis der 

drei demokratischen Organisationen 
MDP, So:tialistischer Block und AD, wie 
es u.a. der christ demokratische Gewerk­
schaftsfUhrer Manuel Bustos fordert, da· 
durch jedoch noch lange nicht in Sicht. 
Auch auf dem linken flügel der Christ­
demokratie gibt cs nach wie vor entschei­
dende Vorbehalte gegen ein faktis("hes 
Bündnis mit der Kommunisti~chen Par­
tei Chiles (PCCh) und der Bewegungder 
Re\'olutionären Linken (M IR ). 
Die Frage, an der sich die Geister schei· 
den, ist die nach der Legitimität bewaff· 
neter oder gewaltsamer Aktionen gegen 
das Regime und dem Charakter, den die 
Aktionen der Opposition in Zukunft 
annehmen sollen. Die übergroße Mehr­
heit der PDC weist noc~immer die An· 
wendung von Gewalt zum Sturz der Dik­
tatur als illegitim und undemokratisch 
zuriick, wenn sie auch mittlern'eile das 
Sdbstverteidigungsrecht des Volkes 
weitgehend anerkannt hat. 
Eine große Stüt:te findet diese Ilosition in 
der Haltung der katholischen Kirehe. In 

den vergangenen i\tonaten hat sie einen 
weiteren Schritt in Richtung einer fun · 
damentalen Kritik der vom Regime zu 
verantwortenden Zustände getan und 
dadureh ihren noch immer unüberseh· 
baren Einfluß auf die gesellschaftliche 
Entwicklung erneut nachhaltig ins Be­
wußtsein von Herrschenden und Be· 
herrschten gerufen. 
Der Aufruf:tUm " Marsch ftirdas Leben" 
Anfang August d.J. und die heftige Kri· 
tik am Gebaren der Sicherheitskräfte 
und der Untersuchungsbehörden wäh­
rend und nach den Protesttagen, in deren 
Verlauf bekanntlich der französische 
Priester Andr~s Jarlan den Tod fand, 
weisen darauf hin, daß die Anhänger des 
Regimes auch innerhalb des Klerus in die 
Enge getrieben werden. 

Kirche auf Konfliktkurs 

Dies gilt Um50 mehr, als nun auch die 
monatelange Helu der offiziellen Ste!· 
len, die sich gegen den kommunistischen 
Virus innerhalb der k;tholischen Kirche 
richtet, ihre bitteren Ftüchte trällt. 
Das Bombenattentat auf die Basiskirche 
Santa Maria de Fatima in Punta Arenas, 
das nach Lage der Indizien von aufgewie­
gelten Angehörigen der Sicherheitsorga­
ne \'eriibt wurde, ist wenig dazu geeignet, 
das ablehnende Verhältnis zwischen 
Kirche und Diktaturzu verbessern. 
Die Art und Weise, wie die Kirche auf die 
Angriffe auf ihre Einrichtungen und die 
Situation im allgemeinen reagiert, macht 
jedoch auch deutlich, daß sie weder im 
Augenblick noch in absehbarer Zukunft 
zu einer über die Forderung nach Her­
stellung der nationalen Einheit auf dem 
Wege des Friedens, der Btüderlichkeit 
und der Verständigung aller Chilenen 
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hinausgehenden Einmischung in das po· 
litische Geschehen bereit sein wird. 
Priester wie I'ierre Dubois, der zum öf­
fentlichen Ungehorsam aufruft oder gar 
Rafaell\larotto, der sich offen zum Mar­
xismus bekennt, sind nach wie vor 
riihmliche Ausnahmen in einer Institu­
tion, in der sich die sicherlich unumkehr­
bare Hinwendung zu den Postulaten der 
"Kirche der Armen" und der "Theologie 
der Befreiung" überaus gemächlich voll­
zieht. 
Das Dilemma der Strategen der Gewalt­
freiheit besteht allerdings darin, daß sie 
außer der Fortsetzung der Protesttage, 
die von ihm:n nach wie vor als einziges 
Mittel Jer Massenmobilisierung gegen 
die Diktatur betrachtet werden, keine 
anderen Kampfformen benennen kön­
nen. Sie geraten immer mehr in eine 
Sackgasse, da sich langsam aber sicher 
die Erkenntnis durchsetzt, daß auf die­
sem Wege ein Sturz der Diktatur nicht zu 
erreichen ist, zum al aktive Momente in 
der von den Christdemokraten prokla. 
mierten "aktiven Gewaltfreiheit" bis· 
lang nur rudimentär entwickelt wurden. 
Im Kalkül zumindest e iner Reihe ihrer 
Führer dient dies weniger zu Zwecken 
der Massenmobilisierung als zur Abgren· 
zung von der Strategie der MOl'. 
[n dieser l linsicht hat der offene Brief 
der PCCh an die Parteien der Opposition 
einiges zur Klärung der Fronten beigetra. 
gen. 
Sie bekräftigt darin ihre Haltung zum 
Verhältnis von friedlichen und bewaff· 
neten bzw. gewaltsamen Aktionen unter 
den Bedingungen der Diktatur. Die 
Kommunisten formulieren noch einmal 
ihre Bereitscha ft unter Respektierung 
der ideologischen Differenzen ein 
Bündnis der demokratischen Opposition 
zu schaffen. 

Zankapfel Gewalt 

Besonders das Bekenntnis zu aktiven 
Attacken au f die Symbole der Ausbeu­
tung und der Diktatur und zur Selbsthil­
fe der not[eidenden Bevölkerung in 
Form von überfallen auf Supermärkte 
und ähnliche Einrichtungen , sowie die 
Sympathieerklärung rur d ie Patriotische 
"-ront Manuel Rodriguez (FPMR; siehe 
AlB 10/1984, S.18f.) haben bei den an­
gesprochenen Politikern einige Verwir· 
rung ausgelöst. 
Sie hatten bis dahin offen oder heimlich 
darauf gehofft, die PCCh auf die Prinzi­
pien der bürgerlich-parlamentarischen 
Umgangsformen festlegen zu können. 
Dabei betrachtet die Kommunistische 
Panei die Formen friedl ichen Wider­
stands keineswegs als nutzlos, sondern 
zieh I lediglich die Konsequenzen aus den 
bisherigen Erfahrungen im Kampfgegen 
dic Diktatur. 
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"Wir weisen die wirkungs"ollen fried­
lichen Fonnen des Kampfes gegen die 
Diktatur nicht zuriick. Täglich bedienen 
wir uns ihrer, aber wir betrachten sie als 
nicht ausreichend. Die Fakten haben ge­
zeigt, daß sie unzureichend sind. Um mit 
der Diktatur Schluß zu machen, ist eine 
große gemeinsame Anstrengung gefragt, 
die sich eine J'olitik konstanter Konfron· 
tationen gegen ihre l\Iißbräuche zu eigen 
macht, die verschiedenen Kampfformen 
in die Praxis umsetzt und ei ne schlag­
kräftige Mobilisierung aUcr Bereiche der 
Arbeiter und des Volkes in Gang setzt, 
um eine für die Diktatur unerträgliche 
Situation zu schaffen, die den Weg zur 
Demokratie öffnet." 
Parallel dazu hat die MD P die Grundla· 
gen einer möglichen übereinkunft her· 
ausgestellt. In sei ner Rede zum ersten 

.J ahrestag der MOl' hob Manue1 Almeyda 
drei Punkte besonders hervor: Schluß 
mit der Diktatur, provisorische über· 
gangsregierung und verfassungsgebende 
Versammlung. 
Am weitesten scheinen im Augenblick 
die Bestrebungen einen Minimalkonsens 
über die Inhalte einer neuen Verfassung 
gediehen zu sein. 
Vor allem der sozialistische Block hat 
sich in letzter Zeit rur eine solche über­
einkunft stark gemacht. 
Auf Grundlage eines von der Gruppe der 
24 ausgearbeiteten Entwurfs eines Ver­
fassungspakts rur "Demokratie und i\len­
schenrechte " sollen sich die drei Opposi­
tionsorganisationen über die gesell­
schaftliche Neuordnung Chiles verstän· 
digen. 
Neben der fortgesetzten Weigerung der 

AD, sich mit dem MIR all einen Tisch zu 
setzen, gehen aJlerdings die Meinungen 
über das Wesen der neuen Ordnung nach 
wie vor weit auseinander. Während die 
AD den Entwurf der 24, der sich im 
wesentlichen auf eine Wiederherstellung 
des parlamentarisch-repräsentativen 
Rechtsstaats bcschrän kt, weitgehend uno 
verändert übernehmen will. fordert die 
MO l' die Verankerung eines "militant­
antifaschistischen Grundprinzips·' in der 
künftigen Verfassung. Dieses enthält kla­
re Aussagen zur EntmaChtungder Unter· 
nehmergruppen und des internationalen 
Finanzkapitals, zur Demokratisierung 
der Streitkräfte und zur Garantie der 
Entscheidungskompetenzen der Volks­
organisationen. 
Verständlich, daß der AD unter den 
augenblicklich herrschenden Kräftever­
hältnissen diese I'orderu ngen entschie­
den zu weit gehen. Sie nimmt deshalb 
den zitierten Brief der peCh zum will­
kommenden Anlaß, um sich zumindest 
öffentlich von ihr und der l\IDP ob deren 
Bekenntnis zur Gewalt zu distanzieren. 
Die Festigung des bisher erreichten 
Grads der Einigung hängt aber, jenseits 
dieser verbalen Scharmützel, weniger 
vom ErLielen formaler Obereinkünfte 
über die Zukunft der chilenischen Gesell­
schaft ab, als von der weiteren Mobili· 
sierung der Bevölkerunggegen die Dikta­
tur. Die Vergangenheit hat mehr als ein· 
mal geleigt, daß die bürgerlich-demokra· 
tische Opposition durch den Druck der 
Straße zu Zugeständnissen und gemein­
samem Handeln zu bewegen ist. 
In diesem Sinne ist auch die Diskussion, 
die seit geraumer Zcit innerhalb des So-



dalistischen Blocks ~ und da vor allem 
in der Christlichen Linken (IC) - geführt 
wird, von nicht zu unterschätzender Be­
deutung. Ein offensichtlich mehrheits­
fahigcr Teil der IC uble heftige Kritik an 
den ihrer AnSichtAlach zu sehr auf bloß 
fonnale übereinkünfte der politischen 
Spitzen angelegten Politik des Blocks, 
die zu einer Vernachlässigung der kom­
promißlosen Massenmobilisierung ge­
ruhrt hätten. 
Das am 13.9.1984 veröffentlichte Doku­
ment der Je trägt denn auch dieser Kritik 
Rechnung und bctont die Bedeulllngder 
Ausweitung der Aktionen des "zivilen 
Ungehorsams", ohne die ein Ende der 
Diktatur nicht zu erreichen ist. Es unter­
streicht außerdem die Notwendigkeit. 
die sozialistischen Kräfte in einer rC\'olu­
tionären sozialistischen Partei ~ die der 
Fraktionierung der PS ein Ende setzt 
zu vereinigen. 
Die ist als klare Absage an die sozialisti­
sche Lagos/Briones.Fraktion innerhalb 
der AD zu verstehcn. die sich längst ins 
fahrwasser des von der Sozialistischen 
lnternationalcgeförderten Reformismus 
begeben haben und bei der Huldigung 
der kapitalistischen Restaurierungsver­
suche der spanischen Soz ialisten als 
Modell Hir Lateinamerika angelangt sind. 

Der Generalstreik ... 

Oie erste Bewährungsprobe fi.i.r die fi.i.r 
eine Ausweitung der Massenaktionen 
eintretenden Kräfte wird der mrden 30. 
Oktober d.J. beschlossene Generalstreik 
darstellen, der endlich e ine neue Qualität 
in die Aktionen der Opposition zu brin­
gen versucht. 
MOl' und Sozialistischer Block unter­
stützen den Beschluß des Nationalen 
Kommandos der Arbeiter (CNT) vom 4. 
Oktober d.J. vorbehaltlos, während sich 
die AD erst zwei Wochen später "Zu einer 
positiven Stellungnahme durchringen 
konnte. Die Differenzen über die Ange­
messenheit des Generalstreiks ",um jet­
zigen Zeitpunkt spiegelten sich auch in 
der Diskussion innerhalb der Gewerk­
schaftsbewegung wider. 
Die EnlScheidung war bis zuletzt heftig 
umstritten. Einige der AD nahestehende 
Gewerkschafter wollten ihn mit dem 
IIinweis auf den ~ allerdings real vorhan­
denen ~ Streikunwillen zahlrdcher Be­
reiche der Arbeiterklasse noch weiter 
hinauszögern. Dies kommt der Auffas­
sung eines Teils der PDC entgegen, der 
Generalstreik sei das letzte, die Diktatur 
endgi.i.ltig zu Fall bringende Mittel der 
Opposition. 
In den Auseinandersetzungen zeigte sich 
jedoch , daß die Trennungslinie (Iuer 
durch die I'DC verläuft. In der CNS, die 
Teil des CNT ist, sind sich Linke und 
Christdemokraten über die Notwendig-

keit einig geworden, mit der zum Han­
deln bereiten Bevölkerung Druck auf die 
schwankenden Sektoren auszuüben. Da­
bei wird auch in Kauf genommen, daß 
der Streikaufruf ~ sei es aus Angst vor 
dem \' erlust des Arbeitsplatzes oder auf· 
grund demobilisierender Aktivitäten 
einiger Gewerkschaftsfi.i.hrer ~ nicht von 
der gesamten Arbeiterklasse befolgt 
wird. 
Dies gilt vor allem Hir die privilegierten 
Teile der Arbeiterklasse (Erdöl. ExpOrt· 
industrie), die BankangestellteIl und die 
Beschäftigten im Dienstleistungsbereich. 
Ihre Gewerkschaften werden zum 
großen T eil von Christdemokraten und 
.,ofieialistas" (Diktaturanhänger) be­
herrscht. Sie sind nicht zuletzt wegen 
ihres vergleichsweise hohen Einkom­
mens die Erdölarbeiter gehören mit bis 
zu 90.000 I'eso im Monat zu den Spit. 
zenverdienern der chilenischen Gesell­
schaft nur schwer zu Kampfrnaßnah­
men zu bewegen. 
Auch die Kupferarbeiter werden sich, so 
ihr Vorsitzender Rodolfo Seguel, nicht 
am Streik beteiligen, da sie sich von den 
folgen des Streiks im Mai d.]., der mit 
400 Entlassungen endete, noch nicht 
wieder erholt hätten. Er sah sich, mit 
Hinweis auf mangelnde Streik bereit­
schaft, außerstande, den Streikaufruf fi.i.r 
die Kupferarbeitergewerkschaft CTC zu 
unterzeichnen, obwohl er auf der Sit­
zung des CNT rur den Streik gestimmt 
hatte. Der Einschätzung Segueh wird a l­
lerdings von linken Gewerkschaftern 
widersprochen. Sie fUhren den derzeit 
evidenten Mangel an Kamplbereitschaft 
auf die Unentschlossenheit der Gewerk­
schaftsführung zurück. 

, .. ein Meilenstein des Widerstands 

Sergio Troncoso , der Vorsitzende der 
Bauarbeitergewerkschafl, hofft, daß sich 
trotz der fehlenden ~"lobi1isierung zwi· 
schen 5 und 25% der Kupferarbeiler am 
Streik beteiligen werden. Und Manuel 
Bustos, der christdemokratisehe Präsi­
dent der CNS, verweist alle Fragen nach 
der Streikbereitschaft der Kupferarbei­
ter ins Reich derSpekulation: "Daswer­
den wir erst am Tag des Streiks wissen, 
deshalb haben wir 20 Tage Zeit zur Mo­
bilisierung, alles andere sind Spekulatio­
nen über die Äußerungen einiger funk­
tionäre, die sagen, im Kupferbergbau 
werde nicht gestreikt." 
Der 30.10.1984 wird also ein entschei­
dendes Datum für die weitere E.ntwick­
lung der chilenischen Opposition sein. 
Wenn der Streik ein Erfolg wird, und es 
gelingt, das Land über das bisher bei den 
Protesttagen erreichte Maß hinaus zu 
lähmen, wird es vor allem ein Erfolg Hir 
die Linke sein. 
Den opportunistischen T eilen der AD 

wird dann wenig mehr übrig bleiben als 
den Weg konsequenter Massenmobilisie­
rung mitzubeschreiten. Um diese Ent­
scheidung haben sie sich bislang mit Er­
folg gedrückt, da jede Ausweitung des 
aktiven Widerstands ihre Hoffnungen 
auf eine "paktierte öffnung" nach brasi­
lianischem Muster, mit der sie ungeach­
let ihrer bisherigen Mißerfolge liebäu­
geln, weiter trübt. 
Um jedoch allzu euphorischen Erwar· 
tungen vorzubeugen, ist festzuhalten, 
daß der Generalstreik lediglich einen 
weileren Schritt auf dem Weg zum Sturz 
der Diktatur bedeutet und die chileni­
sche Opposition damit noch längst nicht 
am Ende des Tunnels angekommen ist. 
Um die von der Linken gewünschte Un­
regierbarkeit des Landes herzustellen, 
bedarf es noch der Obenvindung einer 
Vielzahl von Hindernissen. Die Um­
wandlung des an den Protesttagen gebün­
delt zum Ausdruck kommenden Unmuts 
und der spontanen Wut der Massen in 
bewußtes Handeln und kontinuierliche 
Politik ist erst in wenigen Bereichen ge­
lungen. Zwischen den Protesten beteili­
gen sich noch zu wenige an der Auswei­
tung des Widerstands und die Abstinenz 
weiter Teile der Bevölkerung an den Pro­
lestaktionen ist weiterhin bedeutend. 
Nach nunmehr eineinhalb Jahren mas­
senerfassender Opposition beginnen sich 
Tendenzen herauszubilden, sei es in der 
Entwicklung der Kirche, im langsamen 
Wachsen der Einheit der demokratischen 
Opposition, bei der Ausdehnung des 
"zivilen Ungehorsams" oder bei der Zu­
nahme der bewaffneten Aktionen, deren 
Synthese jedoch nicht von heute auf 
morgen zu schaffen ist. 
Und eines darf bei aller Lächerlichkeit, 
die den Äußerungen Pinochets anhaftet, 
nicht vergessen werden: Der General be­
findet sich im Krieg, und dieses Hand­
werk hat er in 11 Jahren beherrschen 
gelernt. 

Chile - Reader 
In MLinster gibt es noch den Chile­
reader fur S.--DM zuzgl. 2.--DM Ver­
sandkasten. 

Der Chile-reader ist 300 Seiten stark 
und enthält eine Sammlung von 
über 40 Beiträgen. von der Unidad 
Popular 1970 bis zum Sommer 
1983. vom Putsch 1973 bis zu den 
Beziehungen Chile - USA heute. 
über die Arbeit der Menschenrecht­
sorganisationen bis zu den Bezü­
gen BAD - Chile. 
Kurz: eine umfassende Lektüre fur 
leden, der sich mit Chile belaßt oder 
beschäftigen will. 
Bestellungen an: 
Kongreßburo:~Für Chile's Freiheit" 
Frauenstr.3-7 
4400 Münster 
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Wir wünschen der deutschen Rüstungsindustrie 
ein schlechtes Jahr 1985! 
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Werbeanzeigen der deutschen Ru­
stungSlnduslr1e In den elnschlag,gen Fach­
zeitschriften und Ihre Opfer Iranische ZivI" 
listen auf der Flucht vor einem Raketen­
ang ri ff 

Mit zynischen Slogans versuchen Wal­
fenproduzenten die Verkaufe besonders 
in die lar.der der Dntten Weil l U steigern 
Und sie haben Erfolg' 

In Immer mehr Slaalenwerden deutsche 
Wallen "erlolgrelch" eingesetzt 
Einige Beispiele 
Irak 

Vor Vier Jahren begann der Irak semen 
Angriffskrieg gegen den Iran Sei tdem Sind 
Milliarden Dollar lur Waffen kaufe ausge­
geben worden Neben der SowJelunlon Ist 
Frankreich Hauptwallenlieferant Aus der 
Bundesrepubhk wurden so "harmlose" 
Gerate wie Par.zertransporter. $anllats· 
und Funkfahrzeuge geliefert Außerdem 
halfen deutsche Firmen beim Aulbau emer 
chemischen Industrie, die Im Verdacht 
steht. Giftgas zu prodUZieren 

Weniger bekannt Em GroßIe11 der Waf­
len, die Frankreich he/e r1, Wird dort nur 
zusammengebaut Die Emzeltelle der 
MILAN, HOT und ROLAND-Raketen kom­
men von Deutschlands Waflenhersteller 
Nr t Messerschmll1-BolkOw-Blohm 
Iran 

Die Iraner wehren sich mll dem bundes­
deutschen G 3-Sturmgewehr hergesl ell t 
10 einer von der BundesrepublIk gelieferten 
WaffenfabrIk 10 Teheran Vor dem Giftgas 
SChutzen sie sich mit Gasmaskender Firma 
Drager, Lubeck 

Außerdem haben die Iraner 10 Argentl­
nlen Panzer gekauft. Die argentlnlsche 
Panzer/abrlk kommt von Thyssen­
Henschelln Kassel 

Indonesien 
In Indoneslen fmdel seil Jahren em blu­

tiger AusrottungSkrIeg gegen die Be­
wohner des von IndoneSlen annektierten 
051-Tlmor statt Die Bundesfepubllk unter­
stutzt das Gemetzel durCh d ie Hille beim 
Aufbau eIner Hubschrauber/abok 

Was tut die Bundesregierung? 
Die Bundesregierung bemuhl slch,dlese 

Tatsachen geheimzuhalten Das ist Ihr, wie 
allen Ihren Vorgangermnen, auch bisher 
gut gelungen. Demokratische Kontrolle 
kann aufgrund von GeheImSChutzbestIm­
mungen nicht wahrgenommen werden, 
selbst das Parlament Wird In dieser Frage 
nicht oder nur unvollstandlg unterrichtet 

Der Grund Die deutsche Rustungslndu­
strle und die Bundesregierung haben ein 
kommerZielles Interesse an der Auswei­
tung der Rustungse~porle 
Staalsmlnlster Mollemann 

"Man kann eme Rustungsmdustne nicht 
alIeine auf eine nationale Armee ausnch­
ten - das kann man schon, aber dann muß 
man auch wahnSinnige Sluckpreise be­
zahlen" 

Aber nicht nur f,nanZlelle Grunde spielen 
bel Wallene~por len eine Rolle 

D,e Lieferung von Wallen ISt auch e,ne 
massive poll t,sche und strategische Em ­
flußnahme Wer Waffen IIelert, ergrellt 
Partei 
Wen unterSlulzt die BundesrepublIk 
zum Beispiel 

die Chilenische Mlil lardik lalur 
- die argentinische Mlhtardlktatur 
- die turklsche Mlhtardlktatur 
- d'e Ifaklsche Militardiklalur 

die IndoneSische Mlillindiklalur 
- die pakistanische M,lI tardlktatur 

Ergebnis : Die Ärmsten der Armen be­
zahlen tür unsere wahnwitzige Hoch ­
rüstung mit und werden mit diesen Waf­
len auch noch selbst unterdrückt. 

Die Verfassungsvater der Bundesrepu' 
bllk haben uns In der Praambel des Grund­
gesetzes verpflich tet. fur den Frieden in 
der Welt elnZlJtrelen - die Bundesregie­
rungen der lelzlen 15Jahre haben WaUen 
exporte offenSichtlich problemlos mit 
dieser Verlassungsnorm vereinbaren kon 

Gelinen haben darunter Millionen Men 
schen In der Dritten Welt, ganz gleich. ob 
- als dlfekte Opfer des Walleneinsatzes 
- als Unlerdruckte ,n emer M,ll lardikta tur 
- als Hungernde und Kranke, denen das 

Lebensnotwendigste fehlt weil ein 
Großteil der Mittel des Staates In Wat 
fenkaufe fließt 

r--------------
Ich mochte die Kampagne "Stoppt 
den Rüstungsexport" unterstutzen 
Bll1e senden Sie mir 
o Informatlonsmateflal 
o Kontakladressen an me,nem Orl 
o Ich mochte fur weitere Olfenthch­

keltsakt ionen spenden 

Name 

Adresse 

BUKO"- Koordinationsst,lIe 
"Stoppt den Rüstungsexport!~ 

BuChtstr 14115, 2800 Bremen 1 
-SUKO • S~~(le.k(l~g'eA "nlw ",kl~ng'(lol,' 
"'~"on,gruppen v, S d P Anaren R .. le, 
Meppe.;e' S" 2_ .500 Os".D'~clo, 



Honduras 

Bernd Graul 

Cordova isoliert sich 

"Ich mein~. daß IIonduras in einer kOß­

stitutiond!en Diktatur lebt." Mit diesen 
Worlen kennzeichnet der christdemo­
kratische Abgtotdnctc Diaz Arrivillaga, 
im Gespräch mit dem AlB (siehe Ka­
sten), die innenpolitische Lage in seinem 
Land. 
Die "liberale" Regierung des Landarztes 
und (vor allem) Großgrundbesiturs 
Suazo Cordova begann 1982 ihre Amts­
zeit mit dem Versprechen, eine "revolu­
tionäre Regierung der Ehrlichkeit und 
Arbeit" zu sein. 

IM F -Wirtschaftssan ieru ng 

Doch das Gegenteil Ir<!1 ein. 
Die: Wirtschaft des Landes befindet sich 
mit tJerweile in der tiefsten Krise der letz­
len 50 J ahre. was nicht nur mit dem 
Verweis auf die "kranke Weltwirtschaft" 
begrundet werden kann. 
Die Auslandsvc:rschuldung kletterte in 
dicsem Jahr nach Angaben der Zentral· 
bank auf 1.683 Mrd Dollar. Der Schul· 
dcndicnst bctnigtl50 i\lio oder25%der 
Exponerlöse. 1 Gleichzeitig stieg das 
I-laushaltsdefizit von 300 i\lio Lcmpira 
(2 Lempira '" [ Dollar) 1981 auf 800 Mio 
im vergangencnJahr. 

Die städLischc Arbeitslosigkeit beträgt 
mittlerweile übcr 20%. Und von den 65% 
der knapp 4 Mio Honduranern. die in 
ländlichen Regionen wohnen, sind der­
zeit 89, 1% .. unterbeschaJtigt ". 1\lit ande· 
ren Worten. llber 350.000 ramilien (im 
Durdlschnitt a 6 Personen) besitzen ent· 
weder uberhaupt keinen eigenen Boden 
oder könnt"n sich von ihren winzigen Par-

zellen nicht ausreichend ernähren. 
Das Rezept der Wirt5chaftssanierung 
kommt aus den USA. Der Internationale 
Währungsfonds (11\1 F) und die Inter­
nationale Entwicklungsagentur (AID) 
des US·Außenminisleriums machten 
ihre Kredit;t;usagen (17 bzw. 25 ~Iio 001· 
lar) sowie die erfolgrt'iche Umschuldung 
davon abhängig, daß Honduras die öf· 
fentlichen Ausgaben senkt und die Ein· 
nahmen steigert. 
Den Empfehlungen entsprechend fror 
die Regierung die Gehälter der Staats· 
angutellten ein. Sie versuchte. 1\lassen· 
entlassungen durchzusetzen und redu· 
zierte die lIaushalte für En:iehung. 
Agrarreform. Transport. Gesundheit 
usw. 
Demgegenubcr betrug der Militärhaus· 
halt nach Schätzungen der Tageszeitung 
EI Tiempo alleill irn e rsten Halbjahr 
19841001\lio Dollar. 
Kcrnstück der Finanzierung des Defizits 
bildet ein Gesetz zur Steuerreform. Am 
24.5.1984 ,'tTabschiedete das Parlament 
nach nur eintägiger Debatte das Dekrct 
85·84. Das neue Gesetz zieht den unte· 
ren Schichten 54 1\lio Lempira aus der 
Tasche. während gleichzeitig 20·30 Mio 
ftir den Erwerb von acht modcrnen bra· 
silianischen Antigueril!a·Flug-;t;eugen des 
Typs Tucan T 27 ausgegeben wcrden. 2 

Der vereinte Protest des Unternehmer· 
verbandes COHEP. der Gewerkschaften 
und der Bauernorganisationen verOln· 
laßte die Regierung zwar zu kosmeti· 
sehen Korrekturen. doch grundsätzlich 
änderte sich nichts an dcn m:uen Bestim· 
mungen. 
Fernando Lardizabal, Präsident des 

COHEP und prominenter Führerder Na· 
tionalen Partei: "Dies ist lediglich der 
Versuch, die Sonne mit dem Finger zu 
verdecken." 
Es mehren sich die kritischen Äußerun· 
gen innerhalb des Untemehmerlagers. 
Vor allem von seiten der modernisti· 
sehen nationalen Fraktion dcr Bour· 
geoisie. 
Ihre Vorstellungen spiegeln sich im sog. 
"Rosenta! Memorandum" vom 
23.4.1984 wider, einem Brief des Ban· 
kiers und Industriellen gleichen Namens 
an Dr. Suazo Cordova. J 

Der Unternehmer fordert effektive Zoll· 
vorschriften und steuerliche Investi· 
tionsanreize rur die Sektoren der Wirt· 
schaft, die dem Lande Nutzen bringen 
5tatt der bisherigen breitgestreu ten Steu· 
ergesehenke an die Industrie (jährlich 
300 bis 400 ~1io Lempira). 
Auf der anderen Seite müsse der Staat 
Einsparungen vornehmen durch die Ein· 
führung direkter Kontrollc über die 30 
sog. "autonomen Institutionen", welche 
ihre finanziellen Mittel vom Staat be­
kommen, aber weitgehend selbständig 
darüber verfUgen. 

Allein die Nationale Investitionskom· 
mission (CONAD I) machte bis 1982 515 
~lio Lempira Schulden, davon 427 Mio 
im Ausland. Das Ge!d floß fast unkon· 
trolliert in die Kassen der Industrie. 
Andere M.ilIionengesehenke handelte der 
US·Botschafter Negroponte persönlich 
aus. Das Bergbauunternehmen "Rosario 
Ressourees", Tochtergesellschaft des 
drittgrößten Multis der Branche 
(AMAX). wurde von Abgaben in den 
Staatssäckel befreit. 
Und rur den Bananenmulti United 
Brands erreichte der "Prokonsul" nach 
der Zerstörung der Planlagen durch ei· 
nen Hurrikan im \'ergangenen Frühjahr 
einen befristeten Steuernachlaß. dt"T den 
Staat 27 1\lio Lempira kostet. 
Außerdem "verschenkt" das Finanz· 
ministerium jährlich weitere 50 Mio 
Lempira dadurch. daß es statt dc:svor 10 
Jahren vereinbarten I Dollar pro Kiste 
nur die Häl rte an Steuern eintreibt. 

Rechtsparteien heillos zers tritte n 

Rosental kritisiert weiterhin, daß 70% 
dcr Importe zollfrei ins Land kommen. 
Eine 1\laßnahme, von der primär die 
US-abhängige Montageindustrie. nicht 
aber die heim ischen rur den Binnen· 
markt produzierenden Unternehmer 
profitieren. 
Aus dem gleichen Grunde lehnt der Ban· 
kier die Vorschläge des A ID·Vertreters 
Cauterocci ab, der die EinfUhrung einer 
Freihandelszone in Honduras fordert. 4 
Die Rcgierung ist auch im eigenen Lager 
der Bourgeoisie isoliert und die sie tra· 
gendc Liberale Partei heillos zerstritten. 



US·M,IIIarber.'.r In "kl;on 

Der rechte Flügel der Liberalen, der die 
Interessen der Großgrundbesitzer une 
der mit den USA verbundenen Agro· 
industriellen vertritt, übt scharfe Kritik 
an ihrem Vertreter Suazo. Und ein Teil 
von ihnen unters tützt inzwischen sogar 
mit Azcona einen Mann aus den eigenen 
Reihen ftir die Nominierung zum Präsi· 
dentscha ftskandidaten der Partei. 
Der "linke" Flügel ist ebenfalls gespal· 
ten. Von der nationalen, modernisti· 
sehen Fraktion der Bourgeoisie (Rosen­
tal u.a.) und ihrer Liberalen Volksallianz 
(ALIPO) hat sich die Liberale Demokra­
tische Revolutionäre Bewegung (M­
LIDER ) getrennt. Und es ist nur eine 
Frage der Zeit, bis sie sich zu einerneuen 
Partei sozial-demokratischer Prägung 
entwickelt. 
Die Nationale Partei, traditionell eng mit 
den Militärs verbunden, reibt sich eben­
falls in l\lachtkämpfen auf. Sie leidet un­
ter Profilmangel, da die Liberale Partei 
ihr 1980 und 1981 zwei empfindliche 
Wahlniederlagen beibrachte. Außerdem 
überholte Suazo Cordovas Partei die 
Nationale Partei rechts und nahm außer­
dem ihren a ngestammten Platz an der 
Seite der Armee ein. 
Wie nun die Krise lösen? Suazo Cordova 
griff auf ihrem Hö hepunkt zu einem ge­
bräuchlichen Mittel und ersetzte am 20 . 
August d.). seine Minister und alle 30 
Direktoren der "autonomen Institutio­
nen" durch eine neue Mannschaft. 
Bemerkenswert a n diesem Wechsel ist 
die: Verabschiedung des noch von Ex­
General Alvarez Martinez inthronisier­
ten Verteidigungsminis ters Amilcar 
Castillo Suazo sowie d ie Entlassung des 
" starken Mannes" Carlos Flores Facusse 
(Eigner des größten honduranischen 
Wirtschaftsimperiums, der " Handels­
und Wirtschaftsgruppe Galaxie"), her­
ausrage ndste Persönlichkeit der Ultra· 
rech ten im Lande und enger Vertrauter 
des Mannes im Hintergrund - Alvarez 
Martinez. 
Tiefg'reifende Reformen sind allerdings 
von der neuen Regierung kaum zu erwar· 
ten. Die hütet sich, durch eine Agrarre­
form die Großgrundbesitzer in die 
Frontalopposition zu treiben oder der 
parasitären Kompradorenbourgeoisie 
ihre Privilegien zu nehmen oder gar sich 
mit den US·Mult is anzulegen. Insofern 
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bleibt alles beim Alten. 

Geändert hat sich lediglich das l\Jachtge­
fUge. 
Die Militärs, von denen die Anweisung 
zum Ämtertausch kam, haben ihre Posi­
tion weiter ge fest igt und ihren Einfluß 
auf d ie "Zivilen" gestärkt. Eine logische 
Folge der Entwicklungen der letzten 6 
Monate. 
Seit der En tmachtung von General Alva­
rez Maninez (siehe AI B 6/ 1984, S. 31 fL) 
und angesichts der zunehmenden 
Schwächung der Regierung se tzt sich die 
Militärrl.ihrung immer besser in Szene. 
Sie verhält sich besonnen und nutzte z.B. 
den Abschuß des honduranischen Hub­
schraubers über nikaraguanischem Terri­
tor ium am 8.5. 1984 nicht rur kriegeri­
sche Töne, wie die Zivilregierung dies 
tat. 
Sie zeigt sich gesprächsbereit und hört 
sich die Fo rderungen sowohl der Men­
schenrechtsorganisalionen als auch der 
Gewerkschafte n und Bauemorganisatio· 
nen an. Als Garant der nationalen Ein· 

heit ruft sie alle geseBschaftlichen Grup­
pen auf, ihre Interessen auf friedlichem 
Wege durchzusetzen. 
Und der ne ... .: Oberbefehlshaber General 
Walter Lopez, wegen seines fliegerischen 
Wagemuts einer der 1·lelde" dC$ " Krieges 
der 100 Stunden" gegen EI Salvador 
1969, wird häufiger von Fernseh·, Ra­
dio· und Zeitungsreportem interviewt 
als der gewählte Präsident. 
Und dennoch, das Schicksal der über 100 
Verschwundenen bleibt weiterhin unge­
klärt. Die christdemokratische Nationale 
Bauern·Union (UNC) beklagt aBein in 
diesem J ahr über 200 Verhaftungen von 
Mitgliedern, die in Konflikle um Land­
besetzungen verwickelt sind. Und die 
repressiven Strukturen, die Alvarez 
Martinez nach US-Aufstandsbekämp­
fungsplänen err ichten ließ, bleiben wei­
terhin intakt. 

Aber dennoch gibt es positive Zeichen. 
Der ehemalige Mitarbeiter des Inter­
amerikanischen Verte idigungsrates, US­
Oberstleutnant King, sieht einen .. wach-

Gespräch mit Efrain Diaz Arrivillaga 

Die Volksbewegung ist noch 
nicht so weit 

Efrain Dial. Arri, illaga ist der cin~ige Abgeordnete der Chri~tdemok"'li~chen Pand von 
Hondu,.,.. im Parlament kine. Lande •. 1-: . Diaz. der dem linken flugei seiner Partei angehört. 
leute lieh in dcn '·ergangcnen Jahren, or allem gegen die Militarisicrung de ~ Lande. dureh die 
USA ein. 
Er war der einzige Abgcordnele, der im Juni 1983 gegen die Errk htung de ~ Regionakn 
Mi~tari sc h<·n AUlbildungncntnun! (C REM), in dem US·Berat.:r sa h adorianische und handu­
raniKhe Soldaten au.bilden, stimmte. Hemd Graul sprach fUrdal AI8 mit E. Dia;,. . 

A18: Die handunmische Regierung gibt vor, 
den Frieden zu intern~tio nJli5ieren. Was hai· 
ten Sie da,·on? 
E. OIAZ: Ich meille. da. größle Problem der 
Regierung bezuglidl ihrer Absicht. den Frie' 
den zu internationalisieren. wie sie ~s nennt, 
ist das Fehlen von Glaubwurdigkeit. Es be· 
steht ein grOßCf Unterschied zwi.chen dem, 
was sie sallen und dem. was sie machen. 

Keine eigene Außenpolitik 

Wir sehen das beispielswei..e an der wachsen· 
den '\Iilitarisierung von lIonduras, an der 
Tauache. d~ß un~r Territorium benulzl 
wird (ur direk te und indirekte .... ktionen der 
konterrevolutionMen Elemente gegen die 
nikaraguanische Regierung ; an der Tatsache, 
daß Hondura. oalvadorianische Troppen auf 
~einem Staatsgebiet ausbildet. Dih alles sind 
Aktionen, die die luditionelle Haltung der 
Neutnlit;it und der Nichtinter\'entian in Ge· 
fahrbTingen. 
Ander~r«:it~ widersprechen sie den eigenen 
Prinzipien dieser Internat ionalisierung de.l 
Frieden>, nJmlieh der Niehlanwe~nheil au'· 
Idndi.cher Truppen odcr BeTuer in Millel· 
amerika. der Beendigung d~s Aufriistens. der 
Betonung fried!i<;her Lösungen VOn Konflik· 
tCn auf dem Verhandlungswege. 

\' ·cnn wir dies \'Crgkichen mit der Politik, die 
die Regierung von Suazo Cordo\"J in den 
lelzlen zwei Jahren dUTchgcfuhrt hat. dann 
steUen wir fesl, daß sie den g.:nannten Prinzi· 
pien völlig widerspricht. 
Honduras hat keine eigene Außenpolitik. 
Unsere Außenpolitik entsprich I nicht den 
natlona!cn Interessen unSere' Landes, 'on· 
dern den stralegischen. militäris<;hen und 
polilischen Intere •• ell der USA in Mittel· 
amerika. 

AI8: Worin spiegelt sich die Abhangigkcit 
auf wirtsehafllichcm Gebiet wider? 
E. DlAZ : Die Regierongspolilik der letzlen 
zwei J ahre entspricht .owol11 den Anforde· 
TUngen des Internationalen \\'~hrungsfonds 
als auch den eindeutigen Empfehlungen de, 
t.:S·BotschafICf> Ncgroponte "om '\IJTll 
1982. 
Einen großen Teil die..er Empfchlun~en hat 
die Regierung von Honduras umgesetzt. Des· 
halb i,\ e5 korrekt zu .!!Igen. daß die Regi.:· 
rung auf politischem, milildTiSchem und 
wirtsChahJichem Gebiel auf die Unl,,,,,,';I· 
zungdurch die t.:SA angewiesen ist. 

AlB: Die Regierung fuhrt die AgrJTreform 
all Erfolg ihrer Politi k an. Können die Hon· 
duraner wenig,lell!> in diesem Bereich mil 
ihrem Prasidenten zufrieden sein? 
E. OIAZ: Nun, die Agrarreform erlill einen 



senden Nationalismus": " ... die Men­

schen sind aufgebracht über die CIA-Ver­
stärkung und die US·~lili[ärpräsenz. Und 
weder die honduranische Armee noch 
dLc: Salvadorianer möchten. daß die Ver­
einigten Staaten Honduras als Ausbil­

dungslager rur salvadorianische Truppen 
benutzen. "5 

In der Tat fordert General Lopez Neu­
verhandlungen über den 30jährigen Bei­

standspakl mit den USA sowie über das 
Regionale Militärische Ausbildungszen­
trum (C RE~I ) in der Nähe von Trojillo. 
Er möchte vor allem den Anteil salvado­
rianischer Soldaten reduzieren (1983: 
1.500 Salvadorianer; 700 Honduraner) 
und das Verhältnis zugunsten des eige­
nen Landes (7:3) umkehrm. 
Außerdem hob der Nationale Sicher­
heitsrat von Honduras am 17. August 
d.J. den Beschluß auf. 20.000 salvadoria­
nische Flüchtlinge aus der Grenzregion 
in den Norden des Landes zu verlagern, 
wie die USA es fordern. 
Ein honduranischer Offizier nennt einen 

Rlickschl~1( Im L~nde. Vun 1972 bis 197; 
'·er..uchte m~n eine mehr oder weniger kon­
sequente Agrarreform durchwflihren. Da, 
Agrarrdormge~ell aus dem Jahre 19;4 wur· 
de jedoch minle""'eile in :.einer Wirkung 
praktisch pantlysien. 
Die Regierung sagt " .... ar, ,ie h.itte in den 
lelzten beiden Jahren Land verteilt. tatsäch· 
lich ist es ~ber nur Zur \'ergabe von Land· 
titeln an Leute gekommen, die ohnehin 
s<:hon das Land be .... ßen. Zum anderen "er­
suchen <le. die Organisierung der Bauern ~o' 
wie die kollektive und kooperati,e Bearbd­
tungde. L~ndes zu behindern. 
D'e Zahl repres~i"er ~laßnahmen hat auf 
dem Lande zugenommen. E. gibt I.B. da~ 
Gesetz :-\r. 33, das Antiterrori,tenges.;,tz, das 
,or allem gegen Bauern in Anwendung ge­
bracht wird. Allein im ktuen Jahr wurden 
273 ~1,tg1ieder derl'>alionakn B;tuernunion, 
die chri,tdemokralischn Ausrichtung i,t, 
wegen Auseinandersetzungen um Lahd in· 
haftiert und veruneilt. 
J)ie Unfahigkeit der Regierung, ~uf die For· 
derungen der Bauern nach Land einzugehen, 
fuhren zu Unruhe unler den "campesinos" 
und es bleibt ihnen nichts anderes übrig, als 
das Land zu bescn:en. Die Antwort der Re­
gierung iSI die Reprel!Jion. Anstatt Land an 
die Bauern zu vergeben, was die><: auf der 
Grundlage des Agrarrcformge.setZe.s fordern. 
"eThangl die Regierung Gefangnisstrafm. 
Deshalb, meine ich. stagniert die Agmrn:· 
form. 

Einheit der Vo lkskr:ifLe '~ 

Al B, Es wird viel "un der Einheil der Volks· 
kr~fte gesprochen. Wie steht die Christdemo­
kralische P~nei (DC) dazu? 
F.. Dl AZ: Die DC entstand mit der Vorstel­
lung, e' gabe einen revolutionären Konsens 
im Lande. Und sie wurde genau mit dem Ziel 
gegrundet, die ,.Volksmacht" zu schaffen. 
.... ie wir es nennen. Die Volksmacht ist nichts 
anderes, als die Einheit der Volksbewegung, 
der Ver'luch, für ein nation~le. und populä· 
rn Programm zu mobili.ieren. zu politisie· 
ren, zu '·ereinheitlichen. 

möglichen Gnmd: Die salvadorianischen 
Flüchtlinge sind "unser Trompf" in den 
Grenzverhandlungen mit EI Salvador. 

,.Wenn EI Salvador unsere Vorstellungen 
annimmt, verlagern wir die Flüchtlin­
ge."6 

Aufkeimender Nationalismus? 

Honduras sieht sich mehr von seinem 
westlichen Nachbarn bedroht als von 
Nikaragua. Und von den USA mhlt es 
sich vernachlässigt: Die Regierung Duar­
te erhält in diesem Jahr doppelt soviel 
Wirtschafts- und dreimal soviel Militär­
hilfe wie Honduras. 
Eines ist sicher. Während Alvarez Marti­
nez sein Land bedingungslos dem US­

Imperialismus als Aufmarschgebiet zur 
Verftigung stellte, wollen die neuen Mili­
tärs ihre Dienste zumindest besser enl­
lohnt wissen. Insofern könnten verschie­
dene Äußerongen von General Lopez 
auch taktiSl:h gewertet werden. 

Folglich i~t dte Volk~hewegung ein s!r~legi­
~hes Element inderpolitiKhen VOTliteHuIIg 
der OC. Seit den 60er J~hren unternehmen 
wir Anllrengungc:n. die Einheit herLU'i1ellen, 
da die. die einzige Form i.l. die hondur:mi· 
sche GeseHsch"ft auf nichlgewa1t.~mem 

Wege zu 'erJndern. In diesem Smne hdt die 
DC llie derartigen Aktionen umen;lutzt und 
tut d'e. auch weiterhin. 
A18: 1985 soll e. \\"ahlen geben. Wird es zu 
d'esem Zeitpunkt zu einem gemem»men 
PrJ~ident~haftskJ.ndida\en der Linken 
kommen? 
E. DlAZ: Dies ist eine Moglio.:hkcit. die wir in 
En"Jgung ziehen mussen. 
Da, Problem ist jedoch folgendes: Das polio 
tische ;':;'e4u in Honduras iSI .sehr niedrig. 
U .... er \'olk iSI nicht an Blindniss.;,. an Ko;Ili· 
tionen gewohnt. Und selbst die Volksbewe· 
gung ist noch ni~ht ausrekhend enlwickelt, 
hat keine kbre politische und ideologische 
Zid'·omellunR. Außerdem ist sie höchn 
heterogen. Wir müssen deshalb in Hondurd 
die Bedingungen fur die Weiterentwicklung 
diescr 8ewegung schaffen. 
In Bel.ug auf 1985 mussen wir daflir sorgen, 
daß die Volksorganisationen eine klare 1I~1-
tung zugunslen der politischen Parteien - in 
diesem Falle der DC - einnehmen, die eine 
Politik des Wechsels bc:fum·orten. Insofern 
glaube ich, daß die Wahlen die Möglich keit 
eröffnen, da. politische Kr~fte\'er h;i1tni \ zu 
' ·er.indcrn. Hierbei spielt die De eine wich­
tiSO' Rolle. 
Al B: Sehen S'e Olan«n ftireine Allianl mit 
der Partei der ;>Iationalen Erneuerung und 
Einheit (PINU) und der linken Fraktion in­
nerhalb der Liberalen Partei, der Liberalen 
Demokratischen Revolutionaren Bewegung 
V.I-Lider) der GebTÜder Reina? 
E. DlAZ: Wichtiger als Kandidaten ist ein 
Mintmalprogramm gcmein.amen Vorgehens. 
Allerdings ist M· Lider immer noch eine in· 
terne Strömung innerhalb einer politischen 
hrlci. Solange sie in der Liberalen Panei 
verbleiben, sind die Chancen einer Allianz 
beschränkt. 
Ich persönlich glaube, die Einheit ist nötig. 
Wir müssen sie herstellen. um eine verernte 
demokratische Alternative darLustdlen. 

I'hilip Taubmann zitiert in der Inlerna­
tional Herald Tribune vom 4.7.1984 ci· 
nen hohen US-Offizier, der von Signalen 
der honduranischen Regierung undMili· 

lärs spricht, die einen geplanten Rückzug 
aus der engen Zusammenarbeit mit dem 
Verbündeten aus dem Norden erwarten 

lassen. Der Quelle zu folge forderte Gene­
ral Lopez das Pentagon sO&,,;tr auf, die 
Manöverpläne zu reduzieren. 
Taktische Distanzierungsdrohungen 

oder aufkeimender Nationalismus? 
Die gleiche Frage läßt sich auch stellen 
bezüglich der Ablehnung der durch die 
US-Botschaft vorgebrachten Bitte, den 
in Nikaragua kämpfenden "Contras" die 
Rückkehr nach Honduras zu erlauben, 
und sei es als Flüchtlinge. Offiziell gestal­
ten die Honduraner den "Contras"ledig­
lieh, das militärische Hauptquarlier im 
Lande zu behalten, Verwundete über die 

Grenze zu tragen und ihre Truppen mit 
Nachschub zu versorgen. Ein Schritt der 
Honduraner in Richtung Neutralität? 
Ein radikaler Broch mit den Ziehvätern 
der honduranischen Militärs ist sicher· 
lich nicht zu envarten. Aber es ist mög­
lich. daß das Land Schritte auf den Weg 
Nikaraguas zugeht, den Weg 'Zu nationa­
ler Unabhängigkeit und friedlicher 
Koexiste nz. 

Am I. Mai d.]. demonstrierten in fUnf 
Slädten 200.000 Menschen rur höhere 
Löhne, gegen Entlassungen und neue 
Steuern, fUr die Aufklärung des Schick­
sals der Verschwundenen, gegen die US­
Besatzungst ruppen und ftir den Frieden. 
Die Absetzung des GeneralsAlvarez hat· 
te in der Bevölkerong zu einem Auf­
atmen gefUhrt. Ein Teil der lähmenden 
Angst ver nog und Gewerkschaften, Men­
schenrechtsorganisationen, politische 
Parteien und andere Bewegungen began­
nen, sich verstärkt zu artikulieren. 
Mit der Schaffung des Koordinations­
komitees \'on Volksorganisationen (ca. 
40 Mitglieder) vollzogen sie einen wich­
tigen Schritt auf dem Weg zur Einheit. 
Pedro Brizuda. Vors tandsmitglied der 
Einheitsföderation der Arbeiter von 
Honduras (FUTH): "Wichtig ist, daß wir 
das Sektierertum über winden. Hier wird 

Prlsid.n, Suno COrd(l'''' (1.) und <kr Obrrbef.bbba~r 
der SU."kr)n •• Waller Lopez 
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niemand gefragt, in welcher Partei er ist, 
sondern, was er machen will." 
Dieser sich als Klassenorganisation ver­
stehende Gewerkschaftsverband macht 
den beiden "Großen" zunehmend Kon­
kurrenz: der "gelben", vom US-Insti tut 
fUr die Entwicklung Freier Gewerkschaf­
ten (A IF LD) aufgebauten und finanzier­
ten Konföderation der Arbei ter von 
Honduras (CTH) sowie der christdemo­
kratischen Allgemeinen Zentrale der Ar­
beiter (CGT). 
Unzufriedenheit an der Basis zwingt die 
rechten Führer zu pun ktuellen Gemein­
schaftsaktionen mit der FUTH oder 
fUhrt gar zu Austritten von Mitgliedsver­
bänden. Die F UTH - aus solch einem 
~"assenaustritt 1981 entstanden - ist 
wegen ihrer MiJitanz die Haupt:dclschei­
be staatlicher Angriffe. 

Massenverbände auf Einheitsku rS 

Am 18.3.1984 entfUhrte die berüchtigte 
Geheimpolizei CO BRA Rolando Vindel, 
den Führer der Elektrizitätsarbeiterge­
werkschaft (STENEE: siehe AlB 
6/1984. S.33). Seinen Verbleib klärten 
auch die neuen Machthaber bisher nicht 
auf. 
Die STEN EE geriet nicht nur durch ih­
ren Kampf gegen Ent lassungen, fUrneue 
Sicherheitsvorschriften und Lohnerhö­
hungen in die vorders te Schußlinie. Sie 
kr itisierte auch die kostenlose Elektro· 
installa tion auf den US-l\lilitärbasen. die 
Billigtarife fUr non:l.amerikanische Multis 
und die unbezahlten Stromrechnungen 
(in Millionenhöhe) der Zementwerke 
von Honduras und anderer Unterneh­
men. Außerdem kontrolliert die Ge· 
werkschaft mit dem Elektrizitätswesen 
einen st rategisch bedeutenden Bereich 
der Wirtschaft. 
Ähnlich ungeliebt wie die STENEE bei 
den Machthabern sind die linken Bauern­
organisationen der Einheitlichen Natio· 
nalen Bauernfront von Honduras 
(FUNACAM H). Lisandro Galvez, Gene­
ralsekretär der UNC im Nordsektor: 
"Die Anträge der Bauernorganisationen 
auf Enteignung und übergabe ungenutz· 
ten Landes (möglich laut dem Agrarre­
formgesetz von 1974: d. Verf.) ver­
schwinden entweder in den Archiven des 
lNA (Nationales Agrarinstitut) oder 
wandern gar in den Papierkorb."7 
Folglich bleibt den Bauern keine andere 
Wahl, als sich ihr Recht zu nehmen. und 
das ihnen zustehende Land zu bese tzen. 
Das kompromißlose Eingreifen der Mili­
tärs zugunsten der Großgrundbesitzer 
fUhn immer wieder zu Verletzten und 
Toten unter den Bauern. 

Ende dieses Jahres wollen die vier linken 
Mitglieder der FUNACAM H eine organi­
sche Einheit ihrer Verbände herstellen 
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und somit das politische Gewicht revolu· 
tionärer Bauemorganisationen stärken. 
Auch innerhalb der fUnfte n, der UNC 
sowie in einigen anderen regionalen Bau· 
ernverbänden besteht Sympathie fUrdie· 
ses Vorhaben. 
Andere bedeutende r-,'Iassenorganisatio­
nen des Koordinationskomitees sind die 
drei gTößten Lehrerverbände, die Nach­
barschaftskomitees der Bewohner städti­
scher Elendsviertel, die Schüler und Stu­
denten, um nur die wichtigsten zu nen­
nen. Das politische Spektrum derOppo­
sitionsbewcgung wird ergänzt durch die 
Christdemokratische Partei (POCH ) und 
dasM·L1DER. 
Doch trotz aller Vereinheitlichungs· 
tendenzen ist eine revolutionäre Lösung 
der "hondur,mischen Krise" nicht in 
Sicht. Die Part~ien der Linken - wegen 
der Repression weiterhin im Untergrund 
- betreiben zwar eine zunehmend effek­
tive Massenarbeit (in den oben genann­
ten Organisationen) . Aber als politische 
Alternative sind sie noch nicht in der 
Lage. die Hegemonie der Rechten zu bre· 
ehen. 
Die politisch.strategische Schwäche der 
Linken offenbarte sich in der Ausein­
andersetzung um Kampfmaßnahmen 
gegen die Verabschiedung des Steuer· 
pakets der Regierung. 
Unentschlossenheit und Uneinigkeit des 
Koordinationskomitee nutzte die CTH 
zu einem taktischen Vorstoß und rief 
zum Generalstreik Hir den 20.6.1984 
auf. 

Es kam schließlich zwar nicht dazu. weil 
die GewerkschaftsHihrer sich in der 
Nacht zuvor mit Suazo und Walter Lo· 
pez einigten. Aber durch ihren Vorstoß 
hatten die "Gelben" zumindest zwi­
schenzeitlich die Initiative übernom men. 

Geb t dem Volk Reformen 

Und wie sicht es mit einer reformisti­
schen Lösung aus? Die Führer dazu ste­
hen bereit. Carlos Roberto Reina, l)räsi­
dentschaftskandidat des M·L1DER und 
sein mindestens ebenso populärer Bru· 
der und Ex·Uni-Rektor J orge Arturo. 
Beide verfUgen über enge internationale 
Kontakte vor allem zu sozialdemokrati­
schen Parteien und erhalten im übrigen 
auch finanzielle Unterstützung, :t. B. 
durch die Friedrich·Eben·Stiftung. 

Carlos Roberto Reina über seine politi­
schen Vorstellungen und Nikaragua: 
"Mehr als eine militärische ist es eine 
ideologische Bedrohung. die man be· 
kämpfen muß durch eine bessere Idee, 
die der wahren Demokratie." Mit ande­
ren WortC'n: Gebt dem Volk Reformen, 
damit es keine Revolution macht. 

Die große Frage dieser sozialdemokra­
tischen Führer: Wo sind ihre Massen? 

~'iariano de Jesus Gonzales (Präsident 
der CTII und ausgebildet in den USA, 
durch die Israelische Arbeiterpartei und 
die Friedrich-Ebert-Stiftung) und seine 
Bananenarbeiter könnten dazu gehören. 
Sie haben sich ohnehin scho:l eine privi­
legiene Position innerhalb der Arbeiter­
klasse erkämpft, die sie durch eine Revo­
lution nicht aufs Spiel setzen wol\en. 
Doch diese Arbeiteraristokratie ist zah· 
lenmäßig und lokal (auf die Bananen­
enklaven im Norden) beschränkt. 
Und wie verhalten sich die linken Mas­
senorganisationen, und die POCH? 
Sie besitzen zwar andere Zielvorstellun· 
gen, aber ein Zusammengehen mit den 
Reinas im Hinblick auf die Wahlen 1985 
könnte zumindest ein Zwischenschritt 
rur sie darstellen, und vor allem bessere 
Kampfbedingungen schaffen. 
Doch sind einer Reformpolilik enge 
Grenzen gesetzt. Die Großgrundbesitzer, 
die I ndustriellen und die Multis wollen 
nicht auf ihre Privilegien verzichten, die 
USA nicht auf ihren Brückenkopf und 
die Militärs nicht auf ihre Macht. 

Anmerku ngen: 
I) Angaben nach: Centro de Documentacion 

de HonduTIIli, Tegucigalpa, 1984 
2) Vgl. EI Tiempo, Tegucigalpa, 25.5. 1984 
3) Ebenda.8.5.1984 
4) VgI.ebenda,29.6.1984 
5) Latin America Weekly Report, London. 

21.9.1984 
6) Ebenda, 13.7.1984 
7) EI Tiempo. 7.6.1984 

Miskitos 
und 
FSLN 

MISKITOS UND FSLN luulet der Tirel 
einer Broschüre. dif" VOll der Allernul;wn 
Liste Berlin, Interna/ionalismus-Gruppen. 
der Zeitschrift "Rf'V;,,·,H. dem Sozialisti­
schen BiJro u.o. heror,sgegeben wurde. 

Die Broschüre ('nthalt Mrl/triol ~U, Ein­
schlll~ung der Miskilo-Politik der Sandini­
ste. Sie ist aus einem V"rs/(lnd"is von /criti­
scher SoI/dar/rlJl geschrieben, das '"tümer 
der FSLN nicht zum Tabu trk/(Jrl. Die erSte 
A!iflage is/ bereits vergriffen, dir zwt'ile ist 
je/zr erschienen. Ses/el/ungen an: lriforma­
rionsbüro NiCflragua. Ku{embeger Schul· 
weg, 56(}() Wupperla/I, Tel. 01011760517; 
Millelumerika·Moga:in, elo Magazin-Ver­
lag, KlJnigsweg 7. 1300 Kiel J. Tel. 
043/163143; $olidari/litsshop Drillt WI'/I, 
Hamburger Allee 51, 6000 Frankfurt 90. 
Tel. 069/778863. Preis DM 0,50, ab /00 
Exemplar,.n DM 0,10. IR, VerkaufSl'rltJs 
/ließt der FSLN jür ihre Ojjenr!ichkeilsar­
beil ;/1 der BRD tu. 



Kolumbien 

Peter Garcia 

Der zerbrechliche Friedensschluß 

f .... ucknkund&tbun, -0' d~m N.uonalp.olO>lln 80'0" noch Inkrafllwen do,s Warr~n,'ill'l.nd, zw"chen F .... RC und Rt_ 
si.run, 

Eine Salve aus 140 Guerillero-Gewehren 
gab das Signal :tUrn Feiern. Endnch war 
es so weit: Der Oberbefehlshaber der 
FARC und weitere vier Comandantes 
setzten am 28. Mai dJ. mit ihrer Unter­
schrift das 2 Monate: vorht'T abgeschlos­
sene Waffenstillstandsabkommen mit 
der Regierung in Kraft. 
An diesem Tag wurde nicht nur in La 
Uribe, dem Ort der Unterzeichnung, ge­
feiert. Tausende von Menschen versam­
melten sich auf dem Bolivar-Platz neben 
dem Regierungsgebäude in Bogod und 
schwenkten weiße Tücher. Mittags stan· 
den in ganz Kolumbien ruf einige Minu­
ten Autos und Maschinen still. 

Ein paar Monate später, am 23. und 
24.8.1984, wurden mit weiteren drei 
GueriJlaorganisationen Waffensti1l­
standsabkommen unterschrieben, die 
am I. September d.J. in Kraft traten: 
mit der EPL in Medel1in, der ADO in 
Bogota sowie der ~1-19 in Corimo und 
Hobo. 
Kolumbianische Künstler, u.a. Gabriel 
Gareia Marquez, riefen da:t;u au f. dieses 
Ereignis am 26.8.1984 auf besondere 
An zu würdigen: In allen Städten wur­
den Straßen. Plätze, lIäuserwände und 
Mauern mit Friedenstauben und -losun­
gen verLiert. 

Als einzige Organisation hatten die 

F ARC die Gültigkeit des Abkommens 
von vornherein zeitlich begrenzt. 
Ein J ahr lang solhe die Regierung die 
Möglichkeit haben, ihre Ernsthaftigkeit 
zu beweisen. Denn die Verlängerung des 
WaffenstiIlstands ist an die Errullung ei­
ner Reihe von Bedingungen durch die 
Regierung geknüpft. 

Der Forderungskatalog der Guerilleros 
um faßt folgende Punkte: Aufhebung des 
Ausnahmezustands, Garantien rur die 
Tätigkeit der Opposition, Zugang zu den 
Massenmedien, Beseitigung des paritäti­
schen Zweiparteiensystems, Direktwahl 
der Bürgermeister und Gouverneure, 
mehr Autonomie rur die Provinzen als 
Maßnahme zum Abbau des Zentra­
lismus, Kontrolle der Exekutive dureh 
Vo lksvertreter und Durchftihrung einer 
wirklichen Agrarreform. 
Zur Kontrolle des Waffenstillstands und 
der Einhaltung der Bedingungen war 
noch im J uli d.]. eine "Kommission des 
Dialogs und der Versöhnung" im Präsi­
dentschaftspalast Casa de Narino ins 
Leben gerufen worden, der 35 Persön­
lichkeiten aus Politik, Massenmedien, 
Kirche, Regierung, Gewerkschaften und 
der Guerilla angehören. 

Die ErfUllung der Bedingungen wird von 
den Guerilleros als unerläßlich ange­
sehen. Denn allein dureh die Waffenstill-

standsabkommen wird es nach fast 40 
Jahren Bürgerkrieg (Vio1encia) und über 
600.000 Toten noch keinen Frieden in 
Kolumbien geben. Ohne die Demokrati­
sierung des Landes und ohne die Lösung 
der dringlichen wirtschaftlichen und so­
zialen Probleme werden die Waffen nicht 
lange schweigen können. 
40% der Ko lumbianer leben in Elends­
hütten, 50% sind ohne jegliche än!\iche 
Versorgung. nur knapp 4(ffo werden von 
der Sozialversicherung erfaßt, 30% der 
Kinder - 1,8 Mio - erhalten keinerlei 
Schulbildung. Die Arbeitslosenrate hätte 
längst die 20%-Grenze überschritten, 
wären nicht fast 2 Mio Kolumbianer ins 
Ausland auf Arbeitssuche gegangen. Die 
Infl atio n hat 22% erreicht und die Aus­
landsverschuldung 12 Mrd Dollar. l 

Als Präsident Belisario Hetancour im 
Rahmen der Maßnahmen zur Senkung 
der Inflationsrate eine Beschränkung der 
Lohnerhöhungen auf jährlich 10% ver­
kündete, schaffte er, was lange Zeit an 
pOlitischen Differenzen scheiterte: Die 
Gewer kschaftsl.entralen G ewer kschafts­
bund der Werktätigen Kolumbiens 
(CSTC), Union der Werktätigen Kolum­
biens (UTC), Bund der Werktätigen 
Kolumbiens (CTC) und AUgemeiner 
Bund der Werktätigen (CGT) einigten 
sich auf ein gemeinsames Vorgehen und 
legten dem Präsidenten im Mai d.]. einen 
Forderungs katalog mit 29 Punkten vor. 

Waffenstillstand rur Reformen 

Abgesehen von der allzu schleppenden 
Einlösung der Wahlversprechen im so­
zialpolitischen Bereich wird der liberal­
reformerische. Kurs der Regierung Betan­
cour von den Gewerkschaften um! den 
Organisationen der Linken unterstützt. 
In der Außenpolitik spielt Kolumbien 
eine positive Rolle als Grilndungsmit­
glied der Contadora-Gruppe (neben 
Kolumbien sind dies Mexiko, Venezuela 
und Panama) und bei den Nichtpaktge­
bundenen. Weitere Schwerpunkte sind 
die Orientierung auf Lateinamerika, die 
Verbesserung der Bel.iehung zu Kuba 
u~d das Angebot an Venezuela, die 
Gremstreitigkeiten beizulegen und die 
umstrittenen Gebiete wirtschaftlich ge­
meinsam zu nutzen (wobei es hauptsäch­
lich Ulll Erdöl geht). 



Guerilla Kolumbiens 
Revolu tionlire Strdt krä ft c Ko lumb ien.' 
(FARe) 
1966 als d irekte Nachfolgerin der Bauern­
sclbslhilfcQTg;lnisalioncn gegründet, die es 
seit Ende der 40cr Jahre gab. SIcht der Kom­
munistischen PaTte; Kolumbien< nahe und 
hai in 27 K:l.mpf~erb;mden ctwa I:?~OOO 

I1l3nn unl<:"r Waffen. Ihr Oberbefehlshaber 
Manud Marulanda (Kampfname Tirofijo -
Sicherer Schuß), 56 Jahre, kämpft seil 1949 
als Guerillero. 
Bewegung dc ~ 19. April (1'01-19) 
Ging aus der Nationalen VolksalHanz 
(AN APO) hen'ur, die e' sich zum Ziel g.o:sctZl 
halle, das ~Ionopol der heiden traditionellen 
Parttien (Konservative und Liberale) zu 
brechen. Die Bewegung gab ~ich ihren Na­
men zur Erinnerung an den 19.4.1970. An 
diesem Tag war es zu ).lassenprntcsten "'egen 
eines Wahlbetrugs gekommen, d~r dem Prnsi­
demschaftskmndidaten der ANAPO den 
Wahlsi~g genommen hau~. 
Obwohl von den größeren GU~,;II~oT8'Jnisa­
tlon~n Kolumbiens di~ jung'He, wurd~ ~ie 
intemmt;on;.1 durch d~n Raub des Schwertes 
von Simon BoHvM und durch die Besetzung 
der Dominikanischen Botschaft in Bogota 
bekannt. Seil Mai 1983 gibt es eine Zu,am' 
m~narb~it mit den FARC. D:u; Ziclder M·19 
ist heute die Verwandlung in eine politische 
Partei sozialistischer Orientierung. Die Be­
wegung hat etwa 5.000 Guerilleros. 
Vol ksbef reiungshee r (EPL) 
Steht der urspriinglich auf die Volksrepublik 
China ausgerichteten Partei Unabhan!cige 
Re"oJutioniire Arbeiterbewegung (MOIR) 
nahe und hai etwa 2.500 Kämpf~r. Sie hai 
im August 1984 Abkommen mit den rARC 
uber eine Zusammenarbeit abge~chlossen. 
Nalional~s Ikheiung.h ... u (E LN) 
lIat im Norden Kolumbiens ca. 2.000 MJnn 
unter Waffen. Unterhielt zur Zeit der 
Gnmdung und in den ernen J ahren danach 
eng~ Kontakte zu Kuba. Bekannt durch den 
Pri~Sler Camilo Torres. der in ihren Reihen 
mitkämpfte und fi~l. 
War danach mehrere Jahre niehl mehr J.ktiv 
gewesen. Isl ent seit 1982 wieder an die 
Öffentlichkeit g~treten und bezeichn~t sich 
als nach wie vor von Kuba inlpi.-ien. 
Duu Fidel Castro anLißlich der Entfuhrung 
\'on Jaimc BeJancour, dem Brudu des heuti· 
gen Präsidenten im NO"emher 1983 durch 
di~ ELN: , .... Kuba mhh sich bestimmt nicht 
geehrt, noch wird es sich jemals ge~hrt fuh· 
len, wenn Leute. die Il3ndlungen vollbrin· 
gen. denen es an jeglicher Ethik und d~r 
elementarst~n politischen Vernunft man· 
g~lt. sich auf Kuba beruren ... In mir kommt 
d~r Verdacht auf. daß Kräfte ganz anderer 
Art und mit gan.:.: anderen Moti"en direkt 
oder indirekt ... hier ihr~n Einfluß gelt~lld 
machen .. ... (Brid an d~n Prä.identen K o­
hunbicns. ~layoria. Stockholm, 8.12.1983 ). 
Arlxilersdb.h<~rtddigung (ADO) 
Stadtguerilla mit etwa 300 ~Iitgliedem. B~· 
ruft sich auf Marlt und Trotzki und steht dn 
Sozialistischen Arbeiter·Partei (PST ) Ko· 
lumbieM nahe, die d~r 01. Internationale an­
~eschlossen ist. 
Kommando Ricardo Franeo (CRn 
Eine kleine Absp1itlerung der FARe mit ca. 
150·200 Mitglied~rn. Die Trennung ist n .. eh 
Auss3g~n ~ines offiziellen Sprechers der 
Nationalen Fried~nskommi,sion Kolum· 
b.ens weniger auf ideologische Grunde zu· 
ruckzufiihrcn, ab auf kriminelle Tendenzen 
umer den Fiihrungsmitgliedern (.iehe Ar· 
tikel). 
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Innenpolitisch verfolgt Betancour wei­
terhin zielstrebig seinen Plan, den Waf· 
fenstillstand mit den Guerilleros in einen 
wirklichen Frieden zu verwandeln. Und 
schließlich gehört in die positive Bilanz 
auch seine Ankündigung vom August 
d.]., in Kürze eine Reihe Gesetze zur 
Durchsetzung einer wirklichen Agrarre­
fonn zu verabschieden - in einem Staat, 
der auch heute noch hauptSächliCh von 
der Landwirtschaft lebt. 
Die GTÜnde ftirdicse Rcformbcreiuchaft 
de r Herrschenden sind vor allem in der 
Stärke der Cuerillabcwegung zu suchen. 
Die Regierung ist nicht in der Lage, sie zu 
besiegen. Und sie beftirchtet bei einer 
weiteren Verschlechterung der wirt­
schaftlichen und sozialen Lage eine revo· 
lutionäre Entwicklung wie in Nikaragua 
und EI Salvador. 
Die Guerilleros machen sich ihrerseits 
die Konzessionsbereitschaft der Regie­
rung zunutze, um einige ihrer Forderun· 
gen durchzusetzen. Gleichzeitig ver­
suchen sie durch den Ausbau demokrati­
scher Rechte den Handlungsspielraum 
aller Linkskräfte zu erweitern. 
Die Guerilleros haben sich jedoch ge­
weigert. ihre Waffen abzuliefern, da sie 
befürchten, daß sich die reformbereiten 
Kräfte in d~r Regierung nicht durchset­
zen können oder es sogar zu einem Mili­
tärputsch kommen kann. 
Die Politik BetancoUl"S wird von seinen 
rechten Gegnern nicht widerstandslos 
hingenommen. Immerhin befinden sich 
65% des Bodens in Händen einiger weni· 
ger Großgrundbesitzer. Eine konse­
quente Agrarreform wäre ein direkt~r 
Angriff auf die Machtstellung der mit 
dem kolumbianischen Bankkapital ver­
schwägerten Latifundistas. Zahlreiche 
höhere Offiziere der Streitkräfte und der 
Polizei stammen aus dem Großgrundbc· 
sitzennilieu, das auch den Rauschgift · 
handel kontrolliert. 

Terror der Drogcnmafia 

Der Millionär und Rauschgifthändler 
Carlos Lehder Rivas hai eigens eine neo· 
faschistische Partei, die Nationale Latino 
Bewegung (MLN), gegTÜndet, um die 
Agrarreform und den Friedell mit den 
Guerilleros zu verhindern. Von den 
Großgrundbesitzern und der Drogen­
mafia bezahlte Killer aus den Reihen der 
Polizei und der Armee setzen als "Tod 
den EntfUhrern" (MAS), "Tod den Kom­
munisten" (MAC), Todesschwadrone 
usw. ihre Terroraktionen zur Sabotage 
der Regierungspolitik auch heute fort. 

Gegen einen Teil ihrer Auftraggeber hat 
die Regierung Betancour in der Zwi­
schenzeit hart durchgegriffen. 
Nach dem ~Iord an JustizministerJaime 
Lara Bonillaam 30. April d.]. durch zwei 

Beauftragte der Rauschgiftm afia e r­
klärte Betancourden Drogenmafiosi den 
Krieg. Lara Bonilla hatte dem fort ­
schrittlichen Flügel der Liberalen Partei 
angehört. Auch war er unbestechlicher 
Gegner der Rauschgifthändler und der 
paramilitärischen rechten Terrororgani­
sationen von der Art des MAS. 
24 Stunden nach dem Mord wurde die 
Zuständigkeit ftir Rauschgiftdelikte an 
die Militärgerichte übergeben. Über 
2.000 Leute wurden fe stgenommen, rie­
sige Marihuana.Pflanzungen verbrannt, 
zahlreiche Kokainfabriken ausgehoben, 
200 Transponflugzeuge sowie hunderte 
von Fahr.l.eug~n beschlagnahmt. Natür­
lich gelang es den meisten der großen 
Fische, noch rechtzeitig ins Ausland zu 
entkommen. 
Unter ihnen befand sich auch der Dollar· 
Multimillionär und Abgeordnete PabJo 
Escobar, Besitzer von 15 Flugzeugen 
und einem 1.500·Tiere·Privatzoo. Esco­
bar ist Gründer und Chef der Medellin­
Mafia, eines Konsortiums der 15 reich­
sten Familien im Rauschgiftgeschäft. 
1982 war er in das Parlament gewählt 
worden. 2 

Märvon der "Rauschgift-Guerilla" 

1m Juli d.J. traf sich Escobar in Panama 
mit dem kolumbianischen Generalstaats­
anwalt, um Präsident Betancour im 
Namen der Rauschgifthändler einen 
Tauschhandel anzubieten: Gegen die 
Einst~llung aller Rauschgiftaktivitäten 
und die Rückftihrung inl Ausland ange­
legter Gelder in Höhe von 5 Mrd Dollar 
sollte die Regierung Garantien rur die 
straffreie Rückkehr der Mafiosi geben 
und die Freigabe der beschlagnahmten 
Vennögen zusagen. Trotz des verlocken­
den Angebotes lehnte Betancour ab -
nicht zuletzt aufgrund der empörten 
Reaktion der kolumbianischen Öffent­
lichkeit, die den Rücktritt des General· 
StaatsanwaltS wegen seines Treffens mit 
Escobar foruerte. 

Auf die Frage, ob ~s eine Zusammen· 
arbeit zwischen den FARC-Guerilleros 
und der Rauschgiftmafia gäbe, hatte Es­
cobar geantwortet: "Sie können mir vor­
werfen, ein Rauschgifthändler zu sein. 
aber zu behaupten. daß ich mit den 
Guerilleros gcmeinsam~ Sache mache. 
das verletzt meine persönliche Würde."3 

Das Märchen von der .,Rauschgift­
Guerilla" war vom kolumbianischen US­
Botschafter Oliver Tambs in die Weit 
gese tzt worden. Damit stehen die Gueril· 
leros Kolumbiens in einer Reihe mit den 
bereits zuvor von den USA des Rausch· 
gifthandels beschuldigten Regie rungen 
Kubas und Nikaraguas. Dabei sind esge· 
ntdc die USA als größter Rau schgiftkon­
sument der Welt. die - nach Aussagen 
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des kolumhianischen Prasidenten 
kaum ihre I-land gegen die Rauschgift· 
mafia rühren. 4 

Aber dk LUge des U5-Bouchafters fand 
in den westlichen Massenmedien begierig 
Widerhall. Die Neue Zürcher Zeitung 
z.B. sprach von "Beziehungen, zumin­
dest der FARC, zum Rauschgiftmilieu" 
und die New5week von "Sicherungstrup· 
pen aus linken Guerilleros", die angeb­
lich Kokainfabriken beschütten. ~ 
Die unglaublichste Luge brachte aber die 
Imemational Herald Tribune, die am 
19.9. 1984 behauptete, der kolumbia· 
ni5che Rauschgiftkönig Pablo E!cobar 
" sei vor kurzcm photographiert ..... orden, 
wic er in Niltaragua ein Flugzeug mit 
Kokain beladcn hätte". 

In Kolumbicn selbst fallen Lügen diese:r 
Art kaum auf fruchtbaren Boden. Jeder 
weiß, daß hinter den Todesschwadronen 
und anderen Mordkommandos wic dem 
MAS auch die Rau5chgiftmafia steht. 
Und die Opfer dieser rechten Killerban· 
den sind immer linke Politiker, Gewerk· 
schafter, Guerilleros, die von Betancoun 
Amnestie Gebraul..h gemacht haben, 
oder einfach Leute, die der Unterstüt­
zung der Guerilleros beschuldigt werden. 

Sover:;uchten die Rechukräfte, mit ganz 
gezielten Pro,'okationen die friedens· 
politik ßetancouT5 zum Scheitern l.U 

bringen. 
Kurz nach der Unterzc:ichnung des Ab· 
kommens mit der M-19 ermordeten zwei 
~Iänner den Anl und Mitbegrunder die-
5t'r Be\\egung, Carlo! Toledo Plata, mit 
I1 Pistolen5ch~en und entkamen uner­
kannt. Die Amnestie Ende 1983 hatte 
der friihe~ ANAPO-Parlaments:abgeord­
nete dazu genutzt, um die Umwandlung 
de;r M-19 in eine legale politische Partei 
zu organISIeren. ;'\eben diesen Aktivi­
taten war er inzwischen ;eurn Leiter dcs 
öffentlichen Krankenhau5C;s der Stadt 
ßucaram.Ulga berufen worden. 
ßemerken5 .... crt ist. daß sowohl der MAS 
als auch die Guerilleros des Comando 
Ric-.ml0 franco behaupten, Toledo Pbta 
umgebracht "lU haben. 6 Am anschließen­
d<,n Begr.ibnis waren neben Guerilla­
Comandantes mhrende Verl«:ler aller 
Parteien und der katholischen Kirche zu· 
gegen. sowie dcr kolumbianische Innen-

minister Alfonso G6mcz ab persönlicher 
Beauftragter des Präsidenten. 
Somit ging die Rechnung der Friedens­
störer nicht auf. Einheiten der M-19 be-
5e ttten am 18.8,1984 - kun nach dem 
Mord - die Stadt Toribio. Ihr Coman· 
dante Jaime Navarro erklärte den Jour­
nalisten des Radiosenders CARACOL, 
daß das WaffC'nstillstandsabkommen wie 
geplam einen Monat nach Unterzeich­
nung trotz des feigen Mordes in Kraft 
treten wird. 
Zur 5elben Zeit waren mit der gleichen 
Absicht wC'iterc 200 M-19-GuerilJeros 
untcr Comandante Rosemberg Pav6n in 
die Stadt Yumbo einmarschiert. Der rur 
dieSe'l Gebiet "luständige ultrarechlt:­
Militärkommandeur nuule die Gelegen­
heit, um eine bewarrnete Auseinander­
setzung vom Zaun zu brechen, Der Saldo 
der Kämpfe: 46 TOle, über 100 Ve;rletz· 
te, Zerstörung des Rathauses, schwere 
Schädcn an lokalen EinrichlUngen der 
Polizei und des Militärs. 
Aber auch diese Provokation erreichte 
ihr Ziel nicht: Das Waffen~tillstandsab­
kommen mit der M-19 trat in Kraft, 

Putschgelüste in der Annee 

Der Vorfall von Yumbo war nicht die 
erste Störaktion der rechten Militärs. 
Schon am 7.8,1984 hallen Armee·Ein· 
heilen das Feuer auf eine der M-19-
Kolonnen eröffnet, die zur Unterzeich­
nung des Abkommens nach Corinlo ein­
marschierten. Vier Guerilleros wurden 
verkt"lt, darunter der Comandante Car­
los Pizarro. Daraufhin verfügte Präsident 
Betancour den sofonigen Abzug aller 
Poli;eei· und Militärtinheitcn aus diesem 
Gebiet. 
Als die ~1·19-Verbande ihre Absicht be­
kanntgaben. bis zum Tag des Inkraftlre­
tens des Ab\ommens in Bobo und 
Corinto lU bleiben, drohttn die rur das 
Gebitt "lustandigen Generäle O[az San­
migue1 und YU5$uf Arias 10 .... ie der Poli­
zeichcf General Delgado Mallarino dem 
l'räsidenten: "Ziehen sich die Guerille, 
ros nicht roforl zunick. werden wir 
stürm<'n .. , 
Zusammen milclßigen Obenten bercite­
t!'n die drei Generale eincn Militärputsch 

vor, der am 29.8.1984 vom Oberkom· 
mando der kolumbianischen Streitkräfte 
verhindert wurde. Dem Frugel der rech­
un Militärs schloß sich auch Verteidi­
gungsmini51er General GustavoMatamo­
ros an, ab er in einem Brief an den 
kolumbianischen Präsidenten verlangte, 
daß die Guerilleros entgegen der Ab­
machung mit der Regierung ihN: Waffen 
abzuliefem hätten. 7 

Zu den Gegnern eines Waffenstillstands 
mit den Guerilleros gehöN:n allerdings 
nicht nur ~chte Militärs, Großgrund­
besitzer, Rauschgiflhand\er und die 
Todesschwadronen. Auch twei der 
Guerillaorganisalionen. die E L:\' lind daJI 
Comando Ricardo Franco, weigern sich, 
ein solchell Abkommen zu unterschrei­
ben. 
Es gibt in Kolumbien insgesamt etwa 
22.000 Guerilleros, denen 65.000 Mann 
der regulaN:n Armee gegenüberstehen. 
900/0 dieser Guerilleros haben das Ab­
kommen unterschrieben. Die restlichen 
10% gehö~n in der Zwischenzeitl.u den 
aktiven Gegnem der Regierungspolilik. 
Bei den Jo'riedensfeiem am 26.8.1984 
versteckte die ELN in der Stadt Cucuui. 
eine Bombe in einer Friedenstaube aus 
Pappmache. Bei der ansch ließenden Ex­
plosion wurden vier Menschl:n verletu. 
In der Woche der Unteneichnung des 
Abkommens durch die M-19, EPL und 
ADO ermordeten Kommand05 der ELN 
auf brutale Weise nl:un Polizisten in der 
Provinz Arauca und zwei in der Provinz 
Cundinamarca. 
In der Zwischenleit hat d ie ELN mit 
dem Comando Ricardo franco, das den 
Mord an M·19-Führer Toledo Plata rur 
sich in Anspruch nimmt, ein gl:mein. 
samtS Vorgehen gegen den WaffenstilI· 
stand vereinbart. Womit sie- denkt man 
an rechte Militärs, Rauschgiftmafia, 
Todesschwadrone, Großgrundbesitzer 
und US-Botschafter in äußerst 
schlechtt: Gesellschaft geraten sind. 
Es liegen noch viele Hindemisse auf dem 
Weg ,/;ur Verwirklichung der gl:mein­
samen friedenspolitik der jetzigl:n 
Regierung Kolumbiens und der Mehr· 
uhl der Guerilleros. Das weiß nicht zu­
letzt auch Präsident Betancour selbst: 
"Die5er Frieden ist so leicht zerbrech· 
lieh, wie ein Gegenstand aus feinem Por· 
ulIan, 50 empfindlich, wie eine: Blume. 
dic man jeden Tag hegen und pnegen 
muß."· 

Anmerkunllen: 
I ) Tiempo, Bogola, 9.3.1984 und America 

Latina, Mmkau, Mai 19114 
2) Time,New Vork, 28.5. 1984 
3) Time. 16.4.1984 
4) Vgl.LeMondc,Pari.,31,7.19S4 
5) Neue ZUncher Zeitung, Zürich, 28.8.1984-

und New.wttk, Wa.shington, 26,3.1984-
6) Vgl. Latln Amerian Weekly Report, 1.on· 

don,7,9,1984-
7) Vgl. VOl, Bogol;" 6.9. und 13.9.1984 
8) Bohemia, Havanna, 7,9.1984 



Mittelamerika 

Nieo Biver 

Tauziehen um Verhandlungen 

Die FMlN/FDR.I:kI~gat;o" noch den V.,hndlunJen, F. Gua,dado. F. CienfuegO$. G. Uni<>, R. Zlrno ... (vln •. ) 

" Ich ging nach La Palma mit der Angst 
im Bauch ... leh war tödlich bedroht." 1 

Wer sich hier selbst zum Todesmutigt n 
hochstilisiert, ist kein anderer als der 
Präsident EI Salvadors, Jose Napoleon 
Duarte. 
Er hatte es gewagt, sich am 15. Oktober 
d.J . mit den Kommandanten der Natio­
nalen Befreiungsfront Farabundo Marti 
(FM LN), Ferman Cienfuegos und 
Facundo Cuardado, sowie den Führern 
der Revolutionären Demokratischen 
Front (FDR ), Guillermo Ungo und 
Ruben Zamora, zu treffen. 
Der Dialog, an dem auch Verteidigungs­
min ister Vides Casanova und als Ver­
mittler Erzbischof Arturo Riven y 
Damas teilnahmen, warzustandegekom­
men, nachdem Duarte am 8.10. 1984 vor 
der UNO einen überraschenden Vor­
schlag rur einen Gesprächstermin unter­
breitet hatte. 
Die FMLN / FDR hatte dem Treffen in 
dem Städtchen La Palma in der Nordpro­
vinz Chalatenango unmittelbar danach 
zugestimmt. Sie war es, die die salvado­
rianischen Machthaber in den letzten 3 
J ahren immer wieder:w Verhandlungen 
aufgefordert hatte. 
Ihr erstes Verhandlungsangebot datierte 
bereits vom 7.10.1981. 
Es wurde damals vom Staatschef Nikara­
guas, Danie! Ortega, vor der UNO unter­
breitet (s iehe Al B 1/ 1982, S. 4ft). 
Es blieb ebenso ohne Antwort wie die 
bislang letz te Initiative der FM LN/FDR 
vom 31. J anuar d.] . Sie bestand in einem 
Angebot, eine "Provisorische Regierung 
mit breiter Beteiligung zu bilden (siehe 
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AlB 3/1984,S. 34). 
Noch am 18. Mai d.]. hatte die 
FMLN /FDR in einem Brief an Duarte, 
den sie ihm über den Enbischof von San 
Salvador Arturo Rivera y Damas zukom­
men ließ, zu Verhandlungen aufgefor· 
dert. 
Duarte, der die Präsidemschaftswahlen 
vom 6.5. 1984 u.a. mit dem Versprechen 
gewonnen hatte, einen Dialog mit den 
Guerilleros zu führen, lehnte nach sei­
nem Machtantriu am L Juni d.] . zu­
nächst jegliche Verhandlungen ab. Er 
stel lte sich auf den Standpunkt, er werde 
"nicht verhandeln, solange die andere 
Seite die Waffen nicht niederlegt". 2 
Dieser Verhandlungsfeindlichkeit ent­
sprach auch die Verschärfung des Krie­
ges, der bisher 50.000 Menschen das Le­
ben gekostet und I Mio zu Flüchtlingen 
gemacht hat. 
Mit Hilfe einer Rekordmilitärhilfe der 
USA von 196,6 Mio Dollar fUr 1984 wur· 

So weit, KI tut. 

de vor allem der Luftkrieg gegen die 
Guerilleros und die Zivilbevölkerung ver­
stärkt. Die USA lieferten allein dieses 
Jahr drei Dragonfly A-37 Flugzeuge und 
10 Huey l.l-I-I Hubschrauber. Weitere 10 
bis 15 sollen noch bis zum J ahresende 
folgen. 
Damit wird sich die Hubschraubernotte 
EI Salvadorsauffast 50 erhöhen. 
Die Verstärkung der Bombenangriffe ist 
vor allem darauf zurückzufUhren, daß es 
der Armee nicht gelingt, die FM LN zu· 
rückzudrängen. Die Angriffe richten sich 
deshalb gezielt gegen Zivilisten, um diese 
zur Flucht zu zwingen und damit der 
Guerilla die Basis zu entziehen. 
Bei 137 Angriffen in den ersten 5 Mona­
ten d.]. kamen J .235 Zivilisten ums Le· 
ben. In den ersten 2 Monaten seit dem 
Regierungsantritt Duartes gab es allein 
74 derartiger Angriffe. 
Die Angriffsziele werden durch US-Auf­
klärungsnug-.leuge vom Typ Mohawk 
OV-I, die in Honduras stationiert sind, 
erm ittelt . Sie bleiben bei dieser Tätigkeit 
allerdings nicht mehr ganz ungeschoren. 
Am 18. Oktober d.]. gelang es der 
FM LN, eines dieser Flugzeuge mit 4 
CIA-Agenten und 3 Salvadorianern an 
Bord abzuschießen. 
Auch bei Menschenrechtsverletzungen 
durch Armee und T odesschwadrone läßt 
sich keine Besserung feststellen. Vom 
18.-22.7. 1984 wurden 78 Bauern durch 
die Armee getötet, am 30. August waren 
es weitere 50. Duarte selbst gab in einem 
Interview mit der US·Zeitschrift Play­
boy zu, daß der "Autoritätsmißbrauch" 
von "kriminellen Elementen" im Monat 
400 Menschenleben koste. 3 
Vor diesem Hintergrund ist es mehr als 
erstaunlich, daß ein Präsident, der ent­
weder rur diese Kriegsverschärfung ver· 
antwortlich ist, oder aber - weil er nicht 
der Machthaber is t - sie nicht verhin­
dern kann, sich zu einem Dialog mit der 
Befreiungsbewegung bereit erklärt. 
Der überraschende Schritt des Präsiden· 
ten, hängt einesteils damit zusammen, 
daß er dem realen Kräfteverhältnis in EI 
Salvador Rechnung tragen muß. 
Ein Faktor ist die Stärkung der FM LN 
und daß die Armee nicht in der Lage ist, 
den Krieg zugewinnen. 
Gleichzeitig griff aber' auch die zivile 
Opposition gegen den Krieg um sich. 
Dies drückt sich nicht nur in einer an-



wachsenden Streikbewegung aus. son­
dern auch in Appellen der katholischen 
Kirche, endlich den versprochenen Dia­
log zu beginnen. 
Der Druck auf Ouarte wurde ferner da­
durch stärker. daß im Contadora-Staat 
Kolumbien ein Waffenstillstand zwi· 
schell Regierung und Guerilleros ausge· 
handelt wurde (siehe Artikel von I'. Gar­
cia). Am 2. September d.J . forderte 
schließlich die christdemokratische Ge­
werkschaft Demokratische Volksunion 
(UI'D), die nach eigenen Angaben eine 
halbe :'Ilillion ;l,litglicder zählt, einen un­
verzüglichen Waffenstillstand und Ver· 
handlungen. 
Daß der innenpolitische Druck nicht der 
entscheidende F ak t~r war. der Duarte an 
den "erhandlungstisch brachte. darauf 
deutete bereits der 10-Punkte-Vorschlag 
hin, den er auf dem T reffen unterbrei­
tete (siehe Kasten). Er enthält nichts 
weiter als das Angebot an die f-';I,1Lr>:. die 
Waffen niederzulegen und sich nach ei· 
ner Amnestie an Wahlen zu beteiligen. 
Dies ist derselbe VorsChlag. der bereits 
im Juli und Oktober 1983 der 
FMLN/FDR bei Gesprächen mit dem 
US·Sonderbotschafter Richard Stone 
und der salvadorianischen "Friedens­
kommission" in Kolumbien unterbreitet 
wurde. 
Kein Wunder also, daß die Vertreter der 
FMLNII.'DR mehr als skeptisch sind: 
"Unsere Sorge ist", so Ruben Zamora, 
"daß Napoleon Duarte mehr an einer 
'Show'. als an einem wirklichen, ernst­
haften Dialog zwischen beiden Seiten 
interessiert sein könnte."4 

Nichtsdestotrotz wertel die Fl\ILN {VDR 
den Beginn der Gespräche und ihre ge­
plante FOrtsetzung Olm 15. November 
d.] . als einen Erfolg, obwohl sich jetzt 
noch kein Eingehen der Regierung auf 
ihren Forderungskatalog (siehe Kasten) 
abzeichnet. Die Regierung hat damit 
anerkannt. daß es sich um einen internen 
Konflikt handelt und daß die 
FMLN/J-"DR die zweite Macht im Lande 
darstellt. 
Durch eine Zunahme der politischen und 
militärischen Aktionen will sie die 
Machthaber in EI Salvador zwingen. auf 
ihre Forderungen einzugehen. Die Hoff­
nung Duartes. durch die Verhandlungen 
eine Offensive der FM LN zu verhindern, 
hat sich angesichts der Verstärkung der 
militärischen Aktionen seitens der Gue· 
rilleros bereits wenige Tage nach dem 
Treffen in La Palm a zerschlagen. 
Daß das Gesprächsangebot Duanes im 
wesentlichen außenpolitische I-Hnter· 
gründe hat, darauf wies der Komman­
dant der F~ILN,Joaquin Villalobos. be­
reilS am 13. Oktober hin. "Die Antwort 
von Duarte auf unsere verschiedenen 
Vorschläge ... hat die Wah\konjunktur in 
den USA zur Grundlage ... 5 

Folgerichtig beglückwünschte Reagan 
Duarte rur sein "generöses und histori· 
sehes \.'riedensangcpot·'.6 Sprecher des 
US-Außenministeriums erklärten. daß 
das Treffen in La Palma die US-Politik 
rechtfertigen würde. Die verstärkte Mili· 
tärhilfe hätte einerseits die Armee ver­
handlungsbereit gemacht. Andererseits 
sei die F/\ILN{FDR durch die angebliche 
Schwächung der Guerilla zu den Gesprä-

Forderungskatalog der FMLN/ FDR 
Der folgende f orderung'katalog wurdc der 
Regicrong Duarte am 15. Oktober d.J. in La 
Palma uberreicht. 

Unser Volk fordert: 
• die AufHtrung und VerurteilungderVer· 
antwortlichen der Morde an El'7.bischof 
O~.;ar A. Romao, den vier nordamerika· 
ni~chcn Nonnen und den Milgliedern des 
Exekuti\··Komitce~ der FDR. 
• die Aufklärung und Verurteilung der Ver· 
antwortlichen der ;l,lorde an den ISTA·Ver­
tretern und den vier holtindilChen J ourn~li­

,Ien. 
• die Aufklärung und Verurteilung der Ver­
antwortlichen aller polilischen Verb,,,chcn, 
dic in den letzten vier Jahren begang.:n wur· 
den. 

E, wird Frieden geben: 
• wenn alle potili~chen Gefangenen fTeige­
lasl>en sind und d'llI Schichal der .. Vu· 
mißten" aufgekbrt wird. 

• wenn dic BombMdements gegen die Zivil· 
bevölkerung in den von der FMl,;'1 kontrol· 
lierten Gebieten aufbören, 
• wenn das Recht duf Organisierung und 
freie Be ..... egung dn Sl~dt· und und .. rbeiter 
~~pektiert ... ird, 
• wenn d:u Streikrecht garanti"rt iSl. 

• wenn dUe Arbeiuzentren entmilitarisiert 
..... erden. 
• wenn allen slaallichen Arbeitern und An· 
gestellten das Recht auf Organisierung und 
Frei.:tugigkcit zugesichert wird, 
• wenn den Lehrern ihr Lohn ausgezahlt 
und ihre wichtigsten Forderungen eingelöst 
werden, 
• wenn die~es Jahr den Baumwoll- und 
Kaffupnuckern ein täglicher Arbeitlluhn 
\'on 18 Colones (= 18 D;I,t)zuge~ichert wird, 
• wenn alle Arbeiter und Angestellte der 
Banken. des Handels und der Industrie eine 
I OpwzentiKe Lohnerhöhung erhalten. 
• wenn die Preise für die ..... ichtig'lten Kon· 
.umgtlter der Bevölkerung gesenkt werden. 
• "'enn der ProzeB der Agr.lrrcform in allen 
ihren Etappen ~ertieft und fortgeset.!t wird, 
• wenn das Dekret 207 (drille Phase der 
Agr.lfreform) ... ieder in Kraft gesetzt wird. 
• ..... enn die Zwang>rekrutierungen auf· 
hören. ( ... ) 
• wenn die nordamerikani~chen Milit~r­

berater aus dem ~nd abgezogen werden. 
• ..... enn die Militarhilfe der USA an EI Sal· 
yador beendel wird, { ... ) 
Das sind dIe wichtigsten Wiml>che de~ sal\'a· 
dorianil>chen Volke'. 
(Quelle: MIlIelamerika Informationsdiell$l, 
Frankfun. Nr. 12, Oktober 1984) 

Duartes Vorschlag 

IO·Pu nkle-Dokument, das der saludo· I ';.""~h.' Pu~i d("nt J osC Nal,o!con Duane 
l!i.1O. 19801 in La Palrna den VertrctCTII 
fMLN{FDR unlerbre;tl·t,·. umfaßt fol· 

gend(' Vouchl"ge: 

• Ikm Parlament soll eme ,ofortige und 
uneinge,chr'dnkte Generalamnestie rur alle 
p(nOnen "urgesch!agen ..... erden, die direkt 
. dCT indirekl in die politische Gc ..... ~1t im 
Land "crwickelt waren. 
• Die Sieherheitskr.ifte und der Zi"ilschulz 
~ollen dureh die erforderlichen ;l,Iaßnahmen 
die Bewegong'lfreiheit der Auf.t~ndischen 
garantieren. dIe sich in die Gesellschaft, in 
ihre Familie oder ihren Arbeil>Jllatz einglie· 
dern. 
• Die Ge ..... ;.hrleiitung der potiti~chen Betei· 
ligung .. UeT Krei;e und Gruppen. die unter 
,\chtullg der Rechuordnung gem"ß ihrer 
..... eiligen ideologischen Aufra'~ungen 

~Ieinung außern oder akti~ werden. ( ... ) 
• Die freie Ikteiligung bei der Organisierung 
politi~chcr Akt;yilaten ~oll durch '""1",· 1 
ch~nde G~rantien gewahrleistet 
• Dem Parl3ment sollen ",,,hdiche V,,,',h I 
rungen "orgeschlagen werden, die 
schreibung neuer politischer p",,,", '" ''''"'',1 
licht. 
• Die Meinungsfreiheit und die 
politischen Parteien $QHen "",.h,II",,,,, I 
werden. { ... ) 

chen gezwungen worden. 

"Die Eröffnung eines Dialogs zwischen 
der Staatsftihrung und den salvadoria­
nischen Guerilleros", so die Pariser Le 
Monde vom 18.10. 1984, "dient so sehr 
den Wahlinteressen Reagans, daß Wa­
shington sich hütet, die geringsten Vor­
behalte gegenüber der Initiative Duartes 
auszudrücken .. , 
Daß es Washington jedoch bei den Ver­
handlungen in La Palma um mehr als um 
Wahlkampf geht, machte Reagan am 10. 
Oktober selbst deutlich: "Wenn die 
Kommandanten in Nikaragua nur ein 
ähnliches Angebot an die Widerstands­
kräfte richten würden, wären wir einem 
wirklichen Frieden in Mittelamerika viel 
näher."7 
Ziel war es aber nicht nur, Druck auf 
Nikaragua auszuüben, sondern eine 
außenpolitische Schlappe auszubügeln, 
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die die USA durch die Vorlage eines 
überarbeiteten Friedensplans der Conta­
dOfa-Gruppe erlitten hanen. 
Der am 8. Septemberd.J. vorgelegte Plan 
(s iehe Kasten) sieht u.a. die Auflösung 
ausländischer Stützpunkte, die Auswei­
sung ausländischer Militärberater, die 
Einstellung internationaler Truppen. 
manöver sowie die Beendigu ng der Un­
terstützung von bewaffneten oppositio­
nellen Kräften vor. Der neue Plan stieß 
bei allen Beteiligten, a]!en voran Napo­
leon Duarte, auf uneingeschränkte Zu· 
stimmung. 
Jedenfalls war die Zustimmung auch von 
Honduras, Guatemala und den USA ein­
hellig, bis Nikaragua am 21.9.1984 er­
klärte, daß es dem Friedensvertrag voll­
ständig zustimme. l\ikaragua erklärte je­
doch, daß es notwendig sei, daß die USA 
das Zusatzprotokoll des Vertrages unter­
schrieben, und sich damit verpflichteten, 
sich jeder Einmischung in l\Iitleiamerika 
zu enthalten. 

Damit geriet Washington unter Zug­
zwang. "Die Vereinigten Staaten sagen 
seit einiger Zeit", so der nikaraguanische 
Staatschef Daniel Ortega, "daß sie eine 
Friedensvereinbarung rur Mittelamerika 
unterStützen. Wir testen jetzt ihre Ab­
sichten. "8 

Der Test ftir Washington fid dann auch 
negativ aus. 
Man hatte nicht damit gerechnet, daß 
Nikaragua den Plan unterstützen würde, 
da er u.a. auch bedeutete, daß Nikaragua 
seine Verteidigungsanstrengungen einzu­
schränken hälle, obwohl eine Beendi­
gung der US-Einmischung nicht gefor­
dert wird. 
In einer ersten Reaktion bezeichnete US­
Außenminister George Shultz den 
Schritt l\Ianaguas zwar noch als eine 
"weitgehend posit ive Entwicklung", 
doch stellte er bereits fest, daß einige 
Fragen noch offen blieben. 
Kurz zuvor hatte er noch einen Brief an 
die Außenminister der EG geschickt , in 
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Erklärung der FM LN 

Der Dialog - ein Erfolg des Volkes 

[ho,r Dialog, dcn ..... ir Jm I:'. Ok~ober 1984 In 
L, Palma' begonnen haben, hat >laugcfun· 
den als die BIL'\"IFDR (Naliorule Befrei­
ongsfront Farabundo i\.!,mifDemokratlSch· 
Re\'olutionare Front, d. Red. ) auf politi · 
~chem. militJrischem und diplomatischem 
Gebiet eine enorme An5ammlun~ der Krafte 
entwickelt hatte, die die andere ~l3chl im 
L~nd dautellt. 
Mit dem Beginn des Dialogs habcn wir wich­
tige Erfol~e auf politi~hem Gebici erreichi. 
hilben WIJ" Raum geschaffen rur die Org'dni­
sierung, Mobilisicrung und die Ausdruck,­
rahigkei! des politischen Willens der Massen. 
Es ist uns lIelullgen. da~ Schweigen zu bre­
chen. das die Diktator den Massenmedien 
aufge1.wungen bane, um ~u \"crsu<-hen, Ver· 
wirrung ~o stiften und den Kampf des Vol· 
ke, zu schwJchen. Diese Öffnung der ~1,1>' 
senmedkn mus.en ..... ir ebenhlls als eine Er· 
rungenschaft ,'erteidillen und sie ~Is kgi~imel 
Instrument zur politischen Unterweisung 
des Volkes benulzen. 
Wir haben die welt ..... eite Anerkennong der 
poli\isch'lI\ilitarischen Kr.:ifte der Revolu­
tion und die Gultigkeit und Gerechtigkeit 
der politisch·re\"olutionaren Positionen bc· 
zuglich des richtigen Weges zum Frieden ge­
festigt und ausgebaut. Der Beginn des Di,,· 
10lls stellt außerdem eine ka~cgorische Ab· 
lehnuug einer impcrialisti.chen Intenention 
der USA durch unser ganzes Volk dar. 
Bei dem Treffen von L.o Pa.lma haben wir 
einigen der demagogischsten Vorhaben "on 
Napokon Duarte eine Abfuhr erteil!. 
Napoleon Doarle forderte, d~ß ..... ir die Waf· 
fen niederlegcn, um in einen Dialog einzulfe· 
len. Dieser mußte jedoch beginnen, während 
unsere revolotionar"n Gewehre .prechen 
ond dem ~Iarionettenregime auf fast dem 
ganzen Gebiet unseres L:mdes harte Schlagt' 
Vf:rSCtzen. 
Duarlc halle ~or, die Vorsitz~ndender FDR 
gering.tuachten, indem er .ie \"on dem Trd· 
fell ausscbloß. aber di~ Führer der FDR 
..... aren anwescnd, mi~ der vollen UnteTS~ü~ , 

zung des Volkes und der internationalen Ge-

meinschafe 
Duartc hatte H,r. die l..ö,ung du Konflikt\ 
d.lrauf zu beschr~nkcn. ddß wir an Wahlen 
teilnehmen. Aber bei d~m Trcffen haben wir 
festgelegt. daß n notwendig 'SI. alle politi· 
schen. wirtsch"ftlichen und >ozialen t'akto­
ren zu behanddn. die den Krieg Ju,s:c1öst 
haben, "Owie alle A,pckte. die zum Er· 
reichen des Friedens nvll"cndig sind. 
D", sind Erfolge unSerer re"olu~ionären Be· 
wegung, deshalb lind wir opümi\ti,ch, aber 
das Volk muß wachsam sein. Der imperiali· 
stische Feind und da. Marionettenregime 
,ersuchen. den politischen Dialog trotzdem 
als Propagandam3.llö,·er z~ mißbrauchen. Sie 
"ersuchen, das Volk zo ,·erwirren, indem sie 
es gloooben machen. daß die Demokratie in t:1 
Sakador bercits eingduhn ist, daß die Be· 
dillgt'ngen von Eknd und Aosbeutong. der 
~lißachtung der Rechlc und der Freiheiten 
dc~ Volkes und des barbarischen Völker­
mord" die den bewaffneten Kampf rechtfer­
tigen. nicht fonbcstehen. 
Die Umwandlung, die UMer Land durch· 
mdcht, ist nichl [ho,mokratisierung und Exi· 
stenz der SQzialen Gercchligkeit. wie Duarte 
sagte, sondern die Auslieferung der Sou'·e­
ranität und der nd~ionakn Unabhanglgkeit 
auf politischem, miliürischem und win· 
schaftlichem Gebic~ an die imperi"lis~i<che 
Regierung der USA. deren Waffen. Flug· 
zeuge und ~lilitMberater den Boden l.IIlseres 
Vaterlandes mit Blut trOinken und die geringe 
Habe des arbeiundcn Volkes zerstören. 
Duarte \"enu<.ll1. ein~n friedliebenden Ein· 
druLk zu erwecken. wdhrend die Unter· 
drikkongsapparate den Krieggegen das Volk 
"erschärfen und wehrlose Dörfer bombar­
dieren, die besten Söhne unSereS Volkes ver· 
folgen, einsperren. foltern ond massakrieren. 
Das augenblickliche Anwach.en des Kamp· 
fes der Massen fur ihre wirt.chaftlichen, poli· 
tischen und sozialen Forderungen zeigt die 
Demagogie Duartes. 
Der Dialog "on La Palma ist der Beginneines 
komplexen und schwierigen Prozesses, in 
einem Krkg. der sich durch die intel"\·emio· 



''''ti'che ]lolitik Re.tgans '·erbngert und ~~r· 
li~ft. 

Oieo<: I mer,·~mion. die best.md'g eSkdli~r1. 
1>1 dJ\ II.mplhindemi,. das unserem Vol~ b~i 
der ErlJngung eine, gerechten Frieden' ent· 
gegensteht. J et~t müssen un$Cr Volk und 
seine Organisationen d~n Kampf auf ~l!en 
Feldern vustarken. auf gewerk"h;.ftlichem. 
politi<chem. militäri!IChem und diplom~ti. 

Khem Gebiet. und gegen die. die ~ie Tag für 
T~o: >cit uber ~O J .. hren ihrer Rechte berau· 
hen. 
ln<ere Froll1en ,etten dahet auf ein machli· 
gc< rcvolutionare~ Heer und eine zuverlassigc 
nJtlonlle und interndtionale l'nter5tüt.:ung. 
Der Dialog i<t also eine Errun~enschaft des 
Volkes, die bis ~ur Erreichung des Frieden, 
\'eneidi);t werden mu6. \Vir wollen einen 
Frieden der Freiheit für die Volk<m"Hen, 
der Unahl",ngigkeit und Sou,erdni\;" und 
"olle Relipcklierung des Sclb,tbe,timmun)lS· 
re~h\S un<eTl:' Volkes beinhJltel;einen Frie· 
den mit dem gebührenden volhnahen. pa· 
lTiotischen und revolutionJren Inh .. lt. 
Oe''''egen wiederholen wir gegenuber dem 
... I\·adori~ni.chen Volk, der internationalen 
Geme,""h"ft und dem VQlk der USA im 
besonderen, daß die Einmischung der Regie· 
rung RcagJn in DInge beendet wird. die nur 
die S.1h·adori.lner etwas angehen, was grund· 
legend~ Bedingung dafür iSI, in EI S,d~arlor 
den Frieden zu erlangen. O .. rin wurde eine 
wirkliche Delintemationali .. ierung de. Kon· 
nikt,bestehen. 
In di~,cm .\ loment. der ~o "·;~htig i_I furd.u 
Schick~,,1 umere .. Volke~. rufen wir alle orga· 
nisierten Teile unsere~ Volke<. die rC~<lIUlio· 
""ren K.:.mpfcr und Akti,·isten. die Gewerk· 
schJft~n. Arbeiter. Lehrer und Studenten, 
dLe Gremien. die Ikrufs,·crbande, die kleincn 
und mittleren Unternehmer, die christlichen 
Gemeinden und das gan~e Volk auf, daS ~ie 
akti\' werden und durch alle tnogJichen For· 
men ihre L:ntentüt:wng für einen ern$lhaf· 
len Di .. log ~um Au.dru<":k bringen lind jeg· 
liche ~IJn<l'er "bJchnen. 
Wir rufen unser Volk auch duf •• eine umldch· 
giebige Bereitschaft zu bekraftigen. weiter· 
zukdmpfen. bis ,i.;h ,eine ;ehnlidlSlen 
Wunsche n~ch Frieden. Gerechtigkeit und 
Freiheit erfüllt haben. 
Die n.1LN hat die Verpnichlung, die In· 
tereS5I:n unseres Volke. zu "erteidigen. Der 
Fri~dcn. den wir wollen. wird dun:h die Er· 
fullung ;lIlcr dieser Wunsche de< Volkes er· 
reicht. Solange .ie nicht erfUllt .ind, bleiben 
unsere Gewehre bereit zum Kampf. 
Die erreichte milit4Ti>Ch·politi.che Macht ist 
und bleibt die Garant;e der Intere'~n unse· 
re, Volkes, 
\\"ir sind "ollstandig dazu bereit, den Dialog 
"oranzulmngCIl, wir arbeiten mit dem 
höchsten Verantwortungshewußtscin und 
mit allen Mitteln, die um Zur Verfugun,o: ,tc· 
hen daran, einen Weg zum Frieden zu 
suchen. denn das ist der dringendste Wun.ch 
umern \·olke •. Aber wir müs,en noch zu· 
sammen kJmpfen. um diesen Wunsch zu er· 
füllen. 
Vel"\tMkt alle den Kampf des Volkes! 
Das g-.. nzc Volk bereit zur Aufdeckung der 
imperialistischen Aggression! 
Da. gJn~e Volk bereit ~u kampfcn bis zur 
Erreichung des Friedens! 
laßt uns ~USdtnmen k .• mpfen bi, zum end· 
gliltigenSieg! 
Revolution odn Tild, wir werden sie~cn! 
GenerJlkommando der Natiolldlen Befrei· 
ung-;front Farabundo Marli (niL .... ) 
EI Salvador, den 16. Oktober 1984 
Die Komm:r.nd~nlen; Joaquin VilJaloboli, 
konol Gonzales, Sh~fik Ibnd:..!. Ferman 
Cienfuegos, RobeT10 Roci' 

dem er den Vertrag unterstützte und er· 
klärte. daß alle außer Nikaragua unter· 
schreiben würden. Darüber hinaus hatte 
er die EG·Außenminister, die am 
28./29.9. 1984 in San J ose eine Konfe­
renz mit ihren Amtskollegen der Conta· 
dora·Staaten und r.littelamerikas abhiel­

ten, aufgefordert. bei einem Hil fspro· 
gramm rur Mittelamerika Nikaragua aus· 

zuschließen. 
Die Europäer ~eigten sich unbeeindruek t 
von Washingtons Wünschen, •. Was hat 
Herr Reagan hier zu suchen", konterte 
der französische Außenminister Claude 
Cheysson. "Soweit ich weiß, ist er weder 
Mitglied der Europäischen Gemeinschaft 
noch gehön er zu einem mittelamerika· 
nischen Land oder der Contadora·Grup. 
pe."g 

Die EC·Minister verpflichteten sich zwar 

nicht zu einer substantiellen Steigerung 
ihrer Wirtschaftshilfe - 1985 sollen es 
höchstens 15 Mio Dollar mehr sein - . sie 

schlossen aber Nikaragu a von der lIilfe 
nicht aus. Außerdem stellten sie sich voll 
hinter den Contadora· Friedensplan, 

Die Einstellung von Waffenlieferungen 
an EI Salvador würde die donige Regie· 
rung in eine unhaltbare Lage bringen. 
Das Verbot von internationalen Militär· 
manövern und ausländischen Militär· 
schulen würde Nikaragua ebenso nutzen 
wie die Unterscheidung zwischen Miti· 

tärberatem. 
Berater, die sich an Operationen und an 
der Schulung beteiligen. müssen sofort. 
solche, die nur Wartungsarbeiten ausruh· 

ren, schrittweise abgezogen werden. Er­
steres gilt rur die US·Berater, letzteres rur 
die kubanischen. 
Die Kritik ist aber h altlos, da Nikaragua 
sich bereit erklärt hat. alle Militärberater 
sofort auszuweisen. 
Ein anderer Kri tikpunkt des Arbeits· 
papiers bezieht sich auf das Zusatzproto· 
koll, das von nichtmittelamerikanischcn 
Staaten unterschrieben werden soll. Die 
Unteneichner verpflichten sich, nichts 
.:u unternehmen, was dem Venrag wi· 
derspricht. 

Washington behauptet, damit würde 
Kuba und der Sowjetunion. sollten sie 

lufl.b .... hrl.non.n I><i M.nagua; Nikar.,ua 1"0",,( f!lr die Ab .... hr d<>r In"'Slen 

Trotz der internationalen Unterstützung 
rur das Friedensabkommen, kam Wa· 

shington jedoch nicht umhin, seine Um· 
setzung ~u verhindern. Der Sprecher des 
US-Außenministeriums Romberg be· 
zeichnete am 2, Oktober d.], den Plan als 
unzureichend. Er müsse umgeschrieben 
werden. 

Honduras, EI Salvador, Kostarika und 
Guatemala teilten, nach einem Treffen 
ihrer Außen minister mit George Shultz 
am Rande der UN-VoUversammlung. 

plöt~lieh die gleichen Bedenken. 

In einem vertraulichen Arbeilspapier. 
das am 12. Oktober 1984 an die Öffent· 
lichkeit gelangte. prä~isierten die USA 
ihre Kri tik. 

das Protokoll unterschreiben, eine politi. 
sehe Rolle zugestanden, Daß diese bei· 

den Staaten eine politische Rolle in Mit­
telamerika spielen, hat die Reagan· 
Administration aber jahrelang behaup. 
tet. 

Darüber hinaus forderten Washington 
und seine Verbündeten. daß die Kon· 
trollmechanismen verstärkt werden, 
Wahlen überwacht und der Abzug von 
~lilitärberatern und ausländischen Trup. 

pen hinausgezögert wird. 
Insgesamt geht es darum, den Abschluß 
des Friedensvenrages hinauszuzögern 
und zu verwässern, um möglichst lange 
günstige Bedingungen rur eine US· lnter· 
vention aufrechtzuerhalten. 
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Contadora - Friedensplan vom September 
Am 8. !kptcmber dJ. kgtcn die Außenmini· 
stcr der Contadora-Staaten (M.:"iko. Kolum­
bIen, Venezuela und Panama) eine liberarbci· 
u:tc Venion ihres 21·Punkte·Fricdcnsplans 
vom 10.9.1983 den mittclamerikanischcn 
Staaten Nikaragua, Kouarika, Honduras, EI 
Salvador und Guatemala vor. Ocr "Venrag 
für Frieden und Zusammenarbeit in Mincl· 
amerika" umfaßt 4 Teile und <:in Abu.hluß· 
protokoll. 
Der I. Teil enthält 
politische. soziale. 
Sicherheiufragen. 

Vereinbarungen 
wirtschaftliche 

tiber 
und 

Der 2. Teil resumiert die Gespräche uher die­
Sc Themen. 
Der S. Teil enthält Obnprilfungsm«hanis­
men und der letzte die Schlußbestimmun· 
gen. Das Zusatzprotokoll befaßt ,ich mit der 
Beteiligung von M~chten außerhalb Mittel­
amerikas im regionalen Konflikt. 
Im ersten Teil wllcn sich die Unteneichner 
u.a. zu folgenden Vereinbarungen \'erpllich­
ten: 
• Verbot und Schließung aml'",discher 
Mililärstlltzpunkle und Ausbildungszentren 
binnen 6 Monaten. 
• Verbot internationaler Truppenmanöver. 
• Abzug ausJändischer l\Iilitärberater. die 
sich an Operationen und Schulun~kursen 

Die A ußenminister der Contadora-Staa­
ten, die sich verwundert zeigten über den 
plötzlichen Meinungsumschwung aller 
miuelamerikanischen Staate n - mit 
Ausnahme Nikaraguas - , trafen sich am 
16./17. Oktober d .J . in Madrid. Sie be­
schlossen, den Vertrag, "so schnell wie 
möglich zu überarbeiten ." ohne das er­
reichte Gleichgewicht" zu verändern. 
Der mexikanische Außen minister for­
derte von den USA eine "politische 
Kohärenz zwischen ihren Unterstüt­
zungserklärungen rur die Contadora uud 
der Realität".10 
Den so Gescholtenen ist es nichts­
destOtrotL gelungen. das Vertragswerk 
erst einmal auf die lange Bank zu schie-

beteiligen. binnen 30 Tagen. 
• Schrittweiser Abzug der übrigen auslandi­
schen MilitärbeTater. 
• Einstellung jeglicher militarischer, politi· 
scher, finanzieller und ande~r Unterst;';t· 
zung an Indi~iduen, Organisationen, Pri,'at· 
armeen oder bewaffnete Banden, die auf den 
Sturz oder die Destabilisierung benachbarter 
Regierungen hinarbeiten. 
• Verbot. neue Waffensysteme anzuschaf­
fen. 
• Verhandlungen ;,;ber die Kontrolle und 
den Abbau der Waffenarsenalc der emzelnen 
Linder. 
e Riistungsbegremun[j: auf ein für die Ver­
teidigung erforderhches Maß. 
• Stärkung der Institutionen einer ~prlisen· 
tati"en und pluralistischen Demokratie. 
• Vollständige Achtung der ~1enschenrcch· 

". 
• Freier Zugang für alle zu den Wahlprozes­
sen. 
• Förderung der regionalen Wirtschafts· 
integration (intraregionaler Handd, gemein· 
same hl\'estitionenusw.). 
• lIerstellun[j: gerechter wirtschaftlicher 
und sozi:P.!er Strukturen. die dem Volk den 
Zugang zu Arbeit, Erziehung, Gesundheit 
und Kuhurermöglichen. 

ben. Den Verlust an politischer Glaub­
würdigkeit versuchten sie durch das Tref­
fen in La Palmaaufzuwiegen. 
Ihnen ist es damit gelungen, den Druck 
auf Nikaragua weiter aufrechtzuerhal­
ten, ja ihn durch das J'ropagandamanö­
ver in E.I Salvador weiter zu erhöhen. 
Darüber hinaus haben sie es erreicht, die 
internationale Unterstützung rur die 
Wahlen in Nikaraguadurch die Nichtteil­
nahme des Kandidaten der Rechtspar­
teien , Arturo CTUZ, LU verringern. Trotz 
langwieriger Verhandlungen, u.a. unter 
Vermittlung der Sozialistischen Inter­
nationale, und mehrmaliger Verschie­
bung der Einsch reibfristen rur Kandida­
ten, lehnten die Rechtsparteien eine 

Kandidatur ab. Sie verlangten eine Ver· 
schiebung der Wahlen, der die Sandi­
nistas jedoch nur bereit waren zuzu­
stimmen, wenn es zu einer FeuereinsteI­
lung seitens der "Contras" gekommen 
wäre. 
Schließlich zog am 21. Oktober d.]. die 
größte bürgerliche Formation, die Unab­
hängige: Liberale Partei (PLI). ihre Kan­
didatur zuriick. Ihr Vorsitzender Virgil io 
Godoy hatte sich 2 Tage vorher mit dem 
US- Botschafter abgesprochen. 
Dieser Schritt kam überraschend, da 
noch am gle ichen Tag alle kandidieren­
den Parteien einen Dialogaufruf unter­
stützt hatten, der Inhalte einerzukünfli­
gen Verfassung festlegt. Danach sollen 
Wahlen zukünft ig regelmäßig stattfin­
den, Presse-, Meinungs- und Organisa­
tionsfreiheit garantiert werden. 
Ob noch weitere I'arteien ihre Teilnahme 
riickg'.ingig machten, war zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht abzusehen. 
Bereits jetzt zeichnet sich jedoch ab, daß 
die internationa1c Unterstützung, die die 
nikaraguanische Revolution genießt. 
darunter leiden wird. Dies wirkt sich um­
so negativer aus, a ls der Contadora-Ver­
trag noch nich t in Kraft ist, sich die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Nika­
raguas verstärken und die Angriffe der 
"Contras" zunehmend tiefer ins Land 
getragen werden. 

Anm.:rkug.:n: 
I) Le Monde (LM), Paris, 18.10.1984 
2) Mittdamcrika Infonnationsdienn, 

Frankfun, NT. 12, Oktober 1984 
5) Zit. nach: International Herald Tribun.: 

(IHT), Paris/Züricb, 27.9.1984 
4) Newsweek (NW), W:.uhington, 22.10. 

1984 
5) Radio Venc.:rc:mos, EI Salvador, 13. 10. 

1984 
6) L\1,18.1O.1984 
7) NW,22.1O.1984 
8) Time,New York, 8.1 0.1984 
9) NW,15. IO.1984 

10) EIPais,Madrid,18.10.1984 
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Frieden und Dritte Welt 

Dirk Rusin 
Gedanken zum Verhältnis von 

Pazifismus und Befreiungskampf 
Das Verhältnis von Fric:dc:nskampCund bewaffnetem Befrciungskampfbleib t weiler in 
der Diskussion. Die~ fi ndet nicht nur l:wischen Kräften der Solidaritäu- und der 
Friedensbewegung statt (siehe AlB 1/ 1982 und 10/ 1983) . sondern auch innerhalb der 
Ström ung des politis<:hen Pazifismus in der Friedensbewegung. In den Reihen der 
Deutschen FriedensgeltUschaft - Verband der Kriegsdie nstgegner (OFG-VK) bei­
spielsweise mehren sich die Stimmen jener. die eine Neudefinition ihres Verhältnisses 
zum Befreiungskampf rur überfillig halten. Dirk Rosin. Mitglied des DFG-VK·Landes· 
vorstandes Nordrhein-Westfalen, plädiert ruf eine solche Neufassung. 

Der Krieg. der in Europa mit Pershing 11 , 
Cruise Missiles, Air Land Battle (AL B, 
Kampf-Doktrin der US-Armee seit 1982; 
d. Red.) und ALB 20001 vorbereitet 
wird, findet in der sog. Dritten Welt 
schon heute - jeden Tag - StaU. 
Es sind die Kriege gegen die Völker Mit­
telamerikas, gegen Nikaragua und die Be­
freiungsbewegung EI Salvadors. Es sind 
die offenen und verdeckten Kriege des 
rassistischen Südafrika gegen die Befrei­
ungsbewegung im eigenen Land, gegen 
d ie Befreiungsbewegung Namibias, ge­
gen die Frontstaaten Angola und 
MO'Yambique, im Nahen Osten der Krieg 
Israels gegen das libanesische und palästi­
nensische Volk, die Kriege in Afghani­
stan und Indochina, im Tschad und in 
der Westsahara. 

Es geht um die Oberlebenschance 

Die Gefahr, daß die Friedensbewegung 
in der Bundesrepublik in einen "Euro­
zentrismuJ" verfoHlt und diese Entwick­
lungen in der Dritten Welt mit ihren Aus­
wirkungen auf Europa übersieht, ist klei­
ner geworden. Die Zusammenarbeit zwi­
schen Friedens- und Solidaritätsbewe­
gung ist insbesondere in den letzten bei­
denjahren gewachsen. 
Mit seinen "Thesen zur Bedeutung der 
sog. '3. Welt' fiirdie Friedensbewegung" 
hat der Koordinationskreis Dritte Welt 
(KK 3W), ein Zusammenschluß verschie­
dener Gruppen der Solidaritätsbewe­
gung in der Bundesrepublik. die Zusam­
menhänge zwischen "Dritte Welt und 
Frieden" aus seiner Sicht dargc:Jegt. In 
These 2 heißt es dort: 
"Die weltweiten Ausbeutungs- und Ab­
hängigkeilSverhälrnisse fiihren zu sozia­
len Spannungen, deren Lösung zuneh­
mend zu e iner nackten Überlebensfrage 
der betroffenen Völker wird. In der 
Alternative zwischen Vernichtung und 
Widerstand entscheiden sie sich immer 
häufiger rurden bewaffneten Befreiungs-

kampf als einzige Oberlebenschance. 
Air Land Battle 2000 geht davon aus, daß 
solche Kriege von den USA nicht mehr 
notwendig am Ort ihrer Entstehung ge­
ruhrt werden, sondern dort, wo die Er­
folgsaussichten am größten sind. Da als 
Gegner in allen Konflikten die UdSSR 
definiert wird, heißt das konkret, daß 
z.B. der mehrfach angekündigte Krieg 
ums 01 des Nahen Ostens wenn nötig in 
Miueleuropagewonnen werden soll. 
Wer also einen Krieg in Europa verhin­
dern will, der muß dafiir sorgen, daß die 
von Air Land Battle 2000 formulierten 
Befiirehtungen Wirklichkeit werden: die 
Länder der '3. Welt' nutzen ihre Res­
sourcen fUr ihre eigene, selbstbestimmte 
Entwicklung, sie entwickeln ihre Pro­
duktionskapazitäten, um den ~lenschen 
in diesen Ländern das Überleben zu er­
möglichen. Von daher ist die Solidarität 
mit den Befreiungsbewegungen dieser 
Länder Voraussetzung zur Friedens­
sicherung auch in Europa.,,2 (Hervor­
hebungvom Autor) 
Hier werden nicht nur die Zusammen­
hänge zwischen KriegfUhrungsstrategien 
rur die Dritte Welt und Europa angespro­
chen, sondern auch ein anderes, fUr Pazi­
fisten heikles Thema: Das Verhältnis ~u 
mit Gewalt vorgehenden Befreiungs­
bewegungen in der Drit ten Welt. 
Die DFG-VK hat ihr Verhältnis zu diesen 
Befreiungsbewegungen in ihrem Pro­
gramm definiert. Dort heißt es: 
"Aufgrund der Einsicht in die unter­
schiedlichen historischen En twicklungs­
bedingungen der ein:.r.elnen Völker maßt 
sich die DFG-VK nicht an, diejenigen zu 
verurteilc:n, die in der Anwendung ge­
waltsamer Mittel und Methoden des be­
waffneten nationalen Befreiungli kamp­
fes den einzigen Ausweg sehen. Dennoch 
kann sie sich mit diesen Formen des 
Kampfes nicht identifizieren. Für. die 
DFG·VK kommt es darauf an, die Ur­
sachen der Konflikte zu untersuchen 
und fUr deren gewaltfreie Lösung einzu­
treten." (504) 

Es stellt sich allerdings die Frage. ob 
diese Formulierungen angesichts der sich 
zuspitzenden Entwicklungen in der Drit­
ten Welt heute noch ausreichen. Dazu im 
folgenden einige Anmerkungen. 
Als politische Pazifisten müssen wir ver­
stehen . daß Befreiungsbewegungen in 
der Dritten Welt in der Regel keine Wahl­
möglichkeiten haben, ob sie mit gewalt. 
freien oder gewaltsamen Mitteln vor­
gehen, sondern daß sie zur Gewaltan­
wendunggezwungen werden. 

Das Beispiel des Afrikanischen National­
kongresses (ANC), der 1912 gegründeten 
Befreiungsbewegung Südafrikas, ver­
deutlicht diese These: Bis Anfang der 
60er Jahre wandle der ANC ausschl ieß­
lich gewaltfreie Mittel gegen das System 
der Ap artheid an. So übertraten Freiwil­
lige bewußt verschiedene Apartheidge­
setze und nahmen daftir Freiheitsstrafen 
auf sich. Auch Boykoubewegungen ge­
gen Preissteigerungen bei Nahrungsmit­
teln und im T ransportwesen, Streiks und 
Demonstrationen kennzeichneten die 
politischen Aktionen. 

Aber die Rassisten antworteten blutig: 
Im März 1960 eröffnen Polizisten in 
Sharpeville südlich von J ohannesburg 
wahllos das Feuer auf Demons lTanten. 
Mehr als 50 Südafrikaner starben im 
Kugelhagel. Im selben Jahr wurden ne­
ben anderen Organisationen der ANC 
verboten und in den Untergrund ge­
zwungen. 

Damit war die Zeit des gewaltfreien 
Widehtands rur den ANC vorbei. Der 
"Speer der Nation" (Umkhonto we 
Sizwe), der militärische Arm des ANC. 
wurde gegründet. In seinem Griindungs-

75 



Nika"'gua 191&: Sandini., •• kamen den Auf"lnd,schen \on M •• a~. 'u HiIr< . mulll.n .be. nach sch .... ren BombarM_ 
menU die SI.dt un," ,rolk" V.dUSI." ,-lumen 

manifest hieß es: "Der auf Zwang, Un­
terdriickung und Gewalt gerichteten 
Regierungspolitik wird nicht länger mit 
gewaltlosem Widerstand allein begegnet 
werden. Das ist nicht unsere Wahl.',J 
(Hervorhebungvom Autor) 
<,50 Jahre lang hat der ANC versucht, 
durch gewaltlose Mittel die Gnmdrechte 
in Südafrika zu erkämpfen. aber immer 
tfaf a auf Brutalität, Folter, Mord und 
zunehmende Unterdrüc kung. Selten war 
ein Volk so geduldig, bevor es gezwun­
gen war, sich mrden bewaffne:!en Kampf 
:tu entscheiden, als alle anderen Mittel 
erschöpft waren ... ,,4 

Auch die Vereinten Nationen anerkann­
ten 1965 ausdrücklich die Legitimität 
des nationalen Befreiungskampfes, sei es 
mit gewaltlosen politischen oder mit 
militärischen Mitteln. 
"Völkerrechtlich legalisiert wurde da· 
mit" - so Pater Michael Lapsky - "der 
bewaffnete Widerstandskampf all jener 
Völker, die von kolonialer bzw. rassisti­
scher Unterdrückung oder systematisch­
massenhaften Menschenrech tsver le tz un­
gen durch Diktawrregimes betroffen 
sind. Die Befreiungsbewegungen Nami­
bia~, Südafrikas und Palästinas wurden 
seither wiederholt von der UN-Vollver­
sammlung als authentische Vertreter ih­
rer unterdrückten Völker eingestuft; ihre 
Legitimität zum Widerstandskampf 'mit 
allen Mitteln· (1973 im FallderSWAPO, 
1974 im Fall der PLO) festgeschrie­
ben.'·!) 

Weiterhin müssen wir uns verdeutlichen, 
daß die 1I.littel und Met hoden, mit denen 
Herrschaft von den Oberschichten in den 
Ländern der Dritten Welt und den herr-
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sehenden Klassen in den kapitalistischen 
industrienationen über die Völker in der 
Dritten Welt ausgeübt wird. vielfaltig 
sind und über militärischen Zwang weit 
hinausgehen. 
Eine besondere Rolle spielt hier der in­
ternationale Währungsfonds (IMF), der 
von den USA und den wichtigsten kapi­
talistischen Ländern Europas kontrol­
liert wird. Seine Funktion besteht darin. 
kunfristig Finanzhilfen an Länder zu ge­
ben, die aktuelle Zahlungsbilanzproble­
me haben. Die typische Form einer sol­
chen Unterstützung ist die eines kunfri­
stigen Kredits, der verlängert wird, so­
bald eine Übereinkunft zwischen dem 
IMF und dem Kreditnehmerstaat über 
Einzelheiten eines von diesem durchzu­
ruh renden "Stabil isieru ngsprogramms" 
erzielt worden ist. Im Rahmen eines sol­
chen "Stabilisierungsprogramms" dik­
tiert der lMF den kreditnehmenden 
Staat en: Reallohnabbau, Ilaushaltskür­
zungen vor allem im Sozial· und Bil­
dungsbereich : Währungsabwertungen ; 
die Senkung der Staatstätigkeit (z.B. 
Subventionierung von Grundnahrungs­
mitteln); insgesamt also eine an den Er­
fordernissen des internationalen Kapi­
tals orientierte Binnenwirtschafts- und 
Außenhandeispol it i k. 

Diese Kredite des IM F tragen nicht dazu 
bei, die Notlage der armen Bevölkerungs­
schichten in den betroffenen Ländern zu 
lindl"fn ... Ganz im Gegenteil", so Cheryl 
Pa)'er, "dk vom [!\IF erstellten Stabili­
sierungsprogramme sollen die Kaufkraft 
der Bevölkerung reduzieren, um Geld­
mittel fUr den Export und die Rückzah· 
lung dCT Auslanduchulden freizustellen: 

und das geschieht auf die sozial 
rückschrittlichste Art, indem man nur 
von den ännercn Klassen nimmt - denn 
die Reichen und die Firmen müssen als 
potentielle Investoren verhätschelt wer­
den.·'6 
Ein Beispiel fUr die Auswirkungen der 
If-,U-Politik war die Hungerrevolte in 
Tunesien Anfang dJ. Die Brotpreiser­
höhungen. die von der tunesischen Re­
gierung aufgrund der Auflagen des IMF 
verfUgt worden waren, fUhrten zu gewalt­
samen Aufständen der Bevölkerung, da 
ihr mit den Preiserhöhungen faktisch die 
Existenzgrundlage entzogen wurde. 

Wegen der hohen Verschuldung zahlrei­
cher Länder der Dritten Welt ist davon 
auszugehen, daß sich diese Formen der 
strukturellen Gewalt, des "stummen 
Krieges" des IMF und der herrschenden 
Cliquen in der Dritten Welt gegen ihre 
Völker weiter verschärfen werden und 
somit zwangsläufig Auslöser von gewalt. 
samen Aufständen sein werden. 

Schließlich müssen wir auch akzeptieren, 
daß der Kampf der Friedensbewegungen 
und der BefreiungSbewegungen in der 
Dritten Welt ein einziger Kampf für 
weniger Gewalt, wenn auch mit unter­
schiedlichen Methoden. ist. 

Wie bereits erwähnt, ist der Weg der mili­
tärischen Gewaltanwendungvon den Be­
freiungsbewegungen in der Regel nicht 
freiwillig gewählt. Ein Beispiel dafUr, daß 
diese Gewaltanwendung vorübergehen­
den Chrakter und nichts mit Militaris­
mus zu tun hat. war die Situation in 
Nikaragua 1979 nach der Vertreibung 
des Diktators Somoza. 

Die Miliz in Nikaragua ... 

Die-siegreichen Sandinistas verzichteten 
darauf, an den gefangenen Nationalgar­
disten blutige Rache zu üben ftirdie Ver­
brechen, die diese im Auftrag Somozas 
verübt hallen. Sie wollten ihnen die 
Möglichkeit geben. ein anderes Leben 
anzufangen. Erst die Oberfalle der von 
den USA unterstützten "Contras"zwan­
gen die Nikaraguaner wieder dazu, die 
Waffen in die i·lände zu nehmen. 
Auch der Kampf gegen US-Kriegflih­
rungsstrategien ist kein "Privih:g" der 
Friedensbewegungen. wie in der Stel­
lungnahme des KK3W bereits deutlieh 
wurde. AirLand Battle und ALB 2000 
sind Kriegftihrungsstrategien auch ftir die 
Dritte Welt. mit dem Unterschied. daß 
diese Strategien in der Dritten Welt 
schon heute (Grenada, Libanon) prakti­
ziert werden! 
All dies soll natürlich nicht bedeuten. 
daß politische Puifisten nun die W,.rfen 
in die Hände nehmen solle n. Aber mei­
ner Meinung nach haben wir die Ver­
pflichtung, uns in militärischen Ausein­
andersetzungen in der Dritten Welt poli-



tisch und moralisch zu den Zielen einer 
Seite zu bekennen - auch wenn wir mili· 
tärische Konfliktlösungen grundsätzlich 
ablehnen. Entscheidend ist, wer sich ge­
gen direkte und strukturelle Gewalt auf­
lehnt und wer sie fortsetzen will. 
Dieses Yerhältnis zwischen Befreiungs­
bewegungen und Pazifismus hat Sissy 
Kamehm. eine Krankenschwester aus 
München und Mitglied der DFG-YK, die 
in Nikaragua arbeitet, einmal sehr gut 
zum Ausdruckgebracht: 
" Ich bin Pazifistin, bin in der DFG-YK 
organisiert und kann meine Arbeit -
Präventivmedizin - nur machen unter 
dem bewaffneten Schutz der r.liLizen." 
Frage: "Ist das kein Widerspruch? " 

... ist die reine Notwehr 

Sissy: "Was die Bauern sich hiererarbei· 
ten, was ihnen die Revolution gebracht 
hat, das lassen sie sich nicht mehr weg­
nehmen. Da steckt mehr dahinter alsdas 
bloße Leben. Die Bewaffnung im Rah· 
men der Yolksmilizen, das ist kein l\liIi· 
tarismus, sondern das ist notwendig. Das 
ist Notwehr und sonst garnichlS. Und zu 
mir: Ich trage zwar keine Waffen, ich 
lehne das ab, aber den Schutz der Mili· 
zen, den brauche ich, wenn ich in die 
Berge gehe.'·7 
AUe diese Punkte , daß der bewaffnete 
Befreiungskampf in der Dritten Welt ge· 
zwungenermaßen gefUhrt wird, die viel· 
raltigen Formen direkter und strukturel· 
ler Gewalt, durch die Herrschaft über die 
Yölker der Dritten Welt ausgeübt wird 
und der gemeinsame Kampf der Frie­
dens· und der Befreiungsbewegungen rur 
weniger Gewalt müssen bei der Defini· 
tion unseres Verhältnisses zu Befreiungs­
bewegungen stärker berückSichtigt wer· 
den. 
Ich meine, daß dem Programm der 
DFG·VK eine zusätzliche Aussage gut 
täte. die etwa lauten müßte, daß unsere 
eindeutige Solidarität denjenigen Y öl· 
kern gilt, denen man d ie Methoden des 
bewaffneten Kamp fesgegen militär ische' 
und stumme, strukturelle Gewah auf· 
zwingt und so "erhindert, daß sie a lle 
ihre Kraft in den friedliche n Aufbau ih· 
Ter Gesellschaft invest ieren können. 
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Religion 

Marianne Kolter/Ulrich Schnell 

Der Fall Boff 
Papst gegen Befreiungstheologie 

Am 7. September d.j. wurde derbrasilia· 
nische Franziskanerpater Leonardo Boff 
vor die vatikanische Glaubenskongrega. 
tion nach Rom zitiert. 
Die vatikanische Glaubenskongregation, 
Nachfolger;n des 1542 errichteten be· 
rüchtigten InquisitioßStribunals, dient 
heute wie damals dem Schutz der "rei· 
nen Glaubenslehre". Wenn auch dank 
staadicher Gesetzgebung keine Todes· 
strafen mehr ausgesprochen werden, so 
erinnern ihre Methoden weiterhin an ver· 
gangene Zehen. 

Neuzeitliche Inquisition 

Der vorgeladene Boff meint selbst: "Es 
gibt kein Recht auf einen Anwalt ... auch 
nicht ein Recht auf eine Berufung auf 
eine höhere Instanz. Alles ist geheimge· 
halten ... es gibt einen Berichterstatter 
zugunsten des Angeklagten, aber dieser 
kennt nicht einmal dessen Namen. Es ist 
ein doktrinärer kafkaesker Prozeß, in 
dem die Heilige Kongregation Ankläger 
und Richter zugleich ist. "1 
Wo liegen die Hintergründe dieser Vor· 
ladung? 
Der heute 46jährige L. Soff, Professor 
rur Systematische Theologie an der 
Theologischen Hochschule I'etropolis in 
der Nähe Rio dc janeiros. gilt als einer 
der maßgeblichsten Vertreter der Theo­
logie der Scf reiung, die einen starken 
EinOuß auf die bteinamerikanischen 
Kirchengewonnen hat. 
Sie orientiert sich an erster Stelle nicht 
an einer Erlösung im jenseits, sondern 
unterstützt das aktive t:intreten gegen 
das Elend, die UnterdrüCkung und unge­
rechte Strukturen, in denen die meisten 
Menschen auf diesem Kontillent noch 
Icbcn (siehe Kasten). 
jahrhundertelang war die Kirche in 
Lateinamerika direkt in das System des 
Kolonialismus einbezogen. Es existierte 
cin starkes Bündnis zwischen Staat und 
Kirche. Die Kirche nahm die Aufgabe 
wahr, die bestehenden Ordnungen ideo­
logisch zu untermauern und zugleich den 
Opfern, an deren Ausbeutung sie sich 
selbst beteiligte, Trost bzw. VcrtrOStung 
zu spenden. 

"Die Kirche hat einen historischen Pakt 
mit der jeweils herrschenden Macht ge· 
schlossen ... ", erklärt L. Boff. "Wir haben 
jetzt ' in Lateinamerika angefangen, die· 
sen Pakt zu durchbrechen. Wir mar­
schieren getrennt von jenem Teil der 
Kirche, der mit den Oberschichten pak. 
tiert." l 
Einen Bruch in der traditionellen Rolle 
der Kirche markierte die 2. Lateinameri­
kanische Bischofskonferenz (CELAM) 
\'om September 1968 in Medellin (Ko· 
lumbien)_ Zum ersten Mal in der Ge­
schichte des Kontinents konnte die 
katholische Kirche, die hier rnit 43% 
ihrer Anhänger ihre stärkste Basis hat, 
nicht mehr ausschließlich als Stütze der 
bestehenden Ordnung bezeichnet wer­
den. Ungerechtigkeit, Gewalt und Men· 
schenrechtsverletzungen wurden in 

Medellin angegriffen und als I'rodukt 
von .. Klassenspannungen" und "Kolo­
nialismus" benannt. 
Den Hintergrund dieser Wandlung bil· 
dcte der gewachsene Protest gegen das 
immer massiver werdende Elend in La· 
teinamerika. 
In Medell in hat die Theologie der Befrei­
ung ihren Entstehungsort. 3 
Die antikapitalistischen und zum Teil 
revolutionären Zielsetzungen der Theo· 
logie der Bdreiung mußten zwangsläufig 
bei denen auf Widers tand stoßen, die 
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ihre Interessen gefahrdet sahen. Von 
konservativer Seite wurde beklagt, daß 
die "Ungenauigkeit" der Aussagen von 
Meddlin "marxistischen Tendenzen" in 
der KircheTor und Tur öffne. 
Schon bald arbeitete man an einer Stra­
tegie gegen die Linksentwieklung der 
Kirche. In den USA schätne man bald 
die lateinamerikanische Kirche als einen 
"Unsicherheiufaktor" ein. Die Rocke· 
fdler-Stiftung kam zu dem Ergebnis. daß 
sie sich zu einer Gefahr rur die US· ln­
teressen in Lateinamerika entwickele. 
In den 70er jahren begann dann eine 
breitangelegte Kampagne gegen die 
Theologie der Befreiung. Auch in der 
Bundesrepublik wurde 1973 ein SlU­
dienkreis "Kirche und Befreiung" ge­
gründet, den der deutsche Militärbischof 
und Beauftragte fiir das katholische 
Hilfswerk Adveniat, Franz Hengsbach, 
mit deutschen und lateinamerikanischen 
Gesinnungsfreunden ins Leben rief. Sei­
ne Position: "Die sogenannte Theologie 
der Befreiung fUhrt ins Nichts. In ihrer 
Konsequenz liegt der Kommunismus. 
Revolution ist kein Weg zur Besserung 
der Verhältnisse."4 

Wie sich die konservativen Kreise des 
Lateinamerikanischen Episkopats und 
der Vatikan in der Folge darum bemüh­
ten, die "Einheit der Kirche" wiederher­
zustellen. wurde 1979 deutlich. 
Im Vorfeld der 3. Vollversammlung des 
Lateinamerikanischen Bischofsrats vom 
28.1.-13.2.1979 in Puebla (Mexiko) kam 
es zu schweren Manipulationen. So wur· 
de - unter Ausschluß der nationalen Bi­
schofskonferenzen - ein Vorbereitungs· 
dokument vorgelegt, das alle konkrete 
Parteinahme von Geistlichen fUr die 
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Sache des Volkes als Abweichung von 
den Medellin-ßeschlüssen und als kom· 
munistische Verschwörung gegen Kirche 
und Christentum diffamierte. 5 
Als treibende Kräfte hinter diesen Ma­
chenschaften nannte die mexikanische 
Zeitung Proceso vom 22. januar 1979 
General Munoz Duque, den Erzbischof 
von Bogota, Alfonso Lopez Trujillo, den 
Er-lbischof von Medellin und Roger 
Vekemans, ein belgischer jesuit. Letue­
rer unterhält in Bogoci das SlUdienzen­
trum für Entwicklung und Integration 
Lateinam(rikas (CED IAL) und verfUgt ­
wie ein Untersuchungsausschuß des US­
Kongresses bestätigte - über enge Ver­
bindungen zum CIA. 

Das Credo Papst Pauls 11 . 

Insbesondere nahm Trujillo Einfluß auf 
die Zusammensetzung der nationalen 
Delegationen und lud viele fortschritt­
liche Bischöfe erst gar nicht einS, so daß 
die Teilnehmerstruktur nicht die realen 
Kräfteverhältnisse in der Kirche Latein­
amerikas widerspiegelte. 
Schließlich muß auch auf die finanzielle 
Abhängigkeit der Konferenz von der US­
amerikanischen De-Rance-t'oundation 
(Milwaukee), der Bischofskonferenz der 
USA und Adveniat hingewiesen wer· 
den.? 
Wegen ihrer außerordentlichen Bedeut­
samkeit reiste auch Papst J ohanne! Paul 
11. (Wojtyla) zu dieser Konferenz, um die 
Diskussionen "in die von Rom ge­
wünschte RichlUng zu lenken" und 
"Korrekturen an der vor zehn jahren in 
Medellin verkündeten Bdreiungstheo­
logie vorzunehmen". 8 
Trotz alledem gelang es den kons('rvati­
ven Kräften in l'uebIa nicht, ihr Ziel zu 
erreichen. Zwar konnte das Schlußdoku­
ment aufgrund der Kr'.ifteverhältnisse 
nur Kompromißcharakter haben. aber es 
bedeutete doch eine klare Zurückwei· 
sung des Vorbereitungsdokuments. Zu­
mindest kam es zu keinem Rückschritt 
gegenüb('r r.ledellin. was angesichts der 
ungünstigen Ausgangsbedingungen die· 
ser Konferenz a ls klarer Gewinn ver­
bucht werden muß.9 
Nach Puebla kam es zu einer völligen 
Wendung des Vatikans g('g('n die Theolo· 
gie der Befreiung. Klar wie nie zuvor 
wurde das auf der Brasilienreise des 
Papstesvomjuli 1980. 
Erstmals lehnte der Papst die kirchliche 
Anwendung der marxistischen Gesell­
schaftsanalyse explizit ab lO , erstmals 
kristallisierte sich eine politische Stra­
tegie des Papstes rur Lateinamerika her­
aus. 
Zu den Attacken gegen die Bdreiungs, 
theologie gesellte sich der "Appell an die 
Reichen", doch bitte endlich ein paar 
Reformen einzuleiten. Le Monde um-

schrieb die Politik des Papstes folgender­
maßen: "Reform, aber ohne Gewalt. .. 
Reform, aber nicht Revolution. Oder ge­
nauer gesagt, Reform, um die Revolu­
tion zu verhindern."Il 
Daß es sich hierbei nicht nur um eine 
eigenständige Politik des Vatikan han· 
delte, erhellt die Tatsache. daß johannes 
Paul 11. ganze 10 Tage vor seiner Brasi· 
lienreise den damaligen US-Präsidenten 
Carter und dessen Sicherheitsberat('r 
Br-lezinski in Privataudienz empfangen 
halte. Es ist naheliegend, daß der Papst 
mit ihnen das politische Konzept seiner 
Brasilienreise genau abstimmte. 
Die Washington Post brachte diese Ver­
bindungen des Papstes mit der US·Stra­
tegie so zum Ausdruck: "Das macht das 
Gewicht des päpstlichen Credos aus: 
friedlicher Wandel ist dringend notwen­
dig. Der Papst haI seine eigenen 'pastora­
len' Gründe dafUr, diese Position einzu­
nehmen, aber es ist eine, die die USA und 
andere demokratische Länder aus guten 
eigenen Gründen leicht unterstütun 
können."12 
Als dann die Regierung Reagan an die 
Macht kam und der Sieg der Sandinistas 
zum revolu tionären Funken fUr den gan­
zen Kontinent zu werden drohte. spitzte 
sich der Konflikt zu und konzentriert(' 
'sich aufNikaragua. 
In diesem Land unterstützte die über­
wiegende Mehrheit der Christen seit Be­
ginn des Befreiungskampfes gegen die 
Somoza·Diktatur die Sandinistische 
Front der Nationalen Befreiung (FSLN). 
Es gab sogar I' riester, die am bewaffne­
ten Kampf teilnahmen. Christen waren 
voll integriert in den Befreiungskampf 
und christliche Basisgemeinden wurden 
zu Tragpfeilern des Widerstandes. 
An dieser Tatsache hat sich - in der 
Hauptsache - auch nach der Machtüber­
nahme durch die Sandinistas vom juli 
1979 nichts geändert. Vier Priester über­
nahmen sogar Ministerämter. 20 Priester 
arbeiten als Regierungsberater und die 
christlichen Basisgemeinden beteiligen 
sich aktiv am revolutionären Aufbau. 
Es kommt daher nicht von ungefahr, daß 
sich im Zuge der gegen die nikaraguani· 
sehe Revolution gerichteten imperialisti­
schen Strategie der USA auch die Angrif. 
fe gegen die Theologie der Befreiung ver· 
schärflen. 
Dies fand seinen Niederschlag bereits im 
Mai 1980, als im sog. Santa-Fe-Papier 
(siehe AlB 1/1982, s. 24ff.), welches die 
Grundlinien der späteren Außenpolitik 
der Reag-.m-Administration hinsichtlich 
Latcinaml ... rikas formulierte, die Befrei­
ungstheologie aufs Kom genommen 
wurde. Unter anderem heißt es da: 
"Die US-Außenpolitik muß damit begin· 
nen. der Theologie der Befreiung ... zu 
begegnen (und nichtllur im Nachhinein 
zu reagieren). Die Rolle der Kieehe in 
Lateinamerika ist entscheidend rur den 



Begriff politischer Freiheit. Leider ha· 
ben die marxistisch· leninistischen Kräfte 
die Kirche als politische Waffe gegen den 
Privatbesitz und das kapitalistische Pro· 
duktionssystem benutzt und die reli­
giöse Gemeinde mit Ideen durchsetzt. 
die weniger christlich als kommunistisch 
sind. "13 
Die Möglichkeiten der Einflußnahme im 
Rahmen dieser Strategie in Nikaragua 
wurden begünstigt durch die wachsende 
Distanzierong der nikaraguanischen 
Bischöfe von der Revolution bis hin zu 
einer harten Konfrontationspolitik. 14 

Die Mehrheit des Episkopats identifi· 
ziert sich heu te - nach anf:i.nglicher Zu­
stimmung zur Revolution (Hirtenbrief 
vom 17.11.1979) - praktisch mit der 
Position des Untemehmerdachverban· 
des COSEP und der bürgerlichen Par­
teien. Sie unterhä.lt gute Verbindungen 
zu Washington und sucht derleit ihre 
kirchliche Autorität einzusetzen, um 
den Revolutionsprozeß zu torpedieren. 
In diesem Sinne spielt sie den Interven­
tionsgelüsten der USA in die Anne. 
Einen Höhepunkt erreichte die antisan· 
dinistische Kampagne der Bischöfe zwei· 

Zuummen m" US·A"~m;n; ... r G. Sh"lI. 

fellos mit ihrer Erklärung vom 
29.8.1983, in der sie in klarer Form gc· 
gen die sandinistische Revolution Stel· 
lung bezogen und sie als "totalitäres 
System" diffamienen. 1S 

Aus einer Meldung der katholischen 
Nachrichtenagentur KNA vom 
26.11.1983 schließlich gcht hervor, daß 
der I:.rzbischof von Mallagua, Miguel 
Obando y Bravo, der die kirchliche 
Reak tion maßgeblich anfUhrt, vor Unter· 
nehmern und Politikern auch das Recht 
auf Gewaltanwendung der .,Contras" 

sanktionierte. t'ür ihn ist die derzeitige 
Regierung "".schlimmer als die friihere 
Diktatur. denn sie ist repressiver und ge­
rahrlicher ... "16 

Zum Kristallisationspunkt der Ausein­
andersetzungen, in die sich dann in zu· 
nehmendem MaBe auch der Vatikan ein· 
mischte, aber wurde die frage der politi­
schen Tätigkeit von Priestern. Bereits am 
1. Juni 1981 hatten die nikaraguani. 
sehen Bischöfe die Priester in der Regie­
rung - unter ihnen Kultunninister Erne· 
510 Cardenal und Außenminister Miguel 
d'Escoto - ultimativ aufgefordert, von 
ihren politischen Ämtern zuriickzulre­
ten, da sie sonst ab Rebellen eingestuft 
würden. 
Gelang es damals noch nach Gesprächen 
mit dem Vatikan einen Kompromiß zu 
erzielen (während die Priester in der Re· 
gierung sind, dürfen sie ihr kirchliches 
Amt nicht ausüben). so schwelte der 
Konflikt doch weiter. 
Der Papstbesuch vorn Män 1983 in 
Nikaragua hatte denn auch vor allem die 
politische Tätigkeit von Priestern und 
Basiskirche im Visier. 
Ähnliches war zu Zeiten der Somoza· 
Diktatur undenkbar: Nie wurde dieses 
volksfeindliche Regime vom Papst of· 
fiziell verurteilt. Keine Silbe verlautete 
über die Bombardierung der Bevölke­
rung durch die Nationalgarde. Im Gegen. 
teil: Wojty13 brachte es fertig, ein halbes 
Jahr vor dem Sturz des Diktators noch 
einen Neffen Somoza! zum Weihbischof 
von Managua zu ernennen - gegen den 
ausdriicklichell Widerstand des gesamten 
Episkopat5. 
Erst die Revolution der Sandinistas war 
dem Papst ein Dorn im Auge. Dabei muß 
erneut auf die enge Abstimmung der 
päpstlichen Politik mit den Zielsetzun· 
gen der USA, ja sogar ihre enge Einbet­
tung in den strategischen Rahmen des 
Santa- t'C:.Papiers. verwiesen werden. 17 
9 Monate nach dem Papstbesuch in Nika· 
ragua wurde ein Geheimpapier bekannt, 
dessen Inhalte das p!ipsdiche Auftreten 
in Nikaragua leiteten. 18 

Das durch Indiskretion bekanntgewor­
dem: Papier beginnt mit der Feststel­

' Iung: "Die sandinistische Regierung ist 
marxistisch·leninistisch. Sie widmet sich 
in unversöhnlicher Weise der Zerstörung 
der Kirche: sie ist ein Feind. " 
Die Basiskirche wird dabei als ein Instru· 
ment der Regierung zur Kirchenspaltung 
beschrieben. Das Papier empfiehlt auf 
diesem Hintergrund. ruhrende Mitglieder 
dieser politischen Richtung innerhalb 
der Kirche aus einflußreichen Stellungen 
zu entfernen und die Hierarchie - beson­
den den Erzbischofvon Managua. Oban­
do y Bravo - zu stärken. 
Der Urheber dieses Papiers, das den 
Papst über den Bischof Lopez Trujillo 
erreichte, ist der Nikaraguaner Humber· 
to Belli Peireira. Selli, der als enger r-.lit· 
arbeiter Obando y Bravos federfUhrend 
die Diffamierongskampagnen gegen die 
sandinistisch orientierten Christen leite· 
te, setzte sich Mitte 1982 in die USA ab. 
von wo aus er seine Tätigkeit fortsetzt . 
Belli verfUgt über gute Beziehungen zum 
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Pablo Richard 

Was ist Theologie der Befreiung? 
Fablo Riehanl;1I eincr dcr ffi hn:nden Bdreiungu beologenLatdnamCTikas. Ocr heute "5phri~ 
Chi lene war bis 'e" m faKhiUitchcn PulKh 1973 Prof CHor aß okl KatholiKhen Univcnitit \'on 
Sanliago de Chile. Seit 1919 un terrichtet e r in Koslarib. Er gchöne im Jahr 1972)tu den 
Griindcm der Bc" 'qu", C itrinen fürtknSor.iali!lmus. lm folw:ndcn erliutel1 r r Bcdeutu""und 
xlbJl\'cntindn iJ der Theologie der Bd n:iu",. 

( ... ) Die "Theologie der Bcfrelull3" ist ",eder 
eine marxbtische Theologie, noch eine Al­
ternative zum Manl.;smu5. EI ist sehr schwie­
rig, sie auBcrhalb des lateinamerikanischen 
Kontextes zu "entchen. Denn die "Th<:olo­
!Pe der Befreiung" in in einem spezifiKhcn 
historischen Kontelt! cntllandcn;und dic~r 
Konteltl ist die Integration der Christen in 
den Kampf fü r Befreiung, und zwar in aUen 
Formen dieses Kampfes. 
Es geht nicht um eine "christliche Pra:tis" 
oder um eine "christliche Volksbewegung" • 
JOlldem es gibt nur eine Volksbewegung, 
eine revolutionäre Pruil, in die die Dlriuen 
integriert sind. Innerhalb diese r Praxis ma· 
ehen die Clirilten Erfahrungen, denken sie 
l.iber ihren Glauben nach, te ilen sie ihn mit 
und feiern ihn, 
Ich möchte el 10 formulieren: Theologie der 
Befreiull( ut die Rel1c:tion von Christen in 
der Bdreiungspr:uis, Wenn Dlrinen ihren 
Glauben im Bdreiungspro;teßleben und dar­
Uber refleklieren, 10 ist dies Bcfreiunguheo­
logie_ ( ... ) 

Was ~ ä.hlt , ist die Praxis 

FürulU SIehtdie PTaxu an el'1ter Stelle - und 
ent an ;tweiter SteHe kommt die Renexion 
über die Pno.xis. 
Und hier ist natiirlich der Mar:tismllJ ein 
wichtige' lrutrumcnt, um diese Pno.XU;tU 
ventehen - und daher kann auch die Theo­
logie marxistisches Denken verwenden. Aber 
das ;n ent der;tweite Schritt. Das Wichtigste 
fur die Theologie de r lkfreiung i$!, daß de r 
Glaube in de r Praxis gelcht wi rd . 
Daher kann Bcfreiungs\heolugie auch nie­
mals Ena~ fLir Praxis sein, weil diese eine 
Vorbedingung für die Befrdungstheologie 
ist. Hier muß alle rdings klar ;twischen Praxu 
und Aktion unterschieden werden, denn 
Pl1Ixis in mehr als Aktion. Praxis hat drei 
Dimensionen: eine theorctische, eine organi­
satorische und eine polit ische Dimension. 
Die politiKhe Dimension bedeutet, dll.8 sie 
imm« in Ba;iehung ;tU einer Klasse steht, 
Zur Volklbewegung. Es ist nicht eine indivi­
duelle Pra:tu, IOndern eine gesellschaftliche 
Praxis und diese hat auch ihre theoretische 
Dimension. ( ... ) 
Theologie der Befreiung ist keine revolutio­
näre Ideologie. Ihr Ziel ist es nicht. die revo­
lutionlire Praxis ;tU rechtfertigen oder für 
Cliristen ak:r.epPlbel 2.U machen. Die revolu­
tionäre Praxis hat ihren Sinn in sich selbst 
und sie reehtfenigt sich aus sich selbst her­
aus. Eine Revolution ist gut, wenn sie den 
Menschen Brot, Arbeit, Gesundheit usw. 
gib t. 
Wenn wir in diese r Revolution unseren Glau· 
ben erfahren. JO iSI dies nicht eine Rechtfer­
tigung. De.rn wenn wir die Revolution von 
der T heologie her f('ehtfertigen, dann ma­
chen wir aus der Theologie eine Ideologie. 
Dann sind wir wieder bei der christlichen 
Ideologie . der ehri5lliehen Pra"is, der christ· 
lichen Pariei. 
Es ist u hr wichtig. daß wir fur die Rewolu-

so 

tion dieselbe Motiva tion haben wie andere 
Menschen auch. {_ .. } 

In Lateinamerika gibt es - h.$IoriJeh be­
trachtet - drei Phasen: das konservative 
Christentum, das !llniale Chrinentum und 
das revolutionäre Cllristentum. Das so~ia le 

Cllristentum, das seinen politischen Aus· 
druck in Chrindemokratischen Pllrteien ge­
funden hat, hat sicherlich zu einem Aufbre· 
chen des konservativen Chri~tentums gefUhn 
und hat so~iale Werte in dlls theologi~che 
Denken ein~bl1lcht. Und es hat die Kirche 
ge~nüber der Vollubewegung geöffnet, al · 
lerdings im Rahmen eine' Bündnissei, das 
von den oberen Klassen dominiert wurde. 
Die$CS Projekt des Populismus - also der 
Zusammenarbeit eine, Teils der nationalen 
Bourgeoisie, der Mittelschichten und der 
Vollubcwegung unter biirgulicher Uege· 
monie - ist seit den 60er Jahren gescheitert. 
Einerseits deswegen. weil der Oligarchie -
alJO dem harten Kern der oberen KJ:usen -
die Refocmen ~u weit gingen, ur\d anderer­
seitS, weil die Volklbewegungen autonom 
wurden und sich der Führung durch die 
Bourgeoisie ent:r.ogcn. Der Aufschwung der 
Volksbewcgungcn wurde allerdings von der 
Oligarchie durch die ErrichtußC von Militir­
diktaturen brutal unterdrückt. 
Die heutige Repression in Lateinamerika 
fUhrt ~u einer Krise des lOzialen Christen­
tums. Denn rur ihr Projekt du Populismus 
gibt es keine Basis mehr. Die refocmistische 
Kirche lieht daher vor der Enucheidung, 
sich entweder wieder mit der OlirMchie zu 
verbünden _ wie frühe r da:!! konservative 
Cli ris tentum - , was aber aufgrund der Re· 
pression und der Menschenrechl5verlctzun· 
gen schwer möglich ist, oder einen Schritt 
weiterzugehen und lich mit der Volkshewc­
gung Zu "emünden, wovor ';e ebenfalh 
Angst hai. 
Diese Situation, daß du soziale Otristentum 
b~w. die reformistische Kirche vor einer Ent· 
scheidungssituation steht. sich aber nicht 
entscheiden will, bildet den eig..'ntlichen In. 
halt der Krise. Aber es ist keine Krise der 
Kirche, JOndern nur eillC' Kri'le der reformi­
stischen Kirche. Denn die Volkskirche wird 
zwar "erfolgt, aber sie befindet ';ch in keiner 
Krix. in der Volkskirche gibt el hrute eine 
Konzentration an Theologk- - und auch an 
Märt)'rem. 
ADerdings ist die Volkskirche nichtauto rna· 
tisch entstanden. Es war notwendig, alt die5C 
Gemeinden auf;tubauen, um el den Olrisu:n 
in den Volbbewegungen zu ermöglichen, 
ihrm Glauben auszudrücken und wciterzu· 
~ben. Dies ist sehr wichtig, wei l Glaube und 
Religion fUr die Mehrheit der Men$Chen in 
Lateinamcrika ;tU ihr« Identit,.1 gehören. 
Ohne diese christliche Inspiration kann es 
daher keine wirklich breite Beteiligung in der 
Volks bewegung geben. 
Wenn z.B. Linksparteien die neue Gesell· 
schaft als eine GelClischaft ohne Relig.on, 
ohne Gott präsentieren, so ftin;hten viele 
Meillichell, daß sie in dicscrGckll, .. haft ihre 
Identität verlieren. Sie ventehen viellc!lcht, 

daß der Sozialismus eine Lösung für ihre. 
ökonomiKhen, politischen und kulturellen 
Probleme ist, aber er ist dann nicht ihre 
eigene LöJung. Natürlich kämpfen die Leute 
für ihre ökanomw::hen Interessen, aber sie 
wollen dabei nieht ihre Identität verlieren. 
Ähnliches gilt auch für die Indios. Wenn die 
Unken eine GeSCliKhaft vonchlagcn, die 
alle Probleme löst, aber in dercs keine india­
nische Identität gibt, .... erden die Indios nein 
ugen. NormlllelWeisc .... -aren in Zentral· 
amerika die Linken Gruppen IItheistiJch und 
....e.iß. Und deshalb haben die Cliristen und 
die Indi05 nicht an ihnen teilgenommen. 

Die Sandinhten haben das geändert. Sie ha· 
ben lich niemals als atheistisch dargestellt, 
JOndem die Prlisenz der O1.riuen mit ihrer 
inspiration und auch die Teilnahme der In­
dios anerkannt. 
Natiirlich will niemand in Nikaragua eine 
"christliche Revolution". Die Revolution ist 
S-andiniSlisch, aber es ist wichtig, daß die 
Cliristen innerhalb dieser Revolution ihren 
Glauben leben und ausdrücken können, daß 
sie als Christen voll an dieser Revolution 
teilnehmen können. 

.Zw,ochen Chn"ent"m und Revolut,on l.bI C' h'nen 
W,dc"pruch." 

In Nikaragua iSI cin Modell des So:r.ialismus 
im Enl5lehen, in dem sich Frauen, O1.nsten 
und Indios yoll entfalten können - und da­
her hat Nikaragua auch einen sogr08en Ein­
fluß in ganz Lateinamerika'. Und g..'nau au~ 
diesem Grund ist Nikaragua für den Imperia· 
lismus so geßhrlich. 
Zu den Uauptinstrumenten des Imperia· 
lismus im Krieg gegen Nikaragua gehön Ci, 

Probleme ;twiKhen Kin;he und Revolution 
towic z .... ischen ~IJSkit os und Revolution zu 
schaffen. um dann sagen ~u können. die Re· 
volution ist gegen die Kirche und gegen die 
Indios. Die gesamte Konterrevolution arbei· 
tet in dieser Richtung. Und in den USA gibt 
es eine Reihe von Institutionen, die Mil­
lionen Dolhll1i fUrdk->c Z .... ecke ausgo:hen. 
Das lIauplzicl des Imperialismus besteht dar­
in. die lktciligung der Christen und der 
Indios an der Revolution ~u verhindern, um 
damit die Revolution Zu verhind.rn, um da­
mit die Revolution vom Volk zu isolieren 
und d ie Beupielwirkung der Sandi"iste" für 
ganz L.teinamerika;tu ze rstören. 
(Qudk-: Kriti.chcs O1.ristentum, Wien, 
Februar 1984, S. 9· 13) 



Institut über Religion and Demokratie 
(tRD), einem "wichtigen institutionel­
len Arm der ideologischen Offensive der 
US-Rechten daheim und in Lateinameri­
ka"19 , das rur die NeutraliJierung des 
Einflusses der Befreiungstheologie ope­
rierl. Gleichzeitig organisierl Belli Propa­
gandasendungen im honduranischen 
Sender der vom CIA finanzierten "Con­
tras". 
Bei ihren überfallen und Massakern un­
ter der Bevölkerung verteilen sie Flug­
blätter mit dem Bild des Papstes: ,.Mit 
Gott und Vaterlandsliebe werden wir 
den Sandinokommunismus zerschla­
gen ... Der I'apst ist mit uns," 

Dreifaltigkeit 
Reagan, "Contras" und Wojtyla 

"Auf der gleichen ideologischen Linie" 
_ so kommentierte das Deutsche Allge. 
meine Sonntagsblatt - " liegt der offi­
zielle Besuch des US-Vizepräsidenten 
George Bush bei Wojtyla anläßlich einer 
Visite \'on Mitgliedern des Nationalen 
Sicherheitsrats beim Heiligen Stuhl eini­
ge Tage vor der Abreise des Papstes nach 
Mitlelamerika. Schon Anfang Oktober 
1982 wurde dieses Orientierungsge­
spräch vorbereitet durch einen Besuch 
des ehemaligen stellvertretenden Direk­
tors der ClA ... Vernon Walters beim 
Papst, dem Ende Oktober der erne 
schwere Angriff des Papstes auf Nikara· 
gua folgte: das Rücktrittsultimatum ruf 
die fUnf Priester im Staatsdienst. Walters 
hat Schlüsselfunktionen inne bei der 
Organisation der CIA-finanzierten Akti­
vi täten bewaffneter Gruppen an der 
nikaraguanischen Nordgrenze."20 
Ganz offensichtlich wurde die Frage der 
politischen Tätigkeit von Priestern in 
Nikaragua zum Schw('rpunkt einer Kam­
pagne kreiert, an der auch die Reagan­
Administration ein massives Interesse 
hat. 
Im August 1984 forderten der Vatikan 
und das nikaraguanische Episkopat nach 
dem Regieru ngscintritt Fernando Car­
denals die Priester erneut auf, von ihren 
politiSChen Ämtern zurückzutreten 
(siehe AlB 10/1984, S.tlf.). "Nicht zu­
letzt auch deshalb, weil am 4. Kovembecr 
diecses Jahres in Nikaragua Wahlen a ll­
gesetz t sind" - wie diec Frankfurter AU­
gecmeine am 13.8.1984 sinnigerweise 
bemerkte. Das ist zweifelsohne der gan't 
aktuelle Hintergrund, auf den sich die 
Kampagne - in trautem Gleichklang von 
Vatikan und USA - ausrichtet. 
Danibecr hinaus vecrlolgt die Kamp<lgne 
wesentlich weitergehende Zielsetzun­
gen, indem sie sich in die gesamte US­
amerikanische Politik in der Region ein­
reiht. im Kern geht es darum, die sandi­
niuische Revolution ihrer maßgeblichecn 
christlichen Träger zu berauben und die 

Christen Lateinamerikas gecgen die Teil­
nahme an revolutionären Bewegungen 
zu immunisieren. 

Auf diesem konkreten Hintergrund ist 
dann auch die Zitation Lconardo Boffs 
in den Vatikan zu verstehen. 
Der Vatikan holt zu einem massiven 
Schlag gegen die gesamte Theologie der 
Befreiung aus. 21 Daß es dabei nicht nur 
um Nikar ... gua geht, verdeutlicht die Vor­
ladung des brasilianischen Befreiungs­
theologen ebenso wie die Anwesenheit 
des peruanischen Episkopats in Rom 
wenig später. 22 
Der Prozeß gegen Boff gipfelte in der 
Veröffentlichung einer " Instruktion" 
der katholischen Glaubenskongregation, 
in der allen marxistischen Strömungen in 
der Theologie der Befreiung unmißver­
ständlich der Kampf angesagt wird. 23 
Doch es gibt Lichtblicke, Feinheiten,die 
erweisen, daß die Bäume des Vatikan 
und W'ashingtons nicht in den Himmel 
wachsen, daß einem Vernichtungsschlag 
gegen die Theologie der Befreiung auch 
Grenzen gesetzt sind. 

" Instruktion" nicht nur gegen Boff 

So mußte der Vatikan aufgrundder star­
ken internationalen Diskussion des Pro­
zeues gegen Boff hald Wesentliches ab­
schwächen: Da verlautete dann etwa. 
Boff sei nur seines kritikbedürftigen 
Buches "Kirche - Charisma und Macht " 
wegen zu einem "Dialog" vorgeladen 
worden und die gleichzeitig ergangene 
Instruktion des Vatikan dürfte damit 
nicht in Zusammenhang gebracht wer­
den. Es handele sich um ein "unglück­
liches Zusammentreffen". 24 
Auch die Tatsache, daß der Vatikan 
seine Erklärung in form einer Instruk­
tion und nicht einer \'l:rbindlichen 
päpstlichen Enzyklika verbreitete, ver­
weist auf eine maßvollere Herangehtns­
weise. Zu eintm weicherc:n Kurs des 
Vatikans fUhrte schließlich auch die Un­
tentützung, die Boff im gesamten brasi­
lianischen Episkopat erhielt. Der Protesl 
vider Christen aus ... Iler Weh tat ein übri­
ges. 
Dies zeigt, daß trotz a ller Angriffe immer 
mehr Christen, vor allem in Lateinameri­
ka, bereit sind. rur ihre Befreiung zu 
kämpfen. An dieser Macht wird künftig 
auch der Vatikan nicht vorbeigehen 
können, will er seine Massenbasis nicht 
verlieren. 
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Kultur 

Gespräch mit dem palästinensischen Dichter Mahmoud Darwish 

Beirut schrieb sein eigenes Epos 
Mahmoud Darwiih, gcboren 1942 in Al Barwa/Galiläa. das israclilch~ Truppen 1949 zers törten, 
zählt ZU d .. n herausragenden Dichtem Palästinas und der arabischen Welt. 1958 veröffentlichte er 
zusammen m it Samih AI·Kaucrn in hf1lC1 die enlen pallistinCnlIitchcn Gcdichk. Er ochloß 5ic h der 
Gruppe ,,Al Ard" (Oie Erdt) ;w, die sich der Pflege det Nationalbewußucins und der Heimalve.­
bundenh.:it der PaJ:ütinenller im Exil und in Israe i lle ibn vcuchricb.ln den 60er J ahren inhaftierten 
die israeliM;hcn Behörden den Dichtu m .. htfach. Sie "erholen "AI Ard" und stclllen Darwish in 
Haifa unter Ihuu.rrut. 1970 sah ersieh gezwun~n. im libanesische Elli! und schließlich 1982 nach 
Paril aUi:l:uwcichen. Bis 1981 wirb.: er a ll Direktor dei Bdrutcr Forschungszcntruml, du die 
iA'xlischen Invuoren 1982 tenlörten. Während der israelilchen fklagerung ßdruls imjuli/Augull 
1982 kämpfle Darwillh in den Rdhen der Verte idiger Wndxiruls. Danach "erarbeilete er in seinem 
)in"ten großen Werk, der 40scitigen Ballade ,,0 ... Gedicht von Beirul" (.iehe Kaslen) die 
Erfahmngswell der eingelehloll~nen PLO-Kämpfer und d~r turückgt:blidx,nen Paliill inen.scr (der 
Mauaker-Opfer "on Sabra u nd Shatila). 
D~ Gedichte und Prolalexte Oarwilhllpicgdn "ornehmlich scine Erfahrungen im "inneren Exil" 
wider. Das wird deutlich in dem 1973 entstandenen Prosaband "Tagebuch der alltäglichen 
Traurigkeit", dessen deuuclle übersetzung 1978 beim Verlag Oli"enbaum erschienen ist , oder in 
dem Lyrik-Prosa-Band "Ein Liehcnder ausPalisl;na". den der Verlag Volk und Wcit herausbrachte. 
Mahmoud Darwish. der a ls scine LieblingsautoTCn N:uim Hikm~t (Ii~hc A lB 6/19g3). Wladimir 
Maja.kowlki. Pablo Neruda und Garda Lorea nennl, bekennt sich zum unbeugsamen Widentand, 
zum Traum de r Wicdererlangung de r nationalen Rechte des palästinensischen Volk" und sei er 
noch 50 langwierig. E r "erbindet - etwa in "Wenn dich die Freude trugt" (siehe Kasten) - die Liebe 
zu iCinem fremdbcstimmtcn Land mit Zuvenicht in den bewaffneten Widentand. 
DarwiJh bietet .ich dar ab ein Dichter aus Leideniehaft , desst:n Tun lich aufs denkbar engste mit 
dem Aufmf an sein unterdrücktes. zerstreutei Volk zum Kampf um die nationale Unabhängigkeit 
"erbinde t: "Der Kampf" - 50 hctont er in .,Die Heimat zwilChen Erinnerung und Koffer" - "ilIt die 
Antworl. Wenn du kämpht, bekennst du dich zu d~ine r Identität_ Die Heimat i~t der Kampf 
zwilChen Erinnerung und Koffer. Elgibt keine andere Lösung als den Kampf." 
Ober die palältinenlilChe Sache und Dichtung Iprach mit Mahmoud Darwish der kolumbianilche 
Schrifbtcikr Dano S ;,ddi"u. 

FRAGE: Welches Portrait könnte Mah­
moud Darwish von Mahmoud Darwish in 
Bezug auf Palästina und dessen Schicksal 
zeichnen? 
M. DARWISH : Stellen Sie mi.:-eine Frage 
wie diese, und ich weiß nicht , wo ich 
anfangen soll. 
Soviel kann ich sagen: Ich bin nur ein 
kleiner Tatbestand, ein Komma, wenn 
Sie wollen, in der Ges,hi,hte der Helden, 
die den Kampf um ihre Zukunft an allen 
Fronten fortsetzen. Ich wurde 1942 in 
einem kleinen Dorf in Galiläa geboren, 
demjenigen, in dem auch J esus geboren 
wurde. Seither war es mir unmöglich, 
dieses Land "on meinem Fleis,h, die 
Erinnerungen von Träumen zu trennen. 
Ich habe oft das Geftihl, literarisch ge­
sprochen. daß die Erde mein Körper und 
mein Körper diese Erde ist_ Ich liebe 
dieses Land. in dem i<:h geboren wurde. 
Ich sehe keinen Unterschied zwischen 
meinem Fleisch und meinen Knochen 
und den Elementen, die dieses Land aus­
machen: dies alles verkörpert den Geist 
Palästinas mit seiner ganzen Geschichte, 
in ihrer Mannigfaltigkeit und ihrem 
Reichtum. ( ... ) 

FRAGE: Es gibt eine zionistische Bela­
gerung der Palästinenser und eine palästi­
nensische Belagerung der Zionisten in 
Palästina. Wann wird letztere über erste­
re triumphieren? 
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M. DARWISH: In der Tat, es gibt einen 
"Belagerungs krieg", überall. Wie groß 
der l:ionistische Sieg im Moment auch 
sein mag. die Israelis leben. in histori· 
sehen Kategorien gesehen, in einer bela­
gerten Gesellschaft_ 
In der Vergangenheit waren die: Palästi­
nenser im jüdischen Bewußtsein wie ein 
Geist. Die Israelis, die flohen, um Sicher· 
heit und Unabhängigkeit auf palästinen­
sischem Territorium zu suchen, werden 
sich immer mehr dessen bewußt, was sie 

Mlhmoud Dlrwllh 
Unser Lied (1967) 

Wir werd,,," un~re uger verla.sen 
Wir werden unSCf Exil aufgeben 
Wir werden unler" Hütten verlassen 
Wir werden nicht mehr Scham empfinden 
wenn der Feind uns beleidigt. 

Wir werden nicht mehr nroten 
Wir wis~n. wie man mit einer Sichel umgeht 
Wir wissen, wie wir UllS ,,,neidigen müssen 
Wir. die wir unbew~ffnet ,ind. 
Wirwis;cnauch 
Wie man moderne Fabriken baut 
H~user 
Spitäler 
Schukn 
Bombe., 
Raketen 
und wir können die schönsten Gedichte 
'chreibe[]_ 

getan haben. Sie lernen, daß der Palästi­
nenser kein Phantom ist, sondern ein 
willensstarkes Indi"iduum, das eine Be­
wegung ins Leben gerufen hat, um seine 
historische Identität wiederzugewinnen 
und einen unabhängigen Staat auf sei­
nem ('igenen Land zu erricht('n_ Und 
wenn die Israelis an die fUnf Kriege zu­
rückdenk('n, die sie in weniger als 40 
jahren geftihrt haben, dann wissen sie , 
daß sie der Entwicklung "on Erziehung 
und Kultur nicht die gleiche intellektuel­
le und materielk Anstrengung gewidmet 
haben, wie sie sie in die technische Wei­
terentwicklung ihrer gepanzerten Fahr­
zeuge gesteck t haben. 
Denn die Israelis wissen. daß sie nicht an 
einem sicheren Ruheplatz leben, son­
dern in einer Festung. Ihre Talente gal­
ten militärischen Zwecken auf Kosten 
der Wissenschaft. der Kunst und der Kul· 
tur. All die Anstrengungen und die 
Fähigkeit. die einst die juden in Europa 
auszeichnete, werden heute dazu be­
nutzt, ein neues Sparta aufzubauen_ Des­
halb sage ich immer, daß die Israelis in 
einem Panzer geboren werden, aufwach­
sen und heiraten. essen und pissen. 
Ober jahre ist es den Israelis geiungl'll, 
sich selbst der Welt als "erfolgte Indivi­
duen danus!eJlen und die V('ranlwor­
tung bei Europa zu belassen, damit es 
den Preis zahlt ftir das, was die Nazis 



ihren Großeltern angetan haben. ( ... ) 

Aber heute hat ein großer Teil der inter­
nationalen Gemeinschaft Israels Taktik 
der Erpressung durchschaut, und das 
Land hat seine wichtigste UnterstUtzung 
verloren menschliche Sympathie. 
Also , wer steht heute wirklich unler Be­
lagerung? 

FRAGE: Sie haben gesagt, daß die palä· 
stinensische Dichtung ihre Richtung 
nach dem Holocaust von Beirut ändern 
muß. Wie sehen Sie den Verlauf Ihrer 
eigenen Arbeit in Zukunft? 
M. DARWISH: Während der Belagerung 
von Beirut schrieb ich ein Essay in Ant­
wort auf jene, die mich darum baten, an 
dieser Schlacht als Dichter teilzuneh­
men. 
Jedesmal wenn die Schießerei losgeht, 
fragt sich der Intellektuelle: Welche 
Rolle spiele ich jetzt? Die Frage stellte 
sich rur viele von uns, die in Beirut .... a­
ren.lch sagte ihnen: "Wenn ihr uns hier­
her gebracht habt. um diese Frage zu 
beantworten, würden wir besser nach 
Hause gehen, Wenn einer von uns in der 
Lage ist, ein Gewehr zu tragen, laß t ihn 
an die Front gehen; wenn jemand anders 
Verwundete zu behandeln weiß, laßt ihn 
zum KrankenhlUs gehen, und wenn ein 
anderer Essen und Trinken zu den 
Kämpfern bringen kann, soll er es tun." 
Das ist unsere Rolle in der SchlacJn, uno 

sen: Rolle als Bürger und nicht als 
Schriftsteller und IntdlektueHe. Der 

Mlhmoud Dlrwlsh 

Wenn Dich die 
Freude trügt (1973) 

( ... ) IVie k~nn ,ich cin Eroberer iiO in d~, von 
ihm eUJbene Land verlieben? Weder die 
Fr.mzosen noch die Amerikaner haben Lie· 
besgedichte über die W~lder Vietnams ge­
schrieben. Sie ~tarben dafür, aber ohne Lie­
be, Du fürchte~t Dich vor der Idee, du hut 
Ang~t, daß dieses Beispiel l(U einem Argu­
ment geJjen dich wird. Aber Algerien rettet 
dich ... 
Oft haben ~ie dich gefragt: 
Tr;Jumer, Trdumer seid ihr, Araber .. 
- Tr~umer, Träumcrscid ihr, l.lraelis, 
- W~fum? 

- Weil 'hrdie Zeit OIcht anerkennt. 
- Was mein$! du? 
- ~lacht "neugt nicht Recht, und wir sind 
starke. ~b die Zeit. 

Unscr ist da, Land, wir waden e. verteidi· 
gen, Aber das Land bt unSer. wir "erteidig~n 

- Dann la.><:n wir die Kanonen ,pr<:ch~n. 
_ Das hdbt ihr b(,r~its getan, wir noch 
nicht ... 
Pala.tina i-lhwirnrnt niLht im WasSer, es 
~<.:h"immt im Blu1, im ;<.:hon vLTgo.>enen 
und dem, dds noch H'.go,sen wird. Ist dies 
ein,' :--;cug.-burt? So muß e' scin. Die Freud~ 
muß uns ,tähkn ... 
Der Widet.t~nd heginnt. Und w~nn die Freu· 
de noch ~inm,oJ zu dil knmmt, ddnn denk,' 
n,du daran, daß .i,· diLh fruher 1rog. Tau"he 
in di<- Freude hinein und e"plodlere! 

Dichter hat keinen Platz unter den Ex­
plosionen, nur im allgemeinen Zusam· 
menhang. Wenn wir nicht schon vorher 
eine Rolle zu spielen hatten, hätten wir 
heute keine und morgen auch nicht. 
Vielleicht wird der Schrifuteller, Intel­
lektuelle oder Dichter niemals eine lite­
rarische Rolle auf dem Schlachtfeld fin· 
den; und so muß er dort seine Rolle als 
Bürger im Dienste seines Volkes auf an· 
den: Art und Weise ausfüllen. 
Ich persönlich konnte damals keine 
Dichtung schreiben, Stattdessen schrieb 
ich das Essay, von dem ich vorhin sprach, 
denn ich glaube, Beiru t schrieb sein eige­
nes Gedicht. Beirut war das neue poeti­
sche Epos. 

Mein Gedächtnis ist das 
Gedächtn is meines Volkes ... 

FRAGE: Wenn die palästinensische 
Sache gewonnen ist und das Volk seine 
Rechte und sein Land wiedergewonnen 
hat , in welcher Weise würde das Ihre 
Arbeit als Dichter beruhren? 
M, DARW ISH: Ich "sympathisiere" 
nicht mit der allgemeinen palästinensi­
sehen Sache, denn ich bin auch ein 
Opfer. Es gibt keinen Unterschied zwi· 
Khen meinen persönlit;hen und sozialen 
Bestrebungen, und mein Gedächtnis iSt 
das Gedächtnis meines Volkes. 
Es ist meine tiefe überzeugung, daß ich 
seine Sache in allen Einzelheiten teile; 
das bedeutet, daß ich mich nicht davor 
ftirchte, sollte das Volk mich um 
"Pflicht"-Gedichte bitten, - Gedichte, 
die unter präzisen Umständen einem be· 
sonderen politischen Zid dienen. Sie 
akzeptieren mich als schöpferischen 
Menschen auf der höchsten und allge­
meinsten Ebene, der einzigen, auf der ein 
schöpferischer Mensch wirklich existie­
ren kann. Auf diese Weise wissen sie, daß 
das, was ich schreibe, die Frucht ihrer 
eigenen Kulturist. 

Was die Zukunft meiner Dichtung an­
geht, so glaube ich nicht, daß 'ich nur 
Zeuge und Opfer in der Schlacht meines 
Volkes bin, sondern auch 'sein Ge­
schichtspoet. Aber was wird nach der 
Lösung des palästinensischen Dramas ge· 
schehen? 
Vidleicht werden die Wünsche wahr, die 
ich in das Gedicht "Nur ein Jahr" legte: 
Meine Freunde werden aufhören zu ster­
ben, ich könnte Frauen lieben, Städte 
besuchen und mich meines Lebens freu­
en, Aber ich würde immer noch mit der­
selben Intensität schreiben. Die größten 
Dichter waren niemals die tragischen, 
sondern jene, die die F rt:ude im mensch­
lichen Herzen ergreifen, den Triumph 
übcr dcn Tod. (. .. ) 

(Quelle: Afrique Asie, Paris, NT. 

318/ 1984, S. 57-60) 

Mlhmoud Dlrwlsh 

Gedicht von Beirut 
Beirut n:<chts 
keine Finsternis ist tiefer als die!iC 
Nur meine I'.rmordunggibt mir Licht. 
Klopfen sie die ~Iudigkeit aus dem Stein? 
Schmieden sie ihre Waffen aus Psalmen? 
ein Opfer 
lölete 
ein Opfer 
und ich bekam seine Identitilt, ( ... ) 
Die Rollen im blutigen Thulerstück 
sind durcheinander genten; 
esgiht keine Richter 
außer den Ermordeten, 
Die Hand des Mörders 
,'ereinte sich mit der des Zeugen 
und die Ermordeten 
wurden ins Reich ihrer Mörder geführt. 
So wurde Die Bestechung des Richters 
Vollendet 
und er wandte sein Gesicht 
dem weinenden Mörder zu 
Sabu - ein schlafendes M.idchen. 
Die Minner sind fortgeg.mgen 
und der Krieg schlief für zwei kun:e Nächte 
Ikirut ergab sich und wurde Hauptstadt. 
Eine lange Nacht 
lauert den Tr'.iumen in Sabr~ ~uf 
und Sabra schlief 
SabTa - die Reste der Hand einer Leiche. 
Bat sich von ihren Reitern 
und ihrer Zeit verabschiedet 
und sich dem Schlafe hingegeben 
aus Müdigkeit und wegen der Araber 
die sie hinter sich gelassen 
Sabr~ kann nuT ihr Schweigen kaufen und 
Verkaufen 
für ein pur Rosen, für den Zopf 
und das Wissen die Soldaten 
die ausGaliliia abreisten. 
Sabra besingt ihre \'erlorene Halfte: 
Warum reist ihr ab und 
laßt der eisernen Nacht eure Frauen? 
W~rum reist ihr :.b? 
Sabra bedeckt ihre n~ckte Brust 
mit dem Abschiedslied 
und zählt ihre monde 
aber vcrählt sich 
als sie den Arm nicht fi ndet. 
Wie oft werde ich abreisen? 
und wie lange? 
Und zu welchem Traum? 
Und f~!ls ihr eine. Tages zurtiekkehn ­
zu welchem Exil 
zu welchem E"il werdet ihr zuruekkehren? 
Sabra zerreißt ihre entblößte Brust 
wie oft bhiht die Blume? 
wie oft wird die Revolution ~brei!iCn? 
Sabn furchtet die N~cht. 
Sie legt die Nacht in ihren Schoß 
und bedeckt sie mit der Schwane ihrer 
Augen 
Si<: weint. 
um die Nacht abzulenken 
Sie bnchen auf 
ohne etwas von Riickkehr zu saJjen 
,ie wdktcn dahin 
ab<:. beugten sich nicht und 
wendeten sich nicht ab 
~on der Glut der Rose. 
Sie haben .ich zurtickgezogen 
aber sie sind nicht 
an den Ausgangspunkt 
zunid.gekehrt. 
Das Leben? 
wie Kinder. die vor einem Kuß 
weggdaufen sind 
Nein. Ich h~be kein Exil-
um sagen zu können, ich hätte eine Heimat 
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Lesermeinungen • Standpunkte 

Geschmackloses Foto 

Sie wissen, daß das Photo in AlB 9/1984 auf 
Sei!e 45 geschmacklos in; die Funktion des 
Bildes fü r den Tcu auch nicht cinschb3I ist. 
Zurschaustellung menschenunwürdiger Ver­
hiiltnisse mittels Verletzung von Menschen­
würde hat etwas S<:heinhciliges! 
E. HegiM RallS 

Anm.,.ku ng der Redaktion: Wir möchten 
energisch widen prcchen. Das hier beanstan­
dete Foto ~um Sex-T ourismus und Frauen­
handel in Thailand hat rür uns eine rein doku­
mentarische Funktion. Es ist genauso wie bei 
den begleitenden Fotos auf 5.44 und 46. 
Nicht wir und die Autoren dieses Beitrages 
,'erlet:.:<:n die Menschenwürde, enthüllen und 
belegen wir doch gende diese menschenun­
würdigen Praktiken und deren Duldung dur<:h 
die Behörden/ Regierungen der BRD und 
Thailands. Diese sind in Wahrheit die 
"Scheinheiligen", da sie die Zuhälter bzw. 
Meruchenhänd]er hier wie da nicht \lerfo]gen 
und benrafen, geKhweige denn die Proni· 
tution und den Frauenhande] \lerbieten. 

Unllchere Ouellen 

In dem Artikel .. Wende im Golf'kricg" in A lB 
9/]984 wird nicht richtig erklärt bzw. die fal­
sche Vorstellung erwcxkt. als ob eS im Irak 
Freiwillige gäbe, die an die Front gehen, oder 
daß die oppositionellen Kräfte Iraks unhe­
d t u tend und schwach seien. 
Die Wahrheit ist aber anders. Die Studenten 
und Schüler im Irak und Irakisch·Kurdi.tan 
haben im Mai dieses Jahres gerade ge;!en ihre 
Einbeziehung in die sog ... Volks"armtt große 
Demonstrationen organisiert und den staatli­
chen Organen regelrechte Straßenschlachten 
geliefert. Das Regime hat sogar die Universi· 
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tät Haulen und einige andere Hochschulen 
geschlossen, da es nicht mehr in der Lage 
war, volle Kontrolle übe r die Studenten aus· 
zuüben. 
Der Artikel deutet auch an, daß die Patrioti· 
sche Union Kurdistans (PUK) mit 2.000 PaI' 
tisanen, die größte oppositionelle Organisa­
tion war. "Die irakischen Trupp-en hrauchen 
für den Transport auf einer Strecke im Nord· 
irak, die sie früher in 2 Wochen bewältigten. 
heute nur noch 2 Tage," Mit früher in die 
Zeit \lor den Verhandlungen der PUK mit 
dem irakischen Regime gemeint. Einige Zei· 
len davor gibt der Autor allein die Zahl der 
"Vo]ks"miliz des lrakischen Regimes mit O,!) 
Mio und die Zahl der Kampfflugzeuge mit 
330 an! 
Wie kann aber eine solche kleine Organisation 
mit ,,2 .000" Parlisanen eine S(l hochmoderni· 
lierte Armee 12 Tage aufhalten? Und alle 
anderen Parteien, wie die Kommunistische 
Partei Irak (IKP), die Demokratische Partei 
Kurd istam (DPK), die Sozialistische Partei 
Kurdillam· lrak (SPKI). halten die irakische 
Armee "nur" flir 2 Tage auf. Es ist ersicht· 
]ich, daß die Zahl der Partisanen zu klein ge­
faSt wurde, denn aUein die SPKl, d.h. die 
kleinne kurdische Opp05itionspartei, hat ca. 
I.!)OO Partisanen. 
Obrigens behauptet die irakische Regierung 
auch immer, daß die gegnerischen Parteien 
zahlenmäßig unbedeutend seien. Es ist des­
halb besser für den Autor und vernünftiger, 
Zahlen aus sicheren Quellen heranzu~iehen. 
Daß aber das irakische faschistiSChe Regime 
ein gewisses Gleichge,,'icht wiederherstdlen 
konnte, liegt ein~ig und allein daran, daß sie 
hoch technisierte Waff~n von saudiarabischen 
Geldern, von den imp-erialistischen Ländern 
und neuerdings wieder aus der Sowjetunion 
erhielt, und natürlich auch durch die unbe· 
schr'~nkte Hilfe der reaktionän:n Staaten wie 
Ägypten, J ordanien, Kuwait, usw. 
So nannte der Auswänige Ausschuß des US­
Senats folgende Zahlen über die Bewaffnung 
der Kriegsgegner 

Pan~er 

Schützen­
paru:erwagen 
Kampfflugzeuge 
K.Ka ... al, Marburg 

I~ 
1040 

800 
90 

Frluenhandel - ein AuHakt 

I rak 
2600 

3000 
400 

Der Artikd über Sextourismus (AlB 9f 1984) 
hat mir gut gefallen. 
Oberhaupt solltet Ihr öfter etwu über die Si· 
tuation der Frauen berichten. Ich hoffe die· 
kr Artikel war ein Auftakt dafür. 
R. GÖrz.:. Hambu rg 

Anmerkung der Redaktion: Wir werden die· 
ses Thema im nächuen Jahr v"rstärkt berück­
si<:h tigen. Dabei würden wir unS über die Mit ­
arbeit von Lc:;crinnen und Lckrn freuen. 

Anmerlnln, der "dlktiDn 

J. ~ .... , ... n I, .. f ;". ~ .... " ..... ," .... Ch><oo •• <l>O" ... f ..... , 
50". _fl.~tIod., .. ~ ..... -. b<lul .. ~u .. roF'>< .... , .... K .... .. -_. 

Dokumentation zum Iran 

"Menlchenrechte in Iran", eine Dokumen· 
tation du Iran·Solidaritätskomitees gibt cl­
nen umfassenden Oberblick über die momen· 
tane politische Unterdrikkung im Iran. 
Anhand von Dokumenten der UNO und von 
Amnesty International sowie Aussagen von 
Gefolterten und Folterern wird die politi­
sche, religiöse und die Verfolgung nationaler 
Minderheiten dargestellt. 
Dies umfaßt Berichte über Foltermethoden, 
Verhaftungen, Hinrichtungen, S<::heinprozesse 
und die Lage in den Gefangnisscn. Die Doku­
mentation schließt mit einer Analy:;c der La­
ge der Frauen, Arbeiter und Bauern S(lw ic: der 
Beziehungen des Iran zu westlichen Staaten 
und der Bundesrepublik. 
Ocr zweite Teil der Broschüre (68 S., 4 DM) 
dokumentien den Hungerstreik \Ion über 200 
Iranern, der vom 15.-23.3. 1984 in Köln und 
Bonn stattfand (siehe AlB 4/ 1984, S.S1). 
Um n::gt;lmäßig über die !)Olitische, wir t­
schaftliche und soziale Situation im Iran zu 
informieren. bringt das Iran·Solidaritätsk.o· 
mitee seit Juli d .J. zweimonat lich das I ran. 
Magal!in heraus. (Einzelpreis 3 DM,Jahres.abo 
20 D~I, Förderabo 40 0:'1). Bezug: Iran-So­
lidaritätskomitee, liillicher Str, 14, !)OOO 
Köln I 

BuchtlpS: Bluthandel, USA 

Ocr Handel mit menschlichem Blutplasma ist 
ein Millionengesclläft. Nicht nur die großen 
karitativen Organis<tlionen versorgen Kr~n. 

kenhiiuser mit Blutkonserven, auch die PhaI' 
makonzerne haben den neUen Markt ent­
deckt und seit gut 10 J ahren unter Kontrolle_ 
Menschliches Blut aus Ländern der Drillen 
Welt, aus den Slums der USA, abnauch VOn 
Sozialhi]fe- und BAfOG-Empfa"",rn hier in 
der Bundesrepublik, wird von Pllarmaum<:r­
nehmen gegen Geld ,.gecrntet" und zur ge· 
winn ..... rsprtth<:nd<:n Ware. 
Das Funktionieren dieses weltweiten Ausbeu· 
tungsprozesscs iSl Gegenstand des Buches 
G. Fätkt' nheuer u.a. (Hg.), Blu te rn te. D:u 
Blut der Armen rur di <: WohHahrt d"r R<: i­
ch<: u, Rowohlt T:uchenbuch\'e rl",. R<:inbe k 
bd Hambu rw 1984, 280 Seit.-n. 12.80 DM. 
In Zusammcnarb"it mit tm Bundeskolll\ft6 
ent wicklungspoIitiKht'r Aktions~PP"n 

(SUKO) rcCh"n:hier\<:1l die Autoren über 
mehre,,· Jahre zum Tht'ma "Imcrnalionalcr 
Blutplasmahandcl". Ihr .... im Buch da'll<:kglcn 
Ergebnisse sind rur d i" Pharmaindustrie und 



un!ief Gesundheitswesen wenig lichrnc;<:;hel­
hafL 
Außergewöhnlich infonnati.. und zugleich 
mitreißend geschrieben, ist der Bericht aus 
dem Innern der W<'ltmacht Nr. I 
Fndc:rick Maycr, Wah ruinn USA. Von e inem 
der au!l<tOjj:, die Freiheit :tu fmden . Weltueil 
Verlag, Dortmund 1984, 215 Seiten, 
12,80 DM. 
[)c,r Verfasscr, 1921 in Frankfurt{M. ab Sohn 
eines jüdischen Bankdirekton geboren, floh 
1936 vor den antisemitischen Verfolgern in 
die USA. Er wirkte dort von 1944-46 als Pro­
fessor an der Universität von Redlands/Kali­
fornien, verfaBte zahlreiche philosophische 
und pädagogische Bücher. Er war Sondern<:­
rater im "Zentrum für das Studium de r deo 
mokr.llischen Insitutionen" in Santa Balbara, 
einer der einflußreichnen Dcnkfabriken der 
USA. 
Als international renommierter En:iehungs­
wi§scnschaftler kam F. Maya mit hochkarii­
ugen Unternehmern, Politikern, Militärs, 
Filmstars usw. der USA zusammen. Und dies 
vcucllaffte ihm noch tiefere Einblicke himer 
dic Kulissen dcr US-Gc>dl$chaft. Er be­
Ichreibt denn auch mit großem Fcingdiihl 
den vielgepricsenen "American Way of Lifc" 
als ein Modell der sozialen Verantwortungs­
losigkeit. der Verherrlichung de~ Jun~in", 

des Vorttthts der Stärkeren (EUbogengesdl­
schah), der Gewalt, des Krieges und des reli­
giösen Fanatismus. Er schildert Hollywood 
als "melUchliche Wüste", skizziert das 
System da Verdummung und zeichnet die 
Washingtoner Neuauflage des Kalten Krieges 
nach. F. Mayer ,-erdcutlieht die akute Gefahr, 
die dem Weltfrieden vom "Wahnsinn USA" 
droht, und wie man sich dagegen wehren 
kann. 

VietnamhIlfe 

"kh kam mit gTolkn Schmerzen, aber jeu;t 
bin ich glikklich", schrieb die 21jährige viet­
namoiliche Mcdizinnudentin Kim Phuc in 
einem Aufruf an die humanitären Hilfsorgani­
,."Iionen der Bundesrepublik aus einer Spe­
zialklinik in Oggcnheim, aus der sie nach 6 
Wochen am 2!J.8.1984 entlassen wurde. 
Zwei komplizierte Operationen hatten ihre 
dun:h Napalm-Verbrennungen an Kopf, Arm 

und Rücken verunachten Leiden beendet. 
12 J ahre ist es her, als am 8. Juni 1972 US­
Jagdbomber ihr Heimatdorf Trang Bang nahe 
Saigon mit Napalmbomben angriffen. Nackt 
und .chn:iend vOr Schmcn und Entsetzen 
flo h das kleine Mädchen Kim Phuc z;usam· 
mcn mit anderen Kindern vor dem Feuer ~ 
ein Bild, das damals M'tllionen von Menschen 
erschütterte und Kim Phuc auf eine traurige 
Weise beriihmt machte. 
Wähn:nd ihrel Aufentb:1lu in der Bundes­
republik bat sie eindringlicb darum, die vielen 
unbekannten Naplllmopfer in ihrer Heimat 
nicht zu vergessen, ihnen z;u helfen, wi .. ihr 
gt:bolfen wurdc. Die Hilfsaktion Vietnam hat 
sich dieser Bitte um eine gemeinsame Hilfe 
\'erschiedena Organisationen angenommen 
und bittet um Spenden rur die Errichtung 
einer " Klinik ru r die N:lpalmopfer" in Ho-­
Oü·Minh-S tadt. 
HilCiaklion Vietnam e.V., DiJmarckJn . 3!J, 
40()() Diilleldorf 1, Bank ru r Gemeinwirt­
schaft Oülld dorf (BLZ 300 10 1 11 ), Konto 
10 10250300 od<' r Postscheck.amt Euen. Nr, 
90040-430 

Bundeltreff-Studle ZU NahOlt 

Eine ausgezeichnete Studie zur Rolk du 
Bundevepublik Deutschland beim US-Auf­
lIlanoch gegen den Nam"n Osten hat soeben 
das Bundcstreffen der Palästina-, Libanon-. 
NahostkomItees hetausgt:bracht. 
Die Auton:n J. Lang, K.D. Fischer. A. Ster­
felU und I. Lübben-Pistofidis arbeiten minu­
tiös haau5, welc:hen Standort die BRD bei 
der Erweiterung des NATO·Einsatzgebietes in 
Richtung Olregion einnimmt. Untersucht und 
aUligicbig belegt werden die Entfaltung d .. r 
bundesdeuuchen Waffenuporte und Wirt­
schahsbeziehungen. Der Ausbau der BRn z;ur 
Transitstelle für die US·lnlerventionslruppen 
auf dem Weg zum Golf und da vereitelte 
"Probelauf" der Bundeswchr im Libanon 
sind w6tere Themen. 
Di.. Broschüre in nicht nur für Nahost-In­
t .. ressenten ein Gewinn, sondern auch be5tens 
für dic Diskussion in und mit der Friedensbc­
wegung geeignet. Umfang 28 5., Preis I DM 
zuzüglich Venandkosten. BeSielJungt:n an: 
Solidaritätsshop Dritte Weil, Hamburger Al­
k., 52,6000 Frankfurt 90, Tel. 069-778863 

BRD-Infodienst 

Hilfe für Kinder In Not 

AnIäßlich des Weltkindertage5 am 20.9.1984 
erinnerte te"e des homme! in einem 8seiti· 
gen Informationsblatt daran, daß weltweit 
150 Mio Kinder in aUen Teilen der Weh bis 
;tU 15 Stunden täglich arbeiten müssen, um so 
die kargen Lebensbedingungen ihrer Familien 
aufzubessern. 
tcrre dC5 hommcs fordert d ie Bundesregie­
rung auf, endlich die Empfehlung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation .. n (ILO) zu 
unteneichnen, die pnktische Ansätze - etwa 
im Sozialbereich - fü r den Kampf gegen die 
weltweite Kinderarbeit aufzeigt. 

Ergänzt wird das Informationsblatt du rcb die 
Vor~tellung von Projekten, in denen tern: des 
hommeli von Kolumbien bis Thailand Soz;;'l­
programme, Bildungsprogramme liowie 
~chnhilfe für Kindersklaven gegen ihn: Aus­
beuter organisiert. 
Das Informationsblatt mit dem Titel " Ver· 
b u fte Kindheit", sowie weilere Materialien 
zum Thema Kinderarbeit können bezogen 
werden bei: terre des hommes, Ponfach 
4126, 4500 Osnabriick. 

frauenhandel 

Unter dem Motto "Die Prostitution: üba­
leben in Sklavaei" fand in Wien der 28. Kon­
greß der Internationalen Föderation der Abo-
1itioruSlen (F Al) statt. Am Kongreß der Skla­
vereigegner, der unter Schirmherrschaft des 
UN-WiruchafU, und Soz;;'lrates im Septem­
ber dJ. zusammenkam, nahmen 160 Dele­
gierte aus 30 Ländern teil. 

Die Kongreßinititltorin Anima Basak hob in 
ihrer Anspracbe h .. rvor, es seien in erster Li­
nie "Frauen aUIi der Drillen Welt, welche oft 
im Rahmen d ner internationalen Marl3. dem 
weltweiten Prostitutionsmarktc z;ugeführt 
werden". Und in der Abschlußerklärung 
heißt eS: "Durch die Vermarktung der Sexua­
lität waden die ärmsten Frauen und Kinder 
ZUr Ware erniedrigt und ihrer Frdheit und 
Würde beraubt." (Siehe auch: A lB 9/1984. S. 
4446) 

Europäische Experten unterstrichen den Zu­
sammenhang zwischen Frauenhandel und 
Sextourismus, der seit dCT Mille der 70er Jah­
"' floriere und u .a. durch entsprechende We .... 
be kampagnen entfaltet wCTde. Bevorzugt im 
Geschäft seien die Sexmärkte T hailand und 
Philippinen. F Al-Präsidcnt Francoi! Pignier 
fordene yon den zuständigen Regierungen 
energische Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Sextourümus und Frauenhandei . darunter 
durch Bestrafung yon Zuhältern, .. Immobi· 
lien·Zuhältern" und Agenten der Menschen· 
händlerringc. 
Pignier driickte ferner sein Bedauern darüber 
aus, daß noch immer nicht a lle Länder, dar­
unta auch die Bunde,n:publik Deutschland, 
die internationale Konvention da Vereinten 
Nationen von 1949 über die Bekämpfung der 
Prolititution und des MelUchenhandels onter­
zeichnet hätten. 
Der 2. Do:.,mber, den die FA! künftig welt­
weit als Tag der Abschaffung der Sklaverei 
begehen will. sollte in der BRD zum Anlaß 
für ProtClt~ktiv itäten genommen werden, um 
der Regierung Kohl entspn:chende Schrille 
abzuverlangen. 
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Kurzinformationen 

Hon,kung 

Venrap.t>sobluß noch bril'$<:h-<:hin •• i""hon Verhandlungen 

Am 26.9.1984 wurde in Peking eine gemein­
same Erklärung Chinas und Großbritanniens 
über die Zukunft der briti$<;hen Kronkolonie 
Hongkong unten.ichnet. Si. wird vor dem 
30.6.1985, nachdem bdde Seiten sie ratifiziert 
habtn, in Kraft treten. 
In der Erklärung wird festgcstellt, daß China 
am 1.7. L 991 _ dem Tag an dem der briti$Che 
Pachh'crtrag ausläuft - wieder die Souveräni· 
tät über das 5 Mio Einwohner zählende Hong­
koog ausü!)cn wird. 
China wird ein SondCTverwaltungsgebiel ein­
richten, das mit legislativer, exekutiver und 
unabhängiger Gf:richtsgewall ausgestattet ist. 
Der Zentralregierung in Peking obliegen die 
auswärtigen und Verteidigungsangdcgenhd· 
ten. 
Das kapitaliltisehe System sowie die bestehen­
den politischen Rechte und Freiheiten soUen 
mindestens bis zum Jahr 2047 aufrechterhal· 
ten werden. Privateigentum, ausländische In­
vestitionen und ein freier Kapilalfluß sind bis 
dahingeschützt. 
Hongkong wird den StatuS eines Freihafens 
und eines separaten Zollgebiets erhalten. Die 
Bürger Hongkongs sind ausnahmslos chinesi­
sche Staaubürger, auch wenn sie über einen 
britischen Paß für Bürger von abhängigen Terri­
torien (BOTe) verfügen. Großbritannien ver­
sagt den 2 Mio Inhabern eines BDTC-PasS<::s, 
sich in Großbritannien niede~ulaSilen. 

China - BRO 

Bonn und Peking werden ihre politische Zu· 
sammenarbeit ausbauen und den Handel dur<:h 
neue chinesische Großaufträge an die bundes· 
deuuche Industrie erweitern. 
Mit diesem Ergebnis endete der sechstägige 
Besuch von Bundeskanzler Kohl Anfang Okto· 
ber dJ. in der VR China. Kurz nach Kohls 
Abflug wurde in Schanghai bekannt, daß die 
VR China für 1,3 Mrd DM ein Stahlwalzwerk 
bei bundesdeutschen firmen kaufen will. 
Auch beim Bau von Kernkraftwerken erwägt 
die VR Olina eine Zusammenarbeit mit Unter· 
nebmen aus der Bundesrepublik. 
Bereits während des Kohl-Besuchs in Peking 
war ein Vert rag über die Gründung eines bun· 
desdeutsch·chinesischen Gemeinschaftsunter­
nehmens zum Bau von Penonenwag.:n des 
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VW·Typs "Santana" unterzeichnet worden. 
Ferner wurden ein Notenwechsel über se:chs 
Abkommen zur Entwicklung der Fontwirt· 
schaft und Tien.ucht sowie eine Vereinbarung 
zum Ausbau der chinesischen Binnenschiff· 
fahrt unterschrieben. 

Weiterhin führte Bundeskanzler Kohl eine 
Reihe von Spitzengesprächen, die ihn u.a. mit 
Staatspräsident Li Xiannian, Ministerpräsident 
Zhao Ziyang, KP-Generalsekretär Hu Yaobang 
und Chinas "Slarkem Mann" Den Xiaoping 
l!usammenfiihrten. Neben der Erörterung über 
den weiteren Ausbau der politischen Zusam­
menarbeit wurde dabei vor allem der überein· 
stimmende Standpunkt Bonns und Pekings in 
der Afghaninan· und Kampuchca·Frage unter· 
strichen. 
Im Anschluß an seine China-Rei~e besuchte 
Helmut Kohl am 13.{l4. Oktober d.J. Paki­
stan. In Gesprächen mit dem pakistanischen 
Diktator Zia ul-Haq venprach Kohl U.I., 160 
Mio DM bundesdeutscher SteuergeIder zur 
Unterstützung afghani scher Rebellen locker· 
zumachen. 

Indien 

Mit einer politischen Niederlage für die indio 
sche Zentralregierung von MinisterpriUidentin 
I. Gandhi und der von ihr gefUhrten Kongreß· 
Partei hat der Machtkampf im südindischen 
Unionsstaat Andhra Pradesh am 16. Septem· 
berdJ. ein vorläufiges Ende gefunden. 

Der neue Gouverneur des Unionsnaates, Shar· 
ma, beauftragte den am 16. August d.J. von 
seinem inzwischen zurockgetretenen Amtsvor· 
gänger Ram Lal.,ntlassenen Ex-Ministerpräsi­
denten Rama Rao wieder mit der Regierungs­
bildung und vereidigte dessen neunköpfiges 
Kabinett noch am selben Tag. Gleichzeitiggab 
er Rao einen Monat Zeit, um den Beweis amu­
tr.,t.,n, daß er und seine Telugu·Desam·Partei 
im Landesparlament üher eine regierungsfahi· 
ge Mehrheit verfügen. 

Dem nach der Amtsenthebung Rama Raas ein· 
gesetzten Ministerpräsidenten Bhaskara Rao, 
der von der Kongreß·Parlei unterstützt wurde, 
W3 r es trotz wiederholte r Bemühungen nicht 
gelungen, eine Mehrheit im Parlament des 
Unionsstaates zu erlangen. 

Türkei 

Mitte August dJ. begann mit einem großen 
Aufgebot der türkischen Armee:, unterstützt 
von Hubschraubern sowie dur<:h ein 4.000 
Mann starke' Sonderkommando, eine weit· 
räumig angelegte Militäroperation gegen die 
kurdische Guerilla: Anlaß für diese: Aktion, 
war ein Wiederaufflammen bewaffneter kur­
discher Aktionen. 
Am 20. Oktober d.J. drangen die türkischen 
Truppen luf irakisches Territorium vor. Am 
17.10.1984 halte Ankara bekannt gegeben, 
der Irak habe zugestimmt, daß türkische Sol· 
daten bis zu 30 km auf uakisches Gebiet vor· 
dringen könnten. Die Türkei Jtrebt ein ähnli· 
ches Abkommen zur Bekämpfung der kurdi­
schen Aufständischen mit dem Iran an. 

Hauptopfer der Armee:offensive ill die kurdi­
sche Zivilbevölkerung. Viele Menschen werden 
unter dem Vorwand, die Guerillazu unterstü!­
l!en, verhaftet oder umgebracht. Im Dorf 
Segrik soU die Armee: ein SammcJlager für zahl· 
reiche der über 500 Verhafteten eingerichtet 
haben. Bei Bombardements der Dörfer Pertavi, 
Genzag, Zorova und anderer wurden viele 
Menschen, vorwiegend Kinder, getötet. 
Zeitgleich mit diesen Massakern wird in Anka· 
ra 56 von 1.386 Bürgern, die in einer In den 
Staats· und Parlamentspräsidenlen gerichteten 
Bittschrift zur Rückkehr zur Demokratie auf· 
riden, der Prozeß gemacht. Ihnen wird zur 
Lut gelegt, gegen das Verbot politischer Dek­
larationen verstoßen zu haben. 

Grenada 

Ein Jahr nach der US-lnvasion auf Grenada 
(25.10.1983) sollen am 3. Dezember dJ. Par· 
lamentswahlen stattfinden. 
Zur Wahl nellen sich einmal der frühere, 1979 
gestürzte Diktator Eric Gairy mit seiner Ver· 
einigten Partei der Arbeit (GULP) sowie der 
ehemalige Premierminister Herbert Blaize mit 
se:iner konservativen, auf US-Wunsch gegrün­
deten 3·Parteienkoalition Neue Nationale Par­
tei. 
Auf der Linken stellt sich die Patriotische Be· 
wegung Maurice Bishop (MBPM) unter Füh· 
rung von Kenrick Radix, des ehemaligen 
Justizministers der Revolutionären Volks­
regierung, zur Wahl. Die MBPM wurde am 
27.5.1984, dem 40. Geburtstag ~faurice 

Bishops, gegründet. Sie fordert in ihrer Wahl· 
plattform den Abzug aller Besatzungstruppen, 
die die Unabbangigkeit der Insel gefahrden. 
Angesichts der wuts.::haftJichen und sozialen 
Krise im Land - Anstieg der Arb.,itslosigkeit 
von 14% auf 30%, Stopp aller Soo:ial- und 
Bildungsprogramme der Regierung unter Mau­
riee Bishop - fordert die MBPM sofortige wirt· 
schaftliche Kurskorrekturen. Vor allem müsse 
dem Ausverkauf grenadiseher Firmen an die 
USA dringend Einhalt geboten werden. 
Zunehmend Sorge bereitet der MBPM auch, 
daß die USA wirk lich freie Wahlen zu verhin­
dern suchen. 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 



• Kurzinformationen 

WeltbankllMF 

Ende SeptembcrdJ. fanden in Washington die 
Jahrestagungen.der Weltbank und du Inter­
nationalen Währungsfonds (IM F) stlltt. 
Wichtigncs Ergebnis der Weltbank-Tagung war 
die Verabschiedung e ines Aktionsprogramms 
zur Linderung der Armut in den afrikanischen 
Staaten der Subsaharazone. Gefördert werden 
$.Oll vor allem die Landwiruchaft in diesen 
Gebieten. 
Auf der IMF·Tagung wurden die Forderungen 
der Entwicklungsländer nach Zuteilung neuer 
Sondeniehungsrc:chtc von den USA, der Bun· 
desrepublik, Großbritannien und Japan abge­
lehnt. 
Der vor .3 Jah«'ß geschaffene und bis 1984 
befristete "Erwcitene Zugang"zu Kreditmög· 
lichkeiten für Entwicklungsländer mit bes.on· 
deren Schulden- und Zahlungsproblemen wur­
de um I Jahr verlängert. AUerdings wurde der 
Umfang der zusätzlichen Kredite auf Betrei­
ben der USA eingeschränkt. 
Auch bezüglich einer gesonderten Schulden· 
konferenz konnten die USA ihre VorsteUun­
gen durchsetzen. Die Industriesta<>ten wollen 
zwar im April 1985 im Rahmen des IMF mit 
den Entwicklungiländem einen Dialog über 
Wirtschafts·, Handds· und Finanzprobleme 
aufnehmen. Dies bedeutet jedoch nicht, daß 
die bisher eingeschlagene Strategie, bei Zah· 
lungsschwierigkeiten Lösungen von Fall zu 
Fall zu suchen. zugunsten einer globalen Lö­
sung des Schuldenproblems aufgegeben wer· 
den soll. 
Der Bundesregierung, die die Politik des JMF 
vorbehaltlos unterstiitzt, wufen SPD und 
Grüne am 3.10.1984 im Bundestag vor, nicht 
genügend für die Enuchärfung des Schulden· 
problems getan zU haben. Stattdessen betreibe 
sie zusammen mit den anderen westlichen In­
dustrienationen einen ,.finanzpolitischen 
Kolonialismus" (Mariduise Beck-Oberndorf) 
gegenüber der Dritten Welt. 

Marokko 

Bei den marokkanischen Parlamenuwah!en 
vom 14.9.1984 konnten sich erneut die 
Rechtsparteien durchsetzen. 
Auf die Konstitutionelle Union (Ue), die Na· 
tionale Versammlung der Unabhängigen (RNI) 
und die Nationaldemokratische Partei (PND) 
entfielen ZU$llmmen 108 von 204 Direktman· 
daten. Die Sozialistische Union der Volkskräf· 
te (USFP) konnte trotzStimmenverlusten ihre 
Sitzzahl gegenüber 1977 mit !14 Mandaten 
mehr als verdoppeln. 
Auf die kommuninische Partei des Fort­
schritts und des So~ialiJmus entfielen 2 (vor· 
her I) und auf die neue Linkspartei Organisa· 
tion der Demokratischen und Volksaktion 
(OADP) I Sitz. Die lsti·qal·Partei (PI) erhielt 
23. die Volksbe"'egung (MP) 31 Mandate. 
Die Wahlen ändern jedoch wenig an der All­
macht König Hassans 11. und geben zudem ein 
verzerrtes Bild des \ .... 1ihlerwillens wieder. Par· 
teien, die die Besetzung der WeSISahara ableh· 
nen, sind illegal, 2.000 OppositiondIe 
schmachten in den Gef1ingnissen. Wie bei vor· 
herigen Wahlen kam es auch diesmal zu ma.ssi­
ven Wahlfiilschungen. Das politische Spektrum 
des Parlaments wurdc zudem durch die Wahl 
von weiteren 102 Abgeordneten durch die 
Kommunalparlamente am 2.10.1984 nach 
rechts verschoben. 

Ägypten - Jordllnlen 

Am 30. September dJ. machte Ägyptens 
PriUldent lIomi Mubarak Preiserhöhungen rur 
Grundnahrungsmittel (Brot. Zucker, Speiseöl 
usw.) wieder rückgängig, nachdem e!Zu Arbei· 
terunruhen in Kafr eI·Dauar, einem Industrie· 
vorort von Alexandria, gekommen war. 
Kurz zuvor, am 25.9.1984, hat!e Mubarak ci· 
nen außenpolitischen Erfolg verbucht, alsjor­
daniens König Hussein die Wiederaufnahme 
der diplomatischen Beziehungen zu Ägypten 
bekannt gab. Dem war im Dezember 1983 ein 
jordanisch-egyptisches HandelsprotokoU vor­
ausgegangen, das den wirtschaftlichen Boy· 
kot! jordaniens gegenüber Ägypten beendet 
bane. Die Beziehungen zwischen Kairo und 
Amman waren im März 1979 unterbrochen 
worden, nachdem der Arabische Gipfel von 
Bagdad wegen des Separadriedens Sadats von 
Camp David/Washington zum Boykott 
ÄgyptenS aufgefordert hatte. Damals waren 
nur drei Mitglieder der Arabischen 11ga, der 
Oman, Sudan und Somalia, dem Sanktionsbe­
schluß nicht gefolgt. jordanien stellte nun als 
erster Boykottstaat die Beziehungen wieder 
her. 

Bei einem anschließenden Staatsbesuch Muba­
raks in Amman am 9.10.1984 war die Rede 
von einer gemeinsamen Strategie zur Lösung 
der Palästinafrage. Dies erfordere - 50 Mu· 
barak - weder eine jordanische Anerkennung 
von Camp David noch eine Wiederbelebung 
des Reaganplans vom September 1982. Viel· 
mehr unterstützten beide Seiten die Idee, eine 
internationale Nahost·Friedemkonferem uno 
ter UN·Schirmherrschaft (siehe AlB 9/1984, 
S.50) einzuberufen. 

Mor;amblque 

Am 3.10.1984 schlosscn die m~mbikanische 
f'RELlMO-Regierung und die konterrevo· 
lutionäre Bewegung Nationaler Widerstand 
Mo~mbiques (RNM) in Pretoria ihre erste 
Übereinkunft zur Beendigung des Krieges in 
Mor;ambique. 
Du 4-Punkte-Abkommenbeinhaltet die Aner· 
kennung Samora MacheIs als Präsidenten des 
Landes, die Notwendigkeit der Beendigung des 
Krieges, die Bitte an Südafrika zUr Dur<:hset· 
zung des Abkommens beizutragen und den 
Auftrag zur Bildung einer gemeinsamen Ver· 
handlungskommission. 
Beide Seiten stellten aber sofort klar, daß dies 
weder ein Waffenstillstandsabkommen noch 
ein Friedensvertrag darstdle. Auch werde die 
Stationierung südafrikanischer Truppen auf 
mo~ambikanischem Territorium zur Siehe· 
rung wichtiger Anlagen wie des Cabora·Bassa· 
Staudamms nicht gestattet. 

Zweifellos gelang Südafrikas Premierminister 
P.W. Botha mit seinem Auftreten als Vermitt· 
lerzwischen der mor;ambikanischen Regierung 
und dem RJI,'M ein publizistischer Coup, der 
über die materielle und politische Unterstüt· 
zung des RNM·Terrors hinwegtäuschen soll. 
So gehen die Kämpfe in lI.lo"ambique mit 
wachsender Härte weiter, während in Pretoria 
über die Modalitäten eines Waffenstillstands 
verhandelt wird. 

Uganda 

5 j ahre nach dem Sturz des Amin·Regimes ist 
in Uganda noch immer kein Ende des Terrors 
abzusehen. Vielmehr verdichten sich die An· 
zeichen dafiir, daß das Militär auch unter der 
zivilen Regierung Obote die Vernichtung von 
Menschenleben in großem Stil betreibt. 
Hintergrund der Geschehnisse ist die nach wie 
vor ungelöste "Stammesfrage" (Auseinander­
setzungen zwischen den Baganda im Südouen 
und vorwiegend nilonamitischen Stämmen im 
Norden: siehe AlB 3/ 1981, S. 34f.). Der Kon­
flikt wird zudem durch wirtschaftliche Pro· 
bleme verschärft, insbesondere durch die Uno 
fahig keit der Regierung, geeignete Schritte zur 
Lösung des Hungerproblemseinzuleiten. 
Die Betroffenheit der Bevölkerung schlägt sich 
u.a. in einem wachsenden Zulauf zu Rebellen­
anneen nieder. von denen zur Zeit sechs im 
Land operieren. Die einflußreichste Guerilla· 
organisation ist die Nationale Widerstands­
armee (NRA) des ehemaligen Verteidigungs­
ministers Y oweri MU5Cveni, die das "Luwero­
Dreieck" - wichtiges Anbaugebiet des Haupt­
exportproduku Kaffee - fast vollständig kon­
trolliert. Da die Armee der Guerilla bislang 
militärisch nicht beikommen konnte, hält sie 
sich an der Bevölkerung schadlos. Internatio­
nale Beobachter sprechen von bis tu 200.000 
Toten seit Obotes Regierungsantritt. 
Ungeachtet dieser Men schenrechtsverletzun· 
gen halten Bonn, London und Washington an 
ihrer wirtschaftlich·militärischen Unterstüt­
zungfen. 

Enld.dunl .in •• M . .... nanbes in Up nda 
".-~ ,.-
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Warum Bücher kaufen, 1wenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AIB-Abonnenten haHlen wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereH. Bücher, die für IDriHe-WeH../nteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle! zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AIB-Leser kann In Iden GenuB unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereHs seI~st abonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent !las Jahresabo bezahH bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe Heftmitte) eine Abbuchungsvollmacht erteiH 
hat. 

Fidel C&slro 
... wenn wir Oberleben wollen 
296 S., Weltkreis 

Frederick Mayer 
Wahnsinn USA 
215 S" Weitkreis 

• .n.,. IK.."..... sI_ an __ 1in:IIIM.,.rnk ..... H 
ent .......... e.u.tltnlk ..... ...,.,.,. MI: 
All, U. .... b .. 41, 3550 ....... 1 

Frank Niess 
Der Koloß Im Norden 

400 S., Pahl--Rugenstein 



WEIHNACHTSSONDERANGEBOT 

Tee 
5 

aus 
Päckchen 

DM 

Mozambique 
ci. 250 g 

nur 40,­
kostenfrei 
A 4913 

und versand-

250 g Tee 
A 4912 
100 g Tee 
A 4qll 

aus 

aus 

40 , - DM 
Mozambique 

8,50 DM 
Mozambique 

3 , 50 DM. 

aus Angola Espresso-Kaffee 
2,5 Pfund gemahlen 
vakuum-verpackt ci. 250 g 
nur 35 , - DM und versand­
kostenfrei 
A 2902 
250 g 
A 2901 

35 , - DM 
Espresso-Kaffee 

7 , 50 DM 

VIRTllOUil' Oll 
SANOINISTISCHI 
RIVOILUTION 

_._._---
Chilenische 
Küche 

WEIHNACHTSSONDERANGE80T 

Nicaragua - Kaffee 
3 Pfund , gemahlen. vakuum- verpackt 
ci. 500 g. ~ 35, - DM und versand­
kostenfrei 
8 3902 35 , - DM 
1 Pfund Nicaragua-Kaffee 
B 3901 , 
250 g Nicaragua- Kaffee 
8 3911 

,ultel"stiitzen 

13,- DM 

6,50 DM 

• 
KCXJiElOi ''Qri.1enische 
K"U::he" ,00 Rezepte ,zahl­
reid1e Attl . tn::'I Neru::Ia­
Gedichte , 84 Sn . (s .Attl) 
8 1202 6,80 DM 

---------------------------------------------------~----=--'--~ 



Postkarten der 

; Nicaragua libre! 

PI_nwft "t.,~ 11" ..... IOit IS PI.oIo<>"" ... du> """10 .. 
~I.,... .. . Ol:< ~ -, .... ,P p~~ ~~ , __ . IUI. ODO<\) 

~ 1.:<." !U0JI'R:lS 12._ CM 

1'I:!':nO dUl",,_MoIOß C-- ')"-. OIIt oponl~ 
"""'-"l\, Jak<! .,Un.om!Bt_lo:aoTf aul-'" ~ 
DI.'I A ,~.4 1O.no~1 ... ( •• ,Id). <'>On IlrOos' 
o ''''li 10,_ 1J< 

P(b~ " ,""IUl 10 ..... 1.0·· . ~ \al -.' Sd'rOOor. DIll A 2 
~ <IJf 1O.not<h,*""lor (.. It<>. ",,,", """ .. , 
Al~ 6,-CM 

!'(f;mo ''Soll'''''''- ... , "'" ~_ ~·.WtIOl-
... _sw ............... OlNA 1. ~1<4",.,..,._ 

10._ [)I 



Scluuuck 
Anhanger, ASK-Taube 
silber F 0701 16,- rn 
( s . Al::b. Nr .1 auf der Rü::ksei te ) 
gold F CJ714 78,- rn 

Anhänger, 
silber 
(5 . Abb. Nr. 
gold 

ASK-Minitaube 
!i' 0'Xl2 10,- rn 
2 auf der Rlic:kseite) 
F 0715 26, - rn 

Kettchen 

silber 49 OTI F 0703 

silber 55 crn F 0'iD4 

gold 38 cm F 0717 
gold 42 Oll F 0716 

9,- [M 

10.9:1 rn 
32,- rn 
34,- rn 

Anstecker, ASK-Taube 
silber F 0Q05 29,- U~ 

Ohrstecker , A~K-Taube 

silber einzeln F (J7OO 14 ,- IJ>1 

silber Paar F a;uI 25,- IN 

C>lrhärger. ASK Taube 
an &gelt silber 
einzeln F 0713 17,- rn 
Paar F CJ7l2 32, - [M 

Orhhärger. ASK Taube 
Stecker mit Kettchen 
silber(s.Abb ,3,Rücks. ) 
einzeln F 0711 2:),- rn 
Paar F 7010 '37 ,- [M 

~. 
aus Tcn 

blau F C1i'03 6,9J CM 
bram F Cf7r:r7 6.:0 [M 

Anhänger, chilenische 
F'riedenstaut:e aLS 

Acffit 
B 0701 5,- rn 
Anhänger 
-Symbol der SWAPO 
silber(s.Abb.4.Rücks. J 
A 3701 18,- DM 

Solidaritätsshop Dritte Welt 
Produktions ' Verlags Vertriebs GmbH 
Hamburger Allee 52 6000 Franklurt /M. 90 

o 

Anhänger 
Syrool des m:; 
silber(Abb.5,Rüdks) 
A llUl 18,- r:M 

Arlhä'lger aus sal va­
cbrli<USChen 
Cq:.irol-Kemen mit 
typisch salvadoria­
n.i.sche1 M::>ti ven in 
leochterrlen Farben, 
Val ~emder 

FMI.N bearbeitet Lrrl 
baralt (5. Abb. 0.) 
B 2XJl 10,- rn 

rnAFHIKMAPPE des sa1 va­

d:::rimischen Ki.hstlers 
Rafael Cabrera 
5 Blätter. dazu je ein 
Blatt mit Gedidl't.en VCt'l 

Neru:ia, Cardenal. Vega , 

DIN A l~ormat,s/w , 
(s . Abb. ~) 

10,- rn 



SIek . Einzelpreis 

VersandkOSlenanteil t-_3~~5~O,-"f.M"'--i 
Den Betrag von . . DM I 

o habe ich aul das P$chKto 
Firn 101636-604 an OOQ 
Solidarilatsshop prittll 
Welt o.befwie.n. 

o begleiche ich mit beiliegen. 
dem VerlllChnungw:twWc.. 

o sIellI m" bine zuzuglleh 
2.50 DM per Nachnahme 
in Rechnung 

Name 

Slraße 

PLZ 

Datum Un terschrift 

GesamtbetriIQ 

o Für den Versand meiner 
bestellten PlaI<ate bitte ich 
um Rollenversand für 2,­
DM Mehrkosten, 

Alle Angebote sind nur gül t ig bis zum 31,12.1984 
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